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Vorwort des Ausschusses

Die Nanoelektronik ist eine Querschnittstechnologie mit hoher Dynamik und großen wirt-
schaftlichen Potenzialen. Ihre Komponenten werden in zahlreichen Anwenderbranchen,
wie beispielsweise der Medizintechnik, der Konsumelektronik und der Automobilindustrie,
eingesetzt. Diese Branchen repräsentieren einen globalen, dynamischen Markt, der heftig
umkämpft ist. Aufgrund der damit verbundenen Wachstums- und Beschäftigungspotenziale
erfährt die Nanoelektronik weltweit staatliche Förderung. Mittels eines breiten Spektrums
von Instrumenten wird in zahlreichen Ländern die FuE-Basis gestützt, und es werden teils
hohe Beihilfen beim Aufbau von Produktionsstätten sowie Steuervergünstigungen gewährt,
um die nationalen Industrien wettbewerbsfähig zu machen. Angesichts des scharfen Wett-
bewerbs auf den globalen Märkten verdient dieser Umstand besondere Berücksichtigung.

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat vor diesem Hin-
tergrund das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag beauftragt,
die Rolle und die Auswirkungen der EU-Beihilfenkontrolle auf die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft im Bereich der Nanoelektronik zu analysieren.
Gewünscht wurde eine vergleichende Bestandsaufnahme aktueller politischer Maßnahmen
in Deutschland, den EU-Staaten, den USA sowie ausgewählten asiatischen Ländern. Diese
sollten Basis sein für die Prüfung der Frage, wie die EU-Beihilfenkontrolle die Marktchan-
cen und Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten beeinflusst und welche Maßnahmen ggf.
ergriffen werden sollten, um hier Verbesserungen herbeizuführen.

Auftragsgemäß hat das TAB eine ausführliche Analyse der Standortfaktoren und Heraus-
forderungen für Deutschland und Europa im Vergleich mit den USA und einigen asiati-
schen Ländern durchgeführt, die Gründe für und gegen staatliche Eingriffe unter besonde-
rer Berücksichtigung der EU-Beihilfenpolitik erörtert sowie Handlungsbedarf und
Handlungsoptionen identifiziert.

Der vom TAB vorgelegte Arbeitsbericht „Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirt-
schaft im internationalen Umfeld im Hinblick auf die EU-Beihilfenpolitik am Beispiel der
Nanoelektronik“ dokumentiert die Ergebnisse dieser Analysen. Es wird gezeigt, dass es ne-
ben der Beihilfenpolitik zahlreiche weitere Faktoren sind, die im „Innovationssystem Na-
noelektronik“ zusammenspielen (wie Nachfrage, Standortbedingungen, Wissensbasis) und
die öffentliche Förderung nur einer von vielen ist. Deutlich wurde ferner, dass es zwar
durchaus gute Gründe gegen zu intensive unterstützende Maßnahmen gibt (wie Wettbe-
werbsverzerrung oder Subventionswettläufe). Dennoch müssen die offensichtlichen Indizien
für z. T. massive staatliche Unterstützung in einigen Ländern (z. B. USA, China, Taiwan)
bei der Abwägung von Pro und Kontra mit bedacht werden.

Die im TAB-Bericht erarbeiteten Handlungsoptionen geben Hinweise dafür, wie mit Au-
genmaß – und ohne weitgehende Änderungen der EU-Beihilfenkontrolle – national, im
Rahmen der EU und auf globaler Ebene Maßnahmen in die Wege geleitet werden könnten,
um faire Wettbewerbschancen für deutsche und europäische Unternehmen zu ermöglichen.

Da die Analysen sowie die zur Diskussion gestellten Handlungsoptionen auch Relevanz ha-
ben für andere Hochtechnologiebranchen, wird der TAB-Bericht für die zukünftige politi-
sche Gestaltung fördernden Rahmenbedingungen eine nützliche Informationsbasis sein.

Berlin, den 10. September 2010

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Ulla Burchardt, MdB
Vorsitzende

Dr. Thomas Feist, MdB
Berichterstatter

René Röspel, MdB
Berichterstatter

Prof. Dr. Martin Neumann (Lausitz), MdB
Berichterstatter

Dr. Petra Sitte, MdB
Berichterstatterin

Hans-Josef Fell, MdB
Berichterstatter
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Zusammenfassung

Ausgangssituation, Zielsetzung und Vorgehen

Viele Länder sehen das inländische Wachstum von High-
techbranchen als zentral für die zukünftige wirtschaftli-
che Entwicklung an und engagieren sich in einem starken
internationalen Wettbewerb. Um Wachstum und Beschäf-
tigung in diesen zukunftsträchtigen Sektoren oder Tech-
nikfeldern zu fördern, werden Unternehmen häufig hohe
staatliche Unterstützungen (z. B. durch Subventionie-
rung oder Steuervergünstigungen) gewährt.

In der Europäischen Union jedoch werden die staatlichen
Unterstützungsmöglichkeiten der Mitgliedsländer durch
die EU-Beihilfenkontrolle reguliert. Ziel ist es, staatliche
Beihilfen der Mitgliedstaaten zu reduzieren, um die euro-
päische Integration und den freien Wettbewerb innerhalb
Europas voranzutreiben. Nur unter bestimmten Voraus-
setzungen werden staatliche Beihilfen von EU-Mitglied-
staaten durch die Europäische Kommission gewährt. Die
Auswirkungen der EU-Beihilfenkontrolle auf die natio-
nale Politiksteuerung werden besonders intensiv im Be-
reich der Nanoelektronik diskutiert. Denn die Nanoelek-
tronik gilt als wichtige Querschnittstechnologie mit einer
Vielzahl von Anwendungsfeldern (z. B. Konsum-, Auto-
mobil-, Industrieelektronik) und hohen wirtschaftlichen
Potenzialen. Im internationalen Wettbewerb werden vor
allem der Bau von neuen Produktionsstätten sowie der
Ausbau entsprechender Infrastruktur von einigen außer-
europäischen Staaten massiv unterstützt und die Produk-
tionsstätten zunehmend in jenen Ländern aufgebaut.

In dem vorliegenden Innovationsreport des TAB im Auf-
trag des Ausschusses für Bildung, Forschung und Tech-
nikfolgenabschätzung geht es daher um die Frage, wie die
Auswirkungen der EU-Beihilfenkontrolle auf die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit in der Nanoelektronik ein-
zuschätzen sind und welche Optionen sich für eine geeig-
nete Förderung der Nanoelektronik ergeben. Die
Auswirkungen der EU-Beihilfenkontrolle auf die Wettbe-
werbsfähigkeit der EU-Mitgliedsländer sind allerdings
vor allem indirekter Natur und abhängig vom Zusammen-
spiel mehrerer Faktoren im Innovationssystem (z. B.
Nachfrage, inländische Ansiedlungen von Anwender-
branchen), der Nutzung komplementärer politischer In-
strumente sowie dem Ausmaß öffentlicher Unterstützung
in außereuropäischen Staaten. 

Um diese Zusammenhänge zu berücksichtigen, wird in
diesem Innovationsreport ein mehrstufiges Vorgehen ge-
wählt: Zunächst erfolgt auf Basis von Literatur und Ex-
pertengesprächen eine Innovationssystemanalyse zur
Identifizierung der wichtigen Standortfaktoren und der
Herausforderungen für Deutschland und Europa. Daraus
kann möglicher politischer Unterstützungsbedarf abgelei-
tet werden. Danach werden die aktuellen politischen
Maßnahmen in Deutschland im globalen Vergleich mit
den USA und einigen asiatischen Ländern näher darge-
stellt. Der Fokus liegt dabei auf den Fragen, welche öf-
fentlichen Maßnahmen in Deutschland und Europa bis-
lang ergriffen wurden und ob außereuropäische Länder
die Entwicklung der Nanoelektronik stärker unterstützen.
Schließlich werden mögliche Gründe für und gegen staat-
liche Eingriffe sowie die Auswirkungen der aktuellen
EU-Beihilfenkontrolle in der Nanoelektronik erörtert.
Darauf aufbauend werden Handlungsoptionen für Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft abgeleitet.

Wettbewerbsfähigkeit Europas in der Nanoelektronik

Der globale Wettbewerb und die internationale Arbeits-
teilung sind in der Nanoelektronik noch stärker als in an-
deren Branchen fortgeschritten. Häufig sind die einzelnen
Aktivitäten (Chipdesign, Produktion, „packaging“, Wei-
terverarbeitung) in der Nanoelektronikwertschöpfungs-
kette global verteilt. Folgende zentrale Entwicklungen
lassen sich für die jüngere Vergangenheit feststellen:

– Beim FuE-intensiven Chipdesign ist der amerikani-
sche Standort bislang deutlich führend, einzelne asiati-
sche Länder (v. a. Taiwan) holen aber auf. Am Stand-
ort Europa sind Designunternehmen vorrangig in der
Automobil- und Industrieelektronik tätig.

– Die Anteile einzelner Standorte bei den Produktions-
kapazitäten haben sich in den vergangenen Jahren
deutlich verschoben. In Europa hat der Anteil an der
weltweiten Produktion zwischen den Jahren 2000 und
2009 von 15 auf gut 10 Prozent abgenommen.
Deutschland ist dabei der bedeutendste Produktions-
standort in Europa, verliert aber ebenfalls an Boden.
Auch Japan und die USA haben erhebliche Produk-
tionsanteile zugunsten anderer asiatischer Länder
(z. B. Taiwan, China) verloren. 

– Das Zusammensetzen der Halbleiterprodukte
(„packaging“) findet bereits seit längerer Zeit vorran-
gig in Asien statt. Der Beschäftigungsanteil Europas
liegt hier aktuell unter 2 Prozent.

– Die größten Nachfrager bzw. Anwender von Halblei-
terprodukten sind asiatische Länder mit einem ge-
meinsamen Marktanteil von ca. 70 Prozent. In Europa
werden nur noch 13 Prozent der Weltproduktion nach-
gefragt.

Diese Hinweise zeigen, dass die Unternehmen in Europa
in der Nanoelektronik unter erheblichem Wettbewerbs-
druck stehen.

Relevante Standortfaktoren und Position von 
Deutschland und Europa

Bedeutung einzelner Standortfaktoren

Die Gründe für die beschriebenen Entwicklungen in der
Nanoelektronik sind vielschichtig. Eine Vielzahl von an-
gebots- und nachfrageseitigen Standortfaktoren (z. B.
Wissensbasis, Infrastruktur, Nähe zu Absatzmärkten) so-
wie politischen Maßnahmen sind für die Wettbewerbsfä-
higkeit der Unternehmen in der Nanoelektronik von Be-
deutung. Dabei ergibt sich als eine zentrale Frage, wie
bedeutend inländische Produktionsstätten für die langfris-
tig erfolgreiche Entwicklung Deutschlands und Europas
als Nanoelektronikstandort sind. Bei dieser Frage besteht
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weder innerhalb der Literatur noch unter den befragten Ex-
perten Einigkeit. 

Für die hohe Bedeutung der räumlichen Nähe zwischen
Halbleiterproduktion und anderen Wertschöpfungsstufen
(u. a. Zulieferer, FuE, Anwender) sprechen vor allem
Agglomerationsvorteile (u. a. gemeinsame FuE-Infra-
struktur, Größenvorteile) und räumliche Wissens-Spill-
over-Effekte: Beispielsweise ist es für die Ausrüstungs-
hersteller oder FuE-Dienstleister von Vorteil, schnellen
und leichten Zugang zu den Reinräumen in den Produk-
tionsstätten sowie Informationsaustauschmöglichkeiten
vor Ort zu haben, um passfähige Lösungen zu entwickeln.
Anwenderindustrien können in strategische Abhängigkeit
von ausländischen Halbleiterunternehmen geraten (z. B.
Verlust von Einfluss auf die Richtung der FuE, Wechsel-
kursrisiko, Marktmacht anderer Länder). Infolgedessen
würden der Produktionsverlagerung von Europa in Dritt-
länder immer stärker Standortverlagerungen der inländi-
schen Zulieferer und Designunternehmen folgen oder die
im Ausland ansässigen Unternehmen in diesen Bereichen
besonders stark wachsen.

Einige der Experten vertreten jedoch die Position, dass
ein Verlust an deutschen bzw. europäischen Produktions-
stätten – ähnlich wie in den USA – nicht zwangsläufig
negative Konsequenzen nach sich ziehen muss. Sie beto-
nen die hohe Bedeutung anderer Standortfaktoren (z. B.
technologisches Wissen für Chipdesign) und empfehlen,
sich auf die Entwicklung innovativer Produkte und Pro-
zesse für den Weltmarkt zu konzentrieren. Daneben seien
die nachgelagerten Anwenderunternehmen nicht erheb-
lich geschwächt, da diese in der Regel bereits global in
anderen Regionen (v. a. Asien, USA) tätig sind und damit
weiterhin einen guten Zugang zu nanoelektronischen Vor-
leistungsgütern und entsprechendem neuen technologi-
schen Wissen haben.

Zusammenfassend lässt sich somit schwer beurteilen, wie
zentral der Erhalt der inländischen Produktion und eine
entsprechende staatliche Unterstützung sind.

Stärken und Schwächen Deutschlands und Europas

Bei der Betrachtung von Stärken und Schwächen Europas
im globalen Vergleich zeigt sich folgendes Bild: Aktuelle
Stärken am Standort Deutschland (und z. T. in Europa)
bestehen in der technologischen Wissensbasis. Die breite
Systemkompetenz von qualifizierten Fachkräften (z. B. in
der Leistungselektronik) und die Forschungsstärke im so-
genannten „More-than-Moore“-Bereich führen zu einer
hohen internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Ebenso hat
sich die Zusammenarbeit in den jeweiligen Clustern in
Deutschland und Europa zwischen den verschiedenen
Akteuren (Wissenschaft, Industrie) gut etabliert. Bei der
Nachfrage bestehen Vorteile in der Automobil- und In-
dustrieelektronik durch einen großen inländischen Markt.

Als Schwäche Deutschlands und Europas in der Nano-
elektronik gelten, wie auch in anderen Technikfeldern,
die kommerzielle Umsetzung: Die Investitionen von
Großunternehmen sind gering, der Internationalisierungs-
und Diversifizierungsdruck bei KMU hoch und die Ge-
schäftsmodelle der Unternehmen in Europa weisen nur
geringe Komplementaritäten zueinander auf. 

Insgesamt ist aber zu beachten, dass bei vielen Standort-
faktoren in der Ausprägung keine großen Unterschiede
zwischen den führenden Nanoelektronikstandorten der
Welt bestehen. Deshalb werden staatliche Politikmaßnah-
men, v. a. beim Bau von Produktionsstätten, als aus-
schlaggebend für Standortentscheidungen angesehen. 

Aktuelle Politikmaßnahmen in der Nanoelektronik

Bei den aktuellen Politikmaßnahmen zeigen sich in
Deutschland vielfältige Ansätze zur Förderung der Wis-
sensbasis sowie der Wissensanwendung und Vernetzung.
Dazu gehören besonders die institutionelle FuE-Förde-
rung, der Aufbau von Public-Private-Partnership-Model-
len (z. B. Namlab) sowie regionale und nationale Förder-
programme (z. B. IKT 2020 des BMBF). Während diese
Vielfalt und die Durchführung der Förderung durch die
Institutionen von den befragten Experten als durchaus po-
sitiv eingeschätzt werden, bestehen auch einige Kritik-
punkte. Diese betreffen

– die eher stagnierenden staatlichen FuE-Ausgaben in
der Nanoelektronik, die nicht mit den steigenden FuE-
Kosten (u. a. aufgrund der teureren Ausstattung durch
komplexere FuE-Herausforderungen) mithalten kön-
nen;

– die Einschränkung wichtiger Förderprogramme auf
die Unterstützung von Projekten, bei denen Prozesse
bzw. Produkte entwickelt werden, die national ge-
nutzt, produziert oder verarbeitet werden. Projekte mit
reiner internationalen Verwertungsabsicht werden
kaum gefördert;

– Abstimmungsprobleme bei den europäischen For-
schungsförderungsprogrammen: Diese Programme
besitzen insgesamt eine sehr hohe Bedeutung für die
anwendungsorientierte, internationale Kooperations-
forschung in der Nanoelektronik. Allerdings zeigen
sich bei den stark nationalstaatlich mitbestimmten
Programmen (z. B. ENIAC, CATRENE) sowohl er-
hebliche inhaltliche Überschneidungen und eine feh-
lende kritische Masse für Förderthemen als auch er-
hebliche Abstimmungsprobleme zwischen den
Nationalstaaten (z. B. bei der Förderhöhe oder der in-
haltlichen Abstimmung); 

– die geringe Investitionsförderung: Während Deutsch-
land vor allem im Zuge der Wiedervereinigung unter
Nutzung der regionalpolitischen Fördermöglichkeiten
den Aufbau der Halbleiterindustrieproduktion stark
unterstützt hat, zeigt sich nicht zuletzt aufgrund der
aktuellen Regelungen zur EU-Beihilfenkontrolle eine
weiter zurückgehende Investitionsförderung.

Bei dem Vergleich der deutschen und französischen För-
derpolitik zeigen sich erhebliche Unterschiede. Obwohl
auch Frankreich der EU-Beihilfenkontrolle unterliegt,
weist seine Politik in der Nanoelektronik einen deutlich
höheren industriepolitischen Charakter auf. Verschiedene
Maßnahmen (z. B. hohe nationale Förderung innerhalb
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europäischer FuE-Programme, FuE-Programm Nano
2012) führen zu einer deutlichen Unterstützung der Ak-
teure am Standort Grenoble. 

Im globalen Vergleich bieten einige Länder (z. B. Taiwan,
China, USA) noch größere staatliche Unterstützung in der
Nanoelektronik an. Wenngleich die Informationen über
öffentliche Maßnahmen unvollständig sind, zeigen sich
Indizien für umfangreiche staatliche Eingriffe. Die Staa-
ten und Regionen haben dabei eine große Zahl unter-
schiedlicher Fördermaßnahmen und Anreizinstrumente
entwickelt. Diese beinhalten

– eine intensive FuE-Förderung (z. B. Taiwan, Japan,
USA),

– zumindest in einzelnen Fällen sehr hohe Beihilfen
beim Aufbau von Produktionsstätten (z. B. China,
USA),

– verschiedene Steuervergünstigungen, u. a. Steuerbe-
freiungen bei Neuinvestitionen oder Grundsteuerer-
mäßigungen (z. B. China, Taiwan, Südkorea, Japan),

– interventionistische Eingriffe zur Unterstützung der
Speicherchiphersteller im Zuge der aktuellen Wirt-
schaftskrise (z. B. Taiwan, Japan). 

Im globalen Vergleich zeigen sich tendenziell Ähnlich-
keiten bei der Vielfalt der FuE-Förderung. Die Förderung
der Produktion in der Nanoelektronik scheint in einigen
Ländern (z. B. China, USA, Taiwan) jedoch deutlich hö-
her als in Deutschland oder Frankreich zu sein.

Rechtfertigung und Auswirkungen der EU-Beihilfen-
kontrolle

Als zentrales Hemmnis für eine großzügigere staatliche
Unterstützung der Industrie in europäischen Staaten wird
von vielen befragten Experten die europäische Beihilfen-
kontrolle genannt. 

Gründe für und gegen staatliche Beihilfen

Grundsätzlich werden staatliche Beihilfen häufig auch
kritisch gesehen: Nach Ansicht vieler Ökonomen führt
die Koordination wirtschaftlicher Entscheidungen durch
private Märkte zu einer effizienten Verwendung von
knappen Ressourcen. Staatliche Eingriffe wie Steuerver-
günstigungen oder Subventionen sind aus dieser Sicht nur
bei Vorliegen wichtiger Gründe zu legitimieren, z. B. aus
Marktversagensgründen (u. a. externe Effekte, Informa-
tionsasymmetrien, Fehlallokation im globalen Wettbewerb),
aus verteilungspolitischen Gründen oder aus evolutions-
ökonomischer Sicht im Falle von Innovationssystemver-
sagen (z. B. bei Koordinationsproblemen). 

Eine vertiefende Analyse verschiedener Arten von Markt-
versagen im Hinblick auf die Nanoelektronik zeigt, dass
einige dieser Gründe für diesen Technologiebereich zu-
treffen. Es gibt beispielsweise Anzeichen für erhebliche
externe Effekte (u. a. Wissens-Spill-over-Effekte auf an-
dere Industrien, Kostensenkungen bei Anwendern) und
Fehlallokationen im globalen Wettbewerb aufgrund der
hohen staatlichen Förderungen außereuropäischer Län-
der. Ob dieses Marktversagen umfassend genug ist, er-
hebliche staatliche Investitionsbeihilfen für Produktions-
stätten rechtfertigen zu können, lässt sich generell kaum
klären. Zudem sind auch bei Vorliegen dieser Gründe
nicht immer zwangsläufig staatliche Eingriffe gerechtfer-
tigt, da unerwünschte Wirkungen auftreten können. Dazu
zählen Wettbewerbsverzerrungen, Staatsversagen (z. B.
Problematik des „winner picking“) Steuer- oder Subven-
tionswettlauf zwischen Ländern oder geeignetere Res-
sourcenverwendung an anderen Stellen.

Ausgestaltung und Auswirkungen der EU-Beihilfen-
kontrolle

Es gibt demnach einige Gründe, welche eine europäische
Beihilfenkontrolle rechtfertigen. Das aktuelle EU-Beihil-
ferecht verbietet grundsätzlich staatliche Beihilfen, sieht
aber verschiedene Ausnahmen (z. B. für KMU, FuE) vor.
In den vergangenen Jahren wurde das EU-Beihilferecht
im Rahmen des „Aktionsplans staatliche Beihilfen“ ver-
schärft („weniger und zielgerichtetere“ staatliche Beihil-
fen). Es wurden besonders regionale und sektorale Beihil-
fen für die Mitgliedsländer erschwert und infolgedessen
auch abgebaut. Damit gehen die Einschränkungen des
EU-Beihilferechts immer stärker über globale Subven-
tionsregelungen wie die WTO-Richtlinien hinaus, welche
zur Verhinderung eines Subventionswettlaufs bei Großin-
vestitionen kaum beitragen können.

Die Genehmigungen von Ausnahmen in den verschiede-
nen EU-Beihilferahmen orientieren sich an den genannten
Gründen für staatliche Eingriffe (z. B. externe Effekte).
Sie nehmen diese als positive Kriterien in Einzelfallunter-
suchungen bei großen Förderungen mit auf. Nach bisheri-
gen Streitfällen wurden sie für die Nanoelektronik in der
Regel auch als zutreffend beurteilt. Allerdings stehen
diese Genehmigungskriterien nicht im Zusammenhang
mit den Beihilfehöchstintensitäten. Für den für die Nano-
elektronik relevanten „Multisektoralen Beihilferahmen
für Investitionen“ sind selbst im Fall des intensiven
Standortwettbewerbs mit Ländern außerhalb Europas
keine höheren Beihilfesätze möglich. 

Dadurch sind die aktuellen Regelungen zu Beihilfe-
höchstintensitäten sowohl im Vergleich zu früheren euro-
päischen Regelungen vor dem Jahr 2002 als auch zu den
aktuellen Investitionsbeihilfen in außereuropäischen Län-
dern deutlich restriktiver. Daraus kann aber nicht unmit-
telbar auf eine Änderungsnotwendigkeit des europäischen
Beihilferechts geschlossen werden, z. B. aufgrund von
Risiken eines zunehmenden Subventionswettlaufs, stei-
gender Staatsverschuldung etc. Zudem zeigt sich, dass
sich das Beispiel der Nanoelektronik nur begrenzt auf an-
dere Sektoren übertragen lässt und eine gewisse Sonder-
position einnimmt. Besonders aufgrund der sehr hohen
Kapitalintensität in der Nanoelektronik und der sehr star-
ken Konkurrenzsituation mit Aufholländern sind die ein-
schränkenden Wirkungen der EU-Beihilferegelung hier
deutlich höher einzuschätzen als in anderen Sektoren. 
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Handlungsoptionen

Hinsichtlich der Ansatzpunkte für Verbesserungen lassen
sich einige allgemeine Handlungsoptionen ableiten, die
sowohl in der Literatur als auch von den befragten Exper-
ten übereinstimmend befürwortet werden. Darüber hinaus
gibt es weiterführende Optionen, bei denen jedoch klare
Meinungsverschiedenheiten sowohl zwischen den befrag-
ten Experten als auch innerhalb der Literatur bestehen:
Einige Experten halten die Unterstützung von Produk-
tionsstätten für die langfristige erfolgreiche Entwicklung
Deutschlands als Nanoelektronikstandort für notwendig.
Entsprechende Maßnahmen würden aber ein sehr spezifi-
sches Eingreifen in das Nanoelektronikinnovationssystem
bedeuten. Andere Experten hingegen sehen die Nähe von
Produktionsstandorten als weniger relevant an und raten
vor allem aufgrund der möglichen Risiken (z. B. Subven-
tionswettlauf) davon ab. Sie empfehlen eher eine stärkere
Fokussierung der staatlichen Unterstützung auf FuE und
Zulieferer der Nanoelektronik. 

Sowohl die vom TAB durchgeführte Analyse zur Beihil-
fenkontrolle als auch diejenige zur Wettbewerbsfähigkeit
Europas in der Nanoelektronik haben gezeigt, dass es für
beide Sichtweisen plausible Argumente gibt. Deshalb
wird auf Basis dieser unterschiedlichen Sichtweisen bei
den weiterführenden Optionen zwischen zwei verschiede-
nen Handlungsszenarien unterschieden:

– Erstens das Szenario „Rahmensetzende Politik“, wel-
ches sich auf die Bedürfnisse von Akteuren früher
Wertschöpfungsstufen (FuE, Design, Equipmenther-
steller) konzentriert. Gerade hier ist ein Marktversa-
gen (z. B. externe Effekte von FuE) sehr wahrschein-
lich, und politischer Handlungsbedarf ist daraus
ableitbar. Dabei werden vorrangig horizontale Maß-
nahmen eingesetzt (z. B. KMU-Förderung).

– Zweitens das Szenario „Aktive sektorale Technologie-
/Industriepolitik“, welches versucht, die gesamte Na-
noelektronikwertschöpfungskette zu stärken. Es um-
fasst dabei auch spezifische, sektorale Politikinstru-
mente (z. B. Investitionsbeihilfen) für die Förderung
von Produktionsstätten.

Die Optionen erfordern dabei nur zu einem begrenzten Teil
direkte Eingriffe bei der EU-Beihilfenkontrolle. Vielmehr
ergeben sie sich zumeist indirekt durch die Grenzen der
Kontrolle oder als komplementäre Fördermaßnahmen zur
Beihilfenkontrolle. Im Folgenden werden zunächst die
allgemeinen Handlungsoptionen und anschließend die
Optionen in den Handlungsszenarien kurz zusammenge-
fasst.

Allgemeine Handlungsoptionen

Die allgemeinen Handlungsoptionen stellen vorrangig
eine Optimierung der bisherigen Handlungsstrategien
Deutschlands dar und beinhalten folgende Gestaltungs-
möglichkeiten:

Erhöhung der FuE-Ausgaben: Die im Zeitablauf steigen-
den FuE-Kosten für Design und Produktion von Halblei-
tern sowie zunehmende FuE-Aktivitäten asiatischer Län-
der erhöhen den Druck auf den Forschungsstandort
Deutschland bzw. Europa. Vor diesem Hintergrund wäre
eine Steigerung der privaten und öffentlichen FuE-Aus-
gaben anzustreben. Inhaltlich könnte nach Einschätzun-
gen der Experten dabei ein Teil der öffentlichen Förde-
rung thematisch stärker festgelegt werden (z. B. auf den
„More-than-Moore“-Bereich) als bisher.

Förderung der Aus- und Weiterbildung: Bislang wird die
Wissensbasis für Deutschland aufgrund des breiten Sys-
tem-Know-hows der Fachkräfte als positiv eingeschätzt.
Bei den befragten Experten bestehen aber Sorgen, ob zu-
künftig ausreichend gut ausgebildete Fachkräfte verfügbar
sein werden. Ein wichtiger Ansatzpunkt ist deshalb die Ver-
stärkung der Aus- und Weiterbildung qualifizierter Fach-
kräfte. Die bisherige Kombination der Lehre von breitem
Basiswissen (u. a. in Elektrotechnik) und praktischer
nanoelektronikspezifischer Anwendungsorientierung er-
scheint dabei auch zukünftig als geeignet, da entspre-
chendes Know-how in zukunftsträchtigen Bereichen (v. a.
im „More-than-Moore“-Bereich) von hoher Relevanz ist.

Verbesserung von Abstimmungs- und Koordinationspro-
zessen auf europäischer Ebene: Die europäischen Förder-
programme CATRENE und ENIAC weisen starke Über-
schneidungen auf und besitzen vor allem aufgrund von
Abstimmungsproblemen der direkt beteiligten National-
staaten komplexe Förderverfahren. Eine intensivere
Abstimmung zwischen den Staaten oder eine stärkere
Übertragung von Entscheidungskompetenzen auf die För-
derinstitutionen selbst könnte die Ausrichtung der Pro-
gramme an aktuellen Themen erhöhen und Doppelför-
derungen vermeiden. Zudem wäre eine stärkere
Profilbildung der Forschungsprogramme mit einer kriti-
schen Masse an Projekten für bestimmte Förderthemen
(z. B. organische Elektronik, 3-D-Chipintegration) eher
möglich.

Bemühungen um eine globale Beihilferegelung: Viele
Staaten profitieren durch den beobachtbaren Subven-
tionswettlauf nur begrenzt von der wirtschaftlichen Ent-
wicklung in der Nanoelektronik (u. a. Fehlallokation von
Ressourcen, hohe Ausgaben für die Förderung). Daher
sollten die Bemühungen um eine Einigung auf einheitli-
che Regelungen von staatlichen Eingriffen fortgesetzt
werden. Denkbare, vorbereitende Schritte sind Maßnah-
men zur Erhöhung der Transparenz staatlicher Beihilfen
(z. B. Observatorium zur Begutachtung von Staatsbeihil-
fen, WTO-Studien).

Förderung des Wissenstransfers zwischen Wissenschaft
und Industrie: Einige der befragten Experten halten den
bisherigen Wissens-/Technologietransfer für verbesse-
rungswürdig. Dabei wäre eine stärkere Orientierung der
Wissenschaft an den Bedürfnissen der Industrie anzustre-
ben. Entsprechende Anreize für die wissenschaftlichen
Akteure, mit den Unternehmen zu kooperieren, z. B.
durch verstärkte Verankerung des Technologietransfers
als strategisches Ziel von FuE-Einrichtungen oder Uni-
versitäten, sollten aber die Freiheitsgrade in der For-
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schung nicht zu sehr beschränken. Auch wäre ein stärke-
rer Informationsaustausch zwischen den Akteuren (u. a.
durch temporären Personalwechsel) in der Nanoelektro-
nik hilfreich, um die Ergebnisse der Forschungsarbeiten
zu verbessern und ihre Nutzbarkeit aus Sicht der Industrie
zu erhöhen.

Unterstützung von Kooperationen industrieller Akteure:
Bislang werden die Kooperationen zwischen den indus-
triellen Akteuren in der Nanoelektronik in Deutschland
und Europa als erfolgreich eingeschätzt. Die steigenden
FuE-Kosten, die zunehmende Spezialisierung von Unter-
nehmen und die Erschließung neuer Anwendungsfelder
(z. B. Medizintechnik, molekulare Elektronik), mit deren
Akteuren bislang keine Vernetzung besteht, erhöhen aber
künftig den Kooperationsbedarf. Ein Ausbau der bisheri-
gen Unterstützung der Vernetzung der industriellen Ak-
teure wäre deshalb sinnvoll, u. a. durch die Förderung
von interdisziplinären Projekten und eine Unterstützung
bei der Initiierung von Kooperationen (u. a. Industrietage,
Wissenschaftliche Räte).

Handlungsszenario „Rahmensetzende Politik“

In diesem Handlungsszenario werden vor allem horizon-
tale Politikmaßnahmen vorgeschlagen, um den Proble-
men des Marktversagens zu begegnen und die Ziele der
Beihilfenkontrolle (z. B. Abbau von Wettbewerbsverzer-
rungen) zu erreichen. Der Fokus der Förderung liegt da-
bei tendenziell auf frühen Wertschöpfungsstufen in der
Nanoelektronik (z. B. Ausrüstung, Chipdesign, Dienst-
leistung). Auf selektive Eingriffe zur Förderung von In-
vestitionen in Produktionsstätten wird in diesem Szenario
weitgehend verzichtet. Damit werden Probleme gezielter
Steuerungsversuche eher vermieden. Aufgrund geringer
spezifischer Unterstützungen ist die Wahrscheinlichkeit
eines zunehmenden Bedeutungsverlustes von Deutsch-
land als Produktionsstandort allerdings hoch und der
Druck auf eine starke internationale Ausrichtung der ver-
bleibenden Unternehmen steigt. Das Handlungsszenario
„Rahmensetzende Politik“ umfasst dabei folgende Optio-
nen:

Steuerliche FuE-Förderung: Eine steuerliche FuE-Förde-
rung könnte durch ihre in der Regel hohe Breitenwirkung
die FuE-Aktivitäten der Halbleiterunternehmen erhöhen.
Vor dem Hintergrund der Bedeutung der KMU in der Na-
noelektronik im vorliegenden Szenario wäre eine starke
Ausrichtung der steuerlichen Förderung auf KMU wün-
schenswert (z. B. durch höhere Fördersätze für KMU).

Stärkere Ausrichtung der FuE-Förderung an KMU-
Bedürfnissen: Auf die Bedürfnisse von KMU in der Na-
noelektronik (v. a. Unterstützung bei inkrementellen Inno-
vationen, wie z. B. Effizienz-, Prozess- oder Qualitätsver-
besserung) gehen nach Aussagen vieler Experten die
existierenden Forschungsprogramme nur begrenzt ein.
Deshalb wäre eine stärkere KMU-Ausrichtung der FuE-
Förderung anzustreben. Diese sollte auch eine stärkere
Integration von externem Know-how in FuE-Strategien
der KMU beinhalten. Ergänzend bietet sich eine spezifi-
sche direkte FuE-Förderung für FuE-Designunternehmen
und Zulieferer an, wie die Bereitstellung von Infrastruk-
turen für Designunternehmen durch „Open-Innovation“-
Programme oder Programme zur Nutzung bereits existie-
render Produktionsstätten früherer Generationen (z. B.
neben 200-mm- auch 150-mm-Fertigungslinien) für die
Entwicklung neuer Anwendungen im „More-than-
Moore“-Bereich.

Stärkere internationale Ausrichtung der FuE-Förderung:
Durch die – besonders in diesem Szenario – zunehmende
globale Arbeitsteilung in der Nanoelektronik ergibt sich
ein Konflikt dahingehend, dass aktuell nur diejenigen
FuE-Aktivitäten förderungsfähig sind, welche Prozesse/
Produkte entwickeln, die national genutzt, produziert
oder verarbeitet werden. Die Zulieferer oder Designunter-
nehmen werden durch die Verlagerung von Produktions-
stätten und folglich ihrer Absatzmärkte ins Ausland künf-
tig geringe Chancen auf eine FuE-Förderung haben. Um
die Internationalisierungsbemühungen dieser Unterneh-
men zu stützen, wäre zu prüfen, ob die Förderrichtlinien
geändert werden sollten und auch bei einer internationa-
len Verwertung eine Förderung erfolgen kann.

Unterstützung der Internationalisierung von KMU: In
diesem Szenario wird es durch die wahrscheinlich zuneh-
mende Produktionsverlagerung immer schwieriger, die
dauerhafte Passfähigkeit der Know-how-Entwicklung
von Zulieferern einerseits und Anwendern andererseits zu
bewahren. Hierfür muss die ständige Aktualisierung der
Kenntnisse über Technologietrends und die Kundenbe-
darfsstrukturen in den jeweiligen internationalen Absatz-
märkten in einem globalen Kontext erfolgen. Als mögli-
che staatliche Unterstützungen kommen u. a. in Frage:
Exportkredite, Unterstützung von Internationalisierungs-
plänen durch Non-Profit-Dienstleister oder Weiterbil-
dungsmaßnahmen, welche die Fähigkeiten der KMU stär-
ken, Informationen über internationale Technologietrends
und Märkte besser aufnehmen und unternehmensspezi-
fisch weiterverarbeiten zu können.

Sicherung einzelner Produktionsstätten in Europa: Zur
Vermeidung von Risiken durch eine strategische Abhän-
gigkeit von anderen Ländern (z. B. Lieferengpässe, Kos-
tenschwankungen, Verlust von technologischem Know-
how) wäre die Sicherung von mindestens ein bis zwei
Produktionsstätten mit einem hohen aktuellen technologi-
schen Stand innerhalb Europas denkbar. In einem ent-
sprechenden Abstimmungsprozess sollten möglichst alle
Akteure (Nationalstaaten, Industrie) integriert und eine
klare Regelung bei der Vorgehensweise bei zentralen Fra-
gen, wie der technologischen Ausrichtung oder Aufrüs-
tung der Anlage, festgelegt werden (z. B. Mitspracherecht
von einzelnen Nationalstaaten). 

Handlungsszenario „Aktive sektorale Technologie-/
Industriepolitik“

In diesem Handlungsszenario werden Maßnahmen vorge-
schlagen, die gezielt die Entwicklung der inländischen
Nanoelektronik unterstützen. Der Fokus der Förderung
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liegt auf der gesamten Wertschöpfungskette (FuE, Pro-
duktion, Nachfrage) und beinhaltet eine aktive Förderung
der Ansiedlung und Standortsicherung von Produktions-
stätten. Damit kann auf einige potenzielle Marktversa-
gensgründe (u. a. externe Effekte, mögliche Abhängigkeit
von Monopolisten) zum Teil zielgenauer als mit horizon-
talen Maßnahmen reagiert werden. 

Um die mit einer solchen Politik verbundenen Risiken
(u. a. Subventionswettlauf) zu minimieren, sollte ein ho-
hes Augenmerk auf ein geeignetes Programmdesign ge-
legt werden. Daneben ist zu beachten, dass die in diesem
Szenario wichtige Option der Erhöhung der Investitions-
förderung nur bei gleichzeitiger Anpassung des EU-Bei-
hilferechts und den damit verbundenen Risiken (u. a.
Wettbewerbsverzerrungen) stattfinden kann. Das Hand-
lungsszenario „Aktive sektorale Technologie-/Industrie-
politik“ umfasst dabei folgende Optionen:

Entwicklung einer einheitlichen Strategie: Bislang fehlt
es an einer einheitlichen und klaren Strategie für den
deutschen und europäischen Nanoelektronikstandort, an
der sich die Akteure des Innovationssystems orientieren
können. In diesem Szenario wäre eine gemeinsame Stra-
tegie für ein abgestimmtes Handeln der Akteure wichtig.
Deutschland sollte dabei nach Ansicht der Experten ein
stärkeres „commitment“ zur Nanoelektronik als strate-
gisch wichtige Querschnittstechnologie abgeben und sich
dafür sowohl durch Förderung als auch Engagement auf
internationaler Ebene langfristig stark einsetzen. Dabei
sollte den Akteuren signalisiert werden, welche Ziele in
der Nanoelektronik verfolgt und welche Themenbereiche
mittel- bis langfristig unterstützt werden und welche
nicht. Die Gesamt- und Teilstrategien sollten auf Basis
transparenter, methodisch unterstützter (z. B. durch eine
Deutschland-/Europa-Roadmap für Nanoelektronik), in-
tegrativer und partizipativer Prozesse entwickelt werden,
damit sie möglichst von allen Innovationsakteuren in der
Nanoelektronik getragen werden.

Stärkere Schwerpunktsetzung bei der FuE-Förderung: Im
Einklang mit einer klaren Strategie wären in diesem Sze-
nario die Forschungsprogramme zu bündeln und die For-
schungsgelder stärker strategisch einzusetzen. Die natio-
nale Schwerpunktsetzung der Forschungsförderung sollte
dabei unter Einbindung vieler Akteure (u. a. KMU, Groß-
unternehmen, FuE-Institute) erfolgen und mehr als bisher
in den Kontext der Europäischen Forschungszusammen-
arbeit integriert werden. Die Forschungskapazitäten wür-
den Themen- und Technologiebereiche adressieren, in de-
nen Deutschland zum einen komparative Stärken besitzt
(z. B. Leistungselektronik) und zum anderen große
Markt- und Wachstumspotenziale gesehen werden. Die
Förderung sollte dabei in Verbindung mit privater Finan-
zierung stärker auch die FuE-Infrastruktur beinhalten.
Hier sind mögliche Konflikte mit dem EU-Beihilferecht
zu beachten, welche die Förderung der FuE-Infrastruktur
einschränken. Gegebenenfalls wären Anpassungsmaß-
nahmen notwendig (z. B. Abänderung des Beihilferechts,
gemeinsame europäische Finanzierung aus EU-Mitteln). 
Entwicklung strategischer Geschäftsmodelle und Stär-
kung einer komplementären europäischen Vernetzung:
Die zunehmende Fokussierung vieler Unternehmen bei
ihren Tätigkeiten oder Spezialisierung auf konkrete Pro-
duktbereiche (z. B. Automobilelektronik) führen tenden-
ziell zu einer zunehmenden Zersplitterung der europäi-
schen Unternehmenslandschaft. Eine stärkere
gemeinsame europäische Vernetzung der Unternehmen
und der FuE-Akteure kann es ermöglichen, Synergie-
potenziale besser auszuschöpfen, die steigenden Kosten
für die Entwicklung nächster Technologiegenerationen zu
teilen, eine kritische Masse in Marktsegmenten zu errei-
chen sowie zum Teil übergreifend verschiedene Anwen-
derbranchen bedienen zu können. Bislang stehen einer
solchen Entwicklung erhebliche Hürden entgegen. Dazu
zählen beispielsweise das Risiko des Verlustes von strate-
gischem Wissen oder die fehlende soziale Nähe, die von
den Akteuren gemeinsam zu überwinden wären. Die Poli-
tik hat auf diese Entwicklungen zwar nur einen begrenz-
ten Einfluss. Sie kann aber unterstützend tätig werden,
z. B. in Form einer intensiveren Verständigung auf ge-
meinsame Förderbedingungen oder einer stärkeren För-
derung von vorwettbewerblichen Verbundprojekten in eu-
ropäischen Förderprogrammen.

Stärkere Investitionsförderung und Prüfung einer Ände-
rung des EU-Beihilferechts: Um im internationalen
Standortwettbewerb bei Halbleiter-Produktionsstätten
mithalten zu können, wäre in diesem Szenario eine Erhö-
hung der Investitionsförderung geeignet. Dabei wären die
Vereinbarungen bei Zuschüssen zu Großinvestitionen
möglichst so auszugestalten, dass sie die Standortbindung
erhöhen (u. a. Kooperationsverträge mit einheimischen
Unternehmen, Standortgarantien) und den Staatshaushalt
möglichst gering belasten (z. B. durch Verteilung der Zu-
schüsse auf einen längeren Zeitraum). Eine deutliche Er-
höhung der Investitionsförderung kann aber nur bei
gleichzeitiger Anpassung des EU-Beihilferechts und den
damit verbundenen Risiken stattfinden. Dabei sind ver-
schiedene Alternativen zur Änderung des EU-Beihilfe-
rechts grundsätzlich denkbar. Diese würden die Beihilfe-
möglichkeiten entweder spezifisch in der Nanoelektronik
(z. B. über Einführung eines sektoralen Beihilferahmens,
Ergänzungsklauseln im Multisektoralen Regionalbeihil-
ferahmen) oder generell für verschiedene Wirtschafts-
branchen erhöhen (z. B. Erhöhung der Beihilfeintensitä-
ten für Großinvestitionen; Entsprechungsklausel für
höhere Beihilfeintensitäten bei Drittländerwettbewerb).
Jeder Eingriff sollte hierbei behutsam erfolgen, um die
Ziele und Bestimmungen der EU-Beihilfenkontrolle nicht
zu stark auszuhebeln.

Stärkung innovationsfördernder Nachfrage: Eine staatli-
che Unterstützung der Nachfrage nach innovativen Halb-
leitern kann dazu beitragen, verschiedene Hemmnisse für
die Akteure (z. B. hohe Einstiegskosten, Marktunsicher-
heiten, fehlende Infrastruktur) zu überwinden. Denkbare
Beispiele wären Regelungen zur Energieeffizienz von
Elektronikprodukten oder eine direkte staatliche Nach-
frage, z. B. bei der Elektronik in der Medizintechnik. Da-
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bei wäre zu prüfen, wie die mit solchen Maßnahmen ver-
bundenen Nachteile (z. B. hohe Belastung von
Staatshaushalt, Konsumenten, Anwenderbranchen) mini-
miert werden können und wie eine geeignete Ausgestal-
tung (langfristige Planbarkeit vs. Flexibilität, Orientie-
rung an zukunftsträchtigen Märkten) aussehen kann. Eine
wichtige Maßnahme wäre dabei die Kombination der
Nachfrageförderung mit angebotsseitigen Politikinstru-
menten, wie z. B. eine hohe FuE-Förderung in den ent-
sprechenden Märkten.

I. Einleitung

1. Zielsetzung

Der Entwicklung von Hightechbranchen wird häufig eine
zentrale Bedeutung für Wachstum, Beschäftigung und so-
mit Wohlstand einer Volkswirtschaft zugeschrieben. Viele
Staaten möchten deshalb die inländische Entwicklung
von Hightechbranchen vorantreiben und haben dort einen
starken internationalen Wettbewerb. Dabei erhalten Un-
ternehmen häufig hohe staatliche Unterstützungen (z. B.
durch Subventionierung oder Steuervergünstigungen) bei
der Förderung dieser zukunftsträchtigen Sektoren oder
Technikfelder. 

In Europa werden die staatlichen Unterstützungsmöglich-
keiten durch die EU-Beihilfenkontrolle reguliert. Die Eu-
ropäische Kommission hat dabei die Möglichkeit, Beihil-
fen (z. B. Investitionszuschüsse, Steuererleichterungen)
von EU-Mitgliedstaaten zuzustimmen oder abzulehnen.
Das Ziel dieser Kontrolle ist die Reduzierung staatlicher
Beihilfen der Mitgliedstaaten, um die europäische Inte-
gration und den freien Wettbewerb innerhalb Europas vo-
ranzutreiben. Schließlich ist einer der zentralen Grund-
sätze des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft (EG-Vertrag) die Unvereinbarkeit staatli-
cher Beihilfen mit dem gemeinsamen Markt. Staatliche
Beihilfen können durch Diskriminierung der nichtgeför-
derten Unternehmen und Subventionswettläufe zwischen
Staaten den Wettbewerb verzerren sowie das Funktionie-
ren des Binnenmarktes beeinträchtigen. Zwar werden im
Gemeinschaftsvertrag Sonderfälle für die Gewährung von
Beihilfen durch die Mitgliedstaaten eingeräumt (Grundre-
geln in Artikel 87 und 88), jedoch strebt die Europäische
Kommission den kontinuierlichen Abbau staatlicher Be-
günstigungen an („State Aid Action Plan“). Durch die
Genehmigungspflicht vieler Formen der Beihilfen durch
die Europäische Kommission geht von diesem Regulie-
rungsrahmen ein erheblicher Einfluss auf die Gestaltung
der nationalen und regionalen Förder- und Industriepoli-
tik aus. Diese Einschränkungen werden allerdings häufig,
besonders im Wettbewerb mit außereuropäischen Wettbe-
werbern, als problematisch eingeschätzt.

Besonders intensiv werden die Auswirkungen dieser Ein-
schränkungen der EU-Beihilfenkontrolle auf die natio-
nale Politiksteuerung für die Nanoelektronik diskutiert
(z. B. Grundig et al. 2008; Saunier 2008). Bei dieser
Querschnittstechnologie, deren Komponenten in zahlrei-
chen Anwenderbranchen der Konsumelektronik, Auto-
mobilindustrie und Medizintechnik nachgefragt und ein-
gesetzt werden, existiert zwischen Europa, USA und
Asien ein starker Wettbewerb. Dabei wird der entspre-
chende Halbleitersektor sowohl durch Forschungsförder-
programme als auch durch staatliche Beihilfen stark un-
terstützt. In Europa wird vor allem befürchtet, dass die
Einschränkungen der Beihilfemöglichkeiten zu einem
Verlust der Standortattraktivität bei den kapitalintensiven
Produktionsstätten beitragen. Der mögliche Verlust dieser
wichtigen Stufe der Wertschöpfungskette könnte erhebli-
che Folgen für die Nanoelektronikindustrie und -anwen-
der haben. Neben einem direkten Nachfrageausfall bei
Ausstattern und Zulieferern können der Verlust eines
Teils der technologischen Wissensbasis und die fehlende
räumliche Nähe zwischen Anbietern und inländischen
Anwenderbranchen zu einer Gefahr für das „Innovations-
system Nanoelektronik“ werden. Diesen Befürchtungen
stehen unter anderem die Risiken der ineffizienten Res-
sourcenallokationen durch Subventionen sowie die mög-
lichen positiven Wirkungen einer internationalen Arbeits-
teilung (z. B. komplementäre Entwicklung inländischer
FuE- und Offshoreproduktionsstätten) entgegen. 

Diese Debatte steht im Mittelpunkt des vorliegenden In-
novationsreports „Internationale Wettbewerbsfähigkeit
der europäischen Wirtschaft im Hinblick auf die EU-Bei-
hilfepolitik am Beispiel der Nanoelektronik“. Es wird
analysiert, welche Bedeutung die EU-Beihilfenkontrolle
für Deutschland und Europa in der Nanoelektronik hat
und wie eine geeignete Förderpolitik zum Erhalt und der
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit aussehen kann.

Bisherige Erkenntnisse zu den Auswirkungen des EU-
Beihilferechts auf die internationale Wettbewerbsfähig-
keit Europas bzw. ihrer Mitgliedsländer wie Deutschland
zeigen, dass die Wirkungen sehr vielschichtig und vor al-
lem indirekter Natur sind (Grundig et al. 2008; Techno-
polis 2008): Sie hängen neben der direkten Einschrän-
kung bei der Nutzung einiger politischer Maßnahmen
(z. B. Investitionsbeihilfen) zentral von der Ausprägung
anderer Faktoren im Innovationssystem (z. B. Nachfrage,
inländische Ansiedlungen von Anwenderbranchen), dem
systemischen Zusammenspiel dieser Faktoren (z. B.
wechselseitige Rückkopplungseffekte von Angebot und
Nachfrage), der bisherigen Unterstützung durch andere
Politikinstrumente im Inland sowie dem Ausmaß öffentli-
cher Unterstützung in außereuropäischen Staaten ab.

Unter Berücksichtigung dieser Zusammenhänge ergeben
sich für diese Studie folgende zentrale Forschungsfragen:

– Welche Faktoren beeinflussen die Standortattraktivität
einzelner Länder in der Nanoelektronik? 

– Wie ist die aktuelle Wettbewerbsfähigkeit am Standort
Deutschland und in Europa zu beurteilen?

– Welche Folgen hätte ein Verlust der Produktionskapa-
zitäten für das gesamte „Innovationssystem Nanoelek-
tronik“? 
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– Inwieweit besteht im Bereich der Nanoelektronik eine
Situation, die staatliche Beihilfe rechtfertigt? 

– Wie kann eine nachhaltige Förderpolitik in Deutsch-
land gerade unter den gegebenen Bedingungen der
eingeschränkten staatlichen Beihilfemöglichkeiten er-
folgen?

– Inwieweit lässt sich das Beispiel der Nanoelektronik
auf andere Technologien und Branchen übertragen?

2. Aufbau des Berichts

Vor dem Hintergrund dieser Forschungsfragen ist der
Aufbau des Berichts wie folgt angelegt:

Nach der Darstellung der verwendeten Quellen und Me-
thodik in Kapitel I.3 wird in Kapitel II zunächst die Wett-
bewerbsfähigkeit Europas in Hightechbranchen skizziert.
Dabei wird anhand verschiedener Indikatoren untersucht,
inwiefern sich die Position Europas im globalen Wettbe-
werb insgesamt verändert hat. Vertiefend wird betrachtet,
ob sich die Wettbewerbssituation im Halbleitersektor von
anderen Hightechbranchen unterscheidet und deshalb Un-
tersuchungsergebnisse für die Nanoelektronik nur be-
grenzt übertragbar sind. Im Anschluss daran erfolgt eine
Charakterisierung der Nanoelektronik und der globalen
Produktions- und Beschäftigungsentwicklung in dieser
Technologie. Diese Indikatoren geben erste Hinweise auf
die Wettbewerbsfähigkeit und Standortattraktivität Euro-
pas. Anschließend werden die Einflussfaktoren auf die
Wettbewerbsfähigkeit der in Europa ansässigen Unter-
nehmen untersucht. Hierfür werden anhand des Innova-
tionssystemansatzes wichtige Standortfaktoren und Inno-
vationshemmnisse herausgearbeitet sowie die Situation in
Deutschland und Europa im globalen Vergleich eingeord-
net.

In Kapitel III erfolgt eine Betrachtung der Politikmaßnah-
men in der Nanoelektronik im globalen Vergleich. Es
werden die relevanten Politikmaßnahmen und Förderpro-
gramme der wichtigsten Staaten in der Nanoelektronik
(Deutschland, Frankreich, USA, Japan, Südkorea, China
und Taiwan) dargestellt und abschließend miteinander
verglichen. Im Mittelpunkt stehen zum einen die Fragen,
welche öffentlichen Maßnahmen in Deutschland und Eu-
ropa bislang ergriffen wurden und wie ihre Ausgestaltung
und Wirkung in der Literatur und von Experten beurteilt
wird. Zum anderen stellt sich die Frage, ob und in wel-
cher Weise andere nichteuropäische Länder die Entwick-
lung der Nanoelektronik stärker unterstützen.

In Kapitel IV werden Rechtfertigungsgründe für solche
staatlichen Beihilfen bzw. für ihre Kontrolle dargestellt
und die jeweilige Relevanz für die Nanoelektronik unter-
sucht. Im Anschluss erfolgt eine Beschreibung der Ziele,
Ausgestaltung und historischen Entwicklung der europäi-
schen Beihilfenkontrolle sowie ein Vergleich mit anderen
internationalen Beihilferegelungen. Die bisherige Wir-
kung der Beihilfenkontrolle für die europäische Wirt-
schaft wird anhand einiger Indikatoren diskutiert. Vertie-
fend werden die Auswirkungen ihrer bisherigen
Ausgestaltung auf die Gestaltungsspielräume und Förder-
praxis der europäischen Mitgliedstaaten in der Nanoelek-
tronik erörtert. 

In Kapitel V werden auf Grundlage der Ergebnisse der
vorangegangenen Kapitel Handlungsoptionen für den Er-
halt und Ausbau der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands
und Europas im Bereich der Nanoelektronik formuliert.
Dabei werden zunächst allgemeine Handlungsoptionen
entwickelt. Darauf aufbauend werden zwei Handlungs-
szenarien mit Optionen für Politik und Wirtschaft entwor-
fen, die bei einem deutlichen Strategiewechsel der öffent-
lichen Unterstützung in der Nanoelektronik geeignete
Ansätze bieten können.

3. Quellen und Methoden

Eine wichtige Basis für die vorliegende Studie bildet die
Analyse der internationalen Wettbewerbsfähigkeit Euro-
pas in der Nanoelektronik. Hierfür erfolgen eine Beurtei-
lung der aktuellen Wettbewerbsfähigkeit Europas und
eine Untersuchung der zentralen Standortfaktoren. Im
Folgenden werden das dabei genutzte Konzept und die
verwendeten Quellen näher erläutert.

Bei Analysen der Einflussfaktoren zur internationalen
Wettbewerbsfähigkeit ist zu beachten, dass es die Unter-
nehmen sind, die auf den in- und ausländischen Märkten
miteinander konkurrieren, und nicht Staaten bzw. Volks-
wirtschaften (SVR 2004). Die Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen hängt aber von einer Vielzahl von Standort-
faktoren im unternehmerischen (regionalen, nationalen
und internationalen) Umfeld ab, die nicht bzw. kaum
durch das Unternehmen selbst, sondern hauptsächlich
durch öffentliche bzw. staatliche Akteure beeinflusst wer-
den (z. B. Bildungspolitik). Während einige Faktoren auf
einer gesamtwirtschaftlichen Ebene bestimmt werden
(z. B. makroökonomische Stabilität, Körperschaftsteuer),
unterscheiden sich andere Faktoren (z. B. verwendete
Technologien, Wissensbasis, Profitmöglichkeiten, Nach-
frage) zwischen einzelnen Sektoren. Das TAB (2007) ent-
wickelte deshalb zur Bewertung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit ein „3-Säulen-Konzept“ (Abb. 1), um
die Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge zwischen er-
folgskritischen Standortfaktoren und der dauerhaften in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Un-
ternehmen zu analysieren. Das Bewertungskonzept
enthält in einem ausgewogenen Verhältnis gesamtwirt-
schaftliche Standortfaktoren, branchen- bzw. sektorspe-
zifische Standortfaktoren und betriebliche Leistungsfak-
toren. 

Dieses „3-Säulen-Konzept“ (Abb. 1) ist zunächst allge-
mein gefasst. Es lässt sich aber für spezifische Technolo-
gien und Sektoren präzisieren. Die in der vorliegenden
Studie erfolgende Konkretisierung der relevanten Wettbe-
werbsfaktoren für die Nanoelektronik umfasst vorrangig
sektorspezifische Standortfaktoren. An relevanten Stellen
werden aber auch Faktoren der anderen beiden Ebenen
(z. B. Mittelstandsförderung, Passfähigkeit von Strate-
gien) mit einbezogen. 
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Um insgesamt zu entscheiden, welche Faktoren für die
Nanoelektronik zu betrachten sind, kommt unterstützend
der Innovationsystemforschungsansatz zur Anwendung.
Schließlich sind Innovationen meist der Schlüssel zur
Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit for-
schungs- und wissensintensiver Branchen wie der Nano-
elektronik. Zentraler Ausgangspunkt des Innovationssys-
tem-Ansatzes ist die Annahme, dass Innovationen das
Ergebnis interaktiver und interdependenter Prozesse unter
der Beteiligung von unterschiedlichen Akteuren aus un-
terschiedlichen Teilsystemen sind (Edquist 1997; Free-
man 1987; Lundvall 1992; Nelson 1993). Innovation ist
in dieser systemischen Perspektive also kein isolierter
Vorgang, der innerhalb eines Unternehmens abläuft, son-
dern ein kollektiver Prozess unter der Mitwirkung vieler
Akteure (Firmen, Hochschulen, Forschungseinrichtun-
gen, staatliche Institutionen usw.). Das Verhalten der Ak-
teure wird von Institutionen und Strukturen – also Geset-
zen, Regulierungen, Normen und Verhaltensroutinen –
beeinflusst, die sich wiederum fördernd oder hemmend
auf das Innovationsgeschehen auswirken können. 

Zur besseren Veranschaulichung lassen sich die Schlüs-
selkomponenten des sektoralen Innovationssystems über-
blicksartig wie folgt charakterisieren (Abb. 2):

– Wissenschaft und Ausbildung/Qualifikation: umfasst
die Qualität der öffentlich finanzierten (Grundla-
gen-)Forschung und der Wissensbasis, den Grad der
Interdisziplinarität von FuE, Bildungs- und Ausbil-
dungsniveau, Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeit-
nehmern, den Wissenstransfer innerhalb und zwischen
unterschiedlichen Sektoren;
A b b i l d u n g 1

„3-Säulen-Konzept“ zur Bewertung der Wettbewerbsfähigkeit

Quelle: TAB 2007
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– Nachfrage und Rahmenbedingungen: beinhaltet die
Marktbedingungen (Marktzugang, Regulierung), Dif-
fusionsraten neuer Produkte und Dienstleistungen,
Akzeptanz auf der Nachfrageseite, politische Rahmen-
bedingungen (z. B. Koordination, Fragmentierung),
Kaufkraft, soziale Bedingungen und Wertehaushalt
(z. B. Technologieaffinität), öffentliches Beschaf-
fungswesen;

– Produktion und industrielle Akteure: umfasst den
Grad der Anwendung neuer Technologien und Metho-
den, die Fähigkeit und Kapazität von Unternehmen
zur Kooperation, Effektivität regionaler Cluster, Inter-
nationalisierungsgrad, Transparenz und Verfügbarkeit
relevanter Marktinformationen;

– Kapitalmärkte und Finanzsystem: beinhaltet die Ver-
fügbarkeit von (Wagnis-) Kapital, Unterstützungs-
und Beratungsangebote für Unternehmensgründung
und -entwicklung.

Dieser Ansatz bildet den Ausgangspunkt für die Untersu-
chung der Nanoelektronik. Dabei stehen für die vorlie-
gende Fragestellung v. a. sektorspezifische Standortfakto-
ren im Mittelpunkt. Für alle Systembereiche (z. B.
Nachfrage und Rahmenbedingungen) werden folgende
Aspekte untersucht:
– Darstellung relevanter Wirkungszusammenhänge und
Diskussion der Bedeutung für die Nanoelektronik;

– Ausprägung der Einflussfaktoren in Deutschland und
Europa im internationalen Vergleich;

– Einflussmöglichkeiten der Politik sowie Darstellung
der bereits durchgeführten politischen Maßnahmen im
internationalen Raum.

Angesichts der hohen Komplexität dieser Fragestellungen
kam ein umfassender Quellen- und Methodenmix zur An-
wendung. 

Quantitative Ansätze: Die Beurteilung der Wettbewerbs-
fähigkeit Deutschlands und Europas wurde primär an-
hand wirtschaftlicher „Impact“-Kennzahlen durchge-
führt, z. B. Anteile an Umsätzen oder an der Produktion.
Während die Analyse für die Hightechbranche vorrangig
anhand amtlicher Statistiken erfolgte, wurde der interna-
tionale Vergleich in der Nanoelektronik durch die einge-
schränkte Datenlage erschwert. Amtliche Daten liegen
nur auf einem sehr hohen Aggregationsniveau vor. Des-
halb wurden in diesem Bericht v. a. Marktstudien verwen-
det, die aber vorab systematisch miteinander verglichen
wurden. 
A b b i l d u n g  2

Sektorales Innovationssystem

Quelle: Anlehnung an Senker et al. 2001 und Nusser 2009
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Qualitative Ansätze: Es erfolgte zunächst eine umfangrei-
che Analyse der relevanten nationalen und internationa-
len Literatur. Darauf aufbauend wurden insgesamt 21 Ex-
perteninterviews durchgeführt (Anhang, Tab. 14). Ziel
dieser Interviews war die kritische Überprüfung der aus
der Literatur gewonnenen Erkenntnisse hinsichtlich der
Rolle verschiedener hemmender und fördernder Standort-
faktoren, der aktuellen Standortattraktivität Deutschlands
und Europas im internationalen Vergleich, der Rolle und
Ausprägung der öffentlichen Förderung im internationa-
len Vergleich sowie der Einschätzungen der Auswirkun-
gen der EU-Beihilfenkontrolle. Dabei wurde Wert auf
eine ausgewogene Akteursstruktur gelegt und nationale
und internationale Interviewpartner aus verschiedenen
Akteursgruppen (Großunternehmen, KMU, Förderinstitu-
tionen, Verbände, Forschung, Politik) befragt.

II. Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Wirtschaft in Hightechbranchen mit Fokus 
auf die Nanoelektronik

1. Europäische Wettbewerbsfähigkeit
in Hightechbranchen

Forschungsintensive Branchen1 (z. B. Pharmaindustrie,
Nachrichten- und Medizintechnik, Fahrzeugbau) und die
dort verwendeten neuen Technologien (u. a. Bio-, Nano-,
Informationstechnologien) bieten ein großes Potenzial
zur Entwicklung neuer oder verbesserter Prozesse, Pro-
dukte und Dienstleistungen (EFI 2010; TAB 2007). Sie
tragen dabei nicht nur direkt zur inländischen Wertschöp-
fung und Beschäftigung bei, sondern nehmen eine zen-
trale Rolle für die Generierung und Verbreitung der techno-
logischen Wissensbasis in der gesamten Volkswirtschaft
ein. Viele Branchen profitieren von Innovationen in
Hightechbranchen und erzielen ihr Wachstum erst im Zu-
sammenspiel mit technologischen Innovationen der for-
schungsintensiven Industrien. Beispielsweise können
viele produktbegleitende Dienstleistungen nur in Kombi-
nation mit einem innovativen Produkt angeboten werden.
Deshalb ist eine leistungsstarke, inländische Hightechin-
dustrie auch für reife Volkswirtschaften von hoher Bedeu-
tung.

Zudem werden gerade in diesen Branchen den etablierten
Industrieländern wie Deutschland oder USA komparative
Vorteile im internationalen Wettbewerb zugesprochen, da
sie annahmegemäß über die zentralen Ressourcen des
technologischen Know-hows und eine ausgeprägte Inno-
vationsfähigkeit verfügen. Allerdings holen in jüngerer
Vergangenheit Entwicklungs- und Schwellenländer auch
in diesen Branchen immer stärker auf (Krawczyk et al.
2007). Sie haben nicht nur aufgrund ihrer niedrigeren
Einkommens- und Kostenposition Vorteile gegenüber den
etablierten Industrieländern, sondern erweisen sich zu-
nehmend im Technologie- und Qualitätswettbewerb auf
den Märkten forschungsintensiver Produkte als konkur-
renzfähig. Die Aufspaltung und globale Verlagerung von
Wertschöpfungsketten führen zu einem Technologietrans-

1 Die Begriffe „forschungsintensive Branchen“ und „Hightechbran-
chen“ werden synonym verwendet. Eine Liste der forschungsinten-
siven Branchen findet sich im Anhang in Tabelle 15.
fer, bei dem besonders diejenigen Länder (z. B. Taiwan,
Südkorea, Singapur) aufholen, die gleichzeitig hohe An-
strengungen in Bildung, Forschung und Entwicklung un-
ternommen haben (Jungnickel/Schüller 2008). Grund-
sätzlich profitieren auch die hochentwikkelten Länder
durch die globale Integration von Schwellenländern: Mit
zunehmendem Entwicklungsstand eröffnen sich neue und
wachstumsträchtige Marktpotenziale (Krawczyk et al.
2007). Allerdings wird auch häufig befürchtet, dass das
Wachstum in Asien auf Kosten der Produktion und ent-
sprechender Arbeitsplätze in westlichen Ländern erfolgt
(Jungnickel/Schüller 2008). Deshalb wird im Folgenden
die internationale Wettbewerbsfähigkeit auch unter dem
Aspekt einer möglichen Verdrängung westlicher Unter-
nehmen und Arbeitsplätze analysiert. Dabei stehen fol-
gende Fragen im Fokus:

– Welche Bedeutung haben forschungsintensive Indus-
trien in Europa und anderen Volkswirtschaften (z. B.
USA, Japan)?

– Welche Entwicklungen zeigen sich in der internationa-
len Wettbewerbssituation Europas gegenüber anderen
Industrie- sowie Schwellen-/Aufholländern?

– Wie ist die (Nano-)Elektronikbranche einzuordnen?
Handelt es sich dabei um ein Feld, in dem die interna-
tionale Konkurrenz stärker als in anderen Hightech-
branchen ausgeprägt ist?

Die forschungsintensiven Industrien in Summe und die
spezifische Halbleiterbranche befinden sich statistisch auf
einem unterschiedlichen Aggregationsniveau. Es ist keine
ausreichende Datenbasis für einen direkten Vergleich vor-
handen. Deshalb werden im folgenden Kapitel stellvertre-
tend für die Nanoelektronik je nach statistischer Verfüg-
barkeit die Branche für „Kommunikations- und
Halbleiterprodukte“ bzw. die Branche für „elektronische
Bauelemente“ als Ganzes betrachtet. Zwar unterscheiden
sich diese Kategorien z. B. dadurch, dass elektronische
Bauelemente neben den Nanoelektronikkomponenten
auch viele ihrer Anwendungen (z. B. Unterhaltungselek-
tronik, Automobil- und Medizintechnik etc.) beinhalten.
Die Nanoelektronik ist daher in der amtlichen Statistik
nicht klar als Branche abgrenzbar. Die Grundaussagen
bezüglich der internationalen Wettbewerbssituation (z. B.
hoher Marktanteil Asiens) sind aber sehr ähnlich. 

Zunächst werden die aktuelle Wettbewerbssituation auf
dem Weltmarkt und die Innovationsfähigkeit von Europa
und den USA im Vergleich zu den Aufholländern erörtert.
Hierfür werden mehrere Indikatoren betrachtet (Wert-
schöpfung, Außenhandel, Patente etc.), um die verschie-
denen Dimensionen der Wettbewerbsfähigkeit zu be-
schreiben. Sie stellen dabei nur eine begrenzte Auswahl
möglicher Indikatoren dar. Die folgenden Kernaussagen
ändern sich bei einer tieferen Betrachtung aber nicht
(siehe ausführlicher u. a. Europäische Kommission
2007a; GIS 2008; Jungnickel/Schüller 2008; Krawczyk et
al. 2007). Im Anschluss an diese Analyse werden mögli-
che Implikationen der aktuellen Krisensituation für die
zukünftige Wertschöpfung und Wettbewerbsfähigkeit for-
schungsintensiver Industrien in Europa diskutiert.
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1.1 Bedeutung der Hightechbranchen und
internationaler Wettbewerbsvergleich

Internationale Wettbewerbssituation in forschungs-
intensiven Industrien

Der Anteil der forschungsintensiven Industriebranchen an
der gesamten Wertschöpfung in wichtigen OECD-Län-
dern (Deutschland, USA etc.) lag im Jahr 2006 zwischen
5 und gut 16 Prozent (Abb. 3). Die Entwicklung im Zeit-
ablauf ist seit Ende der 1990er Jahre relativ stabil. Über
einen längeren Zeitraum betrachtet, zeigt sich in vielen
Industrieländern aber ein Rückgang mit einem langfristi-
gen Strukturmuster in Richtung wissensintensive Dienst-
leistungsgesellschaft (Gehrke/Legler 2009).

Die einzelnen Länder und Regionen sind in einem unter-
schiedlichen Grad auf forschungsintensive Güter speziali-
siert. In Südkorea, Japan oder Deutschland liegt der An-
teil zum Teil deutlich über 10 Prozent. In den USA oder
in der Gruppe von 19 EU-Ländern beträgt der Anteil aber
nur zwischen 5 und 8 Prozent. Diese Unterschiede zwi-
schen den Ländern haben sich im Zeitablauf erhöht. Wäh-
rend in den USA und EU-19 die Anteile rückläufig sind,
nehmen in Deutschland, Südkorea und Japan besonders
im Zuge des konjunkturellen Aufschwungs die Anteile in
den Jahren 2005 und 2006 leicht zu. In Deutschland sind
fast 80 Prozent des realen Produktionszuwachses der In-
dustrie zwischen 1995 und 2007 den forschungsintensi-
ven Industrien zuzuschreiben (EFI 2009).
Ein Indikator für die Position Europas in forschungsinten-
siven Industrien im internationalen Wettbewerb ist der
Anteil an der weltweiten Wertschöpfung in diesen Bran-
chen. Nach Angaben des National Science Boards (NSF
2010) vereinen die asiatischen Länder ca. 35 Prozent der
Wertschöpfung im Jahr 2005 auf sich. Knapp dahinter lie-
gen die USA mit 31 Prozent, Europa hat lediglich einen
Anteil von 25 Prozent. Im Zeitraum zwischen 1997 und
2007 zeigen sich nur minimale Veränderungen, die An-
teile blieben sehr konstant. Allerdings treten innerhalb
der Hochtechnologiebranchen Unterschiede auf. Bei
Kommunikations- und Halbleiterprodukten liegt der An-
teil der Wertschöpfung in den USA bei ca. 29 Prozent im
Jahr 2007 (1997: 31 Prozent). Der Anteil Europas beträgt
15 Prozent (1997: 16 Prozent). Asien kann seinen Anteil
von 47 Prozent im Jahr 1997 auf 50 Prozent im Jahr 2007
steigern. Dabei zeigen sich im Zeitablauf sehr hohe Ver-
luste in Japan; die übrigen asiatischen Länder (z. B. Süd-
korea, Taiwan) legen stark zu. Allerdings ist dabei zu be-
achten, dass vor allem die asiatischen Länder zugleich
über eine deutlich größere Bevölkerung und damit über
ein größeres Nachfragepotenzial als die europäischen
Länder verfügen. Daher ist die Aussagekraft dieses Indi-
kators zur Wettbewerbsfähigkeit eingeschränkt.2

2 Gemäß TAB (2007) ist zum Beispiel Deutschland das führende Indus-
trieland bei Wertschöpfung pro Kopf in forschungsintensiven Industrien.
A b b i l d u n g  3

Anteil von forschungsintensiven Branchen an der gesamten Wertschöpfung in Prozent (1995 bis 2006)

Quelle: OECD STAN
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Einen wichtigen Indikator zur Ergänzung bildet dabei der
Erfolg der Länder im Welthandel. Der Welthandel mit
forschungsintensiven Gütern hat vor dem Konjunkturein-
bruch zwischen den Jahren 2002 und 2007 beträchtlich
zugenommen. Die deutsche Industrie ist seit Langem auf
den Außenhandel in diesen Produktbereichen fokussiert
und hat am generellen Wachstum des Welthandels partizi-
piert. Der Außenhandelssaldo (Exporte minus Importe)
mit forschungsintensiven Gütern ist weiter gewachsen.
Der Anteil Deutschlands an den Weltexporten FuE-inten-
siver Waren stagniert hingegen bei ca. 12 Prozent zwi-
schen den Jahren 1993 und 2007. Viele Industrieländer
haben sogar deutliche Rückgänge aufzuweisen, z. B. sank
der Anteil Japans von 17 Prozent im Jahr 1993 auf
8,3 Prozent im Jahr 2007 (Tab. 1). Angesichts des Hinzu-
kommens neuer Anbieter aus den Schwellenländern (v. a.
China) sind diese Rückgänge bei den Welthandelsanteilen
aber wenig verwunderlich (EFI 2009).

Besonders die asiatischen Länder konnten ihre Anteile an
den Weltexporten seit dem Jahr 2000 in allen Industrie-
branchen beachtlich steigern (Jungnickel/Schüller 2008).
Mit der Ansiedlung exportorientierter ausländischer Un-
ternehmen hat sich die Güterstruktur schnell gewandelt
und ist durch einen steigenden Produktionsanteil von ka-
pital- und forschungsintensiven Gütern geprägt. Aller-
dings ist trotz dieser branchenübergreifenden Anteilsge-
winne die Wettbewerbsstärke asiatischer Anbieter immer
noch auf einige Produktbereiche konzentriert (Jungni-
ckel/Schüller 2008). Insbesondere gilt dies für die Elek-
tronikindustrie im weiteren Sinne (EDV-Geräte, Büroma-
schinen, Telekommunikationsausrüstung, integrierte
Schaltkreise, elektronische Komponenten), deren Weltex-
portanteile zum Teil deutlich über 50 Prozent liegen und
damit höher als die Werte für Textilien und Bekleidung
(Jungnickel/Schüller 2008).3 Besonders die USA und Ja-
pan haben dafür einen erheblichen Anteilsrückgang von
jeweils ca. 10 Prozent-Punkten zwischen den Jahren 1993
und 2007 zu verzeichnen. Insgesamt ist ein sehr bedeu-
tender Teil der Zugewinne bei den forschungsintensiven
Waren Asiens rein auf die zunehmende Dominanz in der
Elektronik zurückzuführen (Belitz et al. 2009).

Internationaler Vergleich der Innovationsfähigkeit

Ob zukünftig auch in anderen Hochtechnologiebranchen
die internationale Wettbewerbsfähigkeit Asiens deutlich
steigen wird, hängt entscheidend von der Innovations-
fähigkeit dieser Länder ab (Krawczyk et al. 2007). Im
Folgenden werden kurz die klassischen Innovationsindi-
katoren der FuE-Aufwendungen und Patente im interna-
tionalen Vergleich dargestellt.

3 Bei Einbeziehung der Importe und Ausklammerung des intraregiona-
len Handels wird die asiatische Dominanz in den zentralen Elektro-
nikbranchen teilweise relativiert, allerdings nicht generell infrage ge-
stellt. Bei integrierten Schaltkreisen und elektronischen
Komponenten ist der regionenübergreifende Handel sogar annähernd
ausgeglichen. Dies hängt wesentlich mit der in diesem Teilsektor be-
sonders intensiven grenzüberschreitenden Arbeitsteilung zusammen.
Ta b e l l e  1

Weltexportanteile mit forschungsintensiven Gütern
nach Ländern in den Jahren 1993 bis 2007 (in Prozent)

Quelle: Döhrn et al. 2009

1993 1998 2002 2007

forschungsintensive Erzeugnisse insgesamt

USA 17,2 16,6 14,2 11,7

Japan 17,0 11,2 10,2 8,3

Deutschland 12,6 12,2 12,0 12,5

andere Industrieländer 28,5 28,7 25,2 22,5

Entwicklungs- und Schwellenländer 24,7 31,3 38,3 45,0

elektronische Bauelemente

USA 22,2 20,2 17,7 11,4

Japan 20,5 13,1 12,2 10,1

Deutschland 4,2 4,3 4,4 4,5

andere Industrieländer 14,9 12,9 9,0 6,8

Entwicklungs- und Schwellenländer 38,3 49,5 56,7 67,1
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FuE-Aktivitäten sind eine wichtige Determinante für In-
novationserfolge in Hightechbranchen und für das Wirt-
schaftswachstum (EFI 2009). Bereits im Jahr 2000 hatte
die EU-Kommission für Europa einen FuE-Anteil am BIP
von 3 Prozent als Ziel für das Jahr 2010 ausgegeben, um
den Rückstand gegenüber den USA und Japan aufzuho-
len. In Deutschland zeigt sich im Vergleich zu Mitte der
1990er Jahre zumindest eine kleine Steigerung auf gut
2,5 Prozent im Jahr 2007. Allerdings weisen die EU-15-
Länder als Ganzes betrachtet bei FuE unverändert nur
eine geringe Dynamik auf und brachten 2007 insgesamt
knapp 1,9 Prozent ihres Bruttoinlandsproduktes für FuE
auf (EU-27: knapp 1,8 Prozent) (OECD STAN Datenba-
sis). Der Rückstand der EU-15 zu den USA beträgt nach
wie vor 0,75 Prozent-Punkte, der zu Japan 1,5 Prozent-
Punkte am BIP (Abb. 4). Zudem holen viele weitere asia-
tische Länder auf (z. B. China, Singapur, Taiwan, Indien).
Wenn man die Dynamik in den beiden etablierten Län-
dern Südkorea und Japan mitzählt, haben sich die welt-
wirtschaftlichen FuE-Gewichte klar in Richtung Asien ver-
lagert (Gehrke et al. 2009). Neben einheimischen
Unternehmen treiben nicht zuletzt multinationale Unter-
nehmen aus Industrieländern durch FuE-Outsourcing,
neue strategische Allianzen oder länderübergreifende
Gründungen und Fusionen die FuE-Aktivitäten der Wirt-
schaft in den Aufholländern nach oben und stärken somit
die FuE-Kapazitäten dieser Länder. Eine rasch expandie-
rende Binnennachfrage, ausreichend wissenschaftliches
Personal und Kompetenzen sowie niedrige FuE-Kosten
machen diese Regionen zunehmend auch für ausländi-
sche Unternehmen attraktiv. 

Ein häufig verwendeter Outputindikator für die Ergeb-
nisse der FuE sowie der Innovationstätigkeit sind Patente.
Da besonders Patente, die auf mehrere Märkte im Aus-
land zielen und dem internationalen Wettbewerb ausge-
setzt sind, eine hohe Aussagekraft besitzen, werden im
Folgenden „transnationale Patente“4 betrachtet (Frietsch/
Jung 2009). Die EU-27 weist in der Hochtechnologie eine
niedrigere Patentintensität (Patente pro Mio. Beschäf-
tigte) mit einem Wert von 192 gegenüber den USA (262)
im Jahr 2006 auf; das Wachstum zwischen 2000 und 2006
ist allerdings etwas höher (Tab. 2). Deutschland nimmt
bei der Intensität hinter der Schweiz, Finnland und
Schweden den vierten Rang in der EU-27 ein. Deutsch-
land profitiert dabei von seiner Spezialisierung auf Teil-
bereiche der Hochtechnologie (u. a. Automobilbau), in
denen sich die Patentierungsaktivitäten positiver als im
Bereich der Spitzentechnologien entwickelt haben. 

4 Transnationale Patentanmeldungen beinhalten internationale Anmel-
dungen nach der PCT-Konvention (Patent Cooperation Treaty) sowie
Anmeldungen am Europäischen Patentamt unter Ausschluss von
Doppelzählungen. In beiden Fällen sind transnationale Ämter verant-
wortlich.
A b b i l d u n g  4

FuE-Intensität (Anteil der FuE-Aufwendungen am BIP in Prozent) in ausgewählten Ländern 1991 bis 2007

Quelle: OECD STAN
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Eine bemerkenswerte Strukturveränderung im internatio-
nalen Patentsystem ist die hohe Dynamik beim Patentauf-
kommen von Südkorea und China. Diese beiden Länder
sind in vielen Bereichen, die von Japan lange dominiert
wurden, vorgedrungen, wie z. B. Büromaschinen, Elek-
tronik, Optik oder Unterhaltungselektronik. Bezogen auf
die Intensitäten liegt China aktuell zwar noch weit zu-
rück. Es ist aber aufgrund der enormen Dynamik in den
nächsten Jahren ein erhebliches Wachstum zu erwarten
(EFI 2009).

Diese Grundaussagen ergeben sich auch bei der Analyse
anderer Innovationsindikatoren, die über die direkte Mes-
sung von FuE-Aktivitäten und Patenten hinausgehen.
Zum Beispiel betrachtet der Global Competitiveness Re-
port (GIS 2008) sieben zusätzliche Indikatoren (z. B. Bil-
dung, IKT-Investitionen) für die nationale Innovationsfä-
higkeit. Auch hier liegen die EU-Länder im Durchschnitt
hinter den USA und Japan, aber noch vor aufstrebenden
Ländern wie z. B. China. Eine Betrachtung der Entwick-
lung zwischen 1995 und 2005 zeigt aber, dass gerade
Länder wie China und Singapur mit am stärksten im Ran-
king zulegen konnten. Zu einer ähnlichen Einschätzung
kommen auch weitere Studien (z. B. Jungnickel/Schüller
2008; Schüller 2008). 

Insgesamt zeigt sich damit, dass die (aufstrebenden) asia-
tischen Länder im Vergleich zu den etablierten Industrie-
ländern sowohl als Produktionsstandorte als auch als
FuE-Standorte deutlich an Bedeutung hinzugewinnen.

1.2 Aktuelle Krisensituation und Ausblick

Ob sich die dargestellten Entwicklungen bis zu den Jah-
ren 2006 und 2007 auch zukünftig fortsetzen, ist gerade
angesichts der 2008 begonnenen Wirtschaftskrise frag-
lich. Die Krise zeigt beispielsweise Probleme auf, die sich
durch eine starke Exportabhängigkeit, eine Konzentration
der Aktivitäten auf wenige Branchen und die Nutzung
von Finanzinstrumenten, die als innovationsförderlich
galten, ergeben können. Bislang lässt sich nicht eindeutig
klären, inwiefern sich die Krise auf die Entwicklung der
forschungsintensiven Branchen und der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit einzelner Länder in diesen Bran-
chen auswirkt. Im Folgenden werden die Kernargumente
der aktuellen Diskussion wiedergegeben.
Ta b e l l e  2

Transnationale Patentanmeldungen in der Hochtechnologie 2006

Quelle: EFI 2009

absolute Zahl 
der Patent-

anmeldungen

Wachstum 2000 bis 2006
(in %)

Intensität 
(Patente pro 1 Mio.

Beschäftigte)

total 120.742 19 –

EU-27 42.340 9 192

USA 38.327 2 261

Japan 20.034 14 312

Deutschland 17.516 7 448

Frankreich 6.687 20 265

Südkorea 6.277 236 271

Großbritannien 5.442 -7 173

China 4.377 524 6

Italien 2.973 26 119

Kanada 2.847 27 170

Niederlande 2.618 -3 312

Schweiz 2.472 18 576

Schweden 2.408 6 544

Finnland 1.367 -1 560
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Während sich in der konjunkturellen Schwächeperiode
zwischen 2000 und 2003 in Deutschland die forschungs-
intensiven Industrien im Vergleich zu den nicht for-
schungsintensiven Industrien relativ stabil entwickelten
und ein positives Produktionswachstum hatten, sind die
forschungsintensiven Industrien durch die aktuelle Krise
womöglich härter betroffen. Aufgrund der deutlich höhe-
ren Exportabhängigkeit der Hightechbranchen5 hat der
Einbruch der Auslandsnachfrage besonders gravierende
Auswirkungen. Eine Erholung des Welthandels wäre
demnach eine zentrale Bedingung für die Entwicklung
dieser Branchen. Analysen der OECD zu früheren Ban-
kenkrisen zeigen zudem allgemein die zentrale Bedeu-
tung der Exporte für den Aufschwung einer Volkswirt-
schaft auf (Haugh et al. 2009). So erstreckt sich das
Exportwachstum häufig über eine längere Phase als das
Inlandswachstum. Außerdem wird der Exportsektor stär-
ker von großen Unternehmen dominiert, die in der Regel
weniger vom inländischen Bankensystem abhängig sind.
Ob sich der Welthandel allerdings in Kürze erholt, ist un-
sicher. Denkbar wären auch eine geringere Investitions-
bereitschaft, insbesondere in Schwellenländern, und eine
geringere internationale Arbeitsteilung durch einen zu-
nehmenden Protektionismus (GD 2009). Offen ist auch
die langfristige Wirkung der nationalen Konjunkturpro-
gramme, die in den meisten Fällen auch Maßnahmen zur
Förderung von FuE, Aufbau von Infrastrukturen, Bil-
dung und „Green Technology“ enthalten (OECD
2009a). Wenn sich protektionistische Tendenzen zeigen
und die Konjunkturprogramme geringe Wirkungen auf
die Innovationstätigkeit entfalten, könnten sich die ak-
tuellen Probleme der exportorientierten deutschen High-
techbranchen fortsetzen (GD 2009).

Falls es aber zu einer baldigen Erholung im Welthandel
kommt, wird die Situation der forschungsintensiven In-
dustrien in Deutschland meist positiv beurteilt (z. B. Be-
litz et al. 2009; EFI 2009). Deutsche Unternehmen gelten
aufgrund der Produktivitätsfortschritte und finanziellen
Erfolge der letzten Jahre als besser für die Krise gewapp-
net als viele ihrer ausländischen Wettbewerber (EFI
2009). Zudem könnte die technologische Ausrichtung
Deutschlands bei einem Aufschwung von Vorteil sein
(Belitz et al. 2009). Deutschlands Produktportfolio ist
nicht auf einige wenige Branchen beschränkt, sondern
umfasst eine Vielzahl von Hochtechnologieindustrien.
Diese beinhalten insbesondere wettbewerbsfähige Indus-
triegüter, die bei einem weiteren Modernisierungsprozess
und technischen Fortschritt in Osteuropa und Asien einer
großen Nachfrage gegenüberstehen dürften (Belitz et al.
2009). Allerdings bezieht sich dieses Argument nur auf
die Ausgangsposition Deutschlands, ungeachtet der künf-
tigen Entwicklung der internationalen Wettbewerbsposi-
tion in diesem Bereich. Für die europäischen Länder in
Summe ist eine solche technologische Spezialisierung zu-
dem nicht zu erkennen. 

5 Analysen anhand der OECD-STAN-Datenbank zeigen für fast alle
Länder deutlich höhere Exportquoten in forschungsintensiven Bran-
chen als in den nichtforschungsintensiven Branchen.
Daneben argumentieren einige Beobachter, dass sich der
Aufholprozess zumindest von China und Indien beschleu-
nigt. Diese Länderkonnten auch im Jahr 2009 ein deutli-
ches BIP-Wachstum verzeichnen, während in vielen eta-
blierten Industrienationen deutliche Rückgänge im BIP
stattfanden (GD 2009). Diese positivere gesamtwirt-
schaftliche Dynamik in den asiatischen Ländern kann
auch deren Wettbewerbsfähigkeit in Hightechbranchen
nachhaltig unterstützen.

Zwischenfazit

Die Analysen über vergangene und mögliche zukünftige
Entwicklungen von Hightechbranchen zeigen, dass Eu-
ropa in den forschungsintensiven Industrien vor großen
Herausforderungen steht. Noch zeigen Indikatoren für die
Innovationsfähigkeit Rückstände von Entwicklungs- und
Schwellenländern auf, diese wurden aber in jüngerer Ver-
gangenheit tendenziell kleiner. Beispielsweise unter-
nimmt China große private und öffentliche Anstrengun-
gen im Bereich der Forschung und Entwicklung. In der
Elektronik dominieren die asiatischen Länder bereits
heute. Nach Projektionen der Europäischen Kommission
(2007) werden diese Länder ihre Position voraussichtlich
weiter ausbauen können. Die Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise scheint diese Tendenz zu verstärken.
Für die Einordnung der (Nano-)Elektronik im Vergleich
zu anderen Hightechbranchen kann deshalb festgehalten
werden, dass es sich hier um einen Bereich handelt, in
welchem ein hoher Spezialisierungsgrad Asiens vorliegt,
der in anderen Branchen bislang nicht erreicht wird. Die
Situation Europas im internationalen Wettbewerb unter-
scheidet sich daher zumindest aktuell in der (Nano-)Elek-
tronik von vielen anderen Hightechbranchen. Zukünftig
sind aber durchaus auch in den anderen Technologiefel-
dern ähnliche Entwicklungen wie in der (Nano-)Elektro-
nik denkbar.

2. Entwicklung in der Nanoelektronik und
Vergleich der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit führender Länder

2.1 Nanoelektronik: Definition, Bereiche und 
Bedeutung

Der Begriff der Nanoelektronik unterliegt, wie auch die
Nanotechnologie allgemein, keiner strengen und einheit-
lichen Definition, da der Übergang von der Mikro- zur
Nanoelektronik fließend verläuft. Häufig wird Nanoelek-
tronik als die auf Silizium basierende Halbleiterelektronik
bzw. integrierte Schaltkreise („Chips“) bezeichnet, deren
Strukturbreiten (kleinste, durch Strukturierungsverfahren
realisierbare Abmessungen) unter 100 nm liegen. Auch
alternative auf der Nanotechnologie beruhende Ansätze
sowie die zur Herstellung solcher Komponenten erforder-
liche verfahrenstechnische Ausrüstung und Materialien
zählen hierzu (BMBF 2002; BMBF 2004). Die Halblei-
ter-Nanoelektronik stellt hinsichtlich der weiteren Minia-
turisierung der konventionellen CMOS-Technologie6 von

6 CMOS (Complementary Metal Oxide Semiconductor) steht für eine
aus komplementären n-Kanal- bzw. p-Kanal-MOS-Feld-Effekt-Tran-
sistoren (MOSFET) aufgebaute Logik.
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der Mikroelektronik kommend (Top-down-Nanoelektro-
nik) bereits heute einen breiten und etablierten Markt dar.
Bei der Nanoelektronik jenseits der CMOS-Technologie
(„Beyond CMOS“, Bottom-up-Nanoelektronik) handelt
es sich um radikal neue Ansätze, die einen Paradigmen-
wechsel in der Computerindustrie darstellen und mit heu-
tigen Computern und Computerarchitekturen nur noch
sehr wenig gemeinsam haben. Diese Art der Nanoelektro-
nik befindet sich jedoch noch in der Grundlagenfor-
schung.

Ein internationales Industriekonsortium erstellt seit 1999
in einem Zweijahreszyklus die unter dem Namen „Inter-
national Technology Roadmap for Semiconductors“
(ITRS) bekannte Roadmap. Seit der 2005 erschienenen
Edition der ITRS-Roadmap (ITRS 2005, 2007 u. 2009)
wurden für die heute drei zentralen Entwicklungsrichtun-
gen der Mikro- und Nanoelektronik die Begriffe „More
Moore“, „More than Moore“ und „Beyond CMOS“ ge-
prägt, welche mittlerweile auch in großen Forschungspro-
grammen wie dem europäischen siebten Rahmenpro-
gramm und Großprogrammen wie ENIAC oder
CATRENE (Kap. III.1) aufgegriffen und auch allgemein
von Wissenschaft und Industrie verwendet werden
(Abb. 5). 

Gordon Moore, einer der Mitbegründer von Intel, formu-
lierte 1965 ein Gesetz, das bis in die heutige Zeit als gül-
tig angesehen wird: Die Anzahl der Transistoren pro Flä-
cheneinheit verdoppelt sich alle 18 Monate (erstes
Moore’sches Gesetz). Diese Dynamik des Chipbereichs
hat es vielen anderen Technologiebereichen überhaupt
erst ermöglicht, ein hohes Innovationstempo beizubehal-
ten, da viele neue Technologien eine hohe Rechenkapazi-
tät erfordern. Beispielsweise wären ohne die Fortschritte
in der Chiptechnik moderne Handys nicht denkbar.

Im Jahr 2009 haben die kleinsten Strukturbreiten in inte-
grierten Schaltkreisen bereits 32 nm erreicht (Atomgröße
etwa 0,1 nm, Molekülgröße etwa 1 nm). Das Bestreben,
die Strukturbreiten noch weiter zu reduzieren, wird als
„More Moore“ bezeichnet. Ebenso zählt zu den Entwick-
lungen die Bestrebung, einen Teil oder alle Systemfunk-
tionen auf einem Chip zu integrieren; dies wird auch
monolithische Integration genannt. Es entstehen somit
komplexe Ein-Chip-Systeme, die man als „System-on-
Chip“ (SoC) bezeichnet. Die technologischen Herausfor-
derungen liegen dabei unter anderem in der Entwicklung
von immer komplexeren Materialsystemen (z. B. mit
High-k-Materialien) zur Verhinderung von Verlustströ-
men durch quantenmechanische Effekte, welche in der
Größenordnung weniger Nanometer zunehmend zum
Tragen kommen. Weitere Herausforderungen sind die
Entwicklung kostengünstiger Lithografieverfahren mit
höherer Auflösung, verbesserte Maskentechnologien,
komplexere Schaltungsentwürfe oder die Vergrößerung
der Chipfläche durch neue Fertigungsverfahren für grö-
ßere Wafer. Ein Wafer ist eine kreisförmige Scheibe,
meist aus einem Silizium-Einkristall, und Ausgangspunkt
der Chipproduktion. Dabei könnte das zweite Moor’sche
Gesetz, welches besagt, dass die Kosten für die Ferti-
A b b i l d u n g  5

Zentrale Entwicklungsrichtungen der Nanoelektronik: „More Moore“, „More than Moore“
und „Beyond CMOS“

Quelle: ITRS 2005
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gungsanlagen proportional zur Zahl der Transistoren auf
einem Schaltkreis wachsen, der Fortschreibung des
Trends des ersten Moor’schen Gesetzes aufgrund ständig
wachsender Innovationskosten aus wirtschaftlichen Grün-
den ein Ende bereiten, bevor die physikalischen Grenzen
erreicht sind. Von den drei Entwicklungsrichtungen der
Nanoelektronik ist „More Moore“ die kapitalintensivste.
Hier bewegen sich die Hersteller ständig nahe an der
Grenze des technisch Machbaren, was die hohen Investi-
tionskosten bedingt. 

Nur durch kleinere Strukturbreiten in der CMOS-Techno-
logie – welche die Rechenleistung erhöhen – lässt sich
der Erfolg der Mikro- und Nanoelektronik jedoch nicht
erklären. Eine entscheidende Rolle hat auch die Integra-
tion nichtdigitaler Funktionen gespielt, wie z. B. die
Möglichkeit, Radiowellen zu verarbeiten. Diese erweiter-
ten Funktionalitäten werden als „More than Moore“ be-
zeichnet. Ein gutes Beispiel hierfür sind die Funktionali-
täten von modernen Handys. Sie können nicht nur über
Radiowellen kommunizieren, Programme und Spiele aus-
führen, sondern auch Fotos machen oder Videos abspie-
len. Wichtig hierbei ist, dass diese Art der Elektronik
zwar von immer kleineren Strukturbreiten profitiert, je-
doch ihre Leistungsfähigkeit nicht primär davon abhängt.
Einige Studien (u. a. Saunier 2008) kommen zu dem Er-
gebnis, dass gerade der Bereich „More than Moore“ gro-
ßes Potenzial hat (z. B. für organische Elektronik). Insbe-
sondere für kleine Firmen ergeben sich hier neue
Möglichkeiten, da die Investitionskosten für die Entwick-
lung von „More-than-Moore“-Produkten viel geringer
sind als im „More-Moore“-Bereich.

Um den oben erwähnten physikalischen und wirtschaftli-
chen Grenzen zu begegnen, haben Hersteller und Wissen-
schaftler schon seit einigen Jahren mehr und mehr ihren
Fokus auch auf alternative Technologien gelegt, die zu ra-
dikal neuen Komponenten führen könnten, die nicht mehr
auf der klassischen CMOS-Technologie basieren. Man
spricht dabei von „Beyond CMOS“. Diese sind zwar
meist noch im Stadium der Grundlagenforschung, sollten
sich aber auf lange Sicht, so die Hoffnung, als kosten-
günstiger und leistungsfähiger erweisen bzw. völlig neue
Anwendungen ermöglichen. Während die klassische
Halbleiterindustrie somit das Ziel verfolgt, die bewährte
Funktionsweise der CMOS-Technologie trotz der
schrumpfenden Abmessungen zu bewahren und störende
Quanteneffekte in den Bauteilen zu vermeiden, hat eine
ganze Reihe alternativer Ansätze aus dem „Beyond-
CMOS“-Bereich gerade zum Ziel, solche Effekte in neu-
artigen Bauteilen und Architekturen auszunutzen. Bei-
spielhafte Forschungsfelder sind die Spinelektronik, die
Nanophotonik oder die Molekularelektronik. 

Zusammenfassend spricht man im Allgemeinen bereits
von Nanoelektronik, sobald strukturelle Größen in elek-
tronischen Bauteilen von weniger als 100 nm vorliegen.
Nach dieser Definition zählen praktisch jeder moderne
Halbleiterchip sowie Produkte, in welchen Halbleiter-
chips verwendet werden, zur Nanoelektronik. Unter kom-
merziellen Gesichtspunkten sind vor allem die Bereiche
„More Moore“ und „More than Moore“ für diese Studie
relevant. Der Begriff „Halbleiterelektronik“ wird daher
aus kommerzieller Sicht betrachtet und beinhaltet Mikro-
und Nanoelektronik. Mikro- und Nanoelektronik gehen
fließend ineinander über, wobei Nanoelektronik auch
künftige Technologien beinhaltet, welche noch in der
Grundlagenforschung stecken und nicht zwingend auf
Halbleitern basieren. Wenn im Folgenden von Nanoelek-
tronik gesprochen wird, sind alle Entwicklungen der
Halbleiterelektronik und der nanoelektronischen Kon-
zepte gemeint.

Im Folgenden wird zur Einordnung der Halbleiterbranche
eine Darstellung ihrer Größe und Funktion innerhalb der
Wertschöpfungskette der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien (IKT) vorgenommen.

Einordnung der Nanoelektronik

Die Halbleiterbranchedient als wichtiger Zulieferer von
Grundkomponenten für die IKT-Industrie. Die Nanoelek-
tronik hat dabei eine „Enabler“-Funktion, da ihre Innova-
tionskraft es den nachgelagerten Industrien ermöglicht,
ein hohes Innovationstempo beizubehalten. Abb. 6 ver-
deutlicht den Aufbau der IKT-Wertschöpfungskette.

Die Equipmenthersteller (Ausrüstungshersteller) und
Rohmaterialunternehmen sind Zulieferer für die Halblei-
terfirmen. Da der Prozess der Halbleiterherstellung aus
verschiedenen Wertschöpfungsstufen (Chipdesign, Mas-
kenentwicklung, Chipproduktion, „packaging“, „testing“)
besteht, die unterschiedliche ökonomische Charakteris-
tika und erfolgskritische Standortfaktoren aufweisen, gibt
es sehr verschiedene Arten von Halbleiterfirmen
(Kap. II.3.3). Sie können entweder auf eine Wertschöp-
fungsstufe spezialisiert sein, wie z. B. sogenannte „Fab-
less“-Unternehmen, die sich nur um Chipentwicklung
kümmern, oder können die ganze Wertschöpfungsband-
breite abbilden, wie z. B. die sogenannten „Integrated
Device Manufacturers“ (IDMs). 

Die Halbleiterfirmen wiederum liefern an Elektronikher-
steller, die ihre Produkte mit oder ohne Zwischenhändler
an den Endverbraucher verkaufen. Elektronikhersteller
verwenden elektronische Bauteile wie z. B. CPUs oder
Netzteile, um daraus ein System zu bauen, das eine oder
mehrere komplexe Aufgaben erfüllen kann. Die Produkt-
bandbreite ist dabei weit und erstreckt sich von Compu-
terherstellern über Energieversorgungsausrüster bis hin
zu Rüstungskonzernen. Allerdings ist es schwer zu quan-
tifizieren, welchen Anteil die Nanoelektronikkomponen-
ten an den gesamten Materialkosten haben. Die Größe
des Marktes steigt innerhalb der IKT-Wertschöpfungs-
kette von Stufe zu Stufe stark an, je näher man an den
Endverbraucher kommt (Abb. 7). Die Material- und
Equipmentzulieferer hatten 2007 einen weltweiten Um-
satz von 85 Mrd. US-Dollar. Die Chiphersteller hatten da-
gegen schon Erlöse von 256 Mrd. US-Dollar. Auf der
Ebene von Elektronikprodukten ergab sich ein Markt-
volumen von 1 500 Mrd. US-Dollar und auf der IKT-Ser-
vice-Ebene wurden über 6 300 Mrd. US-Dollar umge-
setzt. 
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Auch für Europa zeigt sich ein ähnliches Bild. Die euro-
päischen Halbleiterfirmen haben im Jahr 2007 41 Mrd.
US-Dollar umgesetzt, Elektronikunternehmen 315 Mrd.
US-Dollar und Serviceanbieter 1 600 Mrd. US-Dollar
(ESIA 2008). 

Halbleiterfirmen befinden sich dabei entweder auf der
untersten oder der zweituntersten Ebene der IKT-
Wertschöpfungskette als Ausrüster/Rohmaterialzuliefe-
rer oder als Hersteller von Halbleitern. Dabei haben sie
die Funktion einer Triebfeder, welche das hohe Innova-
tionstempo und das Wachstum auf den höheren Ebenen
erst möglich macht, worin die große Bedeutung der
Nanoelektronikfirmen für die gesamte IKT-Branche
liegt. Als Lieferanten von innovativen Prozessen und
Produkten geben sie über Spill-over-Effekte wichtige
Impulse für die Innovationsaktivitäten in den nachgela-
gerten Wirtschaftsbranchen (u. a. Rammer et al. 2005;
Kap. IV.1).
– Der ständige Zuwachs an Speicher und Kapazitäten
bei gleichzeitig hohem Wettbewerb führt zu sinkenden
Preisen bei den Endprodukten und Entlastung der
Konsumenten. Beispielsweise ermittelten Aizcorbe et
al. (2006) einen Preisrückgang für Halbleiter von
durchschnittlich ca. 25 Prozent pro Jahr in den USA
zwischen 1975 und 2004.

– Innovationsaktivitäten der Nanoelektronik- und Halb-
leiterlieferanten ermöglichen neue Produkteigenschaf-
ten und Funktionen der Anwenderprodukte und sind
von großer Bedeutung für die technologische Wettbe-
werbsfähigkeit der Anwenderbranchen. Beispiels-
weise sind die elektronischen Bestandteile eines Autos
wichtige Differenzierungskriterien (z. B. adaptive Ge-
schwindigkeitsregelungssysteme, Kollisionsschutz,
Antiblockiersysteme sowie Unterhaltungselektronik,
Telematik, Instrumentierung). Der Anteil von Halblei-
tern am Gesamtwert eines Wagens hat sich in den ver-
gangenen Jahren erheblich erhöht (ZVEI 2008). 
A b b i l d u n g  6

Die Nanoelektronik in der IKT-Wertschöpfungskette

Quelle: eigene Darstellung, angelehnt an MESEA+ Whitebook2 und IEK/ITRI (März 2002)
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2.2 Produktions- und Beschäftigungs-
entwicklung 

Beim Halbleitermarkt handelt es sich noch um einen re-
lativ jungen Markt. 1965 verzeichnete die Halbleiter-
industrie noch einen Umsatz von etwa 1,5 Mrd. US-
Dollar, bis weit in die 1970er Jahre lag der weltweite Um-
satz noch unter 10 Mrd. US-Dollar. Doch 1994 wurde be-
reits die 100 Mrd. US-Dollar-Grenze überschritten und im
Jahr 2007 mit rund 256 Mrd. US-Dollar der bisherige
Höhepunkt vor Beginn der Wirtschaftskrise erreicht
(Abb. 8).

Seit Anfang 2000 haben sich die Wachstumsraten etwas
verringert. In den 1980er Jahren lag das durchschnittliche
jährliche Wachstum bei ca. 16 Prozent und in den 1990er
Jahren bei 14 Prozent (ZVEI 2008). Zwischen den Jahren
2000 und 2008 wurde lediglich ein Durchschnittswachs-
tum von 8,5 Prozent erreicht. Dies wird in der Regel mit
dem Eintritt in eine reifere Marktphase begründet (ESIA
2008; ZVEI 2008). Zugleich wirkte sich der wirtschaftli-
che Einbruch zwischen 2000 und 2002 nach einem hohen
Wachstum zwischen 1998 und 2000 stark auf die genann-
ten Wachstumsraten aus. Besonders das Geschäft mit
Massenspeichern unterliegt einer sehr hohen Volatilität.
Häufig wird von einem „Schweinezyklus“ gesprochen
(u. a. TAB 2010a). Hinkt das Angebot an Halbleitern der
Nachfrage hinterher, so steigen die Preise und große Fer-
tigungskapazitäten werden ausgebaut. Dadurch kommt es
zu einem Überangebot, da eine direkte Einschränkung
des Angebots aufgrund des sehr hohen Fixkostenanteils
der Produktionsstätten nicht rentabel ist. Folglich fallen die
Preise. Umsatz sowie Gewinn verringern sich deutlich. 
A b b i l d u n g  7

Wertschöpfungspyramide der IKT-Branche und weltweiter Umsatz im Jahr 2007 (Angaben in US-Dollar)

Quelle: ESIA 2008
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A b b i l d u n g  8

Weltweiter Umsatz in der Halbleiterindustrie in Mrd. US-Dollar (1990 bis 2009)

Quelle: OECD 2008a; WSTS 2010
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Da die Produkte der Halbleiterindustrie mittlerweile in ei-
ner Vielzahl von Anwenderbranchen verwendet werden,
wird die Nachfrageseite des Halbleiterelektronikmarktes
stark von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beein-
flusst. Der Zusammenhang zwischen Weltwirtschafts-
wachstum und Wachstum des Halbleiterelektronikmark-
tes hat sich dabei in jüngerer Zeit verstärkt (ZVEI 2008).
Folglich zeigt sich aufgrund des Nachfrageausfalls im
Sog der Wirtschaftskrise eine Schrumpfung des Halblei-
terelektronik-Weltmarktes (WSTS 2010). Aufgrund eines
schwachen 4. Quartals war bereits im Jahr 2008 die
Marktentwicklung mit 2,8 Prozent rückläufig. Im Jahr
2009 zeigte sich ein weltweiter Marktrückgang um
11,3 Prozent auf 220,8 Mrd. US-Dollar. In Europa lagen
die Rückgänge mit 24,2 Prozent weit über dem globalen
Durchschnitt. Für das Jahr 2010 wird wieder mit einem
deutlichen Anstieg der Nachfrage gerechnet und ein un-
gefähres Erreichen des Niveaus von 2008 prognostiziert
(ca. 249 Mrd. US-Dollar) (WSTS 2010).

Internationaler Vergleich in der Nanoelektronik

Die Nanoelektronikbranche zeichnet sich durch eine sehr
starke globale Ausrichtung aus. Die großen Halbleiterun-
ternehmen operieren und bieten weltweit ihre Produkte
und Dienstleistungen an. Dabei unterscheidet sich zu-
nehmend die geografische Verteilung einzelner Wert-
schöpfungsstufen. Die Bedeutung einzelner Standort- und
betrieblicher Leistungsfaktoren kann entlang der Wert-
schöpfungskette variieren (u. a. Reger et al. 1999). Für
die Analysen werden häufig vereinfacht drei Wertschöp-
fungsstufen unterschieden (z. B. Arita/McCann 2006;
Brown/Linden 2005):

– Chipdesign: Das Chipdesign ist sehr wissensintensiv,
ein Großteil der Ingenieurfachkräfte ist in dieser Wert-
schöpfungsstufe beschäftigt. Daneben wird für das Er-
stellen des Designs teure Spezialsoftware benötigt, die
normalerweise pro Arbeitsplatz gekauft wird.

– Produktion: Die Investitionskosten für eine Produk-
tionsstätte oder Chipfabrik („Fab“) sind mit zum Teil
über 3 Mrd. Euro sehr hoch (Economist 2009; ESIA
2008). In einer „Fab“ kommt teures Equipment zum
Einsatz, das unter extremen Reinheitsbedingungen be-
trieben wird. Die Arbeitskosten sind hingegen relativ
gering, da ein hoher Automatisierungsgrad erreicht
wird (Macher 2005).

– „packaging“: Das Zusammensetzen des Chips benö-
tigt auch teures Equipment; jedoch sind die Gesamt-
kosten deutlich niedriger als die einer „Fab“. Auch der
durchschnittliche Ausbildungsgrad ist im „packaging“
niedriger. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Anforderungen
an den Ausbildungsgrad der Ingenieure entlang der Wert-
schöpfungskette abnehmen, also die Ingenieure im Chip-
design am besten ausgebildet sein sollten (Brown/Linden
2009). 
Viele Unternehmen in der Nanoelektronik sind weltweit
tätig und entscheiden oft für jede Wertschöpfungsstufe
einzeln, an welchem Standort die entsprechende Tätigkeit
durchgeführt wird. Insbesondere in international ver-
flochtenen (Groß-)Unternehmen besteht die Tendenz,
Forschungs-, Entwicklungs- und Produktionsprozesse
dort durchzuführen, wo die jeweils erforderlichen Rah-
menbedingungen optimal sind (Gerybadze et al. 1997).
Somit kann eine Firma ihre Produktionsstätten je nach
Wertschöpfungsstufe in ganz unterschiedlichen Regio-
nen der Welt haben, da diese dort die jeweils beste Umge-
bung vorfinden.7

Eine geeignete Datenbasis zur Darstellung der globalen
Verteilung aller einzelnen Wertschöpfungsstufen liegt
nicht vor. Der globale Charakter der Wertschöpfungskette
spiegelt sich aber in Unterschieden bei wichtigen einzel-
nen Indikatoren zum Halbleitersektor wider (Abbil-
dung 9). Dabei werden hier die folgenden Indikatoren un-
terschieden: 

– die Nachfrage in der jeweiligen Region (absolut und
relativ),

– der gesamte Umsatz der in der Region ansässigen Fir-
men,

– der Besitz der Produktionskapazitäten der in der Re-
gion ansässigen Firmen und

– der Standort der Produktionskapazitäten.

Im Anschluss an ihre Darstellung werden diese Indikato-
ren durch Schätzungen zu den Wertschöpfungsstufen des
„packaging“ sowie Chipdesign ergänzt.

Um alle Indikatoren vergleichen zu können, werden die
Werte für das Jahr 2007 analysiert, mit Ausnahme des
Besitzes der Produktionskapazitäten mit Werten für das
Jahr 2005. Für die Nachfrage und den Standort der Pro-
duktionskapazitäten existieren aktuellere Zahlen, die in
späteren Kapiteln verwendet werden. 

Japan, Asien-Pazifik und die restliche Welt8 sind die
größten Nachfrager nach Halbleitern mit einem gemein-
samen Marktanteil von 68 Prozent. Europa und die USA
fragen jeweils nur 16 Prozent der Weltproduktion nach.
Das Bild verschiebt sich, wenn man die Umsätze nach
dem Heimatsitz der Unternehmen betrachtet. Amerikani-
sche Firmen erreichen zusammen 44 Prozent des globa-
len Halbleiterumsatzes, sie sind in vielen ausländischen
Märkten erfolgreich. Umgekehrt sind Firmen im Asien-
Pazifik-Raum bei den Umsätzen von geringerer Bedeu-
tung. 

7 Diese Argumentation ist nicht zwingend gleichbedeutend damit, dass
räumliche Nähe keine Rolle für die Nanoelektronik spielt (Ka-
pitel II.3.3).

8 Die Länder unter „Rest der Welt“ (z. B. Australien) haben einen sehr
kleinen Anteil bei den Indikatoren.
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Ein ähnliches Bild zeigt sich beim Besitz der Produk-
tionskapazitäten. Amerikanische Firmen besitzen 45 Pro-
zent der weltweiten Kapazitäten, obwohl nur 16 Prozent
der weltweiten Kapazitäten in den USA angesiedelt sind.
Dies lässt sich hauptsächlich dadurch erklären, dass US-
Firmen oft in Asien Produktionsstandorte betreiben und
auch dort hohe Umsätze am dortigen Markt erreichen.
Auch europäische Hersteller produzierten im Jahr 2007
nur zwei Drittel ihrer Wafer in Europa. In Asien und Ja-
pan liegt der inländisch produzierte Anteil hingegen bei
über 95 Prozent (ZVEI 2008). Durch den niedrigen Anteil
Europas an der Chipproduktion bei einem gleichzeitig
höheren Anteil an der Gesamtnachfrage (Kap. II.3.4.1) ist
Europa Nettoimporteur von Halbleitern. Vergleichbare
Zahlen über die inländische Produktion und den Außen-
handel liegen allerdings nicht vor. Grundig et al. (2008)
schätzen aber den Importüberschuss für das Jahr 2005 auf
ein Drittel der Nachfrage.

Die Anteile einzelner Standorte bei den Produktionskapa-
zitäten haben sich in den vergangenen Jahren deutlich
verschoben. Bereits in der zweiten Hälfte der 1990er
Jahre haben Japan und die USA als Produktionsstandort
an Bedeutung verloren, während Taiwan einen deutlichen
Anteilszuwachs erreichen konnte. Dieser Trend setzte
sich auch im Zeitraum 2000 bis 2009 fort (Abb. 10).
Japan und die USA haben weiter an Bedeutung verloren:
Der Produktionsanteil Japans schrumpfte von ca. 35 Pro-
zent im Jahr 2000 auf ca. 23 Prozent in 2009 und der Pro-
duktionsanteil der USA von ca. 20 Prozent im Jahr 2000
auf 15 Prozent in 2009. Auch in Europa ist die Tendenz in
diesem Zeitraum negativ mit einem Rückgang von 15 auf
gut 10 Prozent. Dabei ist zu beachten, dass USA, Japan
und Europa nur relativ gesehen an Bedeutung verloren
haben. Absolut hat auch in diesen Ländern die Produk-
tionskapazität zugenommen (Dewey & LeBoeuf 2009).
Vor allem in China, Singapur, Südkorea und Taiwan wa-
ren die Steigerungen der Produktionskapazitäten erheb-
lich höher. Diese Länder konnten ihren Anteil an der
weltweiten Produktion steigern. Bemerkenswert ist der
Aufstieg Chinas ab dem Jahr 2000. Alleine zwischen
2006 und 2008 wurden zehn größere Fabriken eröffnet
(SEMI Wafer Fab Watch 2008). Durch diesen Schritt hat
China seine Produktionskapazität deutlich gesteigert. Ins-
gesamt hält China im Jahr 2009 knapp10 Prozent der
weltweiten Waferproduktionskapazitäten.

Ein ähnliches internationales Bild wie bei der Chippro-
duktion zeigt sich im nachgelagerten „packaging“ und
Testen der Halbleiter. Hier dominieren Standorte in Asien
schon seit längerer Zeit. Asiens Weltmarktanteil ist in
diesem Bereich erheblich höher als bei der Chipproduk-
tion (Brown/Linden 2006). Nach Schätzungen von ESIA
(2008) befinden sich über 80 Prozent der Beschäftigten in
diesem Bereich in Asien und weniger als 2 Prozent in
Europa. 

Ein anderes Bild zeigt sich im Bereich des Chipdesigns.
Nach Saunier (2008) besitzen amerikanische Unterneh-
men einen Anteil von ca. 34 Prozent am Weltmarkt, ver-
glichen mit 26 Prozent in Japan, 22 Prozent in Südost-
asien und 18 Prozent in Europa. Direkte Vergleichsdaten
A b b i l d u n g  9

Regionale Aufteilung des Halbleiterweltmarktes im Jahr 2007

Quelle: Collet 2007; ESIA 2008; ZVEI 2008. Angaben für Besitz der Produktionskapazitäten beziehen sich auf das Jahr 2005.
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liegen nicht vor, die führende Stellung der USA wird in
der Literatur aber bestätigt (Brown/Linden 2008; Macher
et al. 2007; Dewey & LeBoeuf 2009; Saunier 2008).
Europäische Designunternehmen finden sich vorrangig
in der Automobil- und Industrieelektronik (www.com
petitiveness.com). 

Beschäftigung in der Nanoelektronik

Vergleichbare Daten über die Beschäftigung für verschie-
dene Länder liegen in der amtlichen Statistik ebenfalls
nicht vor. Lediglich in den USA wird die Beschäftigten-
zahl für den Sektor „semiconductor and related devices“
ausgewiesen und liegt im Jahr 2008 bei ca. 200 000 Be-
schäftigten (Dewey & LeBoeuf 2009). 

Für Europa schätzt der Verband „European Semiconduc-
tor Industry Association“ (ESIA) die Beschäftigungszahl
im Jahr 2007 auf ca. 115 000. Die Entwicklung der Be-
schäftigtenzahl der direkten Verbandsmitglieder bleibt
zwischen den Jahren 2004 bis 2007 recht konstant bei
85 000. 

In der aktuellen Krise wurde eine erhebliche Zahl von Ar-
beitsplätzen in der Nanoelektronik in den verschiedenen
Weltregionen abgebaut. Die OECD (2009b) schätzt den
weltweiten Rückgang der Beschäftigung zwischen 2007
und 2009 auf ca. 10 Prozent.

3. Einflussfaktoren für die Innovations- 
und Wettbewerbsfähigkeit Europas
in der Nanoelektronik

Die für die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit för-
dernden und hemmenden Faktoren sowie Ansatzpunkte
für Maßnahmen lassen sich in verschiedene Systemberei-
che entlang der Wertschöpfung untergliedern (Kap. I.2,
A b b i l d u n g  1 0

Anteile einzelner Standortregionen an den Produktionskapazitäten in der Halbleiterbranche in Prozent
(2000 bis 2009)*

Quelle: Dewey & LeBoeuf 2009; SEMI. *Die Werte für 2009 sind Vorabschätzungen von Dewey & LeBoeuf.
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Abb. 2). Für das Nanoelektronikinnovationssystem bietet
sich auf Basis der Erkenntnisse aus Literatur und Exper-
tengesprächen eine Unterscheidung in folgende Bereiche
an:

– Wissensbasis,

– nationaler und grenzüberschreitender Wissenstransfer
und Vernetzung,

– industrielle Akteure und Produktion,

– Nachfrage und Rahmenbedingungen.

Im Folgenden werden für diese Systembereiche die be-
deutenden Faktoren (z. B. qualifiziertes Personal) ermit-
telt, die entsprechende Position Deutschlands und Euro-
pas im internationalen Vergleich untersucht sowie deren
wichtigste Probleme aus Sicht der befragten Experten und
der Literatur skizziert. Dabei wird auch diskutiert, inwie-
fern diese Systembereiche und Wertschöpfungsstufen
geografisch miteinander verknüpft sind. So wird bei-
spielsweise die Bedeutung der räumlichen Nähe zur Pro-
duktion für die Zulieferer oder Chipdesignunternehmen
erörtert.

3.1 Wissensbasis

3.1.1 Internationale FuE-Aktivitäten

Höhe der FuE-Aufwendungen

Die (technologische) Wissensbasis ist nach Erkenntnissen
der Innovationsforschung ein entscheidender Faktor für
die Stärke eines Innovationssystems (Malerba 2002).
Neue Produkte und Prozesse sind dabei häufig Ergebnis
eines intendierten Wissensgewinnungsprozesses, der mit
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten verbunden ist
(TAB 2007; Werwatz et al. 2008). Dies gilt besonders für
die forschungsintensive Halbleiterbranche: Durch immer
kürzere Innovationszyklen stehen die Akteure unter enor-
mem Druck (Oliver Wyman 2008; Saunier 2008). Die
technologischen Herausforderungen in der Nanoelektro-
nik (z. B. Miniaturisierung, neue Funktionalitäten) sind
häufig mit einer deutlichen Zunahme der notwendigen
FuE-Aufwendungen verbunden. Nach Schätzungen von
Saunier (2008) liegen die Kosten für die technologischen
Entwicklungen zur Produktion eines Chips in 32-nm-
Ausführung bei rund 1 Mrd. US-Dollar, während für die
90-nm-Produktionsweise die Kosten noch bei ca.
500 Mio. US-Dollar lagen (Tuomi 2009). Darüber hi-
naus nehmen die Kosten für das funktionelle Design der
Chips deutlich zu (ESIA 2008; Saunier 2008; Anhang,
Tabel-le 16). Die immer höhere Komplexität der Chips
mit Millionen von Transistoren steigert z. B. den Bedarf
an automatisierten Arbeitsgeräten und Softwareentwick-
lungen. 

Folglich ist der Halbleiterinnovationsprozess mit hohen
FuE-Aufwendungen verbunden. Nach Angaben des
European Industrial Scoreboard (JRC 2008) zu den
1 000 forschungsintensivsten Unternehmen in Europa ge-
hört die Halbleiterbranche zu den forschungsintensivsten
Industrien, gemessen am Anteil der FuE-Ausgaben am
Umsatz, welcher im Jahr 2007 13,7 Prozent betrug.9 Da-
mit ist die Halbleiterbranche nach den Branchen Internet,
Software und Biotechnologie die am viertforschungs-
intensivste Branche. Dabei handelt es sich allerdings um
forschungsstarke Großunternehmen bei Halbleitern und
nicht um den Branchendurchschnitt. Angaben zur durch-
schnittlichen FuE-Intensität sowie ein Vergleich zu ande-
ren Ländern sind aufgrund der eingeschränkten Datenlage
nicht möglich. 

Internationalisierung privater FuE-Aktivitäten

Analog lässt sich nur begrenzt klären, inwieweit eine In-
ternationalisierung der FuE-Aktivitäten in der Nanoelek-
tronik stattgefunden hat. Dieser Aspekt wird für die Na-
noelektronik und andere Branchen zunehmend, zum Teil
kontrovers, diskutiert (OECD 2008b). Gemäß Macher et
al. (2007) zeigen sich hier folgende Trends:

– Der Anteil der FuE-Ausgaben der amerikanischen
Elektronikunternehmen im Ausland hat im Zeitraum
zwischen 1985 und 2001 nicht zugenommen und va-
riiert zwischen 3 und 7 Prozent. Dieser Indikator um-
fasst auch einige Aktivitäten außerhalb des Halbleiter-
bereichs und bezieht sich auf einen älteren Zeitraum.
Es gibt aber gemäß Macher et al. (2007) keine signifi-
kanten Hinweise auf aktuelle Veränderungen.

– Der Anteil an internationalen Kooperationen bei der
Technologieentwicklung hat zwischen 1990 und 1999
nur moderat von etwas über 55 Prozent auf knapp
65 Prozent aller Kooperationen zugenommen.

– Der Anteil der Patentanmeldungen von inländischen
Unternehmen liegt in allen Weltregionen über
50 Prozent und ist im Zeitraum 2000 bis 2003 gegen-
über 1996 bis 1999 in einigen Regionen (z. B. Europa)
sogar gestiegen.

Aus diesen Beobachtungen leiten Macher et al. (2007) ab,
dass die Internationalisierung der FuE in der Halbleiter-
technologieentwicklung kaum zugenommen hat und nicht
den Offshoringaktivitäten in der Produktion gefolgt ist. 

Einige andere Beobachter sehen Tendenzen, dass zumin-
dest amerikanische Unternehmen das FuE-intensive
Chipdesign ins Ausland verlagern (Brown/Linden 2006,
2008; Dewey & LeBoeuf 2009; Ernst 2005). Beispiels-
weise beobachten Brown/Linden (2008) zunehmend
Chipdesign-Niederlassungen amerikanischer Unterneh-
men in Indien (Brown/Linden 2008). Auch Umfragen in
den USA über die geografische Verteilung der FuE-Inves-
titionen sprechen für eine zunehmende Internationalisie-
rung (Dewey & LeBoeuf 2009). 

Relevante Standortfaktoren und Position von
Deutschland/Europa

Zur Beurteilung der Standortfaktoren wird häufig zwi-
schen FuE-Aktivitäten für die Verbesserung/Umstellung

9 Dabei wurden die Wirtschaftszweige auf eine 4-stellige Ebene der
NACE-Wirtschaftszweigklassifikation aggregiert.
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von Produktionsprozessen (Prozess-FuE) und FuE im Zu-
sammenhang mit dem Halbleiterdesign (Design-FuE) un-
terschieden (Dewey & LeBoeuf 2009; Macher et al.
2007). Bei Prozess-FuE sehen die Unternehmen für die
Standortentscheidung der FuE-Aktivitäten die Nähe zum
Produktionsstandort aufgrund von Wissens-Spill-over-
Effekten und Agglomerationsvorteilen als wichtigsten
Faktor an (Kap. II.3.3.1). Für Design-FuE ist die Nähe
zur Produktionsstätte kein relevanter Standortfaktor. In
den vergangenen 20 Jahren hat sich in vielen Halbleiter-
segmenten der direkte Zusammenhang zwischen Produkt-
design und Prozessentwicklung abgeschwächt und es ha-
ben sich zunehmend spezialisierte Designunternehmen
(„Fabless“-Unternehmen) ohne eigene Produktionsstätten
entwickelt (Macher et al. 2007; Kap. II.3.3). Hierfür wer-
den u. a. die Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeitskräf-
ten und der geeignete Schutz von geistigen Eigentums-
rechten als entscheidende Standortfaktoren angesehen
(Dewey & LeBoeuf 2009). 

Diese Standortfaktoren gelten auch in der Nanoelektronik
eher als Stärke Europas (ESIA 2005; TAB 2010a). Nach
Umfragen von Dewey & LeBoeuf (2009) finden ca.
40 Prozent der aktuellen internationalen FuE-Investitio-
nen amerikanischer Unternehmen in Europa statt; für die
nächsten fünf Jahre wird zudem ein erheblicher Zuwachs
erwartet. Insgesamt betrachtet liegt Europa allerdings bei
den spezialisierten Chipdesignunternehmen deutlich hin-
ter den USA (Kap. II.2; Macher et al. 2007; Saunier
2008).

Die befragten Experten stufen insgesamt den Forschungs-
standort Deutschland und zumeist auch Europa in der
Nanoelektronik bislang als sehr positiv ein. Dies gilt vor
allem im Bereich „More than Moore“. Die breite System-
kompetenz der Fachkräfte (Kap. II.3.1.2) kommt hier be-
sonders zum Tragen. Denn bei der Erweiterung der Halb-
leiterfunktionalitäten kommt der Systemgestaltung eine
besonders wichtige Rolle zu. Die Optimierung einzelner
Arbeitsschritte, in denen die USA oder Asien große Stär-
ken besitzen, spielt hier eine geringere Rolle.

Trotz der insgesamt positiven Einschätzungen bestehen
bei einigen der befragten Experten Bedenken, ob die
starke Wissensbasis in Deutschland und Europa langfris-
tig erhalten werden kann. Dies betrifft zum einen den
Bereich „More Moore“. Die führenden asiatischen Län-
der in der Nanoelektronik und die USA verfügen hier
über spezifisch ausgebildete Fachkräfte sowie über die
notwendige, sehr kapitalintensive FuE-Infrastruktur. Da-
neben können Länder mit vielen Produktionsstätten (z. B.
Taiwan) Wissens-Spill-over-Effekte für die wichtige Pro-
zess-FuE im Bereich „More Moore“ erzielen
(Kap. III.3.3.1). Dies kann auch Auswirkungen auf den
Bereich „More than Moore“ haben: Wenn keine Fort-
schritte und Erfahrungen in der weiteren Miniaturisierung
erzielt werden, kann später notwendiges Wissen im
„More-than-Moore“-Bereich (z. B. in der Materialent-
wicklung, Lithografietechniken, Maskenherstellung) feh-
len.
Zum anderen wird eine mangelnde Fokussierung der
FuE-Förderung von einigen der befragten Experten kriti-
siert. Die bisherigen Förderbedingungen begünstigen eine
starke Diversifizierung der Forschungsarbeiten. Eine För-
derung von Themen in Form von großen Programmen
(z. B. zur Energieeffizienz von Halbleiterprodukten) mit
kritischer Masse an Akteuren und Fördergeldern findet
hingegen kaum statt (SEMI 2008a; TAB 2010a; Exper-
teninterviews). In Kapitel III.1 wird die FuE-Förderung in
Deutschland und Europa näher untersucht.

3.1.2 Ausbildung und Verfügbarkeit 
qualifizierter Arbeitskräfte

Qualifizierte Arbeitskräfte gelten als wichtiger Schlüssel
zum Erfolg in forschungs- und wissensintensiven Bran-
chen (TAB 2007). Zur Generierung und Umsetzung von
FuE-Erkenntnissen in international wettbewerbsfähige
Produktionsprozesse, Produkte und Dienstleistungen
müssen ausreichend hochqualifizierte Arbeitskräfte ver-
fügbar sein (u. a. Wissenschaftler, Ingenieure, Techniker).
Dieser große Bedarf an hochqualifizierten Ingenieuren
und Wissenschaftlern besteht auch in der Nanoelektronik
(Brown/Linden 2008; ESIA 2005). Qualifiziertes Perso-
nal gilt dabei als zentraler Standortfaktor für Forschungs-
und Entwicklungstätigkeiten, besonders beim Prozess des
Chipdesigns (Brown/Linden 2008; Dewey & LeBoeuf
2009; ESIA 2005; Henisz/Macher 2004). Im internationa-
len Vergleich sind dabei die Verfügbarkeit, Qualität (Aus-
bildung und Fähigkeiten) sowie die Kosten der Inge-
nieure als Standortfaktoren entscheidend (Brown/Linden
2008). 

Allerdings fällt ein systematischer, internationaler Ver-
gleich hinsichtlich dieser Kriterien schwer: Die Qualifi-
kationsgruppen von Europa oder den USA sind mit denen
der asiatischen Länder kaum vergleichbar, da z. B. die
Ingenieure in China und Indien häufig jünger sind, über
weniger Erfahrung und häufig schlechtere Ausbildung
verfügen. So stellen Brown/Linden (2009) in ihren inter-
nationalen Vergleichen über Ingenieure in der Halbleiter-
branche zwar deutlich höhere Kosten für die USA und
Europa gegenüber den südostasiatischen Ländern fest.
Allerdings wird die inländische Ausbildungsqualität und
Erfahrung dieser Arbeitskräfte für die südostasiatischen
Länder deutlich geringer eingeschätzt.

Insgesamt gelten in der Nanoelektronik die Standortbe-
dingungen hinsichtlich Bildung und Qualifikation in Eu-
ropa als gut und ausschlaggebend für eine hohe Attrakti-
vität als FuE-Standort (Brown/Linden 2008). Die Stärken
Deutschlands und Europas liegen nach Einschätzung der
Experten in einem breiten Systemwissen der Fachkräfte,
während gerade in asiatischen Ländern die Ausbildung
häufig sehr viel spezifischer ist. Ingenieure werden dort
beispielsweise zum Teil nur für den Bereich Entwurfs-
automatisierung ausgebildet, während dies in Deutsch-
land nur ein Teil des Elektrotechnikstudiums ist.
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Allerdings zeigten sich in der konjunkturellen Hochphase
in den Jahren 2006 und 2007 deutliche Anzeichen von
Engpässen bei den Fachkräften (SEMI 2008a). Eine sol-
che Situation könnte sich bei einer Verbesserung der Kon-
junktur erneut ergeben, zumal u. a. die zukünftige demo-
grafische Entwicklung Engpässe bei qualifizierten
Ingenieuren und Wissenschaftlern zur Folge haben dürfte
(Leszczensky et al. 2009). Als wichtige Stellhebel für die
ausreichende Verfügbarkeit von Fachkräften gelten in der
globalen Nanoelektronikindustrie zum einen die Gewin-
nung von ausländischem Fachpersonal und zugleich die
Vermeidung eines Verlustes („brain drain“) inländischer
Wissenschaftler (Brown/Linden 2008; SEMI 2008a). In
der Halbleiterbranche ist der Anteil ausländischer, insbe-
sondere asiatischer Fachkräfte in den USA, aber auch in
Europa besonders hoch und die Tendenz zur Rückkehr
dieser talentierten Arbeitskräfte bei guten Standortbedin-
gungen im Heimatland groß (Brown/Linden 2008). Zum
anderen wäre der Ausbau der inländischen Ausbildungs-
kapazitäten erforderlich. Hier gibt es bereits auch von-
seiten der Industrie gute Beispiele, wie die von Infineon
mitgegründete „Dresden Chip Akademie“ (TAB 2010a;
Prognos/VDI 2008).

3.2 Wissenstransfer und Vernetzung

Im Folgenden wird vorrangig der Wissenstransfer und die
Vernetzung zwischen FuE-Akteuren und der Industrie be-
trachtet. Der Wissenstransfer und die Vernetzung inner-
halb der Wissenschaft (z. B. zwischen Grundlagenfor-
schung und angewandter Forschung) funktioniert nach
Ansicht der befragten Experten gut und es besteht kein
direkter Handlungsbedarf.

3.2.1 Wissens- und Technologietransfer 
zwischen öffentlicher FuE und 
industriellen Akteuren

Damit die erworbene technologische Wissensbasis
schnell in neue Prozesse, Produkte und Dienstleistungen
umgesetzt werden kann, ist ein effizienter Wissens- und
Technologietransfer notwendig. Dafür sind u. a. enge Ko-
operationen und Interaktionen (z. B. Konferenzen, spe-
zifische Netzwerke, Verbundprojekte) zwischen öffentli-
chen FuE-Einrichtungen und Unternehmen für einen
effizienten Wissens- und Technologietransfer wichtig
(Malerba 2002). Das Ausmaß und die Effizienz des Wis-
sens- und Technologietransfers hängt dabei nicht nur von
exzellenten Forschungsergebnissen und der Transferbe-
reitschaft und -fähigkeit öffentlicher FuE-Einrichtungen
ab, sondern auch maßgeblich von der Transferbereitschaft
und -fähigkeit der Unternehmen, externes Wissen zu inte-
grieren („Absorptionskapazität“).Wissen aus der öffentli-
chen Forschung lässt sich nicht „kostenlos“ integrieren,
sondern verursacht Firmen erhebliche Kosten durch inter-
nen Lernaufwand (Cohen/Levinthal 1989). 

Ein Indikator für den Wissenstransfer zwischen For-
schung und Industrie sind die zitierten wissenschaftlichen
Publikationen in Patenten. Schließlich werden hochquali-
tative Publikationen häufig in Patenten zitiert und finden
ihren Weg in die technologische Umsetzung. Allerdings
spiegelt dieser Indikator längst nicht alle Wege des Wis-
senstransfers zwischen FuE-Instituten und Unternehmen
wider, z. B. können Kooperationen zwischen diesen Ak-
teuren zur direkten Entwicklung erfolgreicher Produkte
führen, für die bereits ein Patent existiert, oder es können
Patente ohne Zitierung wissenschaftlicher Publikationen
eingereicht werden. Daneben werden in Patenten häufig
einige Publikationen standardmäßig zitiert, ohne dass ein
konkreter Wissenstransfer stattgefunden hat.

Breschi et al. (2006) haben für die Bildung dieses Indi-
kators Patentanmeldungen in fünf verschiedenen Techno-
logiefeldern am Europäischen Patentamt (EPO) sowie am
amerikanischen Patentamt (USPTO) miteinander vergli-
chen (Tab. 3). Die untersuchten Technologiefelder sind
„Übertragung digitaler Information“, „Sprachanalyse
oder -synthese“, „Halbleiter“ und „Lasertechnologie“ und
„Biotechnologie“. Die Studie kommt zu dem Schluss,
dass der Wissensfluss von der Wissenschaft in die Tech-
nologieumsetzung/-entwicklung zugenommen hat (Breschi
et al. 2006). Allerdings liegt Europa fast durchgängig
deutlich hinter den USA, besonders im Bereich der Halb-
leiter. Nur 20 Prozent der in EPO-Patenten zitierten Pu-
blikationen stammen aus den 25 Mitgliedstaaten der EU,
in den anderen Bereichen liegt Europas Anteil etwas
höher. Der Anteil der EU-25 bei den in Patenten viel
zitierten Publikationen10 liegt mit ca. 10 Prozent jedoch
noch deutlich niedriger. Noch ausgeprägter zeigt sich die
amerikanische Dominanz bei den in US-Patenten zitierten
Publikationen. Europäische Akteure haben bei allen zi-
tierten Patenten lediglich einen Anteil von knapp 13 Pro-
zent, bei viel zitierten Publikationen sogar nur knapp
10 Prozent. 

Eine mögliche Erklärung für diese Ergebnisse liegt in
dem deutlich höheren Anteil an Publikationen von Privat-
unternehmen in den USA und Japan, deren Forschung
und Entwicklung näher auf den konkreten Anwendungs-
fall zugeschnitten sind und deshalb häufiger Eingang in
Patentzitierungen finden (Europäische Kommission 2008).
Gerade in der Halbleiterbranche hat die angewandte For-
schung eine sehr hohe Bedeutung für Patentierungen
(Lim 2004). Die geringe Einbindung privater Unterneh-
men in Europa bei der Generierung patentrelevanter
Publikationen weist daher auf ein Hemmnis hin.

Die Expertengespräche bestätigen Hinweise auf Pro-
bleme beim Wissenstransfer in Deutschland und Europa
nur teilweise; die Einschätzungen sind sehr gemischt. Ei-
nigen Experten zufolge sind die Kooperationsstrukturen
zwischen Unternehmen und der Wissenschaft in Europa
sehr gut etabliert. Gerade Deutschland weist nach ihrer
Ansicht hier Vorteile im innereuropäischen Vergleich auf,
u. a. durch die hohe Anwendungsorientierung einiger
FuE-Akteure (z. B. Fraunhofer-Institute) und eine große
Zahl von Verbundprojekten zwischen öffentlichen FuE-
und industriellen Akteuren. 

10 Als viel zitiert gelten Publikationen, die von mindestens vier Paten-
ten innerhalb von fünf Jahren zitiert wurden (Breschi et al. 2006).
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Anderen Einschätzungen zufolge besteht ein erheblicher
Verbesserungsbedarf bei der Interaktion und Kommuni-
kation zwischen öffentlicher Forschung und Industrie
(u. a. Experteninterviews; Saunier 2008). Gemäß TAB
(2010a) erfolgt kein ausreichender Abgleich zwischen der
Angebots- und Nachfrageseite, d. h. der FuE-Institute und
der Industrie. Dabei wird bei Universitäten eine starke
Konzentration auf die reine Technologieentwicklung und
eine zu geringe Orientierung an den Bedürfnissen der In-
dustrie beobachtet. Die industriellen Akteure in der Na-
noelektronik hegen wiederum häufig die Erwartung, sich
mit einer Finanzierung von FuE an öffentlichen Einrich-
tungen direkt fertige Forschungsergebnisse erkaufen zu
können (Experteninterviews). Eine gemeinsame enge Zu-
sammenarbeit über die gesamte Projektlaufzeit, z. B. in-
klusive eines Personalaustauschs, findet meist nicht statt.
Einige der befragten Experten schätzen deshalb die sehr
enge Zusammenarbeit zwischen Universitäten und Indus-
trie in den USA (Kap. III.2.5) als tendenziell vorteilhafter
ein. Sie geben aber auch zu bedenken, dass die Universi-
täten dadurch in eine hohe finanzielle Abhängigkeit von
der Industrie geraten und daher die Grundlagenforschung
vernachlässigen könnten. 

3.2.2 Clusteraktivitäten und Netzwerke

Clusterbildung in der Nanoelektronik

Räumliche Konzentrationen von Universitäten, außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen, Unternehmen einer
Branche oder verwandter Branchen und Intermediären
(z. B. Finanzintermediäre), die in der Regel durch eine
(vertikale) Wertschöpfungskette verbunden sind, werden
als „Cluster“ bezeichnet. In vielen Branchen zeigen sich
räumliche Konzentrationen der genannten Akteure (TAB
2007), in der Nanoelektronik ist dieses Phänomen aber
besonders signifikant (Robinson et al. 2007; VDI 2006).
Das „Silicon Valley“ ist das berühmteste Beispiel, doch
auch in anderen Regionen der Welt haben sich vergleich-
bare Cluster herausgebildet. Insgesamt besitzen nur sehr
Ta b e l l e  3

Anteil von zitierten Publikationen bei EPO- und USPTO-Patenten in Prozent (1990 bis 2003)

Quelle: Breschi et al. 2006

Technologie-
bereiche

Übertragung
digitaler

Information

Sprachanalyse 
oder 

-synthese
Halbleiter Laser Biotechnologie

alle zitierten Publikationen bei Patenten (EPO)

EU-25 26,9 32,1 19,6 23,9 29,8

Japan 12,4 11,1 24,7 21,3 6,3

sonstige Länder 14,7 17,1 9,6 9,4 10,9

USA 45,9 39,7 46,1 45,5 53,4

vielzitierte Publikationen bei Patenten (EPO)

EU-25 28,3 55,7 10,1 11,4 24,9

Japan 10,2 7,7 36,6 22,1 2,7

sonstige Länder 9,4 10,3 3,8 5,2 8,8

USA 52,1 26,4 49,6 61,3 63,6

alle zitierten Publikationen bei Patenten (USPTO)

EU-25 15,8 19,9 12,7 20,7 22,3

Japan 8,1 7,2 18,0 18,0 4,8

sonstige Länder 16,0 11,7 8,6 7,6 8,8

USA 60,1 61,2 60,7 53,6 64,2

vielzitierte Publikationen bei Patenten (USPTO)

EU-25 11,0 18,7 9,7 14,7 19,7

Japan 2,9 3,3 19,2 22,9 3,6

sonstige Länder 9,1 9,8 6,6 6,7 7,8

USA 76,9 68,3 64,5 55,7 68,9
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wenige Regionen eine kritische Masse an Akteuren und
Aktivitäten. Mögliche Erklärungen für diese regionale
Clusterbildung in der Nanoelektronik basieren auf den
Vorteilen räumlicher Nähe, z. B. beim Finden geeigneter
Kooperationspartner, der Nähe zu Konkurrenten („spür-
barer Wettbewerbsdruck“) und Kunden, der Vermittlung
des in der Nanoelektronik zentralen „tacit knowledge“,
dem gemeinsamen Bedarf an Vorleistungen, Zugang zu
spezialisiertem Human- und Finanzkapital oder gemein-
samer Infrastruktur (Macher et al. 2007; Storper 1997). 

Allerdings wird diese hohe Bedeutung von räumlicher
Nähe und Clusterbildung in der Nanoelektronik von eini-
gen Beobachtern auch angezweifelt, vor allem bezüglich
Cluster rund um Produktionsstätten (Arita/McCann 2006;
Leachman/Leachman 2004). Sie sehen andere Faktoren
für die geografische Verteilung der Halbleiterindustrie als
wichtiger an (z. B. technologisches Know-how) und ver-
weisen auf die zunehmende geografische Trennung der
einzelnen Wertschöpfungsstufen (z. B. zwischen Chip-
design und Waferproduktion).

Diese beiden unterschiedlichen Ansichten über die Be-
deutung räumlicher Nähe gegenüber anderen Standort-
faktoren spiegeln sich in verschiedenen Ansichten in der
Frage wider, wie bedeutend regional/national angesie-
delte Produktionsstätten für die Entwicklung der Nano-
elektronikindustrie in einer Region/Nation sind. In anderen
Worten, wie eng sind die verschiedenen Systembereiche
des Innovationssystems (bzw. die verschiedenen Wert-
schöpfungsstufen) in der Nanoelektronik räumlich mitei-
nander verknüpft? Im Folgenden werden die beiden Ar-
gumentationslinien näher dargestellt.

Einige Experten betonen die großen Vorteile von räumli-
cher Nähe zwischen FuE, Zulieferern und den Produk-
tionsstätten in der Nanoelektronik (Dewey & LeBoeuf
2009; SEMI 2008a; Saunier 2008; Experteninterviews).
So seien z. B. für einen effizienten Wissens- und Techno-
logietransfer die Kopplung zwischen der Grundlagen-
und Anwendungsforschung einerseits und die räumliche
Nähe zwischen FuE und Produktion andererseits drin-
gend erforderlich. Denn die Produktentwicklung und For-
schung benötigt eine Erprobung im Produktionsprozess.
Auch für Equipmenthersteller ist es von Vorteil, nahen
Zutritt zu den Reinräumen in den Produktionsstätten zu
haben, um passfähige Lösungen zu entwickeln. Wenn
sich die Produktionsstätten in Drittländer außerhalb Eu-
ropas verlagern, werden dortige FuE-Unternehmen oder -
Niederlassungen im Laufe der Zeit die Vorteile einer geo-
grafischen Nähe von FuE und Produktion (z. B. durch
Rückkopplung des Wissens aus der Produktion in die
FuE-Prozesse) immer mehr nutzen können. 

Dies kann dazu führen, dass die dort ansässigen Unter-
nehmen besonders stark wachsen oder der Produktions-
verlagerung eine immer stärkere Verlagerung der FuE-
Unternehmen von Europa in Drittländer folgt. Als Folge
befürchten die befragten Experten nur noch geringe wirt-
schaftliche Potenziale in einzelnen Nischenmärkten bzw.
Wertschöpfungsstufen (z. B. Chipdesign) in Europa mit
entsprechend geringen Beschäftigungseffekten. Diese
würden nur einige sehr hochqualifizierte Arbeitskräfte
beinhalten (z. B. Fachkräfte in der Leistungselektronik).
Dagegen fallen vor allem Low-End-Zulieferunternehmen
und Dienstleistungsunternehmen für Wartungsarbeiten
weg. Zudem werden sich künftig auch weniger Studie-
rende für Berufsbilder mit Nanoelektronikbezug entschei-
den, wenn die Jobperspektiven in der Region, Deutsch-
land oder Europa unklar sind. Dies würde dauerhaft die
Verfügbarkeit von qualifiziertem Personal gefährden. 

Neben vorgelagerten Industrien können auch Anwender-
industrien  wie der Fall Großbritannien zeigt  zunehmend
ihre Fähigkeiten zur (Weiter-)Entwicklung von Endpro-
dukten verlieren, wenn Produktionsstätten ins Ausland
verlagert werden. Falls die Produktion dennoch ins Aus-
land verlagert wird, ist es laut Expertenmeinungen wich-
tig, dass die Hersteller weiterhin in Konsortien und Netz-
werken mitarbeiten, um so das existierende Know-how
aufrechtzuerhalten, um auch künftig Produkt- und/oder
Prozessinnovationen generieren zu können. Ein Beispiel
ist die Teilnahme von Infineon im Kooperationsnetzwerk
East Fish Kill zur Erhaltung des Know-hows in der Pro-
duktion, obwohl das Unternehmen selbst keine eigenen
Produktionsstätten mehr aufbaut.

Andere Experten wiederum betonen, dass ein Verlust an
deutschen bzw. europäischen Produktionsstätten, ähnlich
wie in den USA, auch für Europa nicht zwangsläufig ne-
gative Konsequenzen nach sich ziehen muss. Die deut-
schen Zulieferunternehmen seien hinsichtlich der regio-
nalen Ausrichtung sowie der Produktpalette und
Geschäftsfelder gut diversifiziert aufgestellt (u. a. breit
aufgestellte „Foundries“ mit Highendprodukten und kun-
denspezifischen Lösungen) und könnten daher einen Ver-
lust an deutschen oder europäischen Produktionsstätten
gut verkraften. Die Nähe zum Markt (u. a. zu den Anwen-
derindustrien) müsse allerdings durch Präsenz vor Ort in
den jeweiligen Ländern sichergestellt werden. Wichtig sei
daneben der Erhalt der Applikationen und der System-
kompetenz in Deutschland bzw. Europa. So verfügen laut
Experten z. B. die Elektronikanwender in den Bereichen
Auto, Leistungselektronik und Energieeffizienz über Sys-
temkompetenz entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette. Die nachgelagerten Anwenderunternehmen seien
nicht erheblich geschwächt, da diese in der Regel bereits
global in anderen Regionen (insb. Asien, USA) tätig sind
und damit weiterhin einen guten Zugang zu nanoelektro-
nischen Vorleistungsgütern und entsprechendem neuem
technologischen Wissen haben. Darüber hinaus seien die
Margen nicht in der Produktion zu erzielen, sondern
wichtig sei die FuE in Deutschland und Europa sowie die
Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistungen,
weil dort hohe Wertschöpfungspotenziale vorhanden
seien, wie das Beispiel iPhone zeige.

Zusammenfassend können sich beide Argumentations-
linien zur Bedeutung der räumlichen Nähe auf verschie-
dene Gründe und Beobachtungen stützen. Auch die Be-
obachtungen der befragten Experten zu den bisherigen
Folgen der Insolvenz von Qimonda Anfang des Jahres
2009 führen zu keinem eindeutigen Ergebnis zugunsten
einer Meinungslinie: Durch den Wegfall von Produk-
tionsstätten wie auch FuE-Aufträgen ist zwar ein wichti-
ger Absatzmarkt für viele einheimische Unternehmen
weggebrochen. Aufgrund der fortgeschrittenen Interna-
tionalisierung vieler dieser Unternehmen und der Exis-
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tenz weiterer Großunternehmen in der Region Dresden
(Infineon, Globalfoundries) waren kaum Insolvenzen
oder Entlassungen vieler Arbeitskräfte bei den Zuliefe-
rern die Folge.11

Führende Nanoelektronikcluster in Europa

Aktuell zeigt sich eine deutliche räumliche Konzentration
in der Nanoelektronik in Form von regionalen Clustern.
Im Folgenden werden die existierenden Cluster in Europa
sowie deren Herausforderungen und Probleme im inter-
nationalen Wettbewerb beschrieben.
Derzeit bestehen in Europa drei zentrale Cluster, die in
starkem Wettbewerb mit den Regionen USA und Japan
sowie zunehmend asiatischen Regionen (u. a. Taiwan,
Südkorea, China und Singapur) stehen. Die Region Dres-
den bzw. das Cluster „Silicon Saxony“ gilt heute als
stärkster europäischer Standort für die Halbleitertechno-
logie (TAB 2010a).12 Jeder zweite in Europa produzierte
Chip kam bislang aus Dresden. Die Firmen sind auf allen
Stufen der Wertschöpfungskette aktiv. Etwa 200 Unter-
nehmen entwickeln, fertigen und vermarkten integrierte
Schaltkreise oder dienen der Chipindustrie als Material-
und Equipmentlieferanten. Diese sind nicht nur in der
Halbleiterindustrie, sondern auch in der Optoelektronik,
der Materialforschung und der Laserherstellung aktiv,
wodurch sich die technologische Struktur des Standorts
zunehmend stärker auffächert. Zusammen beschäftigen
diese Unternehmen rund 20 000 Menschen. Rechnet man
auch die nachgelagerte Elektronikindustrie und Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie (IKT) hinzu, so

11 Bezüglich des Verbleibs der freigesetzten Arbeitskräfte von Qimonda
berichten die befragten Experten von einer weitgehenden Übernahme
dieser Fachkräfte durch Unternehmen der einheimischen Solarindustrie.

12 Ein weiteres Zentrum der Nanoelektronik bildet der Raum München
und Oberbayern, wo die deutschen Zentralen von großen Halbleiter-
herstellern, wie z. B. Freescale oder INTEL, ansässig sind. Darüber
hinaus haben sich bedeutende Equipmenthersteller, wie z. B. SUSS
Microtec, in der Region entwickelt. Der Münchner Standort zeichnet
sich neben der Anwesenheit großer Industrieunternehmen durch eine
breit aufgestellte Forschungsinfrastruktur aus und ist insgesamt stär-
ker auf FuE ausgerichtet.
hängen rund 1 500 Unternehmen mit mehr als 43 000 Be-
schäftigten mit dem Halbleiterstandort Dresden indirekt
zusammen (Silicon Saxony 2008).

Eine Auswertung des Unternehmensdatensatzes für die
im „Silicon Saxony“ ansässigen Nanoelektronikfirmen
ergibt ein genaueres Bild.13 Demnach können 69 Firmen
im „Silicon Saxony“ der Nanoelektronik zugeschrieben
werden, die auf verschiedenen Wertschöpfungsstufen tä-
tig sind. Dabei ist zu erkennen, dass sich in „Silicon
Saxony“ eine Halbleiterinfrastruktur gebildet hat, die
sämtliche Bedürfnisse dieser Industrie vor Ort abdecken
kann (Tab. 4.). Die Bandbreite erstreckt sich von Rein-
raumtechnikanbietern über Waferhersteller bis hin zu Fir-
men, die sich auf das Testen von Chips spezialisiert ha-
ben. Auf der anderen Seite ist die Spezialisierung der
großen Firmen Anfang 2009 noch nicht weit fortgeschrit-
ten. So gibt es z. B. geringe Kapazitäten von reinen Pro-
duktionsherstellern („Foundries“) im „Silicon Saxony“.
Dies änderte sich zum Teil durch die Abspaltung von
Globalfoundries von AMD Anfang des Jahres 2009. Die-
ses reine „Foundry“-Unternehmen besitzt eine 300-mm-
Waferproduktionsanlage in Dresden.

Bezogen auf die Umsätze haben die Hersteller ein höhe-
res Gewicht als die Zulieferer, da sie im Durchschnitt grö-
ßer sind. Die drei großen Halbleiterhersteller waren zum
Auswertungszeitpunkt (April 2009) das mittlerweile in-
solvente Unternehmen Qimonda sowie Infineon und Glo-
balfoundries. Firmen, die sich auf „packaging“ oder Tes-
ten spezialisiert haben, spielen gemessen am Umsatz eine
untergeordnete Rolle. Insgesamt sind viele Firmen in die-
sem Cluster der Kategorie KMU zuzuordnen (Umsatz bis
50 Mio. Euro). Nur 11 Firmen erwirtschaften Umsätze
von mehr als 50 Mio. Euro. 

13 www.silicon-saxony.de/de/Servicelinks/Firmensuche_Mikro/142743.
html, Filter: „Mikroelektronik“. Nicht berücksichtigt wurden staatli-
che Forschungsinstitute, Universitäten, Stiftungen sowie Unterneh-
men, die nicht direkt mit Nanoelektronik zu tun haben oder erst in
einer nachgelagerten Wertschöpfungsstufe Komponenten aus der Na-
noelektronik verwenden, wie z. B. Elektroniksystemanbieter. 
Ta b e l l e  4

Anzahl der im „Silicon Saxony“ ansässigen Nanoelektronikfirmen nach Wertschöpfungsstufe

Quelle: eigene Auswertung im April 2009

Typ Wertschöpfungsstufe Anzahl in Kategorie
Halbleiterherstellung alles (IDM) 6
Halbleiterherstellung Entwicklung 5
Halbleiterherstellung Produktion 3
Halbleiterherstellung Testen 2
Halbleiterherstellung „packaging“ 2
Zulieferung Equipment 35
Zulieferung Material 6
Forschung und Bildung 10
Summe 69
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Neben den großen Chipherstellern spielen im „Silicon
Saxony“, analog zu den meisten anderen Clustern, vor al-
lem die Forschungsinstitute eine wichtige Rolle. So gibt
es alleine zehn Fraunhofer-Institute, fünf Max-Planck-
Institute, drei Leibniz-Institute und sechs Technische
Universitäten und Fachhochschulen. 

Die regionalen Netzwerk- und Clusteraktivitäten für den
Raum Dresden werden als gut etabliert eingeschätzt (Ex-
perteninterviews; TAB 2010a). Die industrielle For-
schung ist eng mit den bestehenden Einrichtungen der
Universität und den zahlreichen außeruniversitären Insti-
tuten (z. B. Max-Planck-Institute, Fraunhofer-Institute)
verknüpft. Allerdings ist der Standort Dresden vergleichs-
weise stark auf produktionsnahe Forschung (Prozess-
FuE) und die Produktion selbst konzentriert. Problema-
tisch wird das Fehlen der großen Anwenderindustrien,
wie z. B. Automobilbau oder Medizintechnik, am Stand-
ort betrachtet. Darüber hinaus fehlen einige strategisch
bedeutsame Forschungszweige an der Technischen Uni-
versität Dresden, die internationale Spitzenkräfte anlocken
könnten (task force Mikroelektronik 2009). Da der Ver-
lust von Qimonda eine zusätzliche Lücke hinterlässt, wird
nun nach alternativen Entwicklungsmöglichkeiten ge-
sucht. Auf Landesebene wurde deshalb u. a. eine „task
force Mikroelektronik“ und im Anschluss ein Beratungs-
gremium zur Nanoelektronik eingesetzt (task force Mikro-
elektronik 2009; Kap. III.1.2).

Europaweit sind neben Dresden mit Grenoble und Leuven/
Nijmegen/Eindhoven zwei weitere Standorte für die Nano-
elektronik zentral. In Grenoble, Frankreich, befindet sich der
sogenannte „Pôle de compétitivité mondial MINALOGIC“,
ein Cluster bestehend aus 80 Unternehmen sowie 13 Univer-
sitäten und Forschungszentren im Bereich der Halbleiter-
und Informationstechnologien. Hier sind 20 000 Menschen
direkt im Mikroelektroniksektor beschäftigt, außerdem
gibt es 2 500 Arbeitsplätze in der Forschung (ESIA 2008).
Die Hauptaktivitäten liegen in den Bereichen Mikro- und
Nanoelektronik sowie eingebetteten SoC-Systemen. Das
Forschungszentrum LETI und das Exzellenzzentrum „Pol
für Mikro- und Nanotechnologien“ MINATEC sind von
zentraler Bedeutung. Aus MINATEC sind bislang über
30 Start-up-Unternehmen hervorgegangen. STMicroelec-
tronics, ein großer Schweizer Halbleiterhersteller, hat hier
eine Niederlassung. Außerdem ist auch das Halbleitermate-
rialunternehmen SOITEC vertreten. 

Die Region Leuven/Nijmegen/Eindhoven stellt das dritte
große Cluster in Europa dar, welches sich im Jahr 2006
als „Pôle de compétitivité“ mit dem Fokus auf Nanoelek-
tronik und eingebettete Systeme ausgerichtet hat. Hier
wurden 4 500 direkte Arbeitsplätze geschaffen. Rechnet
man die Zulieferer mit ein, sind es sogar mehr als 10 000
(ESIA 2008). Halbleiterequipmentunternehmen wie ASML,
der weltweit größte Anbieter von Lithografiesystemen,
oder Advanced Semiconductor Materials International
(ASM International) und der niederländische Halbleiter-
hersteller NXP sind zentrale industrielle Akteure. In Leuven,
Belgien, ist das weltweit hoch angesehene IMEC ansässig,
welches sich auf Forschung und Entwicklung in der
Mikro- und Nanoelektronik konzentriert. Weiterhin sind
die niederländische Forschungsorganisation TNO sowie viele
kleine und mittlere Unternehmen in diesem Cluster aktiv.
Um im globalen Wettbewerb bestehen zu können, wird
häufig eine Intensivierung der Zusammenarbeit dieser be-
stehenden Cluster in Europa gefordert (SEMI 2008a;
TAB 2010a). Nur so könne in einigen Bereichen eine kri-
tische Masse an Akteuren entstehen, die im gemeinsamen
Wissensaustausch die vielseitigen technologischen He-
rausforderungen bewältigen können. Zudem sind geeig-
nete Kooperationspartner nicht immer direkt in den
jeweiligen einzelnen Clustern vorhanden (CATRENE
White Book 2007). 

Allerdings erweist sich die Vernetzung dieser europäischen
Cluster nach Aussagen der Befragten als schwierig. Zwar
wurden bereits in der Vergangenheit Kooperationsverein-
barungen getroffen (z. B. zwischen Fraunhofer-Instituten,
LETI und IMEC) und einige gemeinsame Projekte durch-
geführt. Eine dauerhafte, enge Zusammenarbeit zeigt sich
nach Aussage der Experten aber nicht. Folgende Gründe
werden als Ursache dafür gesehen (TAB 2010a; Exper-
teninterviews):

– Die Konkurrenz zwischen den wenigen Großunterneh-
men (u. a. STMicroelectronics, Infineon) in den ver-
schiedenen europäischen Clustern dominieren die In-
teressen. Die Unternehmen sind teilweise in ähnlichen
Marktsegmenten tätig und verfügen über ähnliche
Kernkompetenzen bzw. ähnliches Know-how. Eine
Zusammenarbeit birgt das Risiko, strategisches Wis-
sen zu verlieren.

– Die konkurrierenden regionalen/nationalen Interessen
bzgl. des jeweiligen Aufbaus der eigenen Nanoelek-
tronikindustrie erschweren die gemeinsame Zusam-
menarbeit und die Entwicklung abgestimmter europäi-
scher Förderprogramme zur Unterstützung der
Kooperationsforschung (Kap. III.1.1).

– Wichtige Clustervorteile (Verständigungsmöglichkeit,
soziale und räumliche Nähe) bestehen zwischen den
Clustern weniger als innerhalb der Regionen.

Diese Aspekte könnten sogar grundsätzlich gegen eine
stärkere Vernetzung der Cluster sprechen. Beispielsweise
kann sich ein enger regionaler Wettbewerb zwischen den
Clustern auch positiv auf die Innovations- und Wettbe-
werbsfähigkeit auswirken (u. a. Porter 1990). Allerdings
schätzen die meisten befragten Experten die möglichen
Vorteile für die europäische Nanoelektronik als größer
und Bemühungen zur Unterstützung von Kooperationen
zwischen den europäischen Clustern (z. B. durch Ver-
bundprogramme) als wünschenswert ein.

3.3 Industrielle Akteure und Produktion

3.3.1 Umsetzung von neuem Wissen in 
Prozesse und Produkte

Der Innovationsprozess erreicht sein Ziel erst, wenn Un-
ternehmen die neuen Produkte, Prozesse, Dienstleistun-
gen und Organisationslösungen auf den Markt bringen
oder in den Produktionsprozess einführen. Neben der Fä-
higkeit der Unternehmen, internes Wissen aufzubauen
und externes Wissen zu integrieren („Absorptionskapazi-
tät“) sind in der Nanoelektronik spezifische Standortfak-
toren für den Aufbau neuer Produktionslinien und die
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geografische Ansiedlung der Produktionsstätten von er-
heblicher Bedeutung (Leachman/Leachman 2004). 

Wie bereits in Kapitel II.2.2 dargestellt, haben sich die
weltweiten Produktionskapazitäten in hohem Maß Rich-
tung Asien verlagert. Dieser Trend wird sich vermutlich
auch zumindest in der nahen Zukunft fortsetzen. Wäh-
rend in Asien im Jahr 2007 über 70 Fabriken in Planung
waren, waren es in den USA gerade mal vier und in Eur-
opa sechs, wovon zwei auf Deutschland entfielen (World
Fab Report 2008). Auch wenn aufgrund starker Einbrü-
che bei den tatsächlichen Investitionen in Produktions-
stätten im Jahr 2009 die absoluten Unterschiede geringer
ausfallen dürften (WSTS 2009), ist dieser Trend beacht-
lich. Dies lässt sich weniger auf eine größere Investitions-
bereitschaft ostasiatischer Akteure, sondern besonders
auf große Offshoreaktivitäten westlicher Akteure zurück-
führen. Nach Angaben des ZVEI (2008) planen nur etwa
ein Drittel der amerikanischen und europäischen Firmen
die Erweiterung ihrer Produktion in den jeweiligen Hei-
matregionen. Die restlichen Kapazitäten werden nahezu
ausschließlich in Asien erstellt, und hier insbesondere in
Singapur, Taiwan und zunehmend in China. Im Gegen-
satz dazu sind weder die Japaner noch die anderen asiati-
schen Länder bereit, einen nennenswerten Anteil außer-
halb ihrer jeweiligen Heimatländer zu investieren. 

Bei der Analyse der Verschiebung der Produktionsstätten
sind die durch den technologischen Fortschritt entstandenen
veränderten Produktionsbedingungen und -kosten von ho-
her Bedeutung. Der Produktlebenszyklus einzelner Halb-
leiterprodukte ist in der Regel sehr kurz. Heute fertigen
200-mm-Waferfabrikenstrukturen in dem sogenannten
90-nm-Technologiestandard und 300-mm-Waferfabriken
in bis zu 65 nm, 45 nm und teilweise bereits darunter. Auf
größeren Wafern können mehr integrierte Schaltkreise unter-
gebracht werden. Da der technologisch nutzbare Anteil
der quadratischen Strukturen auf dem runden Wafer mit
größeren Wafermaßen erhöht und der geometrische Ver-
schnitt kleiner wird (Flächenfaktor), können die integrierten
Schaltkreise kostengünstiger produziert werden. Allerdings
ist die Umstellung auf eine neue Wafergeneration dabei mit
immensen Kosten verbunden (Grundig et al. 2008). Jede
neue Generation von Wafern macht frühere Generationen
und deren Produktionsstätten obsolet. So müssen u. a. Ver-
fahren und Ausrüstung neu entworfen und im Rahmen der
nächsten Generation von Fertigungslinien integriert werden. 

Mit jeder Fabrikgeneration und größeren Wafern steigen
die Investitionskosten (Abb. 11). Betrugen die Kosten für
eine Chipfabrik im Jahr 1970 noch ca. 6 Mio. US-Dollar,
so werden sie im Jahr 2008 auf über 3 Mrd. Euro beziffert
(Economist 2009; ESIA 2008; Anhang, Tab. 16). Dies
entspricht einer mittleren jährlichen Steigerungsrate von
über 15 Prozent (nominal). Diese Entwicklung hat weit-
reichende Konsequenzen für die gesamte Industrie, da
immer weniger Firmen überhaupt noch in der Lage sind,
die Kosten für eine neue Fabrik alleine zu stemmen. Da-
bei ist allerdings zu beachten, dass auch Konsolidierung
statt technische Notwendigkeit ein Grund dafür sein
könnte, dass immer größere Fabriken gebaut werden.
1960 entsprachen die Kosten einer Fabrik 0,125 Prozent
des Branchenumsatzes, während sie im Jahr 2000 schon
1,28 Prozent des Branchenumsatzes betrugen.14 Das Errei-
chen von Skaleneffekten durch die deutlich höheren Stück-
zahlen in größeren Fabriken führt zu einem deutlichen Rück-
gang der normierten Kapitalkosten. Durch die höhere
Produktivität sinken deshalb die Kosten pro Chip (Abb. 11).

Durch die häufig notwendigen Reinvestitionen stehen
auch die Standorte in kurzen Zeitabständen auf dem Prüf-
stand. Dabei ist aber zu beachten, dass insbesondere die
genannten Faktoren für die Clusterbildung (Entwicklung
von Vertrauen, komplementäre Infrastruktur etc.) zu einer
gewissen Dauerhaftigkeit getroffener Standortentschei-
dungen führen. Die hohen Kapitalkosten haben trotz ei-
nes Anteils von ca. 50 Prozent an den Gesamtkosten eine
begrenzte Bedeutung für die Standortentscheidung, da die
internationalen Unterschiede bei diesen Kosten als eher
gering eingeschätzt werden (Dewey & LeBoeuf 2009).
Die Materialkosten sind ebenfalls ähnlich, und auch den
Lohnkosten wird aufgrund der hohen Kapitalintensität
eine vergleichsweise geringere Bedeutung zugesprochen
(Experteninterviews). Die günstigeren Lohnkosten in ost-
asiatischen Ländern fallen aufgrund eines geringen Anteils
an den Gesamtkosten verhältnismäßig wenig ins Gewicht.15

Folglich spricht keine der Kostenarten für große grund-
sätzliche Kostenunterschiede im internationalen Vergleich.

Neben Kostenvorteilen müssen geeignete Standorte aber
auch einige weitere Bedingungen erfüllen. Leachman und
Leachman (2004) identifizieren in einer Umfrage neben
Steuererleichterungen, die Qualität des Wasserangebots
und Zuverlässigkeit von Versorgungseinrichtungen, die
Nähe zu existierenden Produktionsstätten sowie Um-
weltauflagen und andere Regulierungen als sehr wichtige
Standortfaktoren für Produktionsstätten.

Die befragten Experten bestätigen die Bedeutung dieser
Standortfaktoren für die Nanoelektronik. Sie sind sich da-
bei einig, dass dadurch viele mögliche Standorte für Pro-
duktionsstätten nicht infrage kommen. Die führenden
Produktionsstandorte in der Nanoelektronik (u. a. in Taiwan,
Dresden in Deutschland oder Albany in den USA) unter-
scheiden sich aber in vielen dieser Faktoren kaum. Des-
halb wird in der Literatur (z. B. Dewey & LeBoeuf 2009;
Leachman/Leachman 2004) und von fast allen Experten
staatlichen Anreizen durch Steuervorteile oder Zuschüsse
eine sehr hohe Bedeutung für die internationale Entschei-
dung zugesprochen. Beispielsweise können nach Schät-
zungen von Doering (2006) bei einer Chipfabrik in Asien
im Vergleich zu den USA im Laufe der Betriebslebens-
dauer ca. 600 Mio. bis 1 Mrd. US-Dollar durch Steuervor-
teile, staatliche Zuschüsse und zum Teil durch niedrigere
Lohnkosten eingespart werden. Die befragten Experten
nennen ähnliche Größenordnungen. Wie in Kapitel III
und IV. 3.1. ausführlicher erörtert wird, sind die staatli-
chen Investitionsbeihilfen (Zuschüsse, Steuervorteile
etc.) in Europa sowohl im Vergleich zu Asien als auch zu
den USA deutlich geringer.

14 www.icknowledge.com/economics/fab_costs.html.
15 Einschränkend bemerken einige wenige Experten, dass nach kom-

pletter Abschreibung der Produktionsanlage (ca. fünf Jahre nach In-
betriebnahme), die deutlich vor dem Ende der Gesamtbetriebslauf-
zeit erfolgt (ca. 20 Jahre), sich die Bedeutung von Lohn- und
Materialausgaben für die laufenden Betriebskosten erhöht.



Drucksache 17/4982 – 36 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
3.3.2 Industriestruktur und Geschäftsmodelle

Markttrends und technologische Entwicklungen können
einen erheblichen Druck auf die Veränderungen von In-
dustriestrukturen ausüben. Wenn die inländischen Akteure
nicht flexibel genug sind und ihre Organisation und Ver-
netzung passfähig an die veränderten Rahmenbedingungen
ausrichten, werden sie langfristig Wettbewerbsnachteile
haben. Tatsächlich zeigen sich in der Halbleiterindustrie
erhebliche Veränderungen bei den Geschäftsmodellen
und deren Standorten. Dabei wird zwischen folgenden
aktuell weitverbreiteten Geschäftsmodellen der Halblei-
terfirmen unterschieden (Tab. 5).

Das klassische Geschäftsmodell stellen „Integrated De-
vice Manufacturers“ (IDMs) dar, welche als Vollherstel-
ler die gesamte Palette von Produktdesign, Entwicklung
der Fertigungstechnologie bis hin zu (75 Prozent oder
mehr) der Produktion und Vermarktung ihrer Halbleiter
abdecken.
Ta b e l l e  5  

Geschäftsmodelle der Halbleiterindustrie

Quelle: GSA

Typ „Fabless“ „Fablite“ IDM „Foundry“
Anteil eigener Fertigung bis 25 % 25 bis 75 % über 75 % 100 %
eigenes Produktdesign ja ja ja nein
A b b i l d u n g  11

Kosten einer Chipfabrik und Kapitalkosten je Chip im Zeitablauf

Quelle: www.icknowledge.com/economics/fab_costs.html
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Sie besetzen mehrere Geschäftsfelder, wie z. B. DRAMs
für PCs, Flashspeicher für Digitalkameras oder MP3-
Player, Chipsätze für Handys oder anwendungsspezifi-
sche Chips für Auto- und Industrieelektronik. Bei zu-
nehmender Breite im Portfolio wird es immer schwieri-
ger, in jedem der Marktsegmente wettbewerbsfähig zu
bleiben. IDMs stehen einerseits mit „Fabless“-Unter-
nehmen im Wettbewerb und müssen sich andererseits
gegenüber den „Silicon Foundries“ als reinen Auftrags-
fertigern behaupten. Der aktuelle Trend liegt daher in
der Fokussierung oder Spezialisierung auf konkrete Pro-
duktbereiche, sogenannte „Focused IDMs“ (Oliver Wy-
man 2008). „Silicon Foundries“ sind Unternehmen, wel-
che sich zu 100 Pro-zent auf die Auftragsfertigung
spezialisiert haben und keine eigenen Produkte entwi-
ckeln. „Foundries“ entwickeln die Fertigungstechnolo-
gie, stellen ihren Kunden technologiespezifische Hilfs-
mittel zum Chipentwurf bereit und fertigen schließlich
die integrierten Schaltkreise für eine breite Kunden-
schicht, insbesondere für „Fabless“-Unternehmen. Das
Geschäftsmodell der „Foundry“ ermöglicht damit auch
kleineren „Fabless“-Unternehmen, hochspezialisierte
und konkurrenzfähige Schaltungen zu entwickeln und
zu verkaufen. Das Modell der „Silicon Foundries“ ver-
breitet sich insbesondere in Asien zunehmend. Die
größte „Foundry“ ist das taiwanesische Unternehmen
TSMC mit 50 Prozent weltweitem Marktanteil unter den
Auftragsfertigern. TSMC erzielte 2007 einen Umsatz
von fast 10 Mrd. US-Dollar. Gemessen am Umsatz liegt
TSMC bereits auf Platz 6 der größten Halbleiterherstel-
ler. Aber auch drei der überwiegend in den USA ver-
breiteten „Fabless“-Unternehmen finden sich mittler-
weile unter den TOP 20 der Halbleiterunternehmen. Bei
den europäischen Unternehmen zeigt sich bereits eine
Umorientierung hin zu dem Modell des „Fablite“-Unter-
nehmens, wie z. B. bei NXP und Infineon zu beobachten
ist. 

„Fabless“- und „Fablite“-Unternehmen haben das gegen-
teilige Geschäftsmodell der „Foundries“. Sie sind Halb-
leiterhersteller, welche nicht bzw. bis zu 25 Prozent („Fa-
bless“) oder bis zu 75 Prozent („Fablite“) selbst fertigen
und in jedem Fall ihre Halbleiterbauteile bzw. Produkte
selbst entwickeln und vermarkten. „Fablite“-Unterneh-
men schließen gewissermaßen die Lücke zwischen „Fab-
less“-Unternehmen und IDMs. Das Geschäftsmodell des
„Fabless“-Unternehmens hat den Vorteil, dass sich das
Unternehmen nicht um die Herstellung der Chips und die
kostspielige Entwicklung der dazu notwendigen Prozesse
kümmern muss, sondern sich voll und ganz auf das Pro-
duktdesign konzentrieren kann. „Fabless“-Unternehmen
bedienen eine große Bandbreite von schnell wachsenden
Industrien, besonders im Bereich IKT, indem sie ihren
Kunden innovative Entwicklungen und kürzere Entwick-
lungszyklen bieten können (Macher et al. 2007). Das
Marktwachstum für Halbleiter ermöglicht es vertikal inte-
grierten Design- und Produktionsunternehmen, die Ska-
leneffekte auszunutzen und somit billiger zu produzieren
und gleichzeitig eine breitere Produktpalette anzubieten.
Die Umsatzanteile von „Fabless“-Firmen stiegen von
4 Prozent im Jahr 1994 auf über 15 Prozent in 2004
(Macher et al. 2007). 

Die Bedeutung der Geschäftsmodelle in der Nanoelektro-
nik hat sich im Zeitablauf geändert. 1998 waren noch alle
der 20 größten Halbleiterunternehmen IDMs, im Jahr
2007 sind nur noch 14 der Top 20 IDMs (Tab. 6). Gemäß
der GSA (www.gsaglobal.org) bestand die Halbleiter-
industrie 2008 aus 200 IDMs, etwa 1 300 „Fabless“-Un-
ternehmen und mehr als 125 „Silicon Foundries“. Die
Gründe für die Veränderung der Bedeutung einzelner Ge-
schäftsmodelle sind vielschichtig: 

– Erstens wird die Produktion von Halbleiterchips im-
mer teurer (zweites Moor’sches Gesetz) und nur
noch wenige Firmen sind überhaupt finanziell in der
Lage, eigene Fabriken zu betreiben (Leachman/
Leachman 2004). Somit war der logische Schritt für
kleinere Firmen, die Produktion auszulagern oder
sich zu Produktionsallianzen zusammenzuschließen.
Die hohe Volatilität des Marktes, bei gleichzeitig im-
mer höheren Investitionsvolumina, erhöht das Risiko
der Firmen. Fehltritte können die Insolvenz des Un-
ternehmens bedeuten. Somit sind häufig Firmen er-
folgreicher, die sich auf eine Wertschöpfungsstufe
spezialisiert haben, da es hier für die Firmen einfa-
cher ist, richtige Entscheidungen zu treffen (Oliver
Wyman 2008). 

– Zweitens hat sich der Produktlebenszyklus in der Halb-
leiterbranche sehr verkürzt (Saunier 2008). In man-
chen Bereichen gilt ein Produkt bereits nach sechs
Monaten als veraltet (z. B. Handys). Dies hat zur
Folge, dass Innovationen schnellstmöglich (vor der
Konkurrenz) in großen Stückzahlen vermarktet wer-
den müssen, bevor eine Sättigung des Marktes erreicht
ist. Spezialisierte Firmen haben hier einen Vorteil ge-
genüber Firmen, die versuchen, alle Bereiche abzu-
decken. 

– Drittens ermöglicht die Entwicklung geeigneter
Kommunikations- und Softwaretools (z. B. Design-
automatisierungssoftware, Supply-Chain-Management-
Systeme) gut funktionierende Partnerschaften zwi-
schen „Fabless“-Unternehmen und „Foundries“.
Diese Möglichkeiten der Zusammenarbeit senken
gleichzeitig die Investitionskosten bei den „Fabless“-
Unternehmen und damit Markteintrittsbarrieren für
neue Start-ups. 
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Ta b e l l e  6

TOP-20-Halbleiterunternehmen 1998 und 2007 im Vergleich

*  IC Insights 2008
** GSA
*** inzwischen insolvent
Quelle: http://findarticles.com/p/articles/mi_m0EIN/is_1999_Jan_12/ai_53555712; iSuppli 2008

1998 2007

Rang Unter-
nehmen Land Typ

Umsatz 
Mio. US-

Dollar

Unter-
nehmen Land Typ

Umsatz 
Mio. US-

Dollar

1 Intel USA IDM 22.675 Intel USA IDM 33.995

2 NEC Japan IDM 8.271 Samsung Südkorea IDM 19.691

3 Motorola USA IDM 6.918 Texas Instru-
ments

USA IDM 12.275

4 Toshiba Japan IDM 6.055 Toshiba Japan IDM 12.186

5 Texas Instru-
ments

USA IDM 6.000 STMicro-
electronics

Schweiz IDM 10.000

6 Samsung Südkorea IDM 4.752 TSMC Taiwan Foundry 9.813*

7 Hitachi Japan IDM 4.649 Hynix Südkorea IDM 9.047

8 Philips Nieder-
lande

IDM 4.502 Renesas Japan IDM 8.001

9 STMicro-
electronics

Schweiz IDM 4.300 Sony Japan IDM 7.974

10 Siemens Deutsch-
land

IDM 3.866 Infineon Deutsch-
land

Fablite 6.201

11 Fujitsu Japan IDM 3.866 AMD USA IDM 5.918

12 Mitsubishi Japan IDM 3.733 NXP Nieder-
lande

Fablite 5.746

13 IBM USA IDM 3.245 NEC Japan IDM 5.742

14 Lucent Tech-
nologies

USA IDM 3.100 Qualcomm USA Fabless 5.619**

15 Matsushita Japan IDM 2.645 Freescale USA IDM 5.264

16 AMD USA IDM 2.364 Micron USA IDM 4.869

17 National Se-
micon-ductor

USA IDM 2.226 Nvidia USA Fabless 4.098**

18 SANYO Japan IDM 2.225 Qimonda Deutsch-
land

IDM 4.005***

19 Rohm Japan IDM 1.967 SanDisc USA Fabless 3.896**

20 Sony Japan IDM 1.829 Elpida USA IDM 3.838
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Globale Verbreitung einzelner Geschäftsmodelle

Diese Ausdifferenzierung der Geschäftsmodelle und die
Etablierung der „Fabless“-“Foundry“-Partnerschaften ha-
ben die Offshoring-Aktivitäten bei einzelnen Wertschöp-
fungsstufen erheblich verstärkt (Brown/Linden 2005;
Macher 2005). Die einzelnen Weltregionen weisen für
einzelne Geschäftsmodelle unterschiedliche Standortbe-
dingungen auf. 

In den USA fand beispielsweise seit den 1990er Jahren
zunehmend eine Konzentration auf „Fabless“-Unterneh-
men statt. Dabei bauten diese „Fabless“-Unternehmen
häufig komplementär Allianzen mit „Foundries“ in Asien
zur Produktion ihrer Wafer auf (Brown/Linden 2008). Die
Einsparung von Kosten durch Verlagerungen der Produk-
tionsstätten ermöglichte die Ausweitung von Märkten für
ihre Produkte und die Sicherung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen gegenüber ausländi-
schen Unternehmen mit niedrigen Kosten oder Staatsbei-
hilfen. Besonders in Taiwan (z. T. auch in China) haben
sich komplementär starke „Foundries“ entwickelt (z. B.
TSMC), die mittlerweile umfangreiche Technologienetz-
werke mit Designunternehmen, Maskenherstellern oder
Produktionsanlagenherstellern unterhalten und eine füh-
rende Stellung in der Nanoelektronik einnehmen (Kapi-
tel III.2.1; Leachman/Leachman 2004). 

Zugleich hat Japan im internationalen Wettbewerb erheb-
lich an Marktanteil und Standortbedeutung verloren.
Diese Verluste werden neben Managementfehlern auch
fehlenden Offshoringaktivitäten zugeschrieben (Yuno-
gami 2006; Experteninterviews). Als Grund für geringe
Offshoringaktivitäten wird ein fehlendes Kostenbewusst-
sein japanischer Unternehmen vermutet (Yunogami
2006). Weiterhin herrscht die Organisationsform des IDM
vor.

In Europa ist die Konzentration vieler Unternehmen auf
eine bestimmte Wertschöpfungsstufe (z. B. „Foundry“) in
vergleichsweise geringem Maße ausgeprägt. Die einzel-
nen Unternehmen haben sich aber zumeist auf bestimmte
Aktivitäten (z. B. „Fabless-“ oder „Fablite“-Modelle) oder
konkrete Produktbereiche (z. B. Automobilelektronik)
spezialisiert. Beispielsweise hatte NXP (früher Phillips)
im Jahr 2008 seine Mobilfunksparte ausgelagert (Lüthjen/
Pawlicki 2009). Schließlich haben viele europäische Un-
ternehmen Schwierigkeiten, in jedem der Marktsegmente
wettbewerbsfähig zu bleiben, da die Breite an Produkten
sowie gleichzeitig die FuE- und Produktionskosten in der
Nanoelektronik zunehmen. Allerdings ist die Anzahl der
„Foundries“ mit Wafertechnologien im hohen mm-Be-
reich (z. B. 300 mm-) in Europa gering. Große Hoffnun-
gen werden in das von AMD abgespaltene „Foundry“-
Unternehmen Globalfoundries mit Produktionsstandorten
in Dresden gesetzt (Kap. III.3.2). Insgesamt ist aber of-
fen, ob diese Entwicklungen auf Unternehmensebene zu
einer zukunftsfähigen Industriestruktur in Europa führen
(Experteninterviews). 

Entwicklung von KMU

Die bisher betrachteten Geschäftsmodelle betreffen pri-
mär Großunternehmen. Die Ausnahme bilden „Fabless“-
Unternehmen, zu denen auch viele KMU gehören. Zudem
findet sich eine große Anzahl von KMU im Zulieferbe-
reich (Equipment, Dienstleister). Diese werden im Fol-
genden näher betrachtet.

Nach Aussagen einiger Experten liegen gerade im Mittel-
stand (z. B. Equipmenthersteller) die Stärken Deutsch-
lands in der Nanoelektronik. Deren Rolle wird durch die
Abnahme der Anzahl und Aktivitäten der Großunterneh-
men in Deutschland (z. B. Insolvenz von Qimonda) zu-
nehmend wichtiger. Einige der KMU haben dabei ein di-
versifiziertes Produktportfolio sowie Vertriebs- und
Servicestrukturen in den dynamischen Auslandsmärkten
aufgebaut (TAB 2010a; Experteninterviews). Denn be-
reits in der Vergangenheit haben sich diese KMU interna-
tional aufstellen und vernetzen müssen, um wettbewerbs-
fähig zu bleiben. Sie sind mittlerweile in globalen
Märkten aktiv, bedienen einen Weltmarkt und haben be-
reits eine gewisse Unabhängigkeit von regionalen Stand-
ortbedingungen und der regional ansässigen Großindus-
trie erreicht.

Allerdings trifft dies nach Aussagen der befragten Exper-
ten nicht für alle KMU zu. Zudem sind durch die Insol-
venz von Qimonda weitere inländische Absatzmärkte
verlorengegangen. Der Druck, eine hohe Internationali-
sierung zu erreichen und neue Anwendungsfelder (z. B.
organische Elektronik, Photovoltaik) zu erschließen,
steigt folglich weiter. Dabei besteht auf existierenden
Märkten eine große globale Konkurrenzsituation und die
Entstehung neuer Märkte, z. B. im „More-than-Moore“-
Bereich (z. B. Medizintechnik, Sicherheitstechnik und
Umwelttechnik), unterliegt großen Unsicherheiten.
Gründe für die hohen Unsicherheiten bezüglich rentabler
Geschäftsideen liegen unter anderem im hohen Zeit- und
Kostenaufwand für FuE oder in fehlenden Ideen für er-
folgreiche Produktinnovationen, die auf eine breite Nach-
frage treffen können (TAB 2010a). Für den Erhalt und
Ausbau des Know-hows für global wichtige Produkte und
Dienstleistungen und der Erweiterung der Kompetenzen
auf andere Anwendungsfelder sprechen viele Experten
der öffentlichen Unterstützung durch FuE- und Wirt-
schaftsförderung eine hohe Bedeutung zu. Die KMU kön-
nen dabei von bereits existierenden Fördermöglichkeiten
nicht ausreichend profitieren (Experteninterviews;
Kap. III.1.2). KMU in der Nanoelektronik haben, wie in
anderen FuE- und wissensintensiven Wirtschaftssektoren
auch (u. a.TAB 2007), häufig sehr kurzfristige Bedürf-
nisse. Es handelt sich hier weniger um Probleme der Spit-
zentechnologieforschung (z. B. Entwicklung neuer tech-
nologischer Anwendungen), sondern eher um Aspekte
wie z. B. Effizienz- oder Prozessverbesserung oder Quali-
tätsverbesserung der Produkte aus Kundensicht. Diese
Bedarfe werden nach Aussagen vieler Experten in den
existierenden Forschungsprogrammen nur begrenzt be-
rücksichtigt. Vor allem Kleinstunternehmen in der Nano-
elektronik gelingt es kaum, von den Fördermöglichkeiten
zu profitieren, da ihnen die geeigneten Ressourcen und
das Know-how zur Antragsstellung und Durchführung
von Förderprojekten weitgehend fehlen (Experten-
interviews).
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3.4 Nachfrage und Rahmenbedingungen
3.4.1 Nachfrage
Neben Angebotsfaktoren wird zunehmend auch der
Nachfrage eine hohe Bedeutung für die internationale
Wettbewerbsfähigkeit inländischer Branchen eingeräumt
(z. B. Beise 2001; Fagerberg 1995). Ein großes inländi-
sches Nachfragevolumen bzw. eine hohe Marktdynamik
ermöglicht häufig ein frühzeitiges Erreichen von Lern-
kurven- und/oder Skaleneffekten. Zugleich ist die Nach-
fragequalität entscheidend. Existiert in einem Land eine
Nachfrage mit hohen Qualitätsansprüchen und großer
Bereitschaft, Innovationen aufzunehmen, so geben an-
spruchsvolle, kritisch fordernde und qualitätsbewusste
Kunden bzw. Nutzer („lead user“) Informationen über
ihre spezifischen Bedürfnisse an innovierende Unterneh-
men weiter und koppeln die Passfähigkeit neuer Lösun-
gen zurück (u. a. TAB 2007). 

Da die Nanoelektronik eine frühe Stufe der gesamten
IKT-Wertschöpfungskette darstellt, ist hier weniger der
Ort der Endnachfrage als vielmehr der Standort der direk-
ten Anwenderunternehmen zentral für Nachfrageimpulse.
Sowohl für Chipdesign als auch für Produktionsentschei-
dungen geben Rückkopplungsprozesse zwischen Nach-
frager und Anbieter von Halbleiterprodukten wichtige
Anregungen für Innovationen und das Sortiment der
Chiphersteller (Linden et al. 2004; Macher et al. 2007).
Die Anwendungsfelder von Halbleiterprodukten haben
sich dabei, aufgrund von Veränderungen in der Endnach-
frage und technologischen Fortschritten, erheblich ge-
wandelt. Während lange Zeit Computeranwendungen den
wichtigsten Einsatzbereich der Halbleiter darstellten, hat
sich während der 1990er Jahre ein fragmentierter Markt
entwickelt, in dem beispielsweise drahtlose Kommunika-
tionssysteme und andere Konsumprodukte eine immer
stärkere Rolle einnehmen. Durch diese zunehmende Ver-
wendung von mikro- und nanoelektronischen Bauele-
menten in einer Vielzahl von Anwendungsbereichen ist
die Nachfrage nach Produkten der Mikro- und Nanoelek-
tronik insgesamt in den vergangenen zehn Jahren stark
gewachsen. Dabei bilden Computer immer noch den
wichtigsten Anwendungsbereich mit knapp 40 Prozent
im Jahr 2007; dahinter liegt der Telekommunikationsbe-
reich mit ca. 25 Prozent und die Elektronik für Konsum-
produkte mit gut 20 Prozent (Abb. 12).

Die Veränderungen in der Bedeutung der verschiedenen
Anwendungsbereiche haben erhebliche Implikationen für
die Aktivitäten der Hersteller und ihre Standortwahl. So
unterscheidet sich der lange Zeit dominante PC-Markt si-
gnifikant von anderen Anwendungsgebieten beim Einsatz
von Halbleitern (Macher et al. 2007): Während sich der
PC-Markt als Anwendungsfeld für Halbleiter hauptsäch-
lich durch eine einzige Produktanwendung auszeichnet,
werden die Halbeiter in anderen Anwendungsfeldern in
einer Vielzahl von Produkten eingesetzt. Aufgrund der
spezifischen Designanforderungen sind die Produktions-
volumina an Chips deutlich geringer. Diese geringeren
Produktionsvolumen implizieren niedrigere mögliche
Kosteneinsparungen durch Skalen- und Lerneffekte. Die
Produktionsanlagen müssen flexibler werden und in der
Lage sein, eine größere Varietät von Designkomponenten
zu produzieren, ohne dass neue Geräteausstattungen oder
Produktionsanlagen notwendig werden. Zugleich erfor-
dert die Kombination von Miniaturisierung und erweiter-
ter Funktionalität in hochintegrierten und immer komple-
xeren Systemen eine immer intensivere Interaktion
zwischen Chipdesigner und Systemanbieter.
A b b i l d u n g  1 2

Halbleiternachfrage im Jahr 2007 nach Marktsegmenten

Quelle: OECD 2008a; www.wsts.org
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Insgesamt zeigen sich durch die Veränderung der Bedeu-
tung einzelner Anwendungsfelder, aber besonders durch
Standortverlagerungen in den Anwenderindustrien, er-
hebliche Verschiebungen in der weltweiten Verteilung der
Nachfrage. Seit dem Jahr 2001 hat sich ein erheblicher
Teil der Nachfrage von Amerika nach Südostasien verla-
gert. Ein wichtiger Grund hierfür liegt v. a. in Produk-
tionsverlagerungen der Hersteller von Computern und Te-
lekommunikationsgeräten in der Region (Grundig et al.
2008; Macher et al. 2007). Während sich der Anteil der
USA am Weltmarkt von einem Drittel auf nur noch
17 Prozent verringerte und auch der Anteil Japans von 23
auf 17 Prozent zurückging, konnte der übrige Asien-Pazi-
fik-Raum einen Anstieg seines Anteils am Weltmarkt von
25 auf 53 Prozent verzeichnen (Abb. 13). Europa ist von
dieser Nachfrageverschiebung trotz der stärker diversifi-
zierten Abnehmerstruktur ebenfalls betroffen; der Anteil
sank von 21 auf 13 Prozent.

In Europa und speziell in Deutschland liegt der Anteil der
Automobil- und Industrieelektronik (inklusive Leistungs-
elektronik) an der Marktnachfrage deutlich über dem
Weltdurchschnitt. Deshalb nimmt Europa im Automobil-
bereich mit einem Anteil am weltweiten Absatzmarkt von
40 Prozent und im Industriebereich mit einem Anteil von
27 Prozent eine führende Stellung ein (ESIA 2008).
Die zukünftige inländische Marktnachfrage hängt zum
einen davon ab, wie dynamisch sich einzelne Anwen-
dungsfelder entwickeln. Zum anderen stellt sich die
Frage, ob die Anwenderbranchen ihren Standort im In-
land behalten. Szenarienberechnungen der Europäischen
Kommission (2007) für die kommenden 15 Jahre deuten
auf weitere Standortverlagerungen in einigen wichtigen
Abnehmerbranchen von Nanoelektronikprodukten (z. B.
Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsge-
räten, -einrichtungen sowie Rundfunk-, Fernseh- und
Nachrichtentechnik) von Europa nach Asien hin. Folglich
würde sich der Anteil des inländischen Marktes für Halb-
leiterprodukte weiter verringern. 

Fraglich ist, inwieweit Veränderungen der Anwendungs-
gebiete und deren geografische Verteilung Implikationen
für die Standortwahl der Nanoelektronikunternehmen ha-
ben. Brown und Linden (2006, 2008, 2009) wie auch
Ernst (2005) stellen in ihren verschiedenen Analysen fest,
dass „Market-pull“-Theorien alleine die Entwicklung bei
der internationalen Arbeitsteilung der gesamten Halblei-
terindustrie nicht ausreichend erklären können. Ein Bei-
spiel hierfür ist die starke Entwicklung von Unternehmen
in den USA im Chipdesign, obwohl sich die Absatz-
märkte zumeist im Ausland befinden. Ein weiteres Bei-
spiel ist die zunehmende Nettoimporteurstellung Chinas
bei Halbleitern (Kap. III.2.2). 
A b b i l d u n g  1 3

Nachfrage bei Halbleiterprodukten für einzelne Weltregionen in den Jahren 2000 und 2009

Quelle: OECD 2008a; www.wsts.org
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Allerdings kann die geringere Dynamik der Absatzmärkte
in Europa für die Entwicklung und zukünftige Standort-
wahl deutscher und europäischer Unternehmen zumindest
langfristig bedenklich sein. Die schnelle Identifikation
und Besetzung neuer Anwendungen und Marktsegmente
wird erschwert, wenn sich die Abnehmer im Ausland be-
finden. Rückkopplungsprozesse finden in diesem Fall
häufig nur eingeschränkt statt. Diese Problematik kann
besonders in den Entwicklungsbereichen „More than
Moore“ und „Beyond CMOS“ auftreten, bei denen geeig-
nete Anwendungsmöglichkeiten zum Großteil erst noch
entwickelt werden müssen (TAB 2010a). 

Die befragten Experten weichen von beiden beschriebe-
nen Positionen leicht ab. Sie machen ihre Einschätzungen
von den jeweiligen Anwendungsgebieten abhängig. In
Nischen- und/oder Spitzentechnologiemärkten (z. B.
Märkte der Leistungselektronik) sind sie optimistisch, die
FuE und Teile der Produktion im Inland halten zu kön-
nen. Hier sind das erforderliche Know-how und technolo-
gische Vorsprünge Deutschlands/Europas ausreichend
groß. Dies betrifft laut Experten auch die Automobilelek-
tronik, deren Märkte aktuell zunehmend von Europa nach
Asien abwandern (ZVEI 2008). In Massenmärkten (z. B.
Chips für PCs, Telekommunikation) sehen sie aber ge-
ringe Chancen für ähnliche Entwicklungen. Dort fällt es
anderen Staaten (z. B. China) leichter, technologisch mit-
zuhalten und von der räumlichen Marktnähe zu profitie-
ren.

3.4.2 Rahmenbedingungen

Die Aktivitäten der Akteure innerhalb eines Innovations-
systems werden häufig von einer Vielzahl an nationalen
und internationalen Rahmenbedingungen beeinflusst.
Diese gelten zum Teil allgemein für die Gesamtwirtschaft
(z. B. Arbeitsmarktregulierungen), zum Teil sind sie sehr
anwendungsspezifisch (z. B. Standards). 

Im Rahmen dieses Projekts sind besonders spezifische
Rahmenbedingungen für die Nanoelektronik von Inter-
esse.16 Nach Aussagen der Experten sind die nationalen
Rahmenbedingungen für die Nanoelektronik als gut
einzuschätzen. Gleichzeitig halten sie es auch für un-
wahrscheinlich, durch Veränderungen der nationalen
Rahmenbedingungen die Standortattraktivität und Wett-
bewerbsfähigkeit Europas deutlich erhöhen zu können, da
sie nur eine begrenzte Rolle spielen. Im Hinblick auf die
Wirkungen von Normen und Standards kann dieses Bild
für spezifische Anwendungsfelder anders aussehen
(Linden et al. 2004). Während im PC-Markt die Standar-
disierung stark ausgeprägt ist, ist dies z. B. bei Produkten
für den Internetzugang weniger der Fall. Allgemein kön-
nen positive Wirkungen für inländische Unternehmen,
z. B. in einer temporären Monopolstellung gegenüber
Wettbewerbern, durch die Setzung von Standards entste-

16 Für Untersuchungen zu den allgemeinen Rahmenbedingungen für
die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland siehe
DIW (2009) und TAB (2007).
hen. Zudem können national und international abge-
stimmte Standards und Normen die Informationskosten
und das Risiko für die Anbieter und Nachfrager reduzie-
ren und damit Vertrauen schaffen (TAB 2007). 

Als Positivbeispiel in der Elektronik gilt die frühe Durch-
setzung europaweiter Standards bei der mobilen Kommu-
nikation. Neben den direkten Ausrüstungsherstellern können
davon zumindest teilweise die inländischen Halbleiter-
produzenten profitieren (Linden et al. 2004). Allerdings
ermöglicht gerade die Standardisierung häufig die welt-
weite Nutzung und Umsetzung von Produktionsstan-
dards, wie z. B. in der 300-mm-Fertigung im Bereich
„More Moore“ (TAB 2010a). 

Eine hohe Bedeutung für die Entwicklung der europäi-
schen Nanoelektronikindustrie werden internationalen
Rahmenbedingungen eingeräumt (ESIA 2008; Experten-
interviews). Dazu gehören vor allem internationale Rege-
lungen zu staatlichen Beihilfen, welche den Spielraum
nationaler Politikmaßnahmen beeinflussen (z. B. Verbot
von Investitionszuschüssen). Diese Rahmenbedingungen
werden in Kapitel IV.2 näher untersucht. Darüber hinaus
werden in der Literatur und den Expertengesprächen zwei
weitere wichtige Faktoren genannt, welche die Stand-
ortattraktivität Europas in der Nanoelektronik beeinflussen.

Wechselkurse: Für Nanoelektronikunternehmen, die einen
großen Teil der Wertschöpfung in Europa und Zuliefer-
verträge in der europäischen Währung haben, stellt der
starke Eurokurs gegenüber dem US-Dollar oder Yen ein
erhebliches Problem dar und schränkt die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit ein. Der Wechselkurs zwischen dem
Euro und dem US-Dollar hat sich beispielsweise zwischen
den Jahren 2002 und 2007 nahezu verdoppelt (Saunier
2008). Nach Expertenmeinungen werden auch zukünftig
weitere Verlagerungen von Teilen der Herstellung in an-
dere Weltregionen stattfinden, wenn keine Veränderungen
bei den Wechselkursen oder eine weitere Aufwertung des
Euros eintritt.

Geistige Eigentumsrechte: In einigen Bereichen der Na-
noelektronik kommen Eigentumsschutzrechten eine hohe
Bedeutung zu. So stellt sich im Rahmen von FuE-Koope-
rationen, z. B. zwischen Forschungseinrichtungen selbst
oder FuE-Instituten und Unternehmen, zunehmend die
Frage nach dem Umgang mit intellektuellem Eigentum
(IPR-Verwertung). Ein anderer Aspekt der IPR-Verwer-
tung zeigt sich mit Blick auf die weltweite Konkurrenz.
Besonders Großunternehmen haben mit Patentverletzun-
gen durch Länder wie Taiwan, China oder Korea zu
kämpfen, welche zu Verlusten von Marktanteilen der Un-
ternehmen oder Preisverfall bzw. -druck führen können
und somit die Wettbewerbsfähigkeit beeinflussen (SEMI
2008b; TAB 2010a). Von den befragten Akteuren sehen
allerdings nur sehr wenige einen zentralen Handlungsbe-
darf bzw. -möglichkeiten. Die Unternehmen haben sich
nach ihren Aussagen vielmehr auf diese Wettbewerbspro-
bleme eingestellt, v. a. über andere Schutzmöglichkeiten
geistigen Eigentums (z. B. Erschwerung der Nachahm-
barkeit der Produkte).
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4. Zwischenfazit

Zusammenfassend zeigt sich, dass eine Vielzahl von
Standortfaktoren für die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen in der Nanoelektronik von Bedeutung ist. Dabei
wird sowohl angebots- und nachfrageseitigen Faktoren,
als auch politischen Maßnahmen eine hohe Bedeutung
zugemessen (Brown/Linden 2008; Dewey & LeBoeuf
2009; Ernst 2005; Leachman/Leachman 2004). Stärken
bei einzelnen Faktoren (z. B. Qualifikation) reichen nicht
aus, um dauerhaft im Standortwettbewerb bestehen zu
können. Vielmehr muss die Gesamtbilanz aller Faktoren,
welche die Leistungsfähigkeit des Innovationssystems
bestimmen, positiv sein. Dabei können sich die Intensität
des Wettbewerbs und die Bedeutung von Standortfakto-
ren entlang der Wertschöpfungskette im Zeitablauf än-
dern, denn die Branche sieht sich weiterhin erheblichen
Veränderungen gegenüber, wie z. B. den steigenden Kos-
ten in FuE und Produktion, der Konkurrenz verschiedener
Geschäftsmodelle, der Bedeutungsveränderung einzelner
Marktsegmente sowie neuen technologischen Möglich-
keiten.

Stärken in Deutschland bestehen besonders in der techno-
logischen Wissensbasis, durch die breite Systemkompe-
tenz von qualifizierten Fachkräften. Ebenso hat sich die
Zusammenarbeit in den Clustern in Deutschland und Eu-
ropa zwischen den verschiedenen Akteuren (Wissen-
schaft, Industrie) gut etabliert; es besteht nur partieller
Verbesserungsbedarf. Bei der Nachfrage bestehen Vor-
teile in der Automobil- und Industrieelektronik durch ei-
nen großen inländischen Markt. 

Allerdings stehen besonders die Unternehmen mit Pro-
duktionsstätten in Europa unter hohem Druck, wie z. B.
die Insolvenz von Qimonda deutlich zeigt. Die aktuelle
Krise verschärft die Situation durch den Absatzrückgang
in vielen Unternehmen und erhöht die Wahrscheinlichkeit
einer weiteren Konsolidierung der Branche (Economist
2009). Insgesamt wird besonders die kommerzielle Um-
setzung in Deutschland und Europa kritisch eingeschätzt:
Die Investitionen von Großunternehmen sind gering, der
Internationalisierungs- und Diversifizierungsdruck bei
KMU hoch und die Geschäftsmodelle der Unternehmen
in Europa weisen nur geringe Komplementaritäten zu-
einander auf. 

Insgesamt sind viele Standortfaktoren an den führenden
Nanoelektronikstandorten der Welt aber ähnlich ausge-
prägt. Deshalb werden gerade bei der Standortentschei-
dung für Produktionsstätten staatliche Beihilfen häufig
als ausschlaggebend angesehen. Vor diesem Hintergrund
fordern einige der befragten Experten eine stärkere staat-
liche Unterstützung und verweisen dabei auf die politi-
sche Unterstützung anderer, zumeist außereuropäischer
Länder. Deshalb werden im Folgenden die bisherigen
politischen Instrumente im internationalen Vergleich nä-
her untersucht.17

17 Dabei sind allerdings die Risiken staatlicher Eingriffe zu beachten
(Kap. IV).
III. Politikmaßnahmen in führenden Ländern 
in der Nanoelektronik

Im Folgenden werden die relevanten Politikmaßnahmen
auf europäischer, nationaler und teilweise auf regionaler
Ebene für die Akteure am Standort Deutschland und ver-
gleichend für Frankreich erörtert. Dabei werden auf Basis
der Expertengespräche und Literatur auch mögliche Pro-
bleme der aktuellen Förderung diskutiert. 

Im Vergleich dazu werden die politischen Instrumente
führender außereuropäischer Staaten in der Nanoelektro-
nik dargestellt. Hierfür eignen sich nach der Betrachtung
in Kapitel II.2 die Staaten Taiwan, China, Japan, Süd-
korea, China und USA. Dieser Ländervergleich soll es er-
möglichen, die politischen Maßnahmen in Deutschland
im globalen Wettbewerb einzuordnen.18 Daneben können
die gewählten Politikinstrumente anderer Länder interes-
sante Anregungen für die Ausgestaltung von Handlungs-
optionen in Deutschland geben. Für alle Länder werden
dabei nach einer kurzen Einführung zu den Hauptcharak-
teristika der Innovationspolitik und der Position in der
Halbleiterbranche Politikmaßnahmen dargestellt, die von
hoher Bedeutung für das jeweilige Nanoelektronikinno-
vationssystem sind. Dabei wird zwischen den vier Sys-
tembereichen (Wissensbasis, Wissenstransfer und Vernet-
zung, Industrielle Akteure und Produktion, Nachfrage
und Rahmenbedingungen) aus Kapitel II.3 unterschieden.

Beim Vergleich und der Prüfung von Übertragungsmög-
lichkeiten der Politikmaßnahmen dieser Länder auf
Deutschland und Europa sind allerdings mehrere Aspekte
zu beachten:

– Erstens haben die meisten dieser ausgewählten Länder
die Förderung der Halbleiterbranche zu einem zentra-
len Bestandteil ihrer nationalen Innovationspolitik ge-
macht. Sie stellen eine Auswahl der aktivsten Staaten
in der Halbleiterbranche dar. Bei der Einordnung der
Politik Deutschlands ist zu beachten, dass viele andere
Länder der Welt (u. a. Großbritannien, Kanada) deut-
lich geringere sektorale staatliche Eingriffe in der Na-
noelektronik vornehmen.

– Zweitens haben in einigen Fällen zeitlich weit zurück-
liegende politische Maßnahmen zum Aufbau eines er-
folgreichen Entwicklungspfades in der Nanoelektro-
nik beigetragen. Durch die Stärkung der Akteure (z. B.
Großunternehmen) und Netzwerke konnte diese Ent-
wicklung weiter fortgesetzt werden. Einige der damals
eingesetzten Politikinstrumente (z. B. Importzölle)
werden nicht mehr angewendet. In der folgenden Ana-
lyse liegt der Schwerpunkt bei den aktuellen Maßnah-
men. Bei den historischen Prozessen werden nur die
wichtigsten (z. B. Entwicklung des europäischen För-
derprogramms) skizziert. 

18 Die Angaben zu der Höhe einzelner Förderungen sind für diese Län-
der meist nur in der heimischen Währung oder in US-Dollar verfüg-
bar. Um einen möglichst einheitlichen Vergleich zu ermöglichen,
werden alle Angaben in heimischen Währungen zusätzlich in US-
Dollar anhand der Wechselkurse des Jahres 2009 (Datenbasis: OECD
STATS) umgerechnet.



Drucksache 17/4982 – 44 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
– Drittens wird die Innovationspolitik innerhalb der na-
tionalen Innovationssysteme im Rahmen der jeweili-
gen Gegebenheiten konzipiert und umgesetzt. Eine di-
rekte Vergleichbarkeit und Strategieübernahme ist
aufgrund der verschiedenen Strukturen, auftretenden
Systemmängel und unterschiedlichen Strategien auf
bestimmte Teile der Wertschöpfungskette („Fabless“,
„Foundries“ etc.) nur begrenzt möglich. Produkte und
Technologien können kopiert werden, die dazugehöri-
gen Institutionen hingegen weniger (GIGA 2009).
Eine unangepasste Übernahme von Institutionen
könnte durchaus zu einer Erodierung der kompetitiven
Vorteile führen, während sich die erhofften Erfolge
nicht einstellen würden.

1. Förderung der Nanoelektronik in Europa
In diesem Kapitel werden zunächst sowohl die aktuelle
europäische Förderpolitik als auch ihre historische Ent-
wicklung dargestellt. Denn einige der befragten Experten
sehen eine Verschlechterung der EU-Förderpolitik im
Zeitablauf und Nachteile bei ihrer aktuellen Ausgestal-
tung gegenüber früheren Programmen. Im Anschluss
werden die nationalen Maßnahmen von Deutschland und
Frankreich dargestellt.

1.1 Ansätze und Strukturen der europäischen 
Forschungspolitik

Die Programme und Ansätze der Europäischen Union zur
Stärkung der Nanoelektronik zielen auf eine Entwicklung
und Bündelung transnationaler Kompetenzen ab. Dies ist
notwendig, um aufgrund der hohen Forschungs- und Ka-
pitalintensität dieses Industriezweigs, Kosten zu teilen
und technologisches Know-how zu bündeln. Ein be-
sonderes Problem der europäischen Politik ist die zer-
splitterte Forschungslandschaft und die weitverstreuten,
unterschiedlichen nationalen Interessen, die ein gemein-
sames Vorgehen in der europäischen Nanoelektronikför-
derung oft behindern (Experteninterviews; SEMI 2008a).
Diesen Herausforderungen wird auf europäischer Ebene
durch verschiedene Programmtypen begegnet: europäi-
sche Technologieprogramme mit nationalstaatlicher Be-
teiligung (z. B. CATRENE); Public Private Partnerships
in der Form von Technologieplattformen (z. B. ENIAC);
die Förderung der Nanoelektronik innerhalb des EU-
Forschungsrahmenprogramms. Im Folgenden werden
diese unterschiedlichen Programmtypen genauer darge-
stellt. 

1.1.1 Technologiepolitische Instrumente:
zwischenstaatliche Initiativen

Die Ziele und Maßnahmen im Bereich der Nanoelektro-
nik innerhalb der Europäischen Union reichen in die
1980er Jahre zurück und waren durch den Technolo-
giewettlauf mit den USA und Japan geprägt. Eine Steige-
rung der Industrieforschung war das Ziel und Ausgangs-
punkt für die Gründung der Pan-Europäischen Initiative
EUREKA, welche Forschungsprojekte zwischen Partnern
aus Industrie und Forschern in öffentlichen Einrichtungen
anstoßen sollte. Diese zwischenstaatliche Initiative wurde
1985 gegründet und umfasste Partner aus 17 Ländern. Sie
ging damit deutlich über die zu diesem Zeitpunkt nur
zehn Staaten umfassende Europäische Wirtschaftsunion
hinaus. Damit sollte eine Möglichkeit geschaffen werden,
eine kritische Masse in der Förderung zu erreichen und
das wissenschaftliche Know-how der Anrainerstaaten,
wie z. B. der Schweiz, zu integrieren. Seither ist die Mit-
gliedschaft in der EUREKA Initiative ständig gewachsen
und umfasst gegenwärtig 37 Staaten, zu denen neben den
europäischen Teilnehmern auch Israel gehört.

Mit dem Erfolg dieser zwischenstaatlichen Lösung wurde
allerdings auch eine Struktur geschaffen, die in bestimm-
ten Feldern in Konkurrenz zur Forschungspolitik der EU-
Kommission in einem erweiterten Europa tritt. EUREKA
hat aufgrund seines zwischenstaatlichen Status nicht den
Charakter einer Förderorganisation, sondern wird von ei-
nem interministeriellen Gremium mit wechselnder staatli-
cher Führung gesteuert: Im jährlichen Wechsel über-
nimmt ein Mitgliedsland den Vorsitz und koordiniert die
politische und strategische Fortentwicklung der Initiative.
EUREKA-Initiativen weisen daher starke verfahrenstech-
nische Unterschiede zu den Forschungsrahmenpro-
gramm-Initiativen auf.

EUREKA-Projektanträge werden „bottom up“ entwickelt
und resultieren nicht aus Vorgaben und Prioritätensetzun-
gen strategischer Gremien. Sie sind international aus-
gerichtet, das heißt, es sind mindestens zwei bzw. fünf
Mitglieder aus EU-Mitgliedstaaten erforderlich. Dabei
werden sie national finanziert, das heißt, das konkrete
Projekt ist auf nationaler Ebene bei einem entsprechenden
Fördergeber einzureichen. In Deutschland ist das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) die
zuständige Behörde. Diese diskutiert auch alternative
Möglichkeiten der Projektfinanzierung mit den Projekt-
teilnehmern (EUREKA 2010). Darüber hinaus wird ein
hoher Eigenbeitrag der Teilnehmer erwartet. Ein weiteres
Kriterium für die Zulassung ist darüber hinaus der zu er-
wartende Anwendungsbezug. An der Spitze stehen „High
Level Expert Groups“, welche die Ausrichtung der Initia-
tive bestimmen. Dabei ist die Arbeit in thematischen
Netzwerken organisiert, die sich die Förderung spezieller
Technologiegebiete zur Aufgabe gemacht haben (Papon
2009). Ein auf europäischer Ebene besonders wichtiges
Gebiet war die Entwicklung moderner IKT, zu deren Auf-
bau eine starke Halbleiterindustrie und ein vertieftes Wis-
sen in der Mikroelektronik notwendig waren.

Das bedeutendste Programm innerhalb dieser Initiative in
den 1980er Jahren war daher die „Joint European Sub-
micron Silicon Initiative“ (JESSI). In ihrer Art und Aus-
richtung bildete JESSI das Modell für die nachfolgenden
Programme (MEDEA und CATRENE). JESSI wurde
1989 mit einer Dauer von acht Jahren gegründet und ging
auf Initiativen von 14 Industriepartnern und Forschungs-
einrichtungen zurück. Ziel der Initiative war der Aufbau
von Forschungs- und Produktionskapazitäten sowie die
Errichtung einer europäischen Plattform für Koopera-
tionsprojekte. JESSI war eines der zentralen Projekte, um
mit gemeinsamen Anstrengungen die damals festgestellte
europäisch-amerikanische Technologielücke zu schlie-
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ßen. Wie die nachfolgenden Programme auch, waren die
geförderten Projekte im Bereich der vorwettbewerblichen
Forschung anzusiedeln. Nach übereinstimmender Ansicht
der befragten Experten gilt JESSI als erfolgreiches Pro-
gramm zur Restrukturierung der europäischen Halbleiter-
industrie. Das Ziel, ein europäisches System zur Kolla-
boration von Forschungsprojekten aufzubauen, wurde
zum damaligen Zeitpunkt erreicht. Wichtige strategische
Allianzen, die notwendig sind, um Kosten zu sparen,
konnten im Rahmen des Programms abgeschlossen wer-
den. Dies war insbesondere wichtig, um der damaligen
Importabhängigkeit von elektronischem Equipment zu
begegnen. Am Programm haben insgesamt mehr als
3 000 Wissenschaftler teilgenommen, unter anderem wa-
ren die Großunternehmen Bosch, Siemens und STMicro-
electronics stark involviert. Im Verlauf der Jahre ist die
Aufbruchstimmung, die durch dieses Programm hervor-
gerufen wurde, allerdings wieder zurückgegangen (Borrus
1997; Papon 2009). Im Jahr 1996 endete dieses Pro-
gramm. 

Die Nachfolgeaktivität auf europäischer Ebene war ME-
DEA (1997 bis 2000). Die Probleme beim Aufbau der
Kooperationsprojekte waren gravierender, da die Großun-
ternehmen inzwischen starke unternehmensinterne Kom-
petenzen aufgebaut hatten und nationale Eigeninteressen
wieder stärker zum Tragen kamen (Borrus 1997). Wäh-
rend JESSI mehr auf die Entwicklung von Prozesstech-
nologien ausgerichtet war, spezialisierte sich MEDEA
stärker auf Anwendungen, um die Produktentwicklung
voranzutreiben (Borrus 2001). Innerhalb des Programms
wurde das Erreichen bestimmter Kernkompetenzen zum
Maßstab für den Erfolg des Programms. Diese lassen sich
in technologische Kompetenzen (Designtechniken, Tech-
nologieplattformen, Produktionstechnologien) und Kom-
petenzen in Anwendungen (u. a. Multimedia, Kommuni-
kationstechnik, Automobilelektronik) unterscheiden. Ein
Instrumentarium zur Bewertung der Zielerreichung
wurde jedoch nicht entwickelt. Insgesamt wurden im
Rahmen des Programms ca. 2 Mrd. Euro für 45 Projekte
aufgewendet. Ein wichtiges Ergebnis war nach Aussagen
der befragten Experten die Vertiefung des Wissens über
das Zusammenspiel zwischen Chipdesign und Zuliefe-
rern. 

In MEDEA Plus (2001 bis 2008) konzentrierten sich die
Anstrengungen auf die Entwicklung von Systemkompe-
tenzen bei der Entwicklung von Chips. Im Vordergrund
stand dabei die Entwicklung der „System-on-a-Chip“-
Technologien (SoC-Technologien). Weitere Herausforde-
rungen bestanden darin, die enormen Kosten sowohl bei
der Entwicklung als auch in der Fertigung von Prozess-
technologien bei Strukturbreiten unter 100 nm in den
Griff zu bekommen. Die Projekte waren dabei eng abge-
stimmt mit den Vorgaben der „International Technology
Roadmap for Semiconductors“ (ITRS). Die Projekte wa-
ren ausgesprochen vielfältig und sind im Schnitt von
2.500 Mitarbeitern pro Jahr bei mehr als 280 Partnern be-
arbeitet worden. 

Im Jahr 2009 wurde CATRENE (Cluster for Application
and Technology Research in Europe on NanoElectronics)
als Mitglied innerhalb der Programmfamilie der EU-
REKA-Initiative aufgenommen. Das Programm ist zu-
nächst auf vier Jahre angelegt und kann anschließend um
weitere vier Jahre verlängert werden, um die Förderung
auf die Entwicklung neuer Technologiegenerationen ab-
stimmen zu können.

Inhaltlich baut CATRENE stark auf den Vorgängerpro-
grammen MEDEA und MEDEA Plus auf. Die zentralen
Ziele sind in einem sogenannten White Paper zusammen-
gefasst. Darin werden u. a. Kommunikationssysteme,
Smartcardsysteme, Umweltschutz, Gesundheitsapplikatio-
nen und Energiekontrollsysteme als Anwendungsgebiete
dargestellt. Technologiegebiete sind CMOS-Technolo-
gien, „Electronic Design Automation“ und Produktions-
forschung mit neuen Materialien sowie Smartsensor- und
Aktuatorsysteme als technologische Zielgebiete
(CATRENE 2007). 

Somit unterscheidet sich CATRENE vor allem in seiner
Ausrichtung auf die Bedürfnisse der europäischen Wirt-
schaft, wie z. B. Energieeffizienz, Gesundheit und Ökolo-
gie, von seinen Vorgängern. Als problematisch wird von
beteiligten Akteuren und Verantwortlichen die breite in-
haltliche Ausdifferenzierung des Programms angesehen.
Da die jeweiligen nationalen Ministerien über die Ver-
gabe von Förderanträgen entscheiden, ist die Auswahl an
Themen nicht eingeschränkt. Damit wird auch die eigent-
liche Bedeutung des Programmkommitees deutlich: Die
Kompetenzen gegenüber der nationalen Behörde sind
stark eingeschränkt. Die gegenwärtigen Calls 1 und 2 der
derzeitigen Förderlinie haben ein großes Volumen an For-
schungsprojekten ausgelöst: Insgesamt 289 Partner aus
14 Ländern beteiligen sich an aktuellen CATRENE-Pro-
jekten und verteilen sich über alle Felder, die bei
CATRENE aufgelistet werden. Nach Angaben von
CATRENE zeigte sich im gegenwärtigen Programm eine
Zunahme der Beteiligung von KMU im Vergleich zu den
bisherigen Programmen MEDEA und MEDEA Plus.
Allerdings sind KMU nur als Unterauftragnehmer in
Konsortien beteiligt. Sie sind derzeit nach Aussagen der
Experten nicht in der Lage, federführend einen EU-An-
trag zu stellen.

Gründe hierfür liegen vor allem im komplexen Antrags-
verfahren. Die zwischenstaatliche Form der Auftragsver-
gabe, die zu Beginn der EUREKA-Initiative eingeführt
wurde, ist immer noch gültig: Projektanträge werden
beim jeweiligen nationalen Koordinator eingereicht, der
Antrag auf die tatsächliche Förderung erfolgt später sepa-
rat. Aufgrund dieser Struktur gestaltet sich das Antrags-
verfahren sehr komplex, weil sich nationale Fördermittel-
geber in sehr unterschiedlichem Ausmaß beteiligen und
die Akteure nicht in gleicher Form Eigenmittel aufbrin-
gen können. Der förderpolitische Vorteil dieser Initiative
besteht in der leichteren Steuerbarkeit der Ergebnisse aus
der Sicht der beteiligten Nationalstaaten. Vor allem
Frankreich und die Niederlande sind nach Aussage von
Experten sehr aktiv in diesem Programm. Die Beteiligung
Deutschlands wird im Vergleich zu seinem industriellen
Gewicht als nicht angemessen betrachtet (Papon 2009;
Experteninterviews). Dies spiegelt sich in den Beiträgen
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für das gesamte EUREKA-Programm wider. Während
Frankreich mehr als 500 Mio. Euro in die Initiative ein-
bringt, sind es in Deutschland lediglich 124 Mio. Euro pro
Jahr (Papon 2009). Aus den Experteninterviews ist deut-
lich geworden, dass es unterschiedliche Erfahrungen mit
diesem Programm gibt. Durchaus positive Erfahrungen
werden mit beteiligten Unternehmen aus Frankreich be-
richtet; die Unterstützung der Projekte durch den franzö-
sischen Staat sei schnell. Auf der anderen Seite wird es
als problematisch angesehen, dass Projekte zu scheitern
drohen, weil einige Teilnehmer keine staatliche Unter-
stützung erhalten. 

1.1.2 „Joint Technology Initiatives“ als
technologiepolitisches Instrument

Seit den 1990er Jahren ist mit den „Joint Technology Ini-
tiatives“ (JTI) ein weiteres wichtiges technologiepoliti-
sches Instrument auf europäischer Ebene hinzugekom-
men. Es nimmt eine Zwischenstellung zwischen den
koordinierten zwischenstaatlichen Programmen wie EU-
REKA und dem Europäischen Forschungsrahmenpro-
gramm ein. In ihrem Ziel, industrielle, vorwettbewerbli-
che Forschung zu unterstützen, zeigen sich jedoch starke
Ähnlichkeiten zu EUREKA-Programmen. 

Das wichtigste Programm innerhalb der JTI im Rahmen
der Nanoelektronik ist ENIAC. Es ist auf zehn Jahre bis
2017 angelegt, endgültige Förderzusagen reichen jedoch
zunächst nur bis 2013. Das Programm hat in Call 1 ein
Volumen von 207 Mio. Euro mit einem Anteil von
96 Mio. Euro an öffentlichen Geldern. In der zweiten För-
derlinie sind 244,5 Mio. Euro anvisiert mit einem Beitrag
von 102,7 Mio. Euro durch staatliche Einrichtungen
(European Conference on Nanoelectronics 2009). 

ENIAC zielt auf die Verbesserung der technologischen
Situation der Unternehmen ab und hat in den vergan-
genen Jahren einen strategischen Forschungsplan entwi-
ckelt, der Zielbereiche festlegt. Diese sind allerdings sehr
breit; es werden Ähnlichkeiten mit den technologischen
Zielen zu CATRENE deutlich. Ziel ist es, die vorwettbe-
werbliche Forschung in der Nanoelektronik voranzubrin-
gen. ENIAC hat die Form eines „Joint Undertaking“ (JU)
der EU, der zugehörigen Mitgliedstaaten und assoziierten
Länder. Vertreter dieser Einrichtungen sitzen im Verwal-
tungsrat, während Industrie und öffentliche Einrichtungen
in „Subcommitees“ eingeordnet sind. Der Finanzierungs-
mechanismus stellt eine Kombination aus Elementen der
EU-Forschungsrahmenprogrammförderung und den EU-
REKA-Programmen (u. a. CATRENE) dar. Das Finanzie-
rungsmodell der Projekte sieht vor, dass etwa 50 Prozent
der Mittel aus der Industrie kommen, 35 Prozent von den
jeweiligen Mitgliedstaaten und 15 Prozent aus EU-Mit-
teln. Aus Sicht der Teilnehmer gelingt somit eine Inte-
gration zwischen dem Forschungsrahmenprogramm und
national geförderten Projekten (Experteninterviews). Ne-
ben der inhaltlichen Ausrichtung und der Initiierung von
Public-Private-Partnership-Projekten auf dem Gebiet der
Nanoelektronik sind die Unterschiede zu CATRENE vor
allem im Verfahrensbereich zu sehen. 
Im Gegensatz zu CATRENE sind für den erforderlichen
Antrag bei ENIAC nicht nur zwei, sondern mindestens
drei Projektpartner aus unterschiedlichen Ländern not-
wendig. Bei ENIAC ist der Auswahlprozess eng an das
Verfahren der EU-Forschungsrahmenprogramme ange-
lehnt. Allerdings verpflichten sich die Nationalstaaten be-
reits mit Beginn der Initiative auf einen Beitrag zum Ge-
samtbudget, der in der Regel für Unternehmen des
Mitgliedstaates reserviert ist. Die Abstimmungsprozesse
stellen sich als kompliziert heraus, weil grundsätzlich
19 Länder von den Ergebnissen der Kooperationen profi-
tieren. Diese umfangreiche Integration aller Mitgliedslän-
der kann zwar die Legitimation des Programms erhöhen.
Die Interessenfindung wird jedoch faktisch erschwert, da
sich die Zahl der in der Nanoelektronik investierenden
Länder auf einen kleineren Kreis beschränkt: Zu ihnen
gehören Deutschland, Frankreich, die Niederlande, Ita-
lien und Großbritannien unter den Mitgliedstaaten sowie
Österreich und die Schweiz unter den assoziierten Mit-
gliedern.

Zusammenfassend zeigen sich bei diesen europäischen
Förderprogrammen bzw. Initiativen einige Probleme. Ein
besonderes Problem in der Forschungs- und Technolo-
giepolitik ist, dass das Ziel der Herausbildung eines Euro-
päischen Forschungsraums mit nationalen Eigeninteres-
sen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit konkurriert.
Erschwerend weisen im Fall der Nanoelektronik auf euro-
päischer Ebene nur wenige Staaten eine Industrie auf und
können direkt von ihrer Entwicklung profitieren. Die Ent-
wicklung und Ausgestaltung dieser beiden Programme
spiegelt die Koordinationsschwierigkeiten der Forschungs-
politik zwischen Nationalstaaten und Europäischer Kom-
mission wider. Dies zeigt sich auch in der inhaltlichen
Ausrichtung der beiden Programme ENIAC und
CATRENE, die sehr ähnlich gelagert ist (ENIAC 2007;
CATRENE 2007). Die technologischen Ziele sind nahezu
deckungsgleich, die strategische Ausrichtung ist in bei-
den Fällen sehr breitgefächert. Dies ist nicht zuletzt auf
die nahezu gleiche Zusammensetzung der Adressaten,
nämlich die beteiligten Industrieunternehmen zurückzu-
führen. 

Deshalb wird häufig angemahnt, die Programme stärker
zu fokussieren und auf bestimmte Ziele festzulegen
(European Conference on Nanoelectronics 2009; Exper-
teninterviews).19 Ziel sollte sein, die beiden Programme
trennschärfer zu gestalten. Auch die Abschaffung zumin-
dest eines der beiden Programme wurde diskutiert: Da in
einigen EU-Mitgliedstaaten die Mittel für die Beteiligung
an europäischen koordinierten Programmen gedeckelt
sind, führte die Einführung des zweiten Programms zur
Halbierung der Ressourcen. Einige Projekte erreichen da-

19 Zuletzt kam dies auch in den Statements einer Nanoelektronik-
konferenz in Holland zum Ausdruck: „ENIAC and CATRENE ope-
rate in different settings, but both share the same goal: strengthening
the competitive position of the European electronics industry in the
global playing field. Our ambition should be to develop a common
overall strategy, taking into account the qualities of each instrument“
(European Conference on Nanoelectronics 2009).
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mit nicht mehr die kritische Masse, die nötig wäre, um
wichtige Entwicklungen anzustoßen. 

1.1.3 EU-Forschungsrahmenprogramm

Ein dritter Baustein in der Nanoelektronikförderung auf
der europäischen Ebene sind die EU-Forschungsrahmen-
programme. Sie werden direkt von der Europäischen
Kommission ausgeschrieben und verursachen keine Ko-
ordinationsprobleme mit den Mitgliedstaaten. Seit den
1980er Jahren sind die Forschungsrahmenprogramme der
Union kontinuierlich gewachsen. Die Ausgaben für For-
schung und Innovation stehen nun stärker im Vorder-
grund als noch vor 20 Jahren. 

Das gegenwärtig gültige 7. Forschungsrahmenprogramm
(FP 7) der Europäischen Union hat mit 50,5 Mrd. Euro
ein 40 Prozent höheres Volumen als das vorherige Pro-
gramm. Im Unterschied zu den vorangegangenen Jahren
ist das aktuelle FP 7 sieben Jahre gültig und erlaubt den
Unternehmen und Forschungseinrichtungen damit mehr
Planungssicherheit. 

Den Kern bildet das „Programm Cooperation“, in wel-
chem Einrichtungen aus den verschiedenen Mitglieds-
ländern der Europäischen Union zu priorisierten Themen
gemeinsam forschen. Für dieses Teilprogramm sind der-
zeit 32 Mrd. Euro veranschlagt. Die Nanoelektronik wird
dabei vor allem in zwei Bereichen gefördert. Zum einen
im Teilbereich Informations- und Kommunikationstech-
nik, der insgesamt ein Volumen von mehr als 9 Mrd. Euro
hat. Und zum anderen im Bereich Nanowissenschaften,
Nanotechnologien, Werkstoffe und neue Produktions-
technologien, der mit 3,5 Mrd. Euro gefördert wird. Ein
großer Teil davon fließt in die Verbundforschung. 

Von den befragten Experten werden die Themen und
Auswahlverfahren des Europäischen Forschungsrahmen-
programms sehr geschätzt. Gerade im Bereich der Mikro-
und Nanoelektronik ist ein steter Austausch durch ge-
meinsame Forschungsprojekte besonders wichtig. Aller-
dings werden die EU-Rahmenprogramme auch teilweise
als ineffizient und bürokratisch eingeschätzt. Der enorme
zeitliche und organisatorische Aufwand halte dabei be-
sonders kleinere und mittlere Unternehmen davon ab,
sich zu beteiligen. Auch die Zeitspanne, bis neue For-
schungsprogramme in Kraft gesetzt werden, wird als zu
groß eingeschätzt. Die Ausschreibungshintergründe wer-
den bereits vom Marktgeschehen überholt. Während der
aktuellen Krise hat sich das Volumen der Projektbewerber
deutlich erhöht. Nach Aussage der befragten Experten
reichen die vorgesehenen Mittel nicht aus, um den Bedarf
an krisenbedingten Ausfällen im Forschungsbudget zu
decken. 

1.2 Deutschland

Überblick und Rahmenbedingungen des Innovations-
systems

Deutschland hat eine gut entwickelte Wissenschafts- und
Forschungslandschaft. Mit Forschungsausgaben in Höhe
von etwa 2,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr
2006 liegt Deutschland oberhalb des OECD-Durch-
schnitts, wenn auch deutlich hinter Ländern wie Schweden,
Finnland, Japan oder den USA (Legler/Krawczyk 2009).
In den vergangenen Jahren ist es allerdings gelungen, die
FuE-Ausgaben leicht zu steigern. Dies ist in erster Linie
auf die stärkeren Investitionen der Privatwirtschaft zu-
rückzuführen.20

Bereits seit Mitte der 1990er Jahre verfügt die Bundes-
republik über eine „moderne Innovationspolitik“, die zum
Beispiel technologieorientierte Initiativen mit regionalem
Fokus im Rahmen von Wettbewerben auswählt (Eickel-
pasch/Fritsch 2005). Mit der Hightech-Strategie im Jahr
2006 wurde ein an der gesamten Wertschöpfungskette
orientiertes Instrument entwickelt, in welchem zentrale
Technologiebereiche priorisiert und Maßnahmen für die
Unterstützung der einzelnen Elemente (z. B. Wissens-
transfer, Finanzierungsmodelle, Forschungsprogramme)
vorgeschlagen werden. Aktuell wird eine Fortsetzung der
Hightech-Strategie ausgearbeitet.

Stand und Entwicklung der Halbleiterindustrie in 
Deutschland

Die Position und Herausforderungen Deutschlands als
Nanoelektronikstandort wurden allgemein in Kapitel II
näher beschrieben. Dabei wurde unter anderem die Stärke
Deutschlands bei der Wissensbasis hervorgehoben. Für
die Einordnung der Politikmaßnahmen sind im Folgenden
aber besonders die Herausforderungen für die Produktion
von hoher Bedeutung: Deutschland ist mit 88 Produk-
tionsstätten im Bereich der Halbleiterelektronik aktuell
der größte europäische Hersteller (JRC 2008). Die Pro-
duktion ist dabei in den vergangenen Jahrzehnten stärker
gestiegen als in anderen europäischen Ländern (z. B.
Großbritannien oder Frankreich). Mit der Entwicklung
der Solartechnologie ist es zudem gelungen, eine weitere
siliziumbasierte Technologie im eigenen Land zu ent-
wickeln, die jedoch nur einen indirekten Bezug zur Nano-
elektronik (z. B. ähnliches Know-how der Fachkräfte) hat
(JRC 2008). Allerdings zeigen sich erhebliche Schwä-
chen. Insbesondere die Fabriken der nächsten Technolo-
giegenerationen werden nicht mehr in Deutschland ge-
baut. Vor allem im Hinblick auf die globale Produktion
von Halbleiterelementen wird der deutsche Standort da-
mit zunehmend bedeutungsloser. 

Bedeutende Fördermaßnahmen

Wissensbasis

Die Forschungspolitik in der Nanoelektronik zeichnet
sich durch einen Mix von nationalen Maßnahmen (z. B.

20 Auch während der Wirtschaftskrise konnten diese Ausgaben konstant
gehalten werden. Trotz des starken Einbruchs der Nachfrage haben
die Unternehmen in Deutschland ihre Ausgaben für FuE kaum zu-
rückgefahren, wodurch sich ein Anteil der Wirtschaft auf nunmehr
1,9 Prozent des BIP in 2009 ergibt (Stifterverband der deutschen
Wirtschaft 2009). Da die staatlichen Ausgaben in der Forschung im
Gegensatz zur Gesamtwirtschaft gewachsen sind, ist der Anteil der
öffentlichen Ausgaben auf 0,77 Prozent gestiegen. Somit ergibt sich
eine FuE-Intensität von knapp 2,7 Prozent für 2009. 
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institutionelle Förderung, Förderprogramme), durch eine
Beteiligung an EU-Programmen sowie durch die Aktivi-
täten der Länder aus. Die stärksten Impulse kommen in
Deutschland durch das BMBF sowie durch die For-
schungspolitik der Länder.

Ein wichtiger Teil der Forschungsförderung in der Nano-
elektronik erfolgt institutionell. Diese Institutionen sind
nach Aussagen der befragten Experten international kon-
kurrenzfähig. Dazu zählen besonders die großen Techni-
schen Universitäten, wie z. B. Darmstadt, Braunschweig,
Karlsruhe, München und Dresden. Darüber hinaus weisen
auch die außeruniversitären Forschungsorganisationen
umfangreiche Forschungsaktivitäten in der Nanoelektro-
nik auf: die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), die Fraun-
hofer-Gesellschaft (FhG), die Helmholtz-Gemeinschaft
(HGF) und die Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried
Wilhelm Leibniz (WGL). Daneben werden Sonderfor-
schungsbereiche durch die DFG finanziert.

Ein wichtiges Instrument zum Aufbau von branchenspe-
zifischem Wissen und Vernetzung ist das Förderpro-
gramm IKT 2020 des BMBF, welches bis zum Jahres-
ende 2011 läuft. Das Programm zählt zur Hightech-
Strategie und enthält einige halbleiterspezifische Pro-
grammelemente, die sich insbesondere an KMU richten.
Schwerpunkte des Programms sind: 

– Kompetenzzentren im Bereich Bauelemente und Ge-
räte für die Elektronikfertigung,

– organische Elektronik,

– magnetische Mikrosysteme,

– neuartige Elektronik für die Erschließung neuer An-
wendungen.

Eine Fördermaßnahme innerhalb des Programms IKT
2020, von der KMU in der Halbleitertechnologie stark
profitieren, ist die „KMU-Innovationsoffensive Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie“. Ziel dieses För-
derbereichs ist es, die Antragstellung für KMU zu verein-
fachen und risikoreiche Forschung zu ermöglichen
(Prognos/VDI 2008).

Dabei sind die Vorhaben der FuE-treibenden Unterneh-
men eng an den Leitbranchen der wichtigsten Elektronik-
anwendungsfelder wie Mobilität, Automobilbau und Lo-
gistik auszurichten. Darin wird die enge Ausrichtung der
Forschungsförderung des BMBF an den wichtigen Leit-
branchen deutlich. Unternehmen können bis zu
50 Prozent, öffentliche Forschungseinrichtungen mit bis
zu 100 Prozent gefördert werden. 

Im Zuge des Förderprogramms IKT 2020 fokussierte das
BMBF seine Aktivitäten in der Mikro- und Nanoelektro-
nik stärker auf den Aufbau von Kompetenzzentren. Die
geförderten Kompetenzzentren und Cluster sollten dabei
wichtige Kriterien erfüllen: Der Ertrag für möglichst viele
Anwendungsfelder soll sichtbar sein, die Integration der
gesamten Wertschöpfungskette muss gegeben sein und
die Verfahren und Ansätze müssen hoch innovativ sein
(Prognos/VDI 2008). Außerdem sollen die Projektergeb-
nisse nicht nur der Industrie, sondern auch den For-
schungseinrichtungen zugute kommen.

Seit dem Jahr 2007 werden innerhalb dieser Programme
verschiedene Projekte zur Nanoelektronik gefördert, die
vor allem am Halbleiterstandort Dresden angesiedelt
sind:

– Im Projekt SIMKOM standen eine frühzeitige physi-
kalische Modellierung und Simulation von Material-
kombinationen, Architekturen und technologischen
Prozessen im Vordergrund, durch welche insbesondere
Zeit- und Kostenvorteile erzielt werden können. Wich-
tigste industrielle Partner waren AMD und Qimonda.
Das Fördervolumen betrug 9 Mio. Euro.

– Im Projekt KONDOR geht es um die Erkundung der
Möglichkeiten von neuartigen Materialien und Prozes-
sen für die Datenspeicherung bei geringem Energie-
verbrauch. Das Projekt wurde in Kooperation von
Qimonda und dem neu gegründeten NamLaboratory
durchgeführt, welches an der Technischen Universität
Dresden angesiedelt ist. Mögliche Anwendungsfelder
sind die Medizintechnik sowie die mobile Diagnostik
(Prognos/VDI 2008). 

– Das Projekt Nanoanalytik des BMBF zielt auf die
Charakterisierung neuer Analysemethoden kommen-
der Chipgenerationen ab. Das Projekt wurde als Joint
Venture von Qimonda, AMD und Carl Zeiss vom
BMBF mit 12 Mio. Euro gefördert.

Ebenfalls zur Hightech-Strategie gehört die im Jahr 2007
gestartete Innovationsallianz „Automobilelektronik“.
Durch die Bündelung öffentlicher und privater Mittel sol-
len strategische Ziele bei der Entwicklung neuer innovati-
ver Systeme in der Automobilelektronik verwirklicht
werden. Das Programm soll flexibel bei der inhaltlichen
Ausgestaltung auf die benötigten Ressourcen reagieren
können. Partner innerhalb der Initiative sind Bosch,
Daimler, Audi, BMW, Continental, Elmos und Infineon.
Bei einem Volumen von insgesamt 500 Mio. Euro wird
der Beitrag des BMBF etwa 100 Mio. Euro betragen.

Neben der Förderung des Bundes sind regionale Initiati-
ven der Länder bedeutsam. Besonders die befragten Un-
ternehmen in Sachsen gaben an, dass die regionalen
Initiativen weitaus stärker genutzt werden als die Bundes-
programme. Zu den individuellen Maßnahmen des Lan-
des gehört die einzelbetriebliche FuE-Förderung. Hier
können bis zu 65 Prozent der Kosten von Unternehmen
gefördert werden. Das Programm wird gefördert aus den
Mitteln des Europäischen Regionalfonds (EFRE). Die be-
sonderen Fördermittel werden in dieser Form allerdings
nur noch bis Ende 2013 zur Verfügung stehen, da ab die-
sem Zeitpunkt z. B. die Regionen Dresden und Chemnitz
nicht mehr Bestandteil des Zielgebiets 1 sind und neu be-
wertet werden.

Die befragten Experten bewerten die deutschen FuE-För-
derprogramme wie folgt:

– Die Antragstellung und Durchführung der Förderung
durch nationale und regionale Institutionen in
Deutschland wird sehr positiv beurteilt. Die Antrags-
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bearbeitung erfolgt zeitnah und unbürokratisch. Nur
bei Anträgen auf EFRE-Fördermittel beklagen die be-
fragten KMU einen hohen Aufwand (u. a. aufgrund
der Vielzahl von eingebundenen Institutionen bei der
Förderung). 

– Nahezu alle der befragten Experten sehen die Verwer-
tungsregeln bei der nationalen Fördermittelvergabe
kritisch. Nach diesen Regeln sind nur die Projekte för-
derungsfähig, bei denen Prozesse/Produkte entwickelt
werden, die national genutzt, produziert oder verarbei-
tet werden.21 Diese Regelung zielt auf die Förderung
solcher Aktivitäten ab, bei denen sich große Teile der
Wertschöpfungskette im Inland befinden und dort be-
schäftigungswirksam werden. Sie ist daher grundsätz-
lich gut nachvollziehbar. Allerdings ist der Förde-
rungsausschluss von FuE für Aktivitäten, die auf
Produkte und Prozesse für Auslandsmärkte abzielen,
nach Ansicht der befragten Experten folgenreich. Es
fallen einige Marktsegmente (z. B. Mobilkommunika-
tion) aus der nationalen Förderung komplett raus, da
sich der Absatzmarkt der Halbleiterprodukte fast aus-
schließlich im Ausland befindet. Darüber hinaus ha-
ben die inländischen KMU-Akteure in vorgelagerten
Wertschöpfungsstufen (Equipmenthersteller, Design-
unternehmen, Dienstleister) in der Regel nur Förde-
rungschancen, wenn sie einen inländischen Anwender
finden. Da diese Unternehmen zunehmend internatio-
nal ausgerichtet sind und eine gewisse Unabhängigkeit
besonders von inländischen Anwenderunternehmen
erreichen möchten – was sich z. B. im Fall von
Qimonda als sinnvolle Strategie erwiesen hat –, kön-
nen sie diese Auflage oft nicht erfüllen. Zukünftig ist
eine Verschärfung dieser Problematik zu befürchten,
da die Internationalisierung der Absatzmärkte voraus-
sichtlich weiter zunehmen wird.

Wissenstransfer und Vernetzung

Bei der Stärkung der angewandten Forschung ist es im-
mer wichtiger geworden, die Verbesserung der Technolo-
gien direkt in die Produktion zu integrieren. Aus diesem
Grund sind die Public Private Partnerships in der Nano-
elektronik auch in Deutschland zu einem wichtigen Instru-
ment geworden. Als eine institutionelle Innovation ist
hier das Advanced Mask Technology Center (AMTC) zu
nennen: Mit Unterstützung des BMBF ist es gelungen, in-
dustrielle Entwicklung, Produktion und Forschung mit
der Einrichtung des AMTC im Jahr 2003 enger zu ver-
zahnen. Das AMTC wurde 2002 als Gemeinschaftsunter-
nehmen von AMD (später Globalfoundries), Infineon
(später Qimonda) und DuPont Photomasks (später Toppan)
gegründet. Auch das Fraunhofer Center Nanoelektroni-

21 Falls die Verwertung nach Fördermittelerteilung doch im Ausland
stattfindet, müssen die Fördermittel rückerstattet werden. Der För-
dermittelgeber kann im Fall global agierender Unternehmen unter
bestimmten Umständen auch ein sogenanntes Reziprozitätsprinzip
anwenden. Dann können Ergebnisse teilweise auch an anderen
Standorten außerhalb Deutschlands verwendet werden, wenn im Ge-
genzug Know-how und Resultate anderer Forschungsprojekte wieder
nach Deutschland zurückfließen (VDI/Prognos 2008). 
sche Technologien (CNT) ist ein Beispiel der Integration
von industrieller und öffentlicher Forschung. Das Institut
war mit der maßgeblichen Beteiligung von AMD (später
Globalfoundries) und Qimonda gegründet worden. Nach
der Insolvenz von Qimonda ist nun Globalfoundries noch
stärker institutionell eingebunden. Von den Reinraumka-
pazitäten und Forschungsleistungen des Instituts konnten
die in Dresden ansässigen Technologieunternehmen pro-
fitieren. Ein weiteres Public-Private-Partnership-Projekt
in Dresden ist das Namlab, das ebenfalls einen Reinraum
betreibt. Auch hier musste nach der Insolvenz von
Qimonda ein Ersatz gefunden werden.

Seit dem Erfolg der Bio-Regio-Initiative des BMBF Mitte
der 1990er Jahre hat die wettbewerbsorientierte Cluster-
politik auch in Deutschland starken Auftrieb erhalten. Im
Jahr 2008 hat das BMBF sogenannte Spitzencluster aus-
geschrieben, an denen sich Unternehmen und For-
schungseinrichtungen beteiligen konnten, die sich zu ei-
nem Netzwerk zusammengeschlossen haben. Es ist ein
wichtiger Baustein innerhalb der Hightech-Strategie, die
den strategischen Ausbau des Hochtechnologiesektors
zum Ziel hat. Das Programm hat ein Volumen von insge-
samt 200 Mio. Euro. In Sachsen ist das Netzwerk „Cool
Silicon“ erfolgreich, an welchem die Fraunhofer Institute,
Infineon sowie AMD und weitere klein- und mittelständi-
sche Unternehmen beteiligt sind. Ziel des Netzwerks ist
die Entwicklung energieeffizienter IT-Systeme, in die
elektronische Bauelemente integriert sind, die den CO2-
Ausstoß maßgeblich verringern (www.cool-silicon.de).
Dabei sollen die Erkenntnisse zur Energieeffizienzsteige-
rung in der Mikro- und Nanoelektronik Eingang in nach-
gelagerte Bereiche wie die Breitbandfunksysteme und
vernetzte Sensorik finden und umgekehrt Anforderungen
der Anwenderbranchen den Halbleiterfirmen zugänglich
gemacht werden. Potenzielle Anwendungen sind energie-
sparende „Computing“-Plattformen, energiesparende „E-
Reader“ oder auch kabellose Sensornetze. 

Einen wichtigen Anteil an der Steigerung der For-
schungsintensität und des Wissenstransfers haben auch
hier die Aktivitäten der Landesregierung Sachsens. Die
Forschungs- und Entwicklungsverbundförderung des
Freistaates ermöglicht eine Kostenübernahme von bis zu
70 Prozent. Gefördert werden können Projekte, die die
Entwicklung neuer Produkte und Verfahren anstreben und
zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen
durchgeführt werden. Die Mittel werden aus dem oben
genannten Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) gefördert.

Industrielle Akteure und Produktion

Im Zuge der wirtschaftlichen Neuordnung der Neuen
Bundesländer nach 1990 eröffnete sich die Möglichkeit,
den Produktionsstandort Deutschland durch die Ansied-
lung von Siemens in Dresden zu stärken. Vor dem Hinter-
grund damals bestehender Beihilferegelungen galten die
umfangreichen Subventionen der Bundesregierung als
vereinbar mit dem Gemeinsamen Europäischen Markt,
insbesondere aufgrund der strukturpolitischen Zielsetzun-
gen der Europäischen Union (Kap. IV.2). Gleiches galt
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für die Ansiedlung von AMD am selben Standort. Die
Unterstützung der Großinvestitionen wurde dabei von al-
len Gebietskörperschaften (Bund, Land und Kommunen)
unterstützt. Besonders der Freistaat Sachsen verfolgte mit
seiner Konzentration auf aussichtsreiche Wirtschaftsbe-
reiche eine Leuchtturmpolitik, in welcher der staatlichen
Subvention von Hochtechnologien eine wichtige Rolle
zukam. 

Nach Auswertungen von Prognos/VDI (2008) des EU-
Beihilfenregisters beliefen sich die genehmigten Beihil-
fen zwischen 2002 und 2007 für Investitionen am Stand-
ort Dresden in der Halbleiterindustrie auf insgesamt
1,555 Mrd. Euro. Diese Summe setzt sich aus Investi-
tionsbeihilfen des Bundes und des Landes Sachsen als
regionaler Gebietskörperschaft zusammen. Bei einer In-
vestitionssumme von etwa 8 Mrd. Euro (Prognos/VDI
2008) zeigt dies die erheblichen Anstrengungen des Bun-
des und des Landes am Standort Sachsen.

Mit Ausnahme von Qimonda sind viele in diesem Rahmen
geförderten Unternehmen (Infineon, Globalfoundries)
auch heute noch am Standort Dresden sehr aktiv. Als
Gründe hierfür gelten neben den hohen Investitionen
z. B. auch die oben genannten Bemühungen des Landes
Sachsen, die Forschungseinrichtungen stärker mit den
Unternehmen zu verzahnen.

Allerdings hat es in den vergangenen Jahren kaum große
Neu- oder Erweiterungsinvestitionen in Deutschland ge-
geben. Der Standort Dresden scheiterte beim Versuch
beim Bau von Fertigungsstätten zum Zuge zu kommen,
z. B. im Fall einer Produktionsanlage von AMD im Jahre
2006, die schließlich in Albany (USA) aufgebaut wurde.
Als Hauptgrund werden von vielen Beobachtern die ein-
geschränkten Fördermittelmöglichkeiten durch die Neu-
regelungen der EU-Beihilfenkontrolle gesehen (ESIA
2008; Prognos/VDI 2008; SEMI 2008a; Experteninter-
views). Wie in Kapitel IV.3.2 näher dargestellt wird, sind
Investitionsförderungen nach dem seit dem Jahr 2002 gel-
tenden Beihilferahmen für Großinvestitionen nicht mehr
in dem Ausmaß möglich wie zuvor.

Wichtige Instrumente zur Investitionsförderung in
Deutschland sind die Mittel aus dem Programm „Ge-
meinschaftsaufgabe“ (GA) und das nur in Ostdeutschland
gültige Investitionszulagengesetz. Beim Investitionszula-
gengesetz werden Investitionsvorhaben des Verarbeiten-
den Gewerbes, bestimmter produktionsnaher Dienstleis-
tungen sowie das Beherbergungsgewerbe unterstützt. Der
Fördersatz variiert nach Unternehmensgröße, Gebiet und
Größe der Investition. Nach dem Investitionszulagen-
gesetz 2010 werden die Fördersätze schrittweise bis 2013
herabgesetzt. Beispielsweise wird der Fördersatz bei
Investitionen unter 50 Mio. Euro in Nichtrandgebieten
bei KMU von 25 auf 5 Prozent, bei Großunternehmen
von 12,5 auf 2,5 Prozent, reduziert. Bei Großinvestitio-
nen kommen reduzierte Fördersätze gemäß des EU-Bei-
hilferechts zum Tragen (Kap. IV.3.2). 

Die Höhe der Förderung aus dem Programm GA richtet
sich nach den insgesamt zulässigen Beihilfen gemäß dem
europäischen Beihilferahmen (Kap. IV.2). Mittel aus dem
Programm Gemeinschaftsinitiative werden nur in denje-
nigen Regionen gewährt, welche die Kriterien für die re-
gionalen Beihilfen erfüllen. Dies sind neben den ostdeut-
schen Bundesländern einige Bundesländer im ehemaligen
Zonenrandgebiet sowie andere strukturschwache west-
deutsche Regionen. Da die Mittel aus dem Investi-
tionszulagengesetz in den neuen Bundesländern ohne An-
trag gewährt werden, können weitere Mittel aus dem GA
nur bis zu dem zulässigen Förderhöchstbetrag beantragt
werden. Zusammengenommen dürfen die gewährten Bei-
hilfen aus dem GA und dem Investitionszulagengesetz
die Höchstgrenze also nicht überschreiten. Beispielhaft
würden bei einer maximalen Beihilfeintensität von
30 Prozent für die Investition eines Großunternehmens
17,5 Prozent nach dem Investitionszulagengesetz sofort
gewährt, die übrigen 12,5 Prozent aus der GA-Initiative
müssen beantragt werden.

Diese genannten Fördermöglichkeiten sind eine wichtige
Grundlage für die Wirtschaftsförderung in Sachsen im
Bereich der Nanoelektronik. In vielen Bundesländern fin-
det dagegen nur eine geringfügige oder gar keine Investi-
tionsförderung in der Nanoelektronik statt. Beispiels-
weise plant Bosch am Standort Reutlingen für das
Frühjahr 2010 die Inbetriebnahme eines weiteren Halblei-
terwerks mit 200 mm Fertigung und einem Testzentrum.
Die Anwendungen liegen im Bereich der Motor- und
elektronischen Getriebesteuerung und lassen sich damit
dem Feld der Leistungselektronik zurechnen. Das Investi-
tionsvolumen beläuft sich auf über 600 Mio. Euro und
wird nach Unternehmensangaben ohne jede staatliche
Beihilfe realisiert. 

Für den internationalen Politikvergleich ist das Verhalten
der politischen Akteure im Fall der Probleme der Spei-
cherchiphersteller in der Wirtschaftskrise interessant:
Qimonda galt als der letzte verbliebene voll integrierte
Speicherchiphersteller in Europa mit umfangreichem
Technologieportfolio. In der Krise der Hableiterhersteller
ist es nicht gelungen, einen Investor zu finden, der die
Produktions- und Entwicklungsstätten als Ganzes über-
nommen hätte. Lediglich einzelne Teile etwa für das Gra-
fikgeschäft konnten erhalten werden (Jaffé 2009). 

Die Bundesregierung hatte den Insolvenzverwalter zwar
stark bei der Suche nach Investoren unterstützt, aber
keine staatliche Unterstützung in Aussicht gestellt (Jaffé
2009). In dieser Haltung zeigten sich deutliche Unter-
schiede zu Politikmaßnahmen in Asien, welche die Un-
ternehmen in der Krise stark unterstützten und Unterneh-
men durch staatliche Beteiligung und erzwungene Fusion
konsolidierten (Kap. III.2). Der geringere staatliche
Markteingriff, vermutlich aufgrund des restriktiven euro-
päischen Beihilferahmens zur Rettung von Unternehmen
(Kap. IV.2), wurde dabei deutlich.22

Stärker als die Bundesregierung hatte das Land Sachsen
bis zuletzt nach einer Lösung gesucht, das Unternehmen

22 Allerdings zeigen sich dabei auch Unterschiede zu Aktivitäten in an-
deren Branchen (z.B. im Fall Opel), in denen die Politik trotz der res-
triktiven Richtlinien zur Rettungsbeihilfe hohe Unterstützung ge-
währte (SVR 2009).
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zu erhalten, allerdings ohne das Risiko einer Staatsbeteili-
gung. Zusammen mit Portugal war die Bildung eines Ret-
tungspaketes geplant, an dem sich auch Infineon beteili-
gen sollte. Über die Höhe und Bedingungen konnten sich
die Partner jedoch nicht einigen (Börsen Zeitung 2009).
Dies hatte die endgültige Auflösung des Unternehmens
zur Folge. Im Rahmen der Standortprobleme durch den
Wegbruch Qimondas im Raum Dresden, wurde in Sach-
sen eine „task force Mikroelektronik“ und in der Folge
ein Beratungsgremium mit dem Auftrag einberufen, neue
Entwicklungsmöglichkeiten für die Mikro- und Nano-
elektronik im Raum Dresden aufzuzeigen. Dabei schlug
man unter anderem den Aufbau eines Wissenschaftszen-
trums Mikro- und Nanoelektronik vor, welches eine
starke internationale Aufmerksamkeit erlangen sollte
(task force Mikroelektronik 2009). Damit soll für den Fall
vorgesorgt werden, dass die hochvolumige Halbleiterpro-
duktion weiter aus Europa abwandert. Im Kern des Pa-
piers steht die Einrichtung einer Pilotanlage für die 3-D-
Integration, basierend auf einer 300-mm-Technologie, die
aus einem Frontend-Bereich (der Produktion von Chips)
und einer 3-D-Integration besteht (task force Mikroelek-
tronik 2009).23 Die Kosten einer derartigen Pilotlinie wer-
den als sehr hoch eingeschätzt – allein die Kosten der Er-
richtung liegen im dreistelligen Millionenbereich – und es
wird notwendig sein, einen industriellen Partner für die
Realisierung dieses Projekts zu finden (task force Mikro-
elektronik 2009). Damit wird auch das Ziel deutlich,
durch Schaffung sehr industrienaher, anwendungsorien-
tierter Pilotlinien einen starken Anreiz zur Ansiedlung
und Etablierung von Technologieunternehmen zu schaf-
fen. Inzwischen hat der Aufbau eines Fraunhofer-Instituts
zur 3-D-Integration in Dresden mit dem Namen ASSID
(All Silicon Systems Integration Dresden) vom Land
Sachsen und der Fraunhofer-Gesellschaft stattgefunden.24

Die ersten Ergebnisse des Beratungsgremiums Mikro-
elektronik Sachsen mit weiteren ausgearbeiteten Hand-
lungsvorschlägen werden bis Ende des Jahres erwartet. 

Nachfrage und Rahmenbedingungen

Bislang hielt sich Deutschland mit gezielter Unterstüt-
zung der Nachfrage zurück. Beispielsweise ist die Nach-
frage durch den Militärsektor im Vergleich zu den USA
gering. Im Zuge der Finanzkrise werden nachfrage-
gesteuerte Prozesse der Technikentwicklung wieder be-
deutsamer. Eine langfristige Wirkung versprechen sich
die Experten von der Initiative der Bundesregierung, die
Elektromobilität in Deutschland zu stärken. Die gezielte
Förderung der Elektromobilität könnte eine hohe Nach-
frage nach veränderten elektronischen Komponenten im
Automobilbereich zur Folge haben und die Systemkom-
petenz der deutschen Hersteller festigen, die hier interna-
tional sehr wettbewerbsfähig sind. 

23 Unter 3-D-Integration wird die Integration von Schaltkreisen in der
dritten Dimension verstanden. Die 3-D-Integration ermöglicht we-
sentlich kürzere Verbindungswege und somit Leistungssteigerungen
sowie Verringerungen des Strombedarfs.

24 www.forschung.sachsen.de/2215.html.
Gesamteinschätzung

Insgesamt zeigen sich für Deutschland bei der Förderung
der Wissensbasis sowie Wissensanwendung und -vernet-
zung vielfältige Ansätze. Die Bemühungen der staatli-
chen Akteure in Deutschland beinhalten alle Ebenen der
politischen Steuerung: Die kommunale, regionale und die
Bundesebene. Dabei zeigen sich aber auch divergierende
Perspektiven und die Notwendigkeit einer Koordinierung
im Rahmen der Finanzkrise, wie das Beispiel Qimonda
zeigt. 

Einige der befragten Experten bemängeln das Fehlen ei-
ner klaren und einheitlichen Strategie und ein zu geringes
„Commitment“ der Politik zur Nanoelektronik. Aller-
dings sind auch die Risiken solcher staatlicher Eingriffe
(Subventionswettlauf etc.) zu beachten, die in Kapi-
tel IV.1 diskutiert werden.

Bei der Halbleiterproduktion hat Deutschland im Rahmen
der Wiedervereinigung die Chance genutzt, Fertigungs-
stätten zu fördern und aufzubauen. Die geringeren aktuel-
len strukturpolitischen Förderungen haben zusammen mit
dem stärkeren Wettbewerb aus Asien den Produktions-
standort wieder verstärkt unter Druck gesetzt. 

1.3 Frankreich

Überblick und Rahmenbedingungen des Innovations-
systems

Frankreich gilt als eine der größten westeuropäischen
Volkswirtschaften mit einer ausdifferenzierten Wissen-
schafts- und Forschungslandschaft. Die FuE-Intensität
liegt mit 2,1 Prozent im Jahr 2006 über dem Durchschnitt
der OECD-Länder (Legler/Krawczyk 2009). Seit einigen
Jahren ist dieser Indikator leicht rückläufig (1995:
2,29 Prozent). 

Die Forschungs- und Innovationspolitik in Frankreich ist
geprägt von staatlicher Intervention. Eine besondere
Rolle haben die sogenannten „Großen Programme“
(„grands programmes“) gespielt, die auf die Entwicklung
spezifischer Technologien abzielten. Diese Programme
hatten lange Zeit einen großen Anteil an der öffentlich
geförderten Forschung. Sie begünstigten häufig große
Unternehmen, die gezielt zu nationalen Champions auf-
gebaut werden sollten. Beispiel hierfür ist die Luftfahrt-
industrie, die zwischen 1999 und 2003 etwa 35 Prozent
der öffentlichen Unterstützung für Industrieforschung er-
hielt (Laredo/Mustar 2004). In der Halbleiterelektronik
profitierte vor allem das Unternehmen Thomson Elec-
tronics stark von staatlichen Interventionen.

Seit den 1990er Jahren vollzieht sich zunehmend ein
Wandel in der Innovationspolitik. Im Jahr 1999 wurde ein
Gesetz zu Forschung und Innovation eingeführt, dass
wissenschaftsorientierte Gründungen stark fördern soll.
Zunehmend wird versucht, den Technologietransfer auch
zu kleinen und mittleren Unternehmen zu intensivieren
und die Forschungslandschaft zu verbreitern. 
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Entwicklung und aktuelle Situation der Halbleiter-
industrie

Die französische Elektronikindustrie ist in einigen Berei-
chen global aufgestellt und verfügt über international
agierende Großunternehmen und eine ausdifferenzierte
FuE-Landschaft. Das bestimmende Unternehmen der
französischen Industrie ist STMicroelectronics, welches
90 Prozent seiner Forschungsaktivitäten in Frankreich
durchführt (v. a. an den Standorten Crolles, Rousset und
Tour). STMicroelectronics ist aus einer Fusion von
Thomson Electronics und Microelectronica Italia hervor-
gegangen. Mit der Produktion dieses Unternehmens ver-
fügt Frankreich (zusammen mit Italien, wo ebenfalls
Standorte des Unternehmens sind) über 3,3 Prozent der
weltweiten Chipproduktion. Frankreich ist mit 34 Halb-
leiterproduktionsstätten hinter Deutschland und Großbri-
tannien der drittgrößte Standort innerhalb der Europäi-
schen Union (JRC 2008). Es zeigen sich aber wie in
Deutschland Probleme durch eine zunehmende Verlagerung
von Produktionsstätten in Richtung Asien (Saunier 2008). 

Am weltweiten Umsatz in der Halbleiterindustrie hat
Frankreich einen Anteil von 4 Prozent. Seit Ende der
1980er Jahre ist Frankreich auch Ziel von Direktinvesti-
tionen wichtiger ausländischer Unternehmen im Bereich
der Halbleiterindustrie geworden. So betreibt Freescale
ein Forschungs- und Entwicklungszentrum in Toulouse
mit einer Pilot- und Produktionslinie für Automobil- und
Telekommunikationsanwendungen (JRC 2008). 

Bedeutende Fördermaßnahmen

Wissensbasis

Charakteristikum der französischen Forschungsland-
schaft ist die Konzentration und Bündelung von Kompe-
tenzen in großen Forschungszentren. Dazu gehört auch
das CEA (Commissariat a l’Energie Atomique), zu des-
sen zentralen Forschungsbereichen Verteidigungsfor-
schung und Sicherheit, aber auch Informations- und
Kommunikationstechnologien gehören. 

Im Bereich der Nanoelektronik zählt das CEA LETI in
Grenoble als das zentrale Institut innerhalb der For-
schungsorganisation. Ursprünglich als Forschungsein-
richtung für die Kernenergie ausgerichtet, hat sich LETI
zu einem anwendungsorientierten Forschungszentrum für
Mikro- und Nanoelektronik herausgebildet. Zusammen
mit dem „Grenoble Institute of Technology“ stand LETI
im Kern der Strategie, die regionalen Aktivitäten in der
Nanoelektronik im Cluster MINATEC zu bündeln. In den
1990er Jahren war LETI sehr intensiv an der Herausbil-
dung der „Silicon-on-Insulator“-Technologie25 beteiligt,
in deren Folge eine Reihe von Unternehmen ausgegrün-
det wurden. (u. a. SOITEC und Tronics Microsystems).

25 „Silicon on insulator“ bezeichnet eine Herstellungstechnologie für
integrierte Schaltkreise auf Basis von Siliziumsubstraten, welche auf
einem isolierenden Material aufgebracht werden. Der Vorteil dieser
Technologie sind kürzere Schaltzeiten und geringere Leistungsauf-
nahmen.
Heute beschäftigt LETI etwa 1 500 Mitarbeiter (www.
nanoforum.org). 

Durch massive Investitionen in Labor- und Reinraumaus-
stattung können umfangreiche technologische Entwick-
lungen am Standort Grenoble vorangetrieben werden.
Dazu zählen eine Nanocharakterisierungsplattform sowie
eine 200-mm- und eine 300-mm-Produktionslinie. Da-
durch ist LETI in der Lage, umfangreiche For-
schungskooperationen mit den großen Unternehmen in
der Region zu betreiben, unter anderem STMicroelectro-
nics und Freescale. Zentrale Anwendungsbereiche der
Forschung sind die Medizintechnik, Mobiltelefonie und
Sicherheitstechnik. Daneben unterhält LETI zahlreiche
internationale Kooperationen mit anderen Institutionen
wie der Fraunhofer-Gesellschaft und VTT in Finnland. 

Die größten Forschungseinrichtungen in Frankreich sind
die außeruniversitären Institute des „Centre National de la
Recherche Scientifique“ (CNRS). Im Jahr 2005 sind ei-
nige Institute und Einrichtungen zu Carnot-Instituten um-
gewidmet worden. Diese Umwidmung wurde als Quali-
tätsmerkmal gewertet, und allen Instituten, die in einer
landesweiten Ausschreibung dieses Label bekamen, wur-
den zusätzliche Mittel in Aussicht gestellt. Das Carnot-
Netzwerk besteht aus 33 Instituten und 12 800 For-
schungsspezialisten, die sich verpflichtet haben, For-
schungspartnerschaften mit den Unternehmen zu entwi-
ckeln und den Transfer von Technologien zu fördern.
Aufgabengebiete der Einrichtungen sind der Technolo-
gietransfer, wobei das Modell der Fraunhofer-Gesell-
schaft in Deutschland als Vorbild diente. Eine Vielzahl
technischer Disziplinen werden hierbei abgedeckt: u. a.
Mikro- und Nanotechnologien, IKT, Ökosysteme und Ge-
owissenschaften, Energie, Materialien und Mechanik,
Chemie und Life Sciences.

Bei der Programm- und Projektförderung nehmen die eu-
ropäischen Programme (CATRENE und ENIAC) eine
wichtige Rolle ein. Zwar liegen keine aggregierten Daten
für die Fördersumme vor. Nach Aussagen der Experten
ist die Beteiligung Frankreichs allerdings erheblich höher
als die von anderen Ländern, wie z. B. Deutschland. Da-
neben ist das Ende 2008 bekannt gewordene Programm
Nano 2012 bedeutsam für die weitere Entwicklung der
Halbleiterindustrie in Frankreich (Kap. IV.3.2). Der fran-
zösische Staat wird dieses Projekt direkt mit 457 Mio.
Euro unterstützen. Insgesamt hat es ein Volumen von ca.
2,3 Mrd. Euro, etwa 650 Arbeitsplätze sollen im Zusam-
menhang mit dieser Initiative neu entstehen. Ausrüs-
tungsinvestitionen von etwa 1 Mrd. Euro sind geplant
(BFAI 2009; Europäische Kommission 2009a). Das Pro-
gramm zielt auf die Entwicklung neuer Halbleitergenera-
tionen in den Bereichen „More Moore“ und „More than
Moore“ ab. Bedeutendster industrieller Akteur in den
Maßnahmen des Programms Nano 2012 ist STMicro-
electronics. 

Zur Steigerung der privaten FuE-Aktivitäten setzt Frank-
reich mit dem CIR (Crédit Impôt Recherche) auf steuerli-
che Anreize. Das CIR sieht eine Reduktion der Steuerlast
im Verhältnis zu ihren FuE-Ausgaben vor. Vor den Ände-
rungen im Jahr 2008 bestand die Förderung aus einem
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steuerlichen Erlass von 10 Prozent des FuE-Budgets und
40 Prozent des zusätzlichen FuE-Aufkommens (im Ver-
hältnis zum Durchschnitt der vorhergehenden Jahre). Im
Jahr 2008 wurde das Gesetz vereinfacht: Bis zu einem
FuE-Budget von 100 000 Euro sind 30 Prozent anrechen-
bar, die Summen darüber hinaus mit 5 Prozent (Interna-
tional Tax Review 2008).

Wissenstransfer und Anwendung

Als Maßnahmen mit der stärksten Langzeitwirkung in der
französischen Forschungslandschaft gelten Initiativen,
welche die unternehmerischen Kräfte und Forschungspo-
tenziale bündeln und zu stärkerer Sichtbarkeit führen
(Muller et al. 2008). Dieser starke regionalpolitische An-
satz hat sich auch in vielen anderen westlichen Ländern
durchgesetzt. In Frankreich wurden in den Jahren 1998
und 1999 insgesamt 16 Innovationsnetzwerke gegründet,
von denen eines einen Schwerpunkt in Mikro- und Nano-
elektronik hat (das im Jahr 1999 gegründete Nationale
Netzwerk für Mikro- und Nanotechnologie) sowie drei
Netzwerke im Bereich Informations- und Kommunika-
tionstechnik (Nationales Netzwerk für Telekommunika-
tionsforschung, gegründet 1998; Nationales Netzwerk für
Softwaretechnologie, gegründet 1999). Mit der Gründung
dieser Netzwerke sollten Mittel nach dem Leuchtturm-
prinzip in vielversprechende Projekte geleitet werden
(Trumbull 2004, S.35). 

Zur Stärkung der regionalen Kräfte hat die Entwicklung
der großen Förderagenturen beigetragen (Muller et al.
2008). Die Region Grenoble verfügt beispielsweise in-
zwischen durch die staatlich angeordnete Regionalpolitik
über mehr als 6 500 regionale FuE-Kooperationen mit
umfangreicher KMU-Beteiligung. 

Diese Bemühungen verstärkten sich im Jahr 2005 mit der
Initiative der „pôles de compétitivité“. Mit dieser Initia-
tive sollten Synergien zwischen öffentlichen Forschungs-
einrichtungen, Firmen und Bildungsinstitutionen in
einem begrenzten regionalen Raum erreicht oder beste-
hende lose Verbindungen durch aktive Partnerschaften
verbessert werden. Ein wichtiger Treiber dieser Entwick-
lung war das durch die Europäische Kommission ange-
stoßene Ziel eines Europäischen Forschungsraums, zu
dem die regionalen Initiativen beitragen sollten. Die Hil-
fen reichten von direkter Beihilfe über Steuererleichte-
rungen bis hin zu erleichtertem Zugang zu anderen För-
derinstrumenten (Muller et al. 2008). Im Jahr 2005
wurden von 100 Projekten 66 zugelassen und mehr als
1,5 Mrd. Euro für 3 Jahre dafür zur Verfügung gestellt.
Ein wichtiges Kriterium bildete dabei neben den vorhan-
denen Kooperationen die internationale Sichtbarkeit des
Clusters. Die „pôles de compétitivité“ haben mit ihrer Fo-
kussierung auf die Schaffung attraktiver Standorte und
Ökosysteme für Innovationen insbesondere den Elektro-
niksektor in Grenoble stark unterstützt. Zu den sichtbars-
ten Clustern zählen inzwischen vier direkt zur Halbleiter-
industrie (Saunier 2008). Verbunden mit der massiven
staatlichen Unterstützung, die mit diesem Wettbewerb
einhergeht, konnte der Trend zur Verlagerung aufgehalten
werden. Allerdings steht das Konzept der „pôles de com-
pétitivité“ auch unter Kritik: So moniert Saunier (2008)
die zu große Anzahl der Cluster, welche die Generierung
von Spill-over-Effekten erschwert. 

Industrielle Akteure und Produktion

Die industriell wichtigste Entwicklung war die staatlich
forcierte Gründung der „Crolles-2“-Allianz im Jahr
2002 – eine strategische Partnerschaft zwischen den
Großunternehmen STMicroelectronics, NXP und
Freescale. Die staatliche Beteiligung betrug im Jahr 2002
zunächst 60 Mio. Euro (Beffa 2005). Ziel war es, durch
die gemeinsame Entwicklung einer Technologie die Kosten
der einzelnen Teilnehmer zu senken. Zentrales Instrument
für die Herstellung einer gemeinsamen Technologieplatt-
form war ein an ein Forschungszentrum angeschlossenes
Labor, das mit dem Ziel aufgebaut wurde, eine auf 90, 65
und 45 nm ausgerichtete CMOS-basierte Technologie zu
entwickeln. Darüber hinaus wurde eine Pilotlinie für die
300-mm-Waferproduktion eröffnet, auf der die neu gene-
rierten Verfahren getestet werden können. Die Allianz
war zunächst auf fünf Jahre angelegt und endete auch mit
dem Ausstieg von NXP und Freescale im Jahr 2007. Aus
der Sicht von STMicroelectronics lag das Hauptproblem
darin begründet, dass die Allianz zu klein geworden war,
um die enormen Kosten für diese Anlage zu stemmen
(Saunier 2008). 

In Grenoble werden die Miniaturisierungsanstrengungen
der CMOS-Technologien der dort angesiedelten Unter-
nehmen in Zusammenarbeit mit CEA LETI aber weiter
vorangetrieben. Damit sollen die Produktionskapazitäten
am Standort von derzeit 2 800 auf 4 500 Siliziumscheiben
pro Woche erhöht werden, (BFAI 2009). Zusammen mit
IBM soll in Grenoble an Strukturbreiten von 22 nm und
darunter geforscht werden. Der Beitrag des französischen
Staates beläuft sich dabei auf etwa 550 Mio. Euro (BFAI
2009). Damit wird Grenoble mithilfe staatlicher Unter-
stützung in Europa der einzige Standort sein, an dem die
Miniaturisierung in der Produktion mittels der Weiterent-
wicklung von CMOS auf einem international wettbe-
werbsfähigen Niveau gehalten werden kann (BFAI 2009;
Experteninterviews). 

Zur Förderung von Start-ups wurde ein öffentlicher Be-
teiligungsfond für Risikokapital eingerichtet, um techno-
logieorientierte Gründungen in frühen Phasen zu unter-
stützen. Weiterhin wurde das Aktienvermögen an
technologieorientierten Neugründungen steuerlich besser-
gestellt, um so den Anreiz für Unternehmensneugründun-
gen zu erhöhen. Dabei wurden auch neue Unternehmens-
rechtsformen eingeführt, die Vorteile in der Beantragung
und Abwicklung bieten sollten (Trumbull 2004).

Nachfrage und Rahmenbedingungen

Auch in Frankreich sind die nachgelagerten Wertschöp-
fungsstufen der Halbleiterelektronik für die Entwicklung
des Marktes bedeutsam. Im Gegensatz zu Deutschland
existieren noch einige Hersteller in der Unterhaltungs-
elektronik; außerdem ist die Entwicklung von Elektronik
in der Luftfahrtindustrie für die Entwicklung des inländi-
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schen Marktes von Bedeutung. Die großen staatlichen
Aktivitäten zur Stärkung der nachgelagerten Branchen
wie der Luftfahrtindustrie stärken auch die Anbieter in
der Halbleiterelektronik, da über eine große Nachfrage
nach hochwertigen Halbleitern ein Innovationsdruck er-
zeugt wird.

Gesamteinschätzung

Staatliche Unterstützung großer industrieller Akteure in
zentralen Technologiefeldern war lange ein wichtiges
Charakteristikum französischer Technologiepolitik. Die
Instrumente der Innovationspolitik haben sich seit dem
Jahr 1999 teilweise geändert. Steuerliche Anreize für
FuE-Aktivitäten sind nun ein wichtiger Baustein der Poli-
tik. Auch hat die staatliche Fokussierung auf erfolgreiche
Cluster („pôles de compétitivité“) die internationale
Sichtbarkeit und die Attraktivität französischer Standorte
für ausländische Direktinvestitionen erhöht. Allerdings
zielen viele Maßnahmen in der Nanoelektronik (z. B. die
Projektförderung in europäischen FuE-Programmen oder
Nano 2012) auf die Stärkung des Clusters um Grenoble
ab, von denen das Großunternehmen STMicroelectronics
stark profitiert. Insgesamt setzt Frankreich damit auf
deutliche industriepolitische Impulse bei gleichzeitiger
Stärkung des Wissenstransfers und der Wissensanwen-
dung. 

Nichtsdestotrotz steht auch die französische Halbleiter-
industrie und -forschung vor großen Herausforderungen.
In einem immer härteren internationalen Standortwettbe-
werb zielt die Politik darauf ab, trotz der Abwanderung
von Anwenderindustrien an der Stärkung der inländi-
schen Produktionsstätten auf dem gegebenen Miniaturi-
sierungspfad festzuhalten. Mit dem Programm Nano
2012 versucht die französische Regierung, dem Trend
entgegenzuwirken. Die befragten Experten stufen daher
die öffentliche Unterstützung in Frankreich im Bereich
der Nanoelektronik deutlich größer als in Deutschland
ein.

2. Globale Förderung in der Nanoelektronik
2.1 Taiwan
Überblick und Rahmenbedingungen des Innovations-
systems

Taiwan gilt als prominentes Beispiel einer Volkswirt-
schaft, die es geschafft hat, als „Latecomer“ in einigen In-
dustriesektoren eine hohe Wettbewerbsfähigkeit auf den
Weltmärkten zu erlangen (Vinnova 2006). Die taiwane-
sische Volkswirtschaft ist mittlerweile eine hochent-
wickelte, stark exportabhängige Marktwirtschaft. Sie ist
mit einem BIP von 392 Mrd. US-Dollar im Jahr 2007 die
26. größte Volkswirtschaft der Welt (MOEA 2009). Mit
FuE-Ausgaben in Höhe von knapp 2,6 Prozent des BIP
im Jahr 2006 liegt Taiwan im vorderen Drittel der Indus-
trienationen und vor Deutschland (Legler/Krawczyk
2009). Der Anteil öffentlicher Finanzierung beträgt dabei
ca. 31 Prozent und liegt damit leicht über dem Durch-
schnitt der OECD-Länder (Legler/Krawczyk 2009). Die
FuE-Aktivitäten sind dabei sehr stark auf die Bereiche
„Elektrotechnik“ und „Büromaschinen“ mit über drei
Viertel der gesamten FuE-Ausgaben konzentriert. Be-
sonderheiten im taiwanesischen Innovationssystem und
der -politik resultieren aus der vergleichsweise hohen Be-
deutung von KMU (Vinnova 2006). Private Großunter-
nehmen sind die Ausnahme; damit unterscheidet sich
Taiwan erheblich von anderen asiatischen Ländern wie
Japan oder China. Die meisten Großunternehmen sind im
Besitz der „Nationalist Party“, und damit de facto staatli-
che Konzerne. 

Insgesamt wird der Politik eine wichtige strategische
Schlüsselrolle im Aufholprozess zugesprochen, die durch
einen geschützten Aufbau einiger inländischer Industrien
bei gleichzeitig hoher Exportorientierung geprägt war
(Lall 2006). In der Forschungspolitik gab es seit einem
ersten Technologieprogramm im Jahr 1959 in regelmäßi-
gen Abständen Anpassungen, die in mehrjährigen Plänen
festgeschrieben wurden. 1967 wurde der „Executive Yuan
National Science Council“ gegründet, der die bedeu-
tendste Institution der FuE-Politik darstellt. Dem „Exe-
cutive Yuan National Science Council“ obliegt neben der
Entwicklung von Forschungspolitik, -strategien, -pro-
grammen und -plänen auch die Durchführung von Grund-
lagen- und angewandter Forschung und die Ausbildung
und Rekrutierung von FuE-Personal. Dabei werden auf
der „National Science and Technology Conference“ die
wichtigsten Forschungsbereiche und Ziele festgelegt
(Bodenhöfer et al. 2004). Aktuell legen der „National
Science and Technology Development Plan (2009-2012)“
und das „White Paper on Science and Technology 2007-
2010“ die Forschungsziele fest. 

Entwicklung und aktuelle Situation der Halbleiter-
industrie

Die Etablierung einer international wettbewerbsfähigen
Halbleiterindustrie wurde in Taiwan schon zu einem frü-
hen Zeitpunkt verfolgt. Dabei haben sich im Zeitablauf
die Struktur der Halbleiterindustrie und die Strategien der
Politik maßgeblich geändert. In den 1970er Jahren lag die
Konzentration auf der arbeitsintensiven Wertschöpfungs-
stufe des „packaging“ sowie der Ansiedlung von auslän-
dischen multinationalen Unternehmen. Im Laufe der Zeit
haben die Bemühungen zugenommen, sowohl in der Wa-
ferproduktion als auch im Bereich des Chipdesigns inter-
national eine führende Stellung zu erreichen. Spätestens
seit Mitte der 1990er Jahre gehört Taiwan zu den weltweit
führenden Halbleiterstandorten (Vinnova 2006). Mittler-
weile deckt Taiwan alle Stufen des Wertschöpfungspro-
zesses ab, mit Schwerpunkt im Bereich der „Foundries“.
Etwa die Hälfte des Marktanteils wird durch reine
„Foundries“ erwirtschaftet. Damit hängt die taiwanesi-
sche Halbleiterindustrie vergleichsweise stark von den
meist amerikanischen „Fabless“-Unternehmen ab (ZVEI
2008). Allerdings nimmt auch die weltweite Bedeutung
von taiwanesischen „Fabless“-Unternehmen in den ver-
gangenen Jahren deutlich zu (Brown/Linden 2009).

Wenngleich die Entwicklung und die dahinter stehende
politische Strategie als Erfolgsstory gelten, steht die tai-
wanesische Halbleiterindustrie vor großen Herausforde-
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rungen. So wird insbesondere eine Verlagerung von gro-
ßen Teilen der Wertschöpfungskette nach China
befürchtet (Fan 2006; Tsai/Li 2009). Bereits in jüngerer
Vergangenheit haben trotz Investitionsverbots mehr und
mehr taiwanesische Design- und „pakkaging“-Unterneh-
men sowie Unterhaltungselektronikfirmen ihre Filialen in
China gegründet (Fan 2006). Wichtige Gründe hierfür
sind die billigeren Arbeitskräfte in China und der vielver-
sprechende Markt. Die Wahrung des technischen Vor-
sprungs Taiwans gegenüber China wie auch die Wettbe-
werbsfähigkeit im internationalen Vergleich gehören zu
den Kernzielen Taiwans. Im Folgenden werden sowohl
die aktuell geltenden Regelungen zur Förderung des
Halbleiterstandortes als auch wichtige Maßnahmen in der
Vergangenheit erläutert, welche die Basis für die heutigen
Entwicklungen in der taiwanesischen Halbleiterindustrie
gelegt haben. 

Bedeutende Fördermaßnahmen

Wissensbasis

Eine führende Rolle in der Entwicklung der Halbleiter-
industrie in Taiwan spielte das „Industrial Technology
Research Institute“ (ITRI). Das ITRI wurde 1972 gegrün-
det. 1974 wurde in diesem Institut das Forschungs- und
Entwicklungszentrum für Elektroindustrie eingerichtet,
aus dem in der Nachfolge die „Electronics Research &
Service Organisation“ (ERSO) entstand. Vor allem dieses
Forschungszentrum hatte eine wichtige Funktion beim
Aufbau der Chipindustrie in Taiwan, wie z. B. dem Bau
einer Halbleitermusterfabrik oder der Einführung von
Produktionstechniken. In der Vergangenheit wie in der
Gegenwart ist die Forschung gemeinsam oder im Auftrag
von taiwanesischen Unternehmen und die Einführung
neuer „best practices“ und Technologien in Unternehmen
von Bedeutung (Chang/Shih 2004). Darüber hinaus un-
terhält das ITRI einen Venture-Capital-Fonds zur Grün-
dung neuer Technologieunternehmen (Chang/Shih 2004).

In jüngerer Vergangenheit ist das ab dem Jahr 2002
durchgeführte Si-Soft-Projekt von zentraler Bedeutung.26

Insgesamt wurden ca. 250 Mio. US-Dollar in dieses Pro-
jekt investiert, dabei werden 30 Prozent aus öffentlichen
und 70 Prozent aus privaten Mitteln finanziert (Dewey &
LeBoeuf 2009). Das Ziel ist vor allem, im Bereich der
SoC-Technologien die Ausbildung, die technologische
Wissensbasis wie auch die industrielle Umsetzung zu ver-
bessern. Als eines der vier zentralen Elemente des Pro-
jekts sollen die Bemühungen zur Ausbildung von Univer-
sitätsfachkräften intensiviert werden. Die Anzahl der
universitären Mitarbeiter mit Spezialkenntnissen im
VLSI-Bereich („very large scale integration“) hat sich
seit dem Jahr 2001 mit ca. 200 Mitarbeitern auf ca. 450
im Jahr 2006 mehr als verdoppelt (Dewey & LeBoeuf
2009). Darüber hinaus wurden z. B. verpflichtende SoC-
Kurse für alle Studenten der Elektronik und Elektrotech-

26 Nach Angaben des „National Science Council“ wird das „Si-Soft“-
Projekt als Erfolg gewertet und hat dazu beigetragen, dass bereits
über 2 000 SoC-Produkte entwickelt wurden (Central News Agency
2008).
nik, verpflichtende Halbleiterkurse für alle Ingenieurstu-
denten in Taiwan und die Entwicklung von Expertisen in
den Bereichen Eigentumsrechte und Marketing einge-
führt. Als zweites Projektelement wurde am ITRI die
Task-Force SoC Technology Center gegründet und im
Jahr 2003 in ein formales Forschungszentrum umgewan-
delt. 

Zur Förderung der privaten FuE-Investitionen wurde eine
explizite Initiative zur Ansiedlung von FuE-Zentren multi-
nationaler Unternehmen durch das „Ministry of Economic
Affairs“ (MOEA) im Jahr 2002 gestartet. Neben den un-
ten genannten Steuervergünstigungen für FuE-Ausgaben
werden die Unternehmen bei der Rekrutierung von Fach-
kräften unterstützt (z. B. auch Rekrutierung von ausländi-
schen Wissenschaftlern) (MOEA 2008) und erhalten in
den ersten drei Jahren finanzielle Unterstützung für Be-
triebskapitalausgaben (z. B. Reiseausgaben für FuE-
Personal zur Implementierung von Projekten, für Mieten
von Büros, Laboren oder Wohnungen für FuE-Personal,
Ausgaben für Beratungen und Weiterbildung). Unter den
knapp 30 multinationalen Unternehmen, die bis zum An-
fang des Jahres 2008 an dieser Initiative teilnahmen, be-
finden sich auch einige Halbleiterunternehmen (z. B.
Broadcom, Intel).

Daneben erfolgt eine indirekte FuE-Förderung durch
Steuervergünstigungen. Sowohl für den FuE-Aufwand als
auch für personelle Trainingsmaßnahmen beträgt die
Steuergutschrift auf die Körperschaftsteuer 30 Prozent
der Ausgaben. Wenn die FuE-Ausgaben über dem Durch-
schnitt der beiden Vorjahre liegen, erhöht sich die Steuer-
gutschrift um 20 Prozent der Differenz aus den FuE-Aus-
gaben des Jahres und dem Durchschnitt der beiden
Vorjahre. Der jährliche Abzugsbetrag darf allerdings 50 Pro-
zent der Körperschaftsteuerschuld nicht übersteigen. 

Wissenstransfer und Vernetzung

1980 initiierte der „Executive Yuan National Science
Council“ die Gründung des Hsinchu Science Park, der
mehr oder weniger explizit nach dem Vorbild des Silicon
Valley gebaut wurde (Fan 2006; Vinnova 2006). Ziel war
es, durch die Nutzung von Agglomerationsvorteilen eine
Hightechindustrie aufzubauen und die verwendeten Tech-
nologien aufzurüsten (Lai et al. 2004). Der Park unterliegt
weitestgehend der staatlichen Steuerung. So wurden auf
öffentlichem Land erhebliche Investitionen getätigt. Die
Regierung investierte zwischen dem Jahr 1980 bis zum
Ende des Jahres 2004 ca. 1,7 Mrd. US-Dollar allein in die
Infrastruktur und Einrichtungen dieses Parks (Hsinchu
Science Park 2004). Neben der Bereitstellung der In-
frastruktur wurde durch eine Vielzahl von zusätzlichen
Unterstützungen die Gründung und Niederlassung vor al-
lem von einheimischen Unternehmen gefördert. Die noch
geltenden Unterstützungen beinhalten Steuervorteile
(Einkommensteuer, Importsteuer etc.), staatliche Subven-
tionen für FuE, verschiedene Serviceangebote (z. B.
Rechnungslegung, Vorbereitung für Eigentumsrechtsan-
sprüche, inländisches und internationales Networking),
Niedrigzinsdarlehen, Zollbefreiung und Investitionszula-
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gen (Chew et al. 2007; Tsai et al. 2009). Die räumliche
Nähe zu Einrichtungen des ITRI und den führenden Uni-
versitäten National Chaio Tung University (NCTU) und
National Tsing Hua University (NTHU) mit den speziali-
sierten Halbleiterunternehmen auf verschiedenen Wert-
schöpfungsstufen unterstützen den Zugang der Industrie
zu spezialisierten Arbeitskräften und neuem technologi-
schen Wissen (Tsai et al. 2009).27

Als drittes Element des erwähnten „Si-Soft“-Projekts
wurde das „National Science and Technology Program
for System-on-Chip“ etabliert. Das Programm fördert
verschiedene Projekte und zielt darauf ab, eine SoC-
Designplattform in Taiwan zu entwickeln, indem inländi-
sche Designplattformen mit der inländischen Halbleiter-
produktion gekoppelt werden, um neue Produktideen zu
testen. Wenn eine Idee zur Massenproduktion geeignet
ist, dann übernehmen die „Foundry“-Produzenten die
Herstellung (Fan 2006).

Als viertes Element des Si-Soft-Projekts eröffnete im Juli
2003 der „Nankang Integrated Chip Design Science Park“
mit Standortmöglichkeiten für Unternehmen, einem Grün-
dungszentrum, gemeinsamen Laboren und unterstützen-
den Dienstleistungsangeboten (Dewey & LeBoeuf 2009).

Weitere Impulse sind durch den im Dezember 2009 ange-
kündigten „Key Product Peak Development Plan“ denk-
bar, bei dem die Entwicklung von marktorientierten
Schlüsselprodukten subventioniert werden soll (MOEA
2009).

Industrielle Akteure und Produktion

Staatliche Unterstützung spielte auch eine wichtige Rolle
bei der Gründung von bedeutenden Unternehmen. Diese
halfen, die Eintrittsbarrieren aufgrund der hohen Kapital-
intensität und technologischen Voraussetzungen zu über-
winden (Wu 2006). So wurde durch staatliche Unterstüt-
zung 1987 aus dem VLSI-Labor am ITRI das „Foundry“-
Unternehmen TSMC gegründet. Die Regierung veran-
lasste die Integration von 130 VLSI-Ingenieuren direkt in
die Belegschaft von TSMC und vermietete dem Unter-
nehmen die Produktionsanlage und das Grundstück vom
VLSI-Projekt. Darüber hinaus gewährte die Regierung
TSMC immer noch die Finanzierung zur weiteren VLSI-
Forschung mit dem ITRI bis 1991. Am Anfang stammten
48,3 Prozent des Stammkapitals von TSMC aus Regie-
rungsgeldern, 27,6 Prozent von Phillips und der Rest von
taiwanesischem Privatkapital. Weitere wichtige Unter-
nehmensgründungen aus dem ITRI sind die Vanguard In-
ternational Semiconductor Corp. (VISC) im Jahr 1994
und die United Microelectronics Corp (UMC) im Jahr
1980. 

27 Experten sehen daneben die damaligen großen strukturellen Umbrü-
che als mitentscheidend für den Erfolg des Hsinchu-Parks an. Wäh-
rend die Computerindustrie bis Anfang der 1980er Jahre von großen
vertikal integrierten Unternehmen in Industrieländern dominiert wur-
de, fand im Zuge der Einführung der PCs ein radikaler Wechsel zu
einer stärker fragmentierten Industriestruktur mit Netzwerken zwi-
schen stärker spezialisierten Unternehmen statt (u. a. Vinnova 2006).
Neben dieser Etablierung einiger Großunternehmen in
der Halbleiterindustrie liegt der Fokus auf Gründungsun-
terstützungen für KMU. Insgesamt existieren in Taiwan
mittlerweile mehr als 90 Gründungszentren. Eine wich-
tige Rolle zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und
Überwindung der Skalennachteile kleiner Unternehmen
nehmen dabei FuE-Kooperationen ein. Dabei steht weni-
ger das Motiv der Verteilung des Risikos, sondern viel-
mehr die Motive des technologischen Lernens und Auf-
holens im Vordergrund (Lall 2006). Insbesondere die
Kooperationen zwischen den KMU und öffentlichen For-
schungsorganisatoren (vor allem ITRI) werden durch or-
ganisatorische Unterstützung und finanzielle staatliche
Unterstützung gefördert. Angaben zur Höhe des FuE-
Budgets existieren allerdings nicht.

Über direkte finanzielle Unterstützung z. B. beim Bau
neuer Produktionsstätten sind in der Literatur kaum An-
gaben verfügbar. Indirekte Förderungen erfolgen über
niedrige Steuern. Der Körperschaftsteuersatz liegt mit
25 Prozent auf dem Niveau Chinas und unterhalb vieler
Wettbewerber in der Nanoelektronik. Neben den bereits
genannten Steuererleichterungen für FuE-Ausgaben sind
zusätzlich Steuergutschriften bei Investitionen möglich.
Unternehmen können bis zu 20 Prozent ihrer Investitions-
ausgaben von der Körperschaftsteuerschuld absetzen. Für
entwicklungsorientierte Investitionen stehen Niedrigzins-
darlehen zur Verfügung (Grundig et al. 2008). Daneben
ermöglichte das „Statute for Upgrading Industries“ allen
neu gegründeten Unternehmen fünf Jahre Steuerfreiheit
auf das Einkommen, welches durch den Neuaufbau oder
die Expansion erzielt wurde. Ebenfalls gelten für Investi-
tionen in diese Unternehmen über fünf Jahre hinweg
Steuererleichterungen. Dieses Statut ist Ende 2009 aus-
gelaufen, soll aber durch neue Maßnahmen, z. B. ein
„Statute for Innovating Industries“, ersetzt werden
(Dewey & LeBoeuf 2009).

Eine erhebliche Unterstützung bot der taiwanesische
Staat in der Finanzkrise an. Im Dezember 2008 verkün-
dete das Ministerium MOEA Unterstützung für die finan-
ziell angeschlagenen inländischen Speicherchiphersteller
(MOEA 2008). Verschiedenen Quellen zufolge war dabei
eine Unterstützung von insgesamt 6 Mrd. US-Dollar ge-
plant (Dewey & LeBoeuf 2009; Edge Singapore 2008).
Im Juli 2009 gab das Ministerium MOEA bekannt, dass
es bis zu diesem Zeitpunkt mit 900 Mio. US-Dollar inlän-
dische Unternehmen unterstützte. Daneben plante das
Ministerium lange Zeit eine Konsolidierung von sechs
Speicherchipunternehmen unter dem Dach des vom
Ministerium neu gegründeten Unternehmens Taiwan
Innovation Memory Co. (TIMC) (Spectrum IEEE 2010).
Allerdings lehnten die nationalen Gesetzgeber einen An-
trag des Kabinetts für eine Investition von ca. 150 Mio.
US-Dollar in dieses Unternehmen ab. Der Plan gilt als ge-
scheitert. Das MOEA gab aber bekannt, weiterhin Hand-
lungsbedarf in diesem Bereich zu sehen (Spectrum IEEE
2010).
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Nachfrage und Rahmenbedingungen 

Der dynamische lokale Markt wird als wichtiger Vorteil
von Taiwan gesehen (Brown/Linden 2008), da eine Viel-
zahl von Unternehmen im Design, in der Montage und der
Beschaffung von Elektronikkomponenten tätig sind. Die
direkten Förderungen (z. B. der Schwerpunkt Telekommu-
nikation im „National Science and Technology Program“)
und branchenübergreifende indirekte Förderungen für die
nachgelagerten Anwenderbranchen stärken den inländi-
schen Markt für Halbleiterprodukte und ermöglichen
Chancen für eine stärkere inländische Vernetzung zwi-
schen Anbietern und Abnehmern von Halbleiterprodukten.

Im Hinblick auf die zunehmende Konkurrenz durch
China, besonders im Bereich der „Foundries“, wird nicht
zuletzt aus politischen Gründen (z. B. aufgrund militäri-
scher Relevanz von Halbleitern) eine Abschottungspolitik
durchgeführt (Fan 2006). Mit Investitionsbeschränkun-
gen wird versucht, Taiwans technischen Vorsprung ge-
genüber China weiter beizubehalten und die Geschwin-
digkeit der Kapitalabflüsse von Taiwan nach China zu
bremsen. Diese blieben aber nach Angaben von Fan
(2006) und Brown/Linden (2009) eher wirkungslos und
sind mittlerweile gelockert worden. Denn es wurden
trotzdem zahlreiche Produktionsanlagen von taiwanesi-
schen Firmen in China gebaut, z. B. durch Umlenkung
der Investitionen über Tochterfirmen taiwanesischer Un-
ternehmen in Drittländern, wie den Cayman-Islands, oder
Auswanderung von Managern nach China. Insgesamt
fand ein erheblicher Transfer von technischem Know-
how und Managementkompetenz durch die Übersiedlung
taiwanesischer Ingenieure und Manager von Taiwan nach
China statt (Fan 2006).

Gesamteinschätzung

Die staatliche Unterstützung nimmt im taiwanesischen
Halbleiterinnovationssystem eine besonders bedeutende
Rolle ein (z. B. Brown/Linden 2008; Vinnova 2006). Die
Maßnahmen gelten dabei weitestgehend als erfolgreich.
In verschiedenen Studien wird aber im Zeitablauf eine
leichte Abnahme von staatlichen Eingriffen in die taiwa-
nesische Halbleiterindustrie festgestellt, z. B. die schrump-
fende Bedeutung staatseigener Betriebe (Lai et al. 2004;
Ning 2008). Es zeigt sich aber tendenziell eine Intensivie-
rung der Unterstützung von Wissensgenerierung, -trans-
fer und -anwendung zur Bewahrung des technologischen
Vorsprungs gegenüber China und der internationalen
technologischen Wettbewerbsfähigkeit in neuen Anwen-
dungsfeldern. Noch ist aber offen, ob es in Zukunft ge-
lingt, den relativ hohen Anteil am Weltmarkt zu halten,
insbesondere aufgrund der zunehmenden Konkurrenz aus
China. 

2.2 China
Überblick und Rahmenbedingungen des Innovations-
systems

Das chinesische Innovationssystem befindet sich im Zuge
der hohen gesamtwirtschaftlichen Dynamik im Aufhol-
prozess (DIW 2007). Die Aufwendungen des Landes in
Forschung und Entwicklung wachsen sogar noch schnel-
ler als die allgemeine Wirtschaftsleistung. Zwischen 1996
und 2006 sind die Bruttoinlandsausgaben für FuE jährlich
um rund 20 Prozent gestiegen, die FuE-Intensität am BIP
stieg in diesem Zeitraum von 0,57 Prozent auf 1,42 Pro-
zent (Legler/Krawczyk 2009). Dabei hat besonders die
private Wirtschaft an Bedeutung in der FuE gewonnen.
Im Jahr 1995 war der Staat zur Hälfte an der Finanzierung
der FuE-Aufwendungen beteiligt, im Jahr 2006 betrug
dieser Anteil nur noch ein Viertel (Krawczyk et al. 2007;
Legler/Krawczyk 2009). Bei der Durchführung von FuE
entfielen im Jahr 2006 knapp 20 Prozent auf staatliche In-
stitutionen, im Jahr 1995 waren es noch ca. 42 Prozent
gewesen. Inhaltlich sind die chinesischen FuE-Akteure
vornehmlich in der Weiterentwicklung importierter Tech-
nologien tätig. Knapp drei Viertel der gesamten FuE-Aus-
gaben Chinas gehen in die experimentelle Entwicklung
(Krawczyk et al. 2007). 

Seit Ende der 1990er Jahre wird zumindest das Ziel einer
eigenständigen technologischen Entwicklung zuneh-
mend betont. Dabei bildet das langfristige Technologie-
entwicklungsprogramm (2006-2020) den Rahmen für die
Ziele und Instrumente zum Aufbau der Innovationskapa-
zitäten. Es ist beabsichtigt, ein leistungsfähiges nationales
Innovationssystem mit Schwerpunkt auf originären Erfin-
dungen und der Unterstützung des gesamten Innovations-
prozesses sowie von Re-Innovationen aufzubauen. Dabei
wurden auch Maßnahmen aufgegriffen, die eine Kon-
vergenz des nationalen Innovationssystems mit denen
westlicher Industrienationen unterstützen (OECD 2007):
steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung,
Schutz des geistigen Eigentums, Förderung und Abwer-
bung von Fachkräften in Wissenschaft und Technik sowie
Evaluierungssysteme für die öffentliche Forschung und
Entwicklung. Ein Teil dieser Umstellung der Politikinstru-
mente resultiert aus dem Anpassungsdruck durch den
Beitritt zur WTO (World Trade Organization) Ende 2001.
Allerdings wird trotz der schrittweisen Deregulierung vie-
ler Wirtschaftsbereiche nach wie vor in Schlüsselsektoren
der Wirtschaft ein staatlich gesteuerter Technologietransfer
durchgeführt, z. B. durch staatliche Genehmigungshoheit
ausländischer Direktinvestitionen sowie durch Auflagen
(Schüller 2008).

Entwicklung und aktuelle Situation der Halbleiter-
industrie

Bei dieser stärkeren Ausrichtung in Richtung Hochtechno-
logien misst die chinesische Regierung der Halbleiterin-
dustrie eine hohe strategische Bedeutung bei (Ning 2008;
Pecht 2007). Schließlich entwickelt sich China auf der
Nachfrageseite weltweit am dynamischsten mit einer
durchschnittlichen Wachstumsrate von knapp 25 Prozent
und bildet mittlerweile hinter Japan den zweitgrößten Mi-
kroelektronikmarkt der Welt mit knapp 44 Mrd. US-Dollar
(ZVEI 2008). Auf der Angebotsseite werden diese Potenzi-
ale aber bisher nur begrenzt genutzt. Die Deckung der
Nachfrage erfolgt mehrheitlich aus dem Ausland; China ist
folglich in diesem Sektor Nettoimporteur (PwC 2009).28

28 Das Beratungsunternehmen PricewaterhouseCoopers (PwC 2009)
schätzt die Lücke zwischen dem inländischen Verbrauch und der in-
ländischen Produktion von Halbleitern für das Jahr 2008 auf 68 Mrd.
US-Dollar.
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Ta b e l l e  7

Wechsel der chinesischen Förderpolitik in der Halbleiterindustrie nach dem Vorbild Taiwans

Quelle: Howell 2007

Politik/Praxis China 1994 Taiwan 2000 China 2002

Eigentümer führender Halbleiter-
unternehmen

Staat privat, Staat hält Minder-
heitsanteil

privat, Staat hält Minder-
heitsanteil

Geschäftsmodell der führenden 
Halbleiterunternehmen

IDM „Foundry“ „Foundry“

Politik bei ausländischen
Direktinvestitionen

stark restriktiv liberalisiert liberalisiert

Förderung der Chipdesign-
industrie

Unterstützung staatseige-
ner FuE-Institute

Privatisierung staatlicher 
FuE-Institute; finanzielle 
Unterstützung von pri-
vaten Unternehmen

Privatisierung staatlicher 
FuE-Institute; finanzielle 
Unterstützung von pri-
vaten Unternehmen

Zölle auf Halbleiter 6 bis 30 % 0 0

Industrieparks über 100 Hightechparks 1 „Flaggschiff“-Park 
(Hsinchu), 2 bis 3 auf-
strebende Parks
(Tainan, Nankang)

1 „Flaggschiff“-Park
(Zhangjiang), 2 bis 3 auf-
strebende Parks
(Suzhou, Beijing)

staatliche Kontrolle von Unter-
nehmensentscheidungen

ja nein nein

staatliche Unterstützung von 
Venture-Capital-Sektoren

nein ja ja
Dabei begannen die ersten Bemühungen Chinas, Halb-
leiter zu entwickeln, in den späten 1970er Jahren in einem
Betrieb der „Chinese Academy of Science“. Allerdings
waren diese Anstrengungen, einen inländischen Halb-
leitersektor zu etablieren, zunächst von geringem Erfolg
gekrönt. Die Unterstützungspolitiken waren zwar um-
fangreich, sie waren allerdings sehr redundant und unzu-
reichend koordiniert (Pecht 2007). Zudem erwies sich die
Bildung von staatseigenen voll integrierten IDMs als we-
nig erfolgreich, da die chinesischen IDMs wegen fehlen-
der Effizienz und veralteter Technologie nicht wettbe-
werbsfähig waren (Grundig et al. 2008). Ende der 1990er
Jahre wechselte China die Förderungsstrategie, inspiriert
von der erfolgreichen Entwicklung Taiwans, ebenfalls auf
die vertikale Arbeitsteilung zwischen Unternehmen. Die
geänderte Strategie, die zum Teil auch aus dem Anpas-
sungsbedarf durch den WTO-Beitritt resultiert, lässt sich
in Anlehnung an Howell (2007) in Tabelle 7 zusammen-
fassen.

Infolgedessen konnte China seine Produktionsfähigkeit
verbessern und zunehmend „Foundries“ aufbauen. China
konnte den Anteil an der weltweiten Fertigungskapazität
von 4 Prozent im Jahr 2002 auf ca. 9 Prozent im Jahr
2008 steigern (Dewey & LeBoeuf 2009). In einer frühen
Entwicklungsphase befindet sich der Aufbau von Chip-
designunternehmen. Hier zeigen sich aber zumindest bei
einigen inländischen Unternehmen sehr positive Wachs-
tumstendenzen (Fan 2006; PwC 2009).
Das Engagement ausländischer Unternehmen in China in
der Nanoelektronik wird in Anbetracht des großen Mark-
tes als sehr gering eingeschätzt (PwC 2009; Yinug 2009).
Dies wird vor allem auf die starken Exportkontrollen der
USA sowie die Probleme beim Schutz der Eigentums-
rechte zurückgeführt.29

Bedeutende Fördermaßnahmen

Übergeordnete Ziele

Wichtige Ziele für die Halbleiterentwicklung werden in
den Fünfjahresplänen der Regierung beschlossen. Darin
werden ambitionierte Ziele zur inländischen Substitution
von bisher importierten Chips verfolgt. So wurde im
zehnten Fünfjahresplan ein inländischer Produktionsan-
teil von 30 Prozent angestrebt, der auch in etwa erreicht
wurde (Ning 2008). Insgesamt umfassten der neunte und
zehnte Plan verschiedene Ziele zur Entwicklung und in-
dustriellen Implementierung von miniaturisierten Halb-
leitern sowie zur Weiterentwicklung von Anwendungen,
zur Verbesserung der Ausbildung und Infrastruktur usw.
Der elfte Plan sieht vor, zwischen den Jahren 2006 und
2010 fünf Designunternehmen mit einem Umsatz von

29 Anfang des Jahres 2010 kündigte Infineon den Aufbau einer Ent-
wicklungsstätte in China an (Handelsblatt 2010). Es ist noch nicht
abzusehen, ob es sich um einen Einzelfall oder eine Trendwende be-
züglich des Engagements ausländischer Nanoelektronikunternehmen
in China handelt.
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3 bis 5 Mrd. Yuan (ca. 440 bis 730 Mio. US-Dollar) und
zehn Unternehmen mit einem Umsatz von 1 bis 3 Mrd.
Yuan (ca. 150 bis 440 Mio. US-Dollar) zu etablieren.
Dabei soll ein Investitionsvolumen von 300 Mrd. Yuan
(ca. 44 Mrd. US-Dollar) im Halbleitersektor erreicht wer-
den. Aus technologischer Sicht steht die industrielle Nut-
zung von integrierten Schaltkreisen unter dem 90-nm-
Technologieknoten im Fokus (PwC 2008).

Wissensbasis

Die direkte finanzielle Unterstützung für FuE in China
gilt als beträchtlich (z. B. Brown/Linden 2008; TLAG
2007). Eine Umfrage von Dewey & LeBoeuf (2009) bei
amerikanischen Halbleiterunternehmen ergab, dass die
staatliche Unterstützung der FuE-Aktivitäten nur zu ei-
nem sehr kleinen Anteil aus Steuervorteilen besteht, son-
dern die direkte finanzielle Unterstützung von deutlich
größerer Bedeutung ist. Dies ist bemerkenswert, da für
FuE-Aufwendungen Abschreibungen in Höhe von
50 Prozent bei nichtkapitalisierten Ausgaben und bis zu
150 Prozent, wenn die Ausgaben als immaterieller Ver-
mögensgegenstand kapitalisiert werden, möglich sind
(Dewey & LeBoeuf 2009). Konkrete Angaben zur direk-
ten finanziellen Unterstützung sind aber kaum verfügbar.
Durch einen Sonderfonds („Special Fund for Research
and Development of the Integrated Circuits Industry“) im
Rahmen des elften Fünfjahresplans werden bis ca.
50 Prozent der FuE-Ausgaben (inkl. Ausgaben für Spe-
zialequipment und Ausbildung) von Unternehmen geför-
dert (Ministry of Finance 2005). 

Bei der Entwicklung von Humanressourcen hat China im
Bereich Wissenschaft und Technik seit Anfang der
1990er Jahre wesentliche Fortschritte erzielt. In Bezug
auf den Halbleitersektor sind die seit dem Jahr 2000 von
der Regierung ergriffenen Initiativen von Bedeutung, die
eine Rückkehr von qualifizierten Arbeitskräften nach
China durch eine Lockerung von Beschränkungen attrak-
tiver machen sollen. Schließlich kommt z. B. an amerika-
nischen Universitäten ein immer größerer Anteil von aus-
ländischen PhD-Studenten in den Ingenieurfächern aus
China (Brown/Linden 2009). Die Maßnahmen zur Stei-
gerung der Attraktivität einer Rückkehr beinhalten unter
anderem die Gewährung einer speziellen Ein- und Aus-
reiseerlaubnis, die es Rückkehrern ermöglicht, ihre Tätig-
keit im Ausland fortzusetzen und zugleich in China zu ar-
beiten. Zudem wurden spezielle Technologieparks für
Heimkehrer aufgebaut. Insgesamt lässt sich tatsächlich
ein Anstieg der Zahl der China-Rückkehrer feststellen. Es
steht aber nicht fest, inwiefern dieser Anstieg den Initiati-
ven der Regierung zuzuschreiben ist (OECD 2007).

Wissenstransfer und Vernetzung

Inspiriert von Erfolgen wie dem Silicon Valley und dem
Hsinchu Park in Taiwan wurden in China einen Vielzahl
von Wissenschafts- und Technologieparks gegründet. Die
durch nationale oder regionale Initiativen gegründeten
Technologieparks bieten den Unternehmen verschiedene
Vorteile, wie z. B. kundenspezifische Dienstleistungen,
Steuererleichterungen oder Entgegenkommen bei der Re-
gulierung (Kroll et al. 2008). Dabei bilden Informa-
tionstechnologien und Elektronik einen wichtigen
Schwerpunkt; über 40 Prozent der 53 im sogenannten na-
tionalen „Torch Program“ organisierten Parks lassen sich
diesem Bereich zuordnen. Die Effizienz und Nachhaltig-
keit dieser Technologieparks ist nicht unumstritten. Es
gibt beispielsweise erhebliche Hinweise auf Doppelfor-
schung (Kroll et al. 2008). Über die spezifische Unterstüt-
zung des Wissenstransfers im Halbleiterbereich ist nur
wenig bekannt. Komatsu/Nomura (2005) berichten von
sieben Regionen, die FuE-Zentren im Halbleiterbereich
vor allem an Universitäten etabliert haben, aus denen eine
Reihe von Unternehmensgründungen resultierten.

Industrielle Akteure und Produktion

Neben den genannten Unterstützungen in den Technolo-
gieparks ist von hohen direkten finanziellen Unterstüt-
zungen beim Bau von Produktionsstätten auszugehen, al-
lerdings sind keine offiziellen Angaben verfügbar.
Presseberichte gehen aber beispielsweise beim aktuellen
Bau der Produktionsstätte von Intel in Dalian von ca.
1 Mrd. US-Dollar aus (Brown/Linden 2009). 

An einem Teil der Unternehmen ist der Staat direkt be-
teiligt, beispielsweise an dem bedeutendsten „Foundry“-
Unternehmen Chinas, der Semiconductor Manufacturing
International Corporation (SMIC). Nach Einschätzungen
der hierzu befragten Experten kann die Einwirkung des
Staates ein wichtiger Grund dafür sein, dass das Unter-
nehmen trotz Verlusten in 16 der letzten 17 Quartale
(EE Times 2009a) weiterhin eigenständig ist.

Im Rahmen des Konjunkturprogramms während der
Wirtschaftskrise wurde die Unterstützung von „Fabless“-
Unternehmen forciert. So wurde ein Fonds in nicht be-
kannter Höhe gegründet, der für „Fabless“-Start-ups Zu-
schüsse, Kredite und Ausrüstung bereitstellt (EE Times
2009b). 

Bei der Körperschaftsteuer unterlagen ausländische Un-
ternehmen lange Zeit einem niedrigeren Körperschaft-
steuersatz als einheimische Unternehmen. Daneben gab
es örtlich gebundene Anreize für Hightechzonen. Anfang
des Jahres 2008 wurde das System reformiert; der Kör-
perschaftsteuersatz für Unternehmen beträgt ungeachtet
der Herkunft 25 Prozent.30 Der Körperschaftsteuersatz in
China bleibt damit niedriger als der Durchschnitt der ent-
sprechenden Steuersätze in vielen anderen Ländern mit
Halbleiterkapazitäten (Mintz/Weichenrieder 2009). Dane-
ben wurden spartenbezogene Steuervergünstigungen ein-
geführt. Hightechunternehmen, die Kriterien wie z. B.
den Besitz von Eigentumsrechten, einen hohen Anteil an
Universitätsabsolventen und eine hohe FuE-Intensität er-
füllen, unterliegen einem reduzierten Steuersatz von 15 Pro-

30 Zuvor unterlagen Unternehmen einem Regelsteuersatz von 30 Pro-
zent (zuzüglich 3 Prozent Kommunalsteuer). Ausländische Firmen
genossen allerdings einen reduzierten Tarif von 24 Prozent in den
Küsten- und Grenzregionen und 15 Prozent in den Sonderwirt-
schaftszonen. Die effektive Besteuerung ausländischer Unternehmen
lag schätzungsweise bei durchschnittlich 11 Prozent, bei chinesi-
schen Unternehmen hingegen bei bis zu 24 Prozent (BFAI 2007). Die
nach diesen bisherigen Regelungen begünstigten Unternehmen wer-
den fünf Jahre lang von einer Übergangsregelung profitieren können.
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zent. Neben dieser Förderung für qualifizierte Hightech-
unternehmen werden unterschiedlich abgestufte Vergüns-
tigungen für Neugründungen und Unternehmen, die z. B.
in den Bereichen Technologieentwicklung, Umweltschutz,
Energieeinsparung, Produktionssicherheit, Infrastrukturent-
wicklung investieren, gewährt (Grundig et al. 2008). 
Zusätzlich existieren eine Reihe von spezifischen Steuer-
erleichterungen für Halbleiterunternehmen (PwC 2008;
TLAG 2009):
– Mehrwertsteuerrabatte, die für FuE oder die Expan-

sion von Produktionskapazitäten verwendet werden,
sind von der Körperschaftsteuer ausgenommen. 

– Neu angesiedelte bzw. gegründete Halbleiterunterneh-
men erhalten ab dem ersten Jahr mit Gewinn Steuerbe-
freiung für die ersten beiden Jahre und Steuererleich-
terungen von 50 Prozent für die drei Jahre danach.

– Der Abschreibungszeitraum für Produktionsequip-
ment wird verkürzt und beträgt nur bis zu drei Jahre. 

– Unternehmen mit einem Umsatz von über 8 Mrd.
Yuan (ca. 1,2 Mrd. US-Dollar) oder Unternehmen, die
ihre Halbleiterchips mit einer Strukturbreite von klei-
ner als 250 nm produzieren, haben einen Anspruch auf
einen reduzierten Steuersatz in Höhe von 15 Prozent.

– Falls die Betriebszeit eines Unternehmens mehr als
15 Jahre beträgt, hat das Unternehmen Anspruch auf
fünf Jahre Steuerbefreiung und eine darauffolgende
Steuererleichterung von 50 Prozent ab dem ersten Ge-
winnjahr. 

Nicht mehr existent sind deutliche Vergünstigungen für
inländisch ansässige Unternehmen bei der Mehrwert-
steuer. Die Mehrwertsteuer lag für diese Unternehmen bis
zum Ende des Jahres 2004 bei 3 bis 6 Prozent, während
importierte Halbleiterprodukte mit 17 Prozent besteuert
wurden. Die Aufhebung dieses Mehrwertsteuervorteils
erfolgte aufgrund von Auseinandersetzungen zwischen
den USA und der ersten Anklage Chinas überhaupt bei
der WTO (Ning 2008).

Nachfrage und Rahmenbedingungen

Auf der Marktseite wird versucht, die erhebliche Markt-
macht Chinas zum Aufbau komparativer Vorteile für in-
ländische Halbleiterhersteller oder Designfirmen zu nut-
zen (Brown/Linden 2009; Howell 2009). So wird mittels
Kooperationen zwischen der Regierung, Hochschulen
und Unternehmen versucht, neue Produktnormen im chi-
nesischen Markt zu entwickeln (Fan 2006). Ein wichtiges
Beispiel hierfür sind die Mobilfunkstandards W-CDMA
und TD-SCMA. Dabei sind in der gesamten Wertschöp-
fungskette vorwiegend einheimische Unternehmen beteiligt.
Direkt als Nachfrager tritt der Staat bei der „Embedded-
CPU“-Industrie auf, die auch von einer komplett inländi-
schen Allianz aufgebaut wurde (Grundig et al. 2008).31

Auch von dem umfangreichen Konjunkturprogramm in
der aktuellen Wirtschaftskrise wird eine erhebliche Wir-

31 In diesem Kontext ist zu beachten, dass China nicht den „procure-
ment code“ beim WTO-Beitritt unterschrieben hat, der darauf ab-
zielt, Diskriminierung von Anbietern zu vermeiden (Howell 2007).
kung auf die Marktnachfrage nach Halbleitern erhofft.
Am stärksten wird mit dem „Electronics Go to Farmers
Subsidy Program“ zwischen 2008 und 2012 die Nach-
frage nach Elektronikprodukten erhöht. Unter der An-
nahme eines gleichbleibenden Anteils von Halbleiterpro-
dukten würde bei der Durchführung des Programms eine
zusätzliche Halbleiternachfrage von ca. 50 Mrd. US-
Dollar entstehen (PwC 2009).

Gesamteinschätzung

Die staatlichen Unterstützungen des chinesischen Innova-
tionsystems sind vielfältig und beinhalten alle Systembe-
reiche. Bei den genannten Maßnahmen werden vor allem
Steuervergünstigungen deutlich, es gibt aber auch Hin-
weise auf direkte finanzielle Unterstützungen (z. B. staat-
liche Fonds). Belastbare Zahlen hierfür liegen allerdings
nicht vor. Dabei hat sich die verstärkte Konzentration auf
die vertikale Arbeitsteilung und die Anziehung ausländi-
scher Investitionen in der Halbleiterindustrie als erfolg-
reicher erwiesen, als der Versuch in den 1980er oder
1990er Jahren, vollintegrierte, staatliche Halbleiterkon-
zerne aufzubauen. Allerdings steht das chinesische Halb-
leiterinnovationssystem noch vor erheblichen Herausfor-
derungen, die einer raschen Expansion entgegenstehen.
Die meisten Halbleiterunternehmen sind relativ klein und
liegen bislang weit hinter den weltweit größten Unterneh-
men zurück (Pecht 2007). Weiterhin wird der ungenü-
gende Schutz geistigen Eigentums als zentrale Barriere
gesehen, die die Verlagerung von FuE-Zentren internatio-
naler Unternehmen bislang beeinträchtigt hat. Erhebliche
Schwächen im gesamten Innovationssystem Chinas und
insbesondere in der Halbleiterbranche liegen in der man-
gelnden Kommunikation und Kooperation zwischen den
Halbleiterherstellern und den Anwendern, wie z. B. Sys-
temausstatter (Pecht 2007). So können die Vorteile, die
der große Inlandsmarkt für den Innovationsprozess (z. B.
Informationen über spezifische Bedürfnisse und poten-
zielle neue Märkte oder Passfähigkeit neuer Lösungen)
bietet, bislang kaum genutzt werden. 

2.3 Japan

Überblick und Rahmenbedingungen des Innovations-
systems

Das japanische Innovationssystem ist hochzentralisiert,
allerdings hat an der Stelle einer klassischen nationalen
sektoralen Industriepolitik seit Ende der 1980er Jahre die
Innovationspolitik eine stärkere Rolle übernommen
(Cuhls/Wieczorek 2008). Als Reaktion auf die Problema-
tik, dass sich die großen japanischen Konzerne als bedeu-
tende Akteure des Innovationssystems im Zuge ihrer glo-
balen Aktivitäten weniger in eine rein nationale
wirtschaftspolitische Strategie einbinden ließen, befindet
sich das japanische Innovationssystem in einem umfas-
senden Umbruch. Durch verschiedene Reformen wird
z. B. versucht, ein wettbewerbsintensives Umfeld im Be-
reich der FuE zu etablieren, die Selbstständigkeit junger
Wissenschaftler zu verbessern, das Koordinationssystem
zwischen den Industrien zu stärken, die regionale Cluster-
bildung zu fördern und die Schaffung interaktiver Kom-
munikationswege aufzubauen (Erber et al. 2006). 
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Von zentraler Bedeutung bei der Entwicklung hin zu einer
modernen Innovationspolitik ist das im Jahr 1995 be-
schlossene „Science and Technology Basic Law“. Dieses
Gesetz wurde vor dem Hintergrund einer Wirtschaftskrise
zu Beginn der 1990er Jahre erstellt, um einen Rückgang
der FuE-Investitionen zu vermeiden. Auf dieser Basis
werden seit 1996 Fünf-Jahres-Technologiepläne erstellt;
aktuell ist der dritte „Science and Technology Basic Plan
2006-2010“ in Kraft. Analog zum zweiten Basisplan wer-
den die vier Prioritäten Life Sciences, Umweltforschung,
Information und Telekommunikation sowie Nanotechno-
logie und Materialien gesetzt, wobei die letzteren beiden
Felder Bezug zur Nanoelektronik haben. Die wichtigsten
Punkte sind der Anstieg der öffentlichen Forschungs- und
Entwicklungsaufwendungen sowie eine effektive und
effiziente Ressourcenallokation, insbesondere in den prio-
ritären Gebieten (Cuhls/Wieczorek 2008). Die FuE-
Aktivitäten sind in der jüngeren Vergangenheit weiter ge-
stiegen; mit einer FuE-Intensität von 3,4 Prozent im Jahr
2006 gehört Japan zu den internationalen Spitzenreitern.
Der weitaus größte Teil der Forschungsausgaben wird
vom privaten Sektor finanziert, der Anteil öffentlicher
FuE-Ausgaben beträgt rund 20 Prozent (Legler/Krawczyk
2009). 

Entwicklung und aktuelle Situation der Halbleiter-
industrie
Die Entwicklung und der Status der japanischen Halblei-
terindustrie wurden bereits in Kapitel II.2 deutlich. Zwar
bildet Japan auf Länderebene immer noch den führenden
Weltmarkt für Halbleiterprodukte mit einem Anteil von
18 Prozent im Jahr 2007 und führt bei der Waferproduk-
tion mit knapp über 20 Prozent, allerdings mit absteigen-
der Tendenz (Dewey & LeBoeuf 2009; ZVEI 2008). Mar-
kant ist die geringe Internationalisierung der Aktivitäten.
In Japan ist das Geschäftsmodell der IDMs noch relativ
weitverbreitet und ein Großteil der Wertschöpfungskette
befindet sich noch im Inland. Dies trifft z. B. für fast alle
existierenden und in Planung befindlichen Produktions-
anlagen zu (ZVEI 2008). Zudem zeigt sich im Allgemei-
nen eine geringere Verlagerung von FuE-Zentren, um ei-
nen Abfluss des Wissens ins Ausland zu vermeiden
(Cuhls/Wieczorek 2008). Erst relativ zögerlich finden zu-
nehmend Investitionen im Ausland statt, ebenso sind In-
vestitionen ausländischer Halbleiterunternehmen in Japan
eher gering (Brown/Linden 2008).

Bedeutende Fördermaßnahmen
Wissensbasis
Konkrete Informationen zur direkten Förderung der Wis-
sensbasis in der Nanoelektronik liegen für Japan nicht
vor. Wie bereits beschrieben, sind die allgemeinen Aus-
gaben für FuE vergleichsweise hoch. Zwar geht der
Staatsanteil an der Finanzierung zurück, die Dynamik der
staatlichen FuE-Ausgaben ist zwischen 1991 und 2007
deutlich höher als in der EU, den USA oder dem OECD-
Durchschnitt (Legler/Krawczyk 2009). 
Eine indirekte FuE-Förderung erfolgt über Steuergut-
schriften für Großunternehmen in Höhe von 8 bis 10 Pro-
zent, für KMU in Höhe von 12 Prozent (Cuhls/Wieczorek
2008). Für Forschungsaktivitäten, die im Rahmen einer
Zusammenarbeit mit Universitäten oder staatlichen Orga-
nisationen durchgeführt werden, beträgt die Steuergut-
schrift 12 Prozent. Falls die FuE-Ausgaben eines Unter-
nehmens den Durchschnitt der drei Vorjahre übersteigt,
sind zusätzliche 5 Prozent der FuE-Ausgaben steuerlich
absetzbar. Insgesamt soll die Steuergutschrift allerdings
den Betrag von 20 Prozent der Körperschaftsteuer nicht
übersteigen.

Wissenstransfer und Vernetzung

Insbesondere in den 1980er Jahren wurde die staatliche
Förderung von Forschungskonsortien im Hableiter-
bereich und anderen Segmenten vor allem durch das
„Ministry of International Trade and Industry“ (MITI; ab
2001 „Ministry of Economy, Trade and Industry“, METI)
stark forciert. Dabei kamen vor allem Großunternehmen
in den Genuss von staatlichen Fördermitteln (Philipsen-
burg 2004; Maurer 2007). Unterstützungen in diesen Grö-
ßenordnungen sind mittlerweile kaum noch zu erwarten,
stattdessen sind Forschungskonsortien stärker von priva-
ten Initiativen abhängig (Maurer 2007).

In den vergangenen Jahren wurden einige Forschungs-
konsortien (z. B. ASET, Selete, STARC) in Japan gebil-
det, da die technologischen Herausforderungen zuneh-
mend alleine kaum zu stemmen sind. In einigen dieser
Konsortien erfolgte auch zu einem bedeutenden Anteil
eine staatliche finanzielle Unterstützung (z. B. ASET,
MIRAI). Die Größenordnung ist allerdings geringer als in
der Vergangenheit und auch der Erfolg wird kritisch be-
wertet (Fujimura 2009). Die befragten Experten sowie
Fujimura (2009) sehen die Probleme vor allem in großen
Kommunikationsbarrieren zwischen den Akteuren, die
zum Teil auf die Wahl der Forschungsthemen zurück-
zuführen sind, da diese häufig den Kern der einzelnen
Unternehmen betreffen.

Eine kürzlich mit staatlicher Unterstützung getroffene
Maßnahme zur Intensivierung der FuE-Kooperation und
Teilung der steigenden Kosten für die Chipentwicklung
ist die Bildung einer Allianz führender Halbleiter- und
Elektronikkonzerne durch das METI. Die staatliche Un-
terstützung beträgt ca. 4 Mrd. Yen (ca. 40 Mio. US-Dol-
lar) bis zum Jahre 2012. Dabei ist das Ziel, einen neuen
Strom sparenden Zentralprozessor auf Basis einer Ent-
wicklung der Waseda-Universität zu entwickeln, um ins-
besondere im Konsumelektronikmarkt weitere Marktan-
teile gewinnen zu können.

Industrielle Akteure und Produktion

Die Körperschaftsteuer liegt in Japan mit 39,5 Prozent im
internationalen Vergleich recht hoch (OECD 2009b). In-
formationen über spezifische Steuererleichterungen für
Halbleiterunternehmen liegen nicht vor. Die Unterneh-
men profitieren von den oben beschriebenen allgemeinen
Steuergutschriften für FuE und von mittlerweile schnel-
leren Abschreibungsmöglichkeiten auf Investitionen
(Noland 2007).

Im Zuge der Einführung von Clusterpolitiken gewinnen
regionale Anreize an Bedeutung. Dabei setzen die regio-
nalen Cluster meist thematische Schwerpunkte bei der
Förderung. Eine Vielzahl von Regionen bietet staatliche
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Unterstützungsleistungen speziell für Halbleiterunterneh-
men an (JETRO 2008). Diese beinhalten meist direkte
finanzielle Förderungen von Investitionen und zum Teil
Steuererleichterungen, z. B. durch „Special Free Trade
Zones“. Darüber hinaus werden meist verschiedene Ser-
viceleistungen angeboten, wie z. B. die Erstattung von
Kosten für Beratungen, für Reisen für Vorabbesichtigun-
gen oder für die Rekrutierung von Arbeitskräften. Exem-
plarisch seien für zwei der führenden Halbleiterregionen,
Mie und Fukuoka, folgende Beispiele genannt (JETRO
2008): In Mie ist eine Erstattung der Investitionskosten
von bis zu 15 Prozent möglich, falls die Investition
60 Mrd. Yen (ca. 640 Mio. US-Dollar) übersteigt und
mindestens 600 neue Mitarbeiter eingestellt werden. In
Fukuoka werden 2 Prozent der Investitionskosten, die
Hälfte der Kosten für gemietete Kommunikationsleitun-
gen für drei Jahre und einmalig 300 000 Yen (ca.
3 200 US-Dollar) je regional ansässigem Mitarbeiter be-
zuschusst. Hinzu kommen häufig Unterstützungen einzel-
ner Städte und Möglichkeiten der erleichterten Kreditauf-
nahme bei der japanischen Entwicklungsbank.

Staatliche Unterstützung in der Finanzkrise erhielt Japans
einziger DRAM-Hersteller Elpida durch den Kauf von
Vorzugsaktien durch die japanische Entwicklungsbank in
Höhe von rund 30 Mrd. Yen (ca. 320 Mio. US-Dollar);
die Regierung garantiert dabei für 80 Prozent des Betrags
(FTD 2009). Als Motiv gilt die Verhinderung einer mög-
lichen Abhängigkeit der japanischen Elektroindustrie von
dem koreanischen Unternehmen Samsung, welches so-
wohl in der Halbleiterfertigung, aber auch in späteren
Wertschöpfungsstufen der Elektroindustrie mit japani-
schen Unternehmen konkurriert (FTD 2009).

Nachfrage und Rahmenbedingungen

Über direkte Programme zur Förderung des Halbleiter-
marktes ist nichts bekannt. Der große inländische Halb-
leitermarkt durch die einheimische Elektronikindustrie
bildet eine wichtige Stärke des japanischen Halbleiterin-
novationssystems. Wie bereits für die anderen Länder
festgestellt wurde, können die staatlichen FuE-Förderun-
gen in den starken Anwendungsindustrien zu einer quali-
tativ anspruchsvollen Halbleiternachfrage führen. 

Gesamteinschätzung

Die staatliche Steuerung und die Bedeutung staatlicher
Maßnahmen in der Nanoelektronik haben in Japan im
Zeitablauf tendenziell abgenommen. Lediglich die regio-
nalen Anreize, z. B. für Investitionsvorhaben, haben zu-
genommen. Für den Bedeutungsverlust des Halbleiter-
standorts Japan wird aber weniger das geringere
staatliche Handeln, sondern Managementfehler einzelner
Unternehmen und die starke Fokussierung der Akteure
auf inländische Wertschöpfungsketten verantwortlich ge-
macht (Kap. II.3.3; Yomogami 2006; Experteninter-
views). Schließlich werden Einsparpotenziale bei den
Kosten und die Möglichkeiten der Aneignung von auslän-
dischem FuE-Know-how nicht genutzt. Verstärkend
hinzu kommt eine geringe Internationalisierung bei der
Bildung; die Anzahl japanischer Studenten in relevanten
Fächern im Ausland ist sehr gering (Brown/Linden 2008;
Experteninterviews). Diesen genannten Schwächen stehen
verschiedene Reformbemühungen (z. B. stärkere Inter-
nationalisierung im Bildungssystem, stärkere Förderung
von KMU in der Innovationsförderung, Intensivierung
der Anwendung von Clusterpolitiken) gegenüber (Cuhls/
Wieczorek 2008). 

2.4 Südkorea
Überblick und Rahmenbedingungen des Innovations-
systems

Südkorea stellt nach einem rasanten Aufschwung ab den
1950er Jahren im Jahr 2007 die dreizehntgrößte Volks-
wirtschaft der Welt und die viertgrößte Volkswirtschaft
Asiens dar (Schüller/Shim 2008). Dabei basiert ein Groß-
teil des wirtschaftlichen Erfolges auf einer Aufholstra-
tegie mit Imitationen bis Ende der 1980er Jahre. Die
technologiepolitischen Maßnahmen erleichterten die
Technologiediffusion für jene Industrien oder Firmen, die
als „key player“ von der Regierung ausgewählt wurden.
Die FuE-Politik war lange Zeit gänzlich auf die Bedürf-
nisse der Großunternehmen („Chaebol“) ausgerichtet. Ab
Mitte der 1990er Jahre erfolgte der Wechsel von einer
stark interventionistischen Politik in den frühen Phasen
zu einer gemäßigten Politik als Ergebnis einer zunehmen-
den globalen Integration (Goydke 2008). Zumindest zu
einem gewissen Grad konnte die Transformation vom Im-
port von Technologien zu eigenständigen technologi-
schen Innovationen und deren Diffusion vollzogen wer-
den (Schlosstein/Yun 2008).

Die aktuelle innovationspolitische Strategie Südkoreas
weist große Ähnlichkeiten zu Japan auf. 1999 wurde der
„National Science and Technology Council“ (NSTC) ge-
gründet, der direkt dem Premierminister unterstellt ist
und im fünfjährigen Rhythmus Pläne entwickeln soll. Der
zweite „Science and Technology Basic Plan“ hat eine
Laufzeit von 2007 bis 2012 und legt weitere Initiativen,
wie z. B. das „Next-generation Growth Engines R&D
Programme“, für eine Vielzahl von Schlüsseltechnolo-
gien fest, zu denen auch Halbleitertechnologien gehören.

Insgesamt ist die FuE-Intensität mit 3,23 Prozent des BIP
im Jahr 2006 sehr hoch. Südkorea nimmt wie Japan einen
Spitzenplatz unter den OECD-Ländern ein (Legler/Kraw-
czyk 2009). Davon stammen 24 Prozent aus öffentlichen
Mitteln (Schlosstein/Yun 2008). Einen bedeutenden
Schwerpunkt bildet dabei der Bereich Elektronik mit über
50 Prozent der FuE-Ausgaben im Verarbeitenden Ge-
werbe (Legler/Krawczyk 2009).

Entwicklung und aktuelle Situation der Halbleiter-
industrie

Südkorea weist eine hohe Spezialisierung auf Speicher-
chips auf, mit einem Weltmarktanteil bei den Umsätzen
von ca. 50 Prozent im Jahr 2007 (www.investkorea.org).
Dabei entfällt ein großer Anteil auf die weltweit größten
Speicherchiphersteller Samsung und Hynix. In anderen
Halbleitersegmenten ist Südkorea auf dem Weltmarkt bis-
lang von geringer Bedeutung; rund 2 Prozent des Welt-
marktanteils des Umsatzes bei anderen Produkten entfällt
im Jahr 2007 auf koreanische Unternehmen. Dabei sind
die führenden Unternehmen IDMs, die einen Großteil der
Wertschöpfungskette selbst abdecken und in der Regel
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ihre Standorte hierfür in Südkorea haben. Der Anteil an
der weltweiten Fertigungskapazität Südkoreas zwischen
dem Jahr 2002 und dem Jahr 2007 liegt konstant bei
17 Prozent. Rund 60 Prozent des Umsatzes und der Be-
schäftigten sind dabei der Waferproduktion zuzuordnen,
rund 20 Prozent entfallen auf Material- und Ausrüstungs-
zulieferer (www.investkorea.org). 

Der erfolgreiche Aufholprozess und Markterfolg im Spei-
cherchipbereich seit den 1980er Jahren wird dem Zusam-
menspiel zwischen staatlichen Institutionen und erfolgrei-
chen Unternehmensstrategien zugeschrieben (Kim 1996).
Die massive finanzielle und regulative Unterstützung von
Großunternehmen führte zum Aufbau einiger starker
Unternehmen (z. B. Samsung, GoldStar), die durch ihre
Finanzkraft und ihre aufgebauten Fähigkeiten später
leichter in die Halbleiterindustrie diversifizieren konnten.
Gerade für den Einstieg in den Speicherchipsektor sind
die Voraussetzungen günstig gewesen, da hier Wettbe-
werbsvorteile erheblich von der verwendeten Produktions-
technologie samt Ausrüstung abhängen. Diese konnte
relativ leicht von Aufholern adaptiert werden, sofern sie
über genug Kapital und gut ausgebildete Humanressourcen
verfügten. Direkte Fördermaßnahmen für Kollaborations-
projekte (z. B. 4M-DRAM-Entwicklung) zwischen die-
sen Unternehmen unterstützten dabei den Aufbau der er-
forderlichen Wissensbasis. Der Erfolg der Maßnahmen
wird allerdings zwiespältig beurteilt (Kim 1996). Zudem
waren Bemühungen der Diversifikation in andere Halb-
leiterbereiche bislang nur von begrenztem Erfolg. Die
aktuellen Ziele des „Ministry of Knowledge Economy“
liegen darin, die führende Weltmarktstellung bei Spei-
cherchips zu halten und die Wettbewerbsfähigkeit in an-
deren Chipbereichen zu verbessern (OECD 2009d).

Bedeutende Fördermaßnahmen

Wissensbasis

Eine direkte FuE-Förderung im Halbleiterbereich erfolgt
z. B. im Rahmen der 2001 gestarteten „National Nano-
technology Initiative“. Insgesamt sollen in der Nanotech-
nologie in einem Zeitraum von zehn Jahren ca. 1,3 Mrd.
US-Dollar in FuE investiert werden; davon werden rund
zwei Drittel von staatlicher Seite finanziert (Schüller/
Shim 2008). Innerhalb dieses Programms wurde zwi-
schen 2003 und 2007 das „Korea Advanced Nano Fab
Center“ finanziert; ca. 80 Prozent der Kosten von ca.
180 Mrd. Kwon (ca. 140 Mio. US-Dollar) wurden von
staatlicher Seite getragen (www.nanonet.info). Die Auf-
gaben dieses Zentrums beinhalten Dienstleistungen zur
Nutzung von Forschungsinstrumenten/-ausrüstung für In-
dustrie, Universitäten und Forschungseinrichtungen, die
Ausbildung von Spitzenfachkräften, die Unterstützung
von Venture-Start-ups und die Kommerzialisierung von
Forschungsergebnissen.

Südkorea setzt daneben eine Vielzahl von staatlichen An-
reizen, um indirekt private FuE zu fördern (Schüller/Shim
2008). Bedeutende Steuervergünstigungen sind dabei fol-
gende: Für Großunternehmen betragen die Steuerver-
günstigungen 40 Prozent derjenigen FuE-Ausgaben, wel-
che den Durchschnitt der vier Vorjahre übersteigen
(www.investkorea.org). Für KMU gilt die gleiche Rege-
lung zusätzlich für Weiterbildungsausgaben. Alternativ
können sie eine Steuervergünstigung von 15 Prozent für
alle FuE- und Weiterbildungsausgaben in Anspruch neh-
men. Zusätzlich unterstützt das „R&D Human Resource
Development Program“ die Qualifizierung von Ingenieu-
ren. Für zwei Jahre werden pro einheimischem Ingenieur
bis zu 50 Prozent Lohnkostenzuschuss (max. 30 000 US-
Dollar pro Jahr) gezahlt. Für FuE-Fortbildungskosten
durch ausländische Ausbilder werden für Reise- und Un-
terkunftsausgaben bis zu 50 Prozent für sechs Monate
(max. 50 000 US-Dollar) gewährt (Schüller/Shim 2008). 

Wissenstransfer und Vernetzung
Der staatliche Einfluss beim Wissenstransfer und bei der
Vernetzung ist eher gering und vor allem den privaten
Akteuren überlassen. Eine Ausnahme bildet das im Jahr
2008 beschlossene Kooperationsprojekt der beiden welt-
größten Speicherchiphersteller Samsung und Hynix. Es
ist das erste größere staatlich geförderte Kooperationspro-
jekt seit den 1990er Jahren und Teil eines Drei-Stufen-
Plans, bei dem zwischen 2004 und 2011 nichtflüchtige
Datenspeicher entwickelt werden sollen. Das Ziel ist die
Verringerung der Abhängigkeit von Lizenzen ausländi-
scher Unternehmen. Dabei werden 28,5 Mrd. Kwon (ca.
22 Mio. US-Dollar) der Gesamtsumme von 52,6 Mrd.
Kwon (ca. 40 Mio. US-Dollar) von staatlicher Seite finan-
ziert (www.korea.net).

Industrielle Akteure und Produktion
Steuerliche Vergünstigungen zur Unterstützung von In-
vestitionen ausländischer Unternehmen in Südkorea wer-
den in „Foreign Investment Zones“ (FIZ) ab einem Inves-
titionsvolumen von über 10 Mio. US-Dollar oder in „Free
Economic Zones“ (FEZ) ab einem Volumen von über
30 Mio. US-Dollar gewährt. Die Unternehmen erhalten
eine Steuerbefreiung von 100 Prozent in den ersten drei
Jahren und 50 Prozent in den zwei darauffolgenden Jah-
ren. Daneben erhalten die Unternehmen in FEZ oder FIZ
weitere Vorteile:
– Importzölle auf Investitionsgüter werden für drei Jahre

ausgesetzt. Verschiedene Steuern (z. B. für Akquisi-
tion, Eigentum) werden in den ersten drei Jahren nicht
erhoben, in den darauffolgenden zwei Jahren sind
50 Prozent der regulären Steuern zu entrichten. 

– Unternehmen in FEZ erhalten daneben kostenlose
oder vergünstigte Grundstücke. Topmanager erhalten
eine Vergünstigung der Einkommensteuer um
17 Prozent. Darüber hinaus gewährt der Staat Finanz-
hilfen für den Bau von Schulen und Krankenhäusern
speziell für Ausländer.

– Unternehmen in FIZ erhalten eine Befreiung von Steu-
ern für Akquisitionen, Registrierungen, Eigentum und
Grundstücke. Des Weiteren wird eine Zollbefreiung
für die Einfuhr von Ausrüstungsgütern und Ferti-
gungsmaterial gewährt.

Neben diesen genannten Regeln für ausländische Unter-
nehmen erhalten alle Unternehmen mit einem sogenann-
ten Hightechstatus eine fünfjährige Befreiung von der
Körperschaftsteuer und 50 Prozent Steuererleichterung in
den beiden darauffolgenden Jahren. Die Regierung ge-
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währt seit 2004 auch Investitionszuschüsse. Sie betragen
zwischen 5 und 15 Prozent der Gesamtinvestitionssumme
und werden mit Ministerien und Gouverneuren der be-
treffenden Regionalregierungen ausgehandelt (Grundig et
al. 2008).

In der Konjunkturkrise im Jahr 2009 unterstützte Süd-
korea den weltweit zweitgrößten Speicherchiphersteller
Hynix mit rund 600 Mio. Euro (ca. 830 Mio. US-Dollar)
(Stuttgarter Zeitung 2009). Einige Jahre zuvor erfolgte
bereits eine Unterstützung dieses Unternehmens mit rund
13 Mrd. US-Dollar, was zu einem großen internationalen
Disput und Strafzöllen seitens der EU und USA von im-
portierten Hynix-Produkten führte (Kap. IV.2).

Nachfrage und Rahmenbedingungen

Direkte Politikmaßnahmen auf der Nachfrageseite sind
nicht bekannt. Für Südkorea gilt aber die Besonderheit,
dass die Großunternehmen der Nanoelektronik (z. B.
Samsung) zugleich auch in den Anwendungsbereichen tä-
tig sind und somit die gesamte Elektronikwertschöp-
fungskette von einer staatlichen Unterstützung dieser Un-
ternehmen profitiert.

Gesamteinschätzung

Insgesamt zeigt sich für Südkorea analog zu Japan eine
zunehmende Fokussierung auf horizontale Maßnahmen.
Dabei wird eine Vielzahl von Branchen durch steuerliche
Vergünstigungen und teilweise durch direkte staatliche
Unterstützungsleistungen bei Investitionen etc. gefördert.
Die Unterstützung ist zwar weniger auf ausgewählte
Großunternehmen als in früheren Jahrzehnten ausgerich-
tet. Dennoch können diese Unternehmen im Notfall auf
die Unterstützung des Staates vertrauen. So stellen Erber
et al. (2006) in Bezug auf das koreanische Innovations-
system fest: „Grundsätzlich ist auch weiterhin damit zu
rechnen, dass die Regierung ihre nationalen Hightech-
champions massiv finanziell unterstützen wird, sollten sie
wie 2003 Hynix, der damals weltweit drittgrößte Spei-
cherchiphersteller, in wirtschaftliche Bedrängnis geraten“
(Erber et al. 2006, S. 273). Die erwähnte Beihilfe für Hy-
nix im Jahr 2009 unterstützt diese Einschätzung.

2.5 USA
Überblick und Rahmenbedingungen des Innovations-
systems

Das amerikanische Innovationssystem zeichnet sich durch
seine enorme Größe, Diversität, seine föderalen Strukturen
und seine Wettbewerbsorientierung aus (Shapira/Youtie
2008). Es gibt weder eine staatliche Instanz noch ein nati-
onales Konzept für eine einheitliche und koordinierte In-
novationspolitik. Die Regierung selbst steuert weniger
das Innovationsgeschehen, sondern ihre zentrale Rolle
liegt in der Unterstützung der Interaktionen zwischen den
verschiedenen Akteuren des Innovationssystems. So steht
vor allem die Setzung von innovationsfördernden Rah-
menbedingungen, wie z. B. Eigentumsrechten oder Regu-
lierung von Märkten, im Vordergrund. Dies schließt aber
einige pragmatische Maßnahmen nicht aus, wie z. B. er-
hebliche FuE-Förderungen für bestimmte Zwecke oder
das „Small Business Innovation Research Program“ (Sha-
pira/Youtie 2008). Darüber hinaus wird in einzelnen Bun-
desstaaten häufig explizit in das Innovationssystem durch
Anreizsetzung für bestimmte Akteure (z. B. Investitions-
beihilfen) eingegriffen, vor allem um die regionale Ent-
wicklung zu fördern. 

Eine deutliche Zunahme staatlichen Handelns lässt sich
bei den öffentlichen FuE-Ausgaben beobachten. Seit dem
Jahr 2000 haben die FuE-Ausgaben erheblich zugenom-
men. Mit einem Finanzierungsanteil des Staates von
29 Prozent im Jahr 2006 liegen die USA wieder im
Durchschnitt der OECD-Länder (Legler/Krawczyk 2009).
Die FuE-Intensität am BIP beträgt im Jahr 2006
2,7 Prozent. Insgesamt entfallen 42 Prozent der FuE-Aus-
gaben im OECD-Raum im Jahr 2006 auf die USA
(Shapira/Youtie 2008). 

Entwicklung und aktuelle Situation der Halbleiter-
industrie

Die Entwicklung und der Status der amerikanischen
Halbleiterindustrie wurden bereits in Kapitel II.2 darge-
stellt. Während die USA weiterhin führender Standort für
„Fabless“-Unternehmen sind, hat sich der Anteil an den
Produktionskapazitäten von ca. 27 Prozent im Jahr 1995
auf rund 15 Prozent im Jahr 2008 verringert (Macher et
al. 2007; Dewey & LeBoeuf 2009). Die amerikanischen
Unternehmen haben stattdessen hohe Investitionen in
Produktionskapazitäten im Ausland getätigt. Aktuell steht
bei der Debatte um die amerikanische Innovationspolitik
für die Halbleiterbranche vor allem die Standortattraktivi-
tät für FuE-intensive Designunternehmen im Blickpunkt
(Dewey & LeBoeuf 2009; Brown/Linden 2008). Durch
die zunehmenden Aktivitäten asiatischer Länder im Chip-
design und der zunehmenden Verlagerung der Nachfrage
nach Halbleitern in diese Länder besteht auch hier die
Herausforderung, die bislang noch sehr hohen Weltmarkt-
anteile gegenüber der asiatischen Konkurrenz zu verteidi-
gen. Daneben zeigen sich einzelne regionale Bemühun-
gen in den USA, auch als Produktionsstandort wieder an
Bedeutung zu gewinnen.

Bedeutende Fördermaßnahmen

Da sowohl die zentralen Forschungsprogramme als auch
wichtige Teile der Ausbildung in den USA in enger Ver-
netzung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft stattfin-
den, werden im Folgenden die Aspekte der Wissensbasis
sowie des Wissenstransfers und der Vernetzung zusam-
mengefasst dargestellt.

Wissensbasis, Wissenstransfer und Vernetzung

Ein bedeutender Teil der direkten Forschungsförderung
wird von der „Semiconductor Research Corporation“
(SRC) koordiniert. Diese im Jahr 1982 von der amerika-
nischen Halbleiterindustrie gegründete Organisation ar-
beitet mit verschiedenen staatlichen Institutionen bei der
Forschungsförderung zusammen (z. B. „National Science
Foundation“). Dabei wurden drei zentrale Forschungs-
programme initiiert, welche die Forschungsförderung in
der gesamten Technologiebreite (CMOS, „Beyond
CMOS“ etc.) und Forschungsarten (Grundlagen- und an-
gewandte Forschung) abdecken sollen (Tab. 8).
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Ta b e l l e  8

Bedeutende Forschungsprogramme in den USA

Quelle: Welser 2008

„Global 
Research
Collaboration“

„Focus Center
Research
Program“

„Nanoelectronics
Research
Initiative“

Technologiefokus traditionelle CMOS-
Technologie

Grenzen der traditionellen 
CMOS-Technologie

„Beyond CMOS“

Ziel Spezifizierung von
Optionen

neue Optionen neue Erfindungen

staatliche Einbindung begrenzt signifikant staatliche För-
derung (ca. 50 %)

mehrheitlich staatliche 
Finanzierung

Autonomie der Uni-
versitäten

begrenzt signifikant signifikant

Herkunft der Mitglieder global USA USA
Das Programm Global Research Collaboration (GRC) be-
absichtigt den Wissenstransfer von Universitäten zu den
SRC-Mitgliedsunternehmen und ist nicht national be-
schränkt. Nach Angaben des SRC wurden seit 1982 be-
reits über 1 Mrd. US-Dollar in dieses Programm inves-
tiert und es wurde mit über 7 000 Studenten in
Universitäten zusammengearbeitet (SRC 2009). Der An-
teil der staatlichen Förderung ist aber nicht bekannt.
1997 wurde das „Microelectronics Advanced Research
Corporation’s (MARCO) Focus Center Research Pro-
gram“ initiiert. Dieses Programm wird vom amerikani-
schen Verteidigungsministerium und dem SRC finanziert.
Im Jahr 2008 umfasste die Fördersumme für beide Seiten
jeweils ca. 20 Mio. US-Dollar. In jedem Fokuscenter wird
langfristige Grundlagenforschung zur Erreichung der
physikalischen Limits betrieben. Für die Unternehmen
bietet dies gleichzeitig die Möglichkeit, geeignetes Perso-
nal zu rekrutieren. Im Jahr 2008 sind 41 Universitäten,
333 Fakultäten und über 1 200 Doktoranden in diesem
Programm involviert (Dewey & LeBoeuf 2009).
Neben dieser Initiative zur Erreichung der physikalischen
Grenzen im CMOS-Bereich („More Moore“) widmet sich
die „Nanoelectronics Research Initiative“ (NRI) dem
„Beyond-CMOS“-Bereich. Die Initiative bestand zu-
nächst aus Unternehmen des SRC und der „National
Science Foundation“. In einer Partnerschaft im Jahr 2007
mit dem „National Institute of Standards and Technology“
(NIST) wurde vereinbart, dass in den kommenden fünf
Jahren gemeinsam 18,5 Mio. US-Dollar in Forschungs-
projekte an Universitäten investiert werden; der Großteil
wird dabei von den Ministerien finanziert (Welser 2008).
Bisher wurden vier Zentren aufgebaut: Das „Western
Institute of Nanotechnology (WIN), die „Southwest
Academy of Nanoelectronics“ (SWAN) und das „Institute
for Nanoelectronic Discovery and Exploration“ (INDEX)
sowie das „Midwest Institute for Nanoelectronics
Discovery“ (MIND). 
Zur indirekten Förderung von FuE-Aktivitäten existieren
verschiedene Steuervergünstigungen. Die relevanten Re-
gelungen sind zeitlich begrenzt, bislang aber mehrmals
verlängert worden. Die „traditionelle“ Steuererleichte-
rung beträgt 20 Prozent derjenigen FuE-Ausgaben, die
einen gewissen Basiswert übersteigen, welcher von den
FuE-Ausgaben der vier Jahre zuvor abhängt. Der „Alter-
native Simplified Credit“ bietet den Unternehmen 14 Pro-
zent Erleichterung auf die FuE-Ausgaben, die 50 Prozent
der durchschnittlichen Ausgaben aus den drei Jahren zu-
vor übersteigen (Dewey & LeBoeuf 2009). Umstritten ist
insbesondere der geringe langfristige Anreiz für FuE-
Investitionen aufgrund der fehlenden Permanenz dieser
Regelung. Darüber hinaus zeigen sich Schwierigkeiten
bei der Anspruchserfüllung für die FuE-Steuererleichte-
rungen (Shapira/Youtie 2008). Eine Untersuchung der
„National Science Foundation“ ergab, dass nur 4 Prozent
der FuE-Ausgaben tatsächlich steuerlich geltend gemacht
wurden (NSF 2006). 

Von großer Bedeutung für die amerikanische Halbleiter-
industrie ist die Bildungs- und Immigrationspolitik. Die
Verfügbarkeit und Qualität von Humanressourcen in der
Halbleiterindustrie ist die große Stärke der USA und bil-
det eine zentrale Voraussetzung für die Fähigkeit, techno-
logische Spitzenleistungen zu erreichen (Macher et al.
2007). Dabei spielen ausländische Fachkräfte eine wich-
tige Rolle. Beispielsweise ist die Mehrheit der Doktoran-
den in Ingenieursfächern in den USA ausländischer Her-
kunft und hat auch zuvor an ausländischen Universitäten
studiert (Brown/Linden 2008; Dewey & LeBoeuf 2009).
Da die Absolventenzahlen von Ingenieuren insgesamt
stagnieren, gilt sowohl die Attraktion als auch die spätere
Beschäftigung dieser Absolventen im Inland als zentral
für die Standortattraktivität der USA. Allerdings werden
die aktuellen Politikmaßnahmen eher kritisch beurteilt
und die Erteilung von VISA-Genehmigungen als zu rest-
riktiv gesehen (z. B. Brown/Linden 2009). Infolge von
zusätzlichen Restriktionen im Jahr 2004 ließ sich beob-
achten, dass amerikanische Unternehmen ausländische
Mitarbeiter mit Ausbildung in Amerika verstärkt in Asien
einsetzten, um dort Niederlassungen aufzubauen oder zu
unterstützen (Brown/Linden 2008; Dewey & LeBoeuf
2009). So ist der Anteil von Absolventen mit sogenannten
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H-1B-Visas an allen Absolventen, die von amerikani-
schen Halbleiterunternehmen verpflichtet wurden, von
57 Prozent im Jahr 2005 auf 40 Prozent im Jahr 2007 ge-
sunken (Brown/Linden 2009). Als vielversprechende
Maßnahmen zur Erhaltung der ausreichenden Verfügbar-
keit von Humanressourcen wird der „American Recovery
and Reinvestment Act of 2009“ gesehen, der für die Jahre
2009 und 2010 5 Mrd. US-Dollar zusätzlich für die Mi-
nisterien NSF, NIST und das „Department of Energy’s
Office of Science“ vor allem zur Ausbildung zusätzlicher
Fachkräfte verspricht.

Industrielle Akteure und Produktion

Auf nationaler Ebene erfolgen vor allem horizontale Pro-
gramme zur Unterstützung der industriellen Akteure. Da-
bei werden besonders KMU gefördert, die gerade bei
„Fabless“-Unternehmen im Halbleitersektor anzutreffen
sind. Das „Small Business Innovation Research Programme“
(SBIR) wurde 1982 eingeführt und zuletzt 2008 erneut
genehmigt. Dabei werden KMU ermutigt, neue Verfahren
und Produkte zu entwickeln und der US-Regierung Qua-
litätsforschung anzubieten (Wessner 2009). Elf Behörden
mit FuE-Budgets von jährlich über 100 Mrd. US-Dollar
müssen mindestens 2,5 Prozent ihres FuE-Budgets für
Zuschüsse an kleine Unternehmen bereitstellen. Die Pro-
jektförderung ist in drei Phasen (Machbarkeitsstudie,
Durchführung des eigentlichen Forschungsprojektes und
Einführung der Forschungsergebnisse in den Markt) un-
terteilt. Die maximale Förderungshöhe variiert dabei je
nach Projektphase. Allein im Jahr 2004 wurden insge-
samt 2 Mrd. US-Dollar in dem SBIR-Programm bereitge-
stellt (Shapira/Youtie 2008). 

Die Körperschaftsteuer liegt mit 39,1 Prozent höher als in
anderen OECD-Ländern (OECD 2009b). Erhebliche
Steuergutschriften und andere Investitionsförderungen
(z. B. Zuschüsse) finden, von wenigen Ausnahmen abge-
sehen (z. B. Steuervergünstigungen), weniger auf natio-
naler Ebene, sondern auf der Ebene der einzelnen Bun-
desstaaten oder anderen regionalen Ebenen (Landkreise,
Städte etc.), statt. Die Investitionsanreize können sich
deshalb vor allem zwischen einzelnen Bundesstaaten er-
heblich unterscheiden. Die meisten Bundesstaaten bieten
erhebliche Steueranreize für in- und ausländische Firmen
an, die sich neu ansiedeln oder die expandieren wollen.
Primär wird dabei das Instrument der Steuervergünstigung
angewendet (BFAI 2008). Darüber hinaus können aber
auch erhebliche Finanzhilfen gewährt und umfangreiche
Infrastrukturmaßnahmen durchgeführt werden. Die Höhe
der Steuervergünstigungen ist in der Regel an die Zahl
der geschaffenen Arbeitsplätze und vielfach auch an das
Volumen der Sachinvestition gekoppelt (BFAI 2008). 

Eine explizite nationale Beihilfenkontrolle dieser regiona-
len Maßnahmen existiert dabei nicht. Mit der „commerce
clause“ kann die zentrale Regierung gegen Wettbewerbs-
verzerrungen vorgehen, wenn die inländische Faktor- und
Gütermobilität gefährdet ist. Allerdings sind die Möglich-
keiten der direkten Steuerung der regionalen Gebiets-
schaften eingeschränkt (Gröteke 2007). 

Die Herstellung von Halbleitern findet in den USA in
17 Bundesstaaten statt (Grundig et al. 2008). Führende
Produktionsstandorte sind in Kalifornien (Silicon Valley),
Texas, Massachusetts, Arizona und Pennsylvania. Starke
politische Unterstützung erfolgt zudem aktuell im Staat
New York. Im Folgenden sollen exemplarisch die Steuer-
anreize sowie die aktuellsten Beispiele für Investitions-
beihilfen in den zwei Bundesstaaten Texas und New York
aufgezeigt werden (Tab. 9).
Ta b e l l e  9

Beihilfen in den amerikanischen Bundesstaaten New York und Texas

Quelle: www.siteselection.com; www.austinchamber.com; Grundig et al. 2008; Empire State Development 2007

Texas New York
allgemeine Besteuerung „Corporate Franchise Tax“: 1 %

keine Körperschaftsteuer oder persönliche 
Einkommensteuer;

„Corporation Tax“: 7,1 %

Steuergutschriften „Reinvestment Zones: Grundsteuerermäßi-
gung für zehn Jahre 
„Texas Enterprise Zone Programme“: 
Steuergutschrift je Arbeitsplatz in Höhe 
von 7 500 US-Dollar (maximal 3,75 Mio. 
US-Dollar) bei Großinvestitionen

„Investment Tax Credit“: Steuergutschrift 
von bis zu 10 % der anrechenbaren Inves-
titionssumme (maximale Vortragsdauer 
15 Jahre)
„Research and Development Tax Credit“: 
Steuergutschriften in Höhe von 9 % der 
FuE-Ausgaben
„Sales Tax Exemptions“: Steuerbefreiung 
beim Kauf von Investitionsgütern und En-
ergie

Investitionsbeihilfen Grundsätzlich möglich; im Jahr 2006 wur-
den Beihilfen in Höhe von 233 Mio. US-
Dollar beim Bau einer Produktionsstätte in 
Austin durch Steuernachlässe und andere 
Anreize durch den Bundesstaat und lokale 
Regierung gewährt.

Grundsätzlich möglich; ca. 1,1 Mrd. US-
Dollar Beihilfe im Jahr 2006 für AMD, 
davon 650 Mio. US-Dollar in Form von 
Investitionszuschüssen, Steuervergünsti-
gungen und Infrastrukturinvestitionen
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Folglich findet zumindest in einigen amerikanischen
Bundesstaaten eine erhebliche staatliche Investitionsför-
derung statt. Thomas und Wishlade (2009) haben die Bei-
hilfeintensitäten bei den höchsten bekannten Fällen von
Staatsbeihilfen in der Nanoelektronik seit dem Jahr 2005
für die USA und Deutschland verglichen und stellen deut-
lich höhere Intensitäten für die USA (AMD 34 Prozent,
IBM 21,3 Prozent, Sematech 44,8 Prozent) als für
Deutschland (AMD 12 Prozent, Qimonda 13,3 Prozent)
fest.

Nachfrage und Rahmenbedingungen

Der amerikanische Staat nahm auf der Marktseite vor al-
lem bei der Entstehung der Halbleiterindustrie eine zen-
trale Rolle ein (Langlois/Steinmüller 1999; Ruttan 2002).
So war die staatliche Nachfrage nach Halbleitern für
Militär- und Luftfahrtanwendungen entscheidend für die
Entstehung von ersten Märkten in der Mikroelektronik
Anfang der 1960er Jahre. Aktuell erhofft sich die ameri-
kanische Halbleiterindustrie einen Schub durch den
„American Recovery and Reinvestment Act of 2009“.
Beispielsweise könnte die Halbleiterindustrie indirekt
von „Consumer Rebates on Energy Star Appliances“ oder
der Förderung von energieeffizienten Produktionstechno-
logien profitieren (Dewey & LeBoeuf 2009).

Gesamteinschätzung

Zusammenfassend ist die amerikanische Politik im Be-
reich der Nanoelektronik in besonderem Maße durch das
Zusammenspiel von nationaler und regionaler Förderung
gekennzeichnet. Auf nationaler Ebene erfolgt vor allem
eine spezifische FuE-Förderung in enger Abstimmung
mit der Industrie durch das SRC in Verbindung mit stär-
ker horizontalen Politikinstrumenten. Daneben bieten die
einzelnen Bundesstaaten teilweise erhebliche Steuererleich-
terungen und direkte Investitionsbeihilfen an. Insgesamt
scheint sowohl die Bereitschaft, hohe Investitionsbeihil-
fen zu gewähren, als auch die Unterstützung von FuE-
Zentren bzw. -programmen zugenommen zu haben. Die
Politik in der Nanoelektronik scheint sich aktuell in Rich-
tung einer aktiven Technologie-/Industriepolitik zu bewe-
gen. Die hierzu befragten Experten bestätigen diese Ein-
schätzung.

3. Zwischenfazit
Die in den vergangenen Kapiteln dargestellten politischen
Maßnahmen verschiedener Länder in der Nanoelektronik-
industrie zeigen mehrere interessante Aspekte auf: Die
Übersicht über die politischen Aktivitäten in Europa zur
Stärkung der Nanoelektronik verdeutlichen die Breite der
Handlungsfelder (d. h. die Vielzahl der politischen Instru-
mente) und die heterogene europäische Forschungsland-
schaft. Deutschland und Frankreich haben dabei unter-
schiedliche Strategien und politische Handlungsleitlinien.
Deutschland hat vor allem im Zuge der Wiedervereini-
gung unter Nutzung der regionalpolitischen EU-Förder-
möglichkeiten den Aufbau der Halbleiterindustrieproduk-
tion stark unterstützt. Aktuell erfolgt eine eher geringe
Investitionsförderung. Frankreich hat den Erhalt der
Wettbewerbsfähigkeit in der Nanoelektronik aufgrund ei-
gener strategischer Prioritätensetzungen vorgenommen
und den Aufbau eines starken Clusters um das Großunter-
nehmen STMicroelectronics stark unterstützt. Diese Un-
terstützung findet auch weiterhin durch die Kombination
verschiedener politischer Instrumente (z. B. Clusterförde-
rung, institutionelle Förderung, starke Beteiligung an eu-
ropäischen Programmen) statt.

Der Vergleich von Deutschland und Frankreich mit au-
ßereuropäischen Staaten bezüglich der gewählten politi-
schen Instrumente ist in Tabelle 10 zusammenfassend
dargestellt. Dabei werden die Maßnahmen zur Wissens-
basis und Wissensanwendung in einer Kategorie gebün-
delt, die Maßnahmen zur Unterstützung von industriellen
Akteuren und der Produktion hingegen in mehrere Kate-
gorien (z. B. Investitionsanreize) untergliedert. 

Bei der Förderung der Wissensbasis zeigen sich einige
Ähnlichkeiten zwischen den Ländern. Die Bemühungen
(z. B. in Japan, China), durch direkte Steuerung (z. B. mit
sehr konkreten Großprojekten) aufzuholen, haben gene-
rell abgenommen. Stattdessen zeigt sich in allen Ländern
eine stärkere Ausdifferenzierung der Förderung, z. B. in
Form der Förderung kleinerer Verbundprojekte, instituti-
oneller Förderung oder indirekter steuerlicher Förderung.
Allerdings bestehen bei einigen Ländern (z. B. Taiwan,
China, USA, Japan) Indizien für eine erhebliche Förde-
rung der kapitalintensiven Infrastruktur (z. B. Reinräume,
Equipment), beispielsweise durch Gründung und Ausbau
von Forschungszentren oder ausgewählter Technologie-
parks mit öffentlichen FuE-Einrichtungen und privaten
Unternehmen. In Deutschland wird dies durch den Ein-
satz einzelner PPP-Modelle teilweise ausgeglichen. Ei-
nige der befragten Experten befürchten aber durch die
steigenden Kosten (Anhang, Tab. 16) zunehmende Eng-
pässe bei der FuE-Infrastruktur in Deutschland. 

Ein Vergleich der Förderung der industriellen Akteure bei
der kommerziellen Umsetzung, z. B. durch Investitions-
beihilfen oder Steuererleichterungen, ist nicht einfach: In
vielen der betrachteten Länder ist die Förderung regional
unterschiedlich sowie einzelfallabhängig und es liegen
keinesfalls vollständige Informationen über öffentliche
Maßnahmen vor. Es existieren aber verschiedene Indizien
für umfangreiche staatliche Eingriffe, wie die Gewährung
von Investitionsanreizen, in den betrachteten Ländern
(z. B. China, Taiwan, USA). So zeigen sich Fälle starker
einzelner Beihilfen beim Produktionsstättenaufbau sowie
vor allem in asiatischen Ländern erhebliche Steuerver-
günstigungen. Daneben offenbaren sich stark interventio-
nistische Eingriffe bei den Rettungsaktionen der verschie-
denen Länder bei Speicherchipherstellern im Zuge der
aktuellen Wirtschaftskrise.
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Ta b e l l e  1 0

Politische Maßnahmen ausgewählter Länder in der Nanoelektronik

Land wichtige Fördermaßnahmen 
für Wissensbasis/-anwendung

Investitions-
zuschüsse

Körper-
schaft-
steuer
in %

steuerliche 
Anreize für 

Investitionen

Maßnahmen
in der Wirt-
schaftskrise

Deutsch-
land

hohe institutionelle Förderung 
(z. B. MPI, Fraunhofer-Institute)
Förderprogramm IKT 2020
Spitzenclusterwettbewerb
PPP-Modelle

Investitions-
zulage in neuen 
Bundesländern
Programm 
„Gemeinschafts-
aufgabe“

30,2 –* Bildung von Bera-
tungsgremium in 
Sachsen

Frank-
reich

hohe institutionelle Förderung 
(z. B. LETI)
hohe Beteiligung in europäi-
schen Förderprogrammen (z. B. 
CATRENE)
Programm NANO 2012 (staatli-
che Unterstützung 457 Mio. Euro
Clusterwettbewerb
(„pole de competitive“)
steuerliche Förderung FuE-
Ausgaben

k.A. 34,4 –* k.A.

Taiwan starke institutionelle Förderung 
des ITRI „Si-Soft“-Projekt
Programm zur Ansiedlung von 
FuE-Zentren multinationaler 
Unternehmen
Gründung ausgewählter Techno-
logieparks (Hsinchu, Nankang)
steuerliche Förderung FuE-
Ausgaben

Investitionszu-
lage (Höhe un-
bekannt)
Bereitstellung 
von Infrastruktur 
(z. B. kostenlose 
Gelände und Ge-
bäude)
Niedrig-Zins-
Darlehen
staatliche Beteili-
gung an einigen 
investierenden 
Unternehmen

25 Steuerfreiheit 
auf das Einkom-
men, welches 
durch Neuauf-
bau oder Expan-
sion erzielt 
wurde
regionale Steuer-
vergünstigungen 
in Technologie-
parks

Zusagen zur Unter-
stützung von Un-
ternehmen in Höhe 
von 6 Mrd. US-
Dollar
Bildung von Kon-
sortien angeschla-
gener DRAM-
Hersteller

China Sonderfonds für Halbleiter-FuE-
Aktivitäten (inkl. Ausgaben für 
Spezialequipment und Ausbil-
dung) von Unternehmen
Förderung von Technologieparks
steuerliche Förderung FuE-Aus-
gaben

Investitions-
zulage (Höhe un-
bekannt)
Bereitstellung 
von Infrastruktur 
(z. B. kostenlose 
Gelände und Ge-
bäude)
staatliche Beteili-
gung an einigen 
investierenden 
Unternehmen

25 Mehrwertsteuer-
rabatte für FuE 
und Investitio-
nen
Steuerbefreiung 
für neu angesie-
delte Halbleiter-
unternehmen
verkürzter Ab-
schreibungszeit-
raum für 
Produktions-
equipment

Fonds für 
„Fabless“-Start-ups 
innerhalb des Kon-
junkturprogramms
„Electronics Go to 
Farmers Subsidy 
Program“

Japan Unterstützung von Forschungs-
konsortien
steuerliche Förderung FuE-
Ausgaben

regionale Inves-
titionszulage 
(z. B. in Region 
Mie bis 15 %)
erleichterte Kre-
ditaufnahme

39,5 Steuererleich-
terungen, z. B.
in „Special Free 
Trade Zones“

Kauf von Vorzugs-
aktien von Elpida 
(Speicherchip-
hersteller) durch 
die japanische Ent-
wicklungsbank
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n o c h  Tabelle 10
* Es existieren zwar diverse Steuererleichterungen (wie z. B. Abschreibungsmöglichkeiten), aber keine direkten Befreiungen von bestimmten Steuern
wie in den genannten anderen Ländern.

Quelle: eigene Darstellung

Südkorea öffentliche Finanzierung des 
„Korea Advanced Nano Fab 
Center“
Förderung von Kooperations-
projekt Samsung-Hynix
(25 Mio. US-Dollar)
Zuschüsse für Lohnkosten
bei Ingenieuren und FuE-
Fortbildungskosten
steuerliche Förderung FuE-
Ausgaben

regionale Investi-
tionszuschüsse 
(ca. 5 bis 15°%)
vergünstigte 
Grundstücke;
Infrastruktur 
(z. B. Bau von 
Schulen für Aus-
länder)

24,2 vielfältige Steu-
erbefreiungen in 
Sonderzonen 
(z. B. bei Neu-
ansiedlung, Re-
gistrierungen, 
Eigentum, 
Grundstücken, 
Einkommen-
steuer für 
Manager)

staatliche Unter-
stützung von 
Hynix mit rund 
600 Mio. Euro

USA verschiedene FuE-Programme 
„Global Research Collabora-
tion“, „Focus Center Research 
Program“, „Nanoelectronics 
Research Initiative“ inkl. Aufbau 
von FuE-Zentren
„Small Business Innovation 
Research Programme“
steuerliche Förderung FuE-
Ausgaben

regionale, z. T. 
sehr hohe Investi-
tionszuschüsse

39,1 erhebliche Steu-
ervergünstigun-
gen auf regiona-
ler Ebene (z. B. 
„Investment Tax 
Credit“ in New-
York, Grund-
steuerermäßi-
gung in Texas)

Förderung von 
möglichen An-
wendungen im 
„American 
Recovery and 
Reinvestment Act 
of 2009“

Land wichtige Fördermaßnahmen 
für Wissensbasis/-anwendung

Investitions-
zuschüsse

Körper-
schaft-
steuer
in %

steuerliche 
Anreize für 

Investitionen

Maßnahmen
in der Wirt-
schaftskrise
IV. EU-Beihilfenkontrolle: Ziele, Recht-
fertigung und Bedeutung für die 
Nanoelektronik

Die Ausführungen in Kapitel III haben die hohe Bedeu-
tung staatlicher Unterstützungsleistungen für die FuE und
die Produktion in der Nanoelektronik aufgezeigt. Von
vielen der befragten Experten wird dabei die europäische
Beihilfenkontrolle als zentrales Hemmnis für eine groß-
zügigere staatliche Unterstützung der Industrie in den eu-
ropäischen Staaten genannt (ESIA 2005; Saunier 2008;
Experteninterviews). Die EU-Beihilfenkontrolle regu-
liert den Spielraum nationaler Staatseingriffe und
schränkt insbesondere die Möglichkeiten zur Förderung
von spezifischen Großinvestitionen ein.

Ziel dieses Kapitels ist es, die genannte These zur Rolle
der Beihilfenkontrolle zu erörtern. Dabei werden die
Rechtfertigung einer Beihilfenkontrolle wie auch ihre
Auswirkungen diskutiert. Auf dieser Basis können ers-
tens für die Handlungsoptionen in Kapitel V Vorschläge
für mögliche Änderungen der europäischen Beihilfenkon-
trolle gemacht werden. Zweitens wird ersichtlich, welche
Gestaltungsspielräume für die nationale Politik in der Na-
noelektronik bestehen. 

In Kapitel IV.1 werden die Rechtfertigungsgründe für und
gegen staatliche Eingriffe bzw. einer Beihilfenkontrolle
diskutiert. Es erfolgt dabei für die jeweiligen Argumente
zunächst eine allgemeine Darstellung und anschließend
eine Diskussion im Hinblick auf die Nanoelektronik. Danach
wird in Kapitel IV.2 die existierende europäische Beihil-
fenkontrolle im Vergleich zu anderen internationalen Re-
gelungen charakterisiert. In Kapitel IV.3 wird die Ent-
wicklung staatlicher Beihilfen in Europa dargestellt und
die bisherigen Auswirkungen der Beihilfenkontrolle für
die Förderpraxis in der Nanoelektronik analysiert. 

1. Rechtfertigungsgründe für staatliche 
Beihilfen sowie deren Kontrolle

1.1 Rechtfertigungsgründe für staatliche 
Beihilfen mit Fokus auf die Nanoelektronik

Die Koordination wirtschaftlicher Entscheidungen durch
private Märkte, die vor allem durch freie Preisbildung
und individuelle Freiheit (u. a. Gewerbe-, Vertrags-, Be-
rufswahl-, Konsumfreiheit) gekennzeichnet sind, führt
nach Ansicht vieler Ökonomen zu einer effizienten Ver-
wendung von knappen Ressourcen. Staatliche Eingriffe
(z. B. Steuervergünstigungen, Subventionen) sind aus
dieser Sicht nur dann zu legitimieren (u. a. Donges et al.
2006; Friederiszick et al. 2006; Oxera 2006; SVR 2009),
wenn 

– es ohne staatliche Eingriffe zu Marktversagen kommt,
wie z. B. bei Vorliegen von externen Effekten, Infor-
mationsasymmetrien, Marktmacht oder Markteintritts-
barrieren aufgrund von zunehmenden Skaleneffekten, 
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– eine staatliche antizyklische Stabilisierungspolitik
(z. B. Konjunkturprogramme in der Finanzmarktkrise)
gesamtwirtschaftliche Instabilitäten und die damit ver-
bundenen negativen Multiplikatoreffekte beseitigen
bzw. verringern kann,

– die aus dem Marktgeschehen resultierende Distribu-
tion (z. B. zwischen Regionen oder Einkommensbe-
ziehern) als ungerecht angesehen und eine staatliche
Umverteilung angestrebt wird, 

– eine stabile flächendeckende Versorgungssicherheit/
Daseinsvorsorge in wichtigen Lebensbereichen (u. a.
Energie, Landwirtschaft, Gesundheit) dauerhaft si-
chergestellt werden soll und freie Märkte dies nicht
dauerhaft gewährleisten können.

Im Folgenden stehen vor allem Marktversagensgründe im
Fokus. Hierbei ist zu beachten, dass bei Vorliegen von
Marktversagen nicht zwangsläufig gefolgert werden
kann, dass staatliche Eingriffe gerechtfertigt sind. Denn
diese Eingriffe bergen stets auch Risiken.

Zum einen ist es möglich, dass auch staatliche Eingriffe
in Form von Beihilfen das Marktversagen nicht beheben
können oder die direkten Kosten derartiger staatlicher
Eingriffe sehr hoch sind (z. B. für zusätzliche Verwal-
tungsaufgaben). Zudem können sich durch staatliche Ein-
griffe schädliche Nebenwirkungen (z. B. Subventions-
wettlauf zwischen Ländern) erst entfalten. Hierbei sollte
gelten: Sind die Kosten bzw. unerwünschten Nebenwir-
kungen staatlicher Eingriffe größer als der Nutzen aus der
Beseitigung des Marktversagens, so sollte auf staatliche
Eingriffe trotz suboptimaler Marktergebnisse verzichtet
werden (u. a. Friederiszick et al. 2006; SVR 2009). Zu-
dem können Ressourcen bzw. Finanzmittel in Form von
Beihilfen zur Beseitigung von Marktversagen durch Ver-
wendung an anderen Stellen (z. B. im Bildungsbereich)
einen höheren volkswirtschaftlichen Nutzen stiften. Da-
rüber hinaus besteht auf EU-Ebene das Risiko, dass natio-
nale Beihilfen einzelner Mitgliedsländer (z. B. Subven-
tionierung nationaler Wirtschaftssektoren) auf EU-Ebene
zu Wettbewerbsverzerrungen führen, wenn andere EU-
Länder derartige Beihilfen nicht gewähren. Zusätzlich hat
die wirtschaftspolitische Praxis stets damit zu kämpfen,
dass das Ausmaß des Marktversagens oftmals nur schwer
messbar ist und damit zwangsläufig auch die Dosierung
staatlicher Eingriffe mit zum Teil erheblichen Ungenauig-
keiten verbunden ist. Es gibt somit eine Vielzahl an Argu-
menten, die für eine strikte europäische Beihilfenkon-
trolle sprechen.

Im Folgenden werden zunächst die im Kontext der Bei-
hilfe wichtigen Rechtfertigungsgründe für staatliche Ein-
griffe aufgrund von Marktversagen beschrieben. Dabei
wird untersucht, in welchem Umfang diese Rechtferti-
gungsgründe auf die Nanoelektronik angewendet werden
können. Anschließend werden Distributionsgründe und
die Innovationssystem-Perspektive skizziert, die teilweise
einen anderen Standpunkt zur Rechtfertigung staatlicher
Eingriffe einnehmen. Schließlich werden in Kapitel IV.1.2
die Risiken staatlicher Eingriffe und damit die Argumente
für eine strikte europäische Beihilfenkontrolle dargestellt.
1.1.1 Externe Effekte

Als externe Effekte bezeichnet man die Auswirkungen
ökonomischen Handelns auf die Wohlfahrt unbeteiligter
Dritter, ohne dass diese Auswirkungen über den Markt
kompensiert werden (z. B. keine Kompensationszahlun-
gen). Die Folge ist, dass der private Nutzen nicht mit dem
sozialen gesamtwirtschaftlichen Nutzen bzw. die privaten
Kosten nicht mit den volkswirtschaftlichen Kosten über-
einstimmen. Externe Effekte können die Wohlfahrt Drit-
ter sowohl positiv als auch negativ beeinflussen. 

Bei positiven externen Effekten handelt es sich um Güter
(z. B. Waren, Dienstleistungen), deren Produktion oder
Konsum zwar vorwiegend dem Produzenten oder Konsu-
menten einen Nutzen stiftet, darüber hinaus aber auch
Dritten nützt. Im Kontext staatlicher Beihilfen haben der
FuE-Bereich und die damit verbundenen Wissens-Spill-
over-Effekte eine hohe Bedeutung (u. a. Grundig et al.
2008). Beispielsweise können viele Wirtschaftsakteure
wichtige Ergebnisse der Grundlagenforschung nutzen,
ohne dafür bezahlen zu müssen. Ein technischer Fort-
schritt im Bereich der Grundlagenforschung (z. B. neue
Industrieroboter- oder Lasertechnik) gehört als öffentli-
ches Gut zum technologischen Wissenspool der gesamten
Gesellschaft. Private FuE-Akteure vernachlässigen bei
ihren Entscheidungen, dass das Gut (hier: Grundlagen-
wissen) auch von Dritten genutzt werden kann und diesen
Dritten Nutzen stiftet. Freie bzw. vollständig liberal orga-
nisierte Märkte würden bei diesen Gütern weniger als die
sozial optimale Menge produzieren. Ohne staatliche Ein-
griffe würde es bei positiven externen Effekten daher zu
einer Unterversorgung an Gütern kommen (u. a. Donges
et al. 2006; Friederiszick et al. 2006). Marktversagen auf-
grund externer Effekte tritt dabei vor allem in frühen
FuE-Phasen auf, d. h. im Bereich der Grundlagenfor-
schung und angewandten Forschung, und weniger im Be-
reich der Entwicklung (Oxera 2006). Durch staatliche
Eingriffe im Bereich der Grundlagenforschung und ange-
wandten Forschung (z. B. Subventionierung und Förde-
rung von Hochschulen oder Instituten der Grundlagenfor-
schung, wie z. B. Max-Planck-Instituten) kann der Staat
der Tendenz zur Unterversorgung mit diesen Gütern ent-
gegenwirken.

Positive externe Effekte spielen aber auch in der Diskus-
sion über regionalpolitische Subventionen eine wichtige
Rolle (u. a. Donges et al. 2006; Grundig et al. 2008). Aus-
gangspunkt ist die These, dass die Ansiedlung von Wirt-
schafts- und Wissenschaftsakteuren an einem Standort
positive externe Effekte auf die dort bereits etablierten
Akteure ausübt (z. B. neue Kooperationspotenziale durch
einen besseren Wissens- und Technologietransfer inner-
halb von Clustern bzw. Netzwerken). Umgekehrt siedeln
sich Unternehmen oder Forschungseinrichtungen tenden-
ziell dort an, wo bereits andere leistungsfähige Akteure
vorhanden sind. Derartige räumliche Konzentrationspro-
zesse führen dann zu dauerhaften Agglomerationsvortei-
len und begünstigen dadurch die wirtschaftlichen Aktivi-
täten in einer Region. Daraus wird oft gefolgert, dass eine
wachstumsorientierte Regionalpolitik u. a. Subventionen
einsetzen sollte, um an bestimmten Standorten „indus-
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trielle Kerne“ zu schaffen, um so beispielsweise Entwick-
lungsrückstände gegenüber anderen Regionen aufholen
zu können. Insbesondere wissensintensive Sektoren und
Hoch- und Spitzentechnologiebranchen weisen stärker als
andere Wirtschaftszweige derartige Agglomerationsvor-
teile auf (u. a. Grundig et al. 2008). Allerdings ist unge-
wiss, ob durch Subventionen das Wirtschaftswachstum
einer unterentwickelten Region dauerhaft gesteigert wer-
den kann, da stets die Gefahr besteht, dass z. B. durch
staatliche Finanzierung künstliche Cluster entstehen, die
ohne öffentliche Förderung auf Dauer nicht überlebens-
fähig wären (u. a. TAB 2007). 

Bei negativen externen Effekten handelt es sich um Gü-
ter, deren Produktion oder Konsum sich negativ auf Dritte
auswirkt, ohne dass diese dafür über den Markt kompen-
siert werden. Ein im Kontext staatlicher Beihilfen bedeu-
tendes Beispiel ist der Bereich der Umweltverschmut-
zung. Freie bzw. vollständig liberal organisierte Märkte
produzieren ineffizient hohe Gütermengen. Effizienzstei-
gernde staatliche Eingriffe wie z. B. die Ökosteuer, han-
delbare Zertifikate oder Regulierungen wie Ge- und Ver-
bote zielen darauf ab, die produzierten bzw. konsumierten
Mengen zu reduzieren. Ähnliches gilt für die Subventio-
nierung bzw. Förderung von Technologien zur Verringe-
rung der Umweltbelastung, wie z. B. Technologien zur
Nutzung erneuerbarer Energien.

Externe Effekte im Bereich der Nanoelektronik

Die Argumente bezüglich externer Effekte im Bereich der
Nanoelektronik wurden zum Großteil bereits in Kapitel
II.3.3 bei der Frage der Bedeutung von inländischen Pro-
duktionsstätten diskutiert und werden im Folgenden kurz
skizziert und ergänzt. Für hohe externe Effekte der Nano-
elektronik sprechen empirische Ergebnisse z. B. aus
Input-Output-Analysen sowie patentstatistischen Verflech-
tungsanalysen von technologischen Neuerungen (u. a.
Gerstenberger et al. 1992; Europäische Kommission
2009b; Grundig et al. 2008): Nanoelektronische Bau-
elemente haben in informations- und telekommuni-
kationstechnischen Industriezweigen (u. a. Büro- und
Datenverarbeitungsgeräte, Computer, Handys, Unterhal-
tungselektronik) sowie in den Mess-, Regel- und Steue-
rungstechnikindustrien (u. a. intelligente Steuerungssys-
teme für die Automobilindustrie, den Verkehrsbereich,
den Bereich Stromerzeugung, -lagerung und -übertragung
oder die Luft- und Raumfahrtindustrie) eine sehr hohe
Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit. Zudem entste-
hen indirekt über hohe Lieferungsbezüge erhebliche Aus-
strahleffekte auf nachgelagerte elektronikgestützte Inves-
titionsgüterindustrien (wie z. B. Maschinen- und
Anlagenbau) und damit auf den produkt- und verfahrens-
technischen Fortschritt von Volkswirtschaften (u. a. über
Automatisierungs- oder Vernetzungspotenziale sowie fle-
xible Produktionstechniken). 

Auch verwandte Technikfelder und die damit verknüpfte
Industrieproduktion können von positiven Wissens-Spill-
over-Effekten profitieren: So hat sich z. B. an Orten mit
Halbleiterproduktion (z. B. in China, Japan, Taiwan) die
technologisch eng verwandte Solarindustrie sehr gut ent-
wickelt (u. a. Experteninterviews; Pisano/Shih 2009).
Durch die zum Teil sehr hohen FuE-Intensitäten in der
Nanoelektronik, bei großen forschungsstarken Unterneh-
men in Höhe von ca. 15 bis 20 Prozent des Umsatzes, ent-
stehen auch positive FuE-Ausstrahleffekte auf vor- und
nachgelagerte Industrien (u. a. Grundig et al. 2008; IPTS
2008), da auch dort Produkt- und Prozessinnovationen in-
duziert werden (z. B. im Bereich der Materialverbesse-
rungen oder bei neuen Investitionsgütern für flexiblere
Halbleiter-Produktionsprozesse). Daneben haben die sehr
hohen Preissenkungen bei Halbleitern32 zu erheblichen
Kosteneinsparungen bei den Anwenderindustrien geführt.
Diese haben zum Teil die Einsparungen an den Verbrau-
cher weitergegeben und neue Märkte durch günstige
Preise erschließen können.

In Summe sind die positiven Ausstrahleffekte der Nano-
elektronik daher von großer ökonomischer Bedeutung:
Als „enabling technology“ fließen die Produkte des Halb-
leitermarktes z. B. in rund 10 Prozent der Weltproduktion
ein (u. a. IPTS 2008) und sind mit vielen direkten und in-
direkten Arbeitsplätzen (u. a. für qualifiziertes Personal)
verknüpft.

Untersuchungen zeigen aber auch gewisse Potenzialgren-
zen bei den externen Effekten auf: Wissens-Spill-over-
Effekte und Agglomerationsvorteile als entscheidungsre-
levanter Standortfaktor spielen vor allem in den ersten
Stufen der Chipherstellung (u. a. prozessbezogene FuE)
eine große Rolle. In nachgelagerten Wertschöpfungsstu-
fen (u. a. Produktion) werden die Standortentscheidungen
eher nach Kriterien wie z. B. Zusammenarbeit zwischen
eigenen Fabriken oder Kundennähe getroffen (Grundig et
al. 2008; Experteninterviews). Zudem liegen die Eng-
pässe für die Diffusion der Informations- und Kommuni-
kationstechnik und damit die Potenziale zur Ausschöp-
fung der externen Effekte in der Regel nicht in der
Leistungsfähigkeit der elektronischen Bauelemente. An-
dere Faktoren wie z. B. Qualifikationsengpässe oder
Schwierigkeiten bei der Anpassung der Organisationsfor-
men spielen für die Diffusion eine wichtigere Rolle (u. a.
Gerstenberger et al. 1992; Experteninterviews).

1.1.2 Markteintrittsbarrieren, Marktmacht und
Versorgungssicherheit

Ein wichtiger Grund für Marktversagen ist die Existenz
von sehr hohen Anfangsinvestitionen (z. B. in Netzindus-
trien oder Spitzen- und Hochtechnologiesektoren) oder
zunehmenden Skalenerträgen, d. h. wenn die Kosten pro
Produktionseinheit mit zunehmender Produktionsmenge
sinken (u. a. Donges et al. 2006; Oxera 2006). Derartige
Kostenstrukturen sind typischerweise in kapitalintensiven
Netzindustrien (z. B. im Bahn-, Telekommunikations-,
Energiesektor) zu erkennen, da hier sehr hohe Anfangsin-
vestitionen zum Aufbau der Netze erforderlich sind. In
den Netzindustrien weisen Unternehmen mit einem gro-
ßen Marktanteil Kostenvorteile gegenüber Unternehmen

32 Nach Aizcorbe et al. (2006) betrugen diese Preissenkungen in den
USA zwischen 1975 und 2004 jährlich 25 Prozent (Kap. II.2).
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auf, die eine kleinere Produktionsmenge herstellen oder
neu in den Markt eintreten. Marktzutritte und kräftige
Positionsverschiebungen zwischen den Anbietern sind in
solchen Sektoren daher eher selten oder treten gar nicht
auf. Bei zunehmenden Skalenerträgen und/oder sehr ho-
hen Anfangsinvestitionen besteht daher die Tendenz zu
einer zunehmenden Marktkonzentration, Marktmacht,
fehlendem Wettbewerb bzw. Wettbewerbseinschränkun-
gen und entsprechend hohen Produktpreisen und subopti-
mal geringen Produktionsmengen. Derartige Konzentra-
tionsprozesse können somit auf lange Sicht zu
erheblichen Effizienzeinbußen führen, da z. B. kosten-
günstiger produzierende Anbieter aufgrund dieser Markt-
eintrittsbarrieren gar nicht erst zum Zuge kommen. Staat-
liche Eingriffe wie Subventionen können bei Existenz
von zunehmenden Skalenerträgen dazu benutzt werden,
eine größere Zahl von Unternehmen im Markt zu halten
bzw. Markteintritte zu fördern und damit die Wettbe-
werbsintensität und Markteffizienz zu erhöhen sowie eine
kosteneffiziente Versorgung der Volkswirtschaft mit
wichtigen Inputgütern (z. B. Energie) sicherzustellen.
Denn diese Netz-, Spitzen- und Hochtechnologiesektoren
sind mit sehr hohen Anfangsinvestitionen oder zuneh-
menden Skalenerträgen meist auch aus Gründen der Ver-
sorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit für Volks-
wirtschaften von sehr großer Bedeutung.

Markteintrittsbarrieren und Marktmacht im Bereich 
der Nanoelektronik

Ob sich auf einem Markt wettbewerbsbeschränkende Mo-
nopolisierungstendenzen ergeben können, liegt vor allem
an der Höhe der Markteintrittsbarrieren. Im Fall von
Halbleitern sind aufgrund einer sehr wissensintensiven
FuE und sehr kapitalintensiven Produktionsprozessen
(u. a. Thomas 2007) hohe Markteintrittsbarrieren zu er-
warten. So sind die FuE-Kosten einer neuen Chipgenera-
tion sehr hoch und die Herstellung integrierter Schalt-
kreise ist kapitalintensiv (Kap. II). Beispielsweise
verdoppeln sich die Kosten für eine technologisch füh-
rende Produktionsstätte von einer Produktgeneration zur
nächsten (IPTS 2008). Die Fertigungsprozesse sind kom-
plex und neue Produktgenerationen erfordern häufig um-
fassende Erfahrungen mit der Herstellung der voran-
gegangenen Generationen. Der Auf- und Ausbau der
FuE- und Produktionsprozesse erfordert daher meist sehr
hohe Anfangsinvestitionen. Die Existenz von positiven
Skalenerträgen und Lerneffekten in der Nanoelektronik
kann daher potenziell den Wettbewerb beschränken (u. a.
Gerstenberger 1992; Irwin/Klenow 1994; Experteninter-
views). Aufgrund zunehmender Konzentrationsprozesse
besteht daher die Gefahr von Preiserhöhungen. Dies
könnte unter Umständen die internationale preisliche
Wettbewerbsfähigkeit vieler europäischer Anwenderin-
dustrien schwächen. Um den globalen Wettbewerb in der
Nanoelektronik zu stärken bzw. um eine zunehmende
Marktkonzentration und hohe Produktpreise bei Nano-
elektronik-Input-Gütern zu verhindern, müsse die EU, so
einige der befragten Experten, ebenfalls wie andere nicht-
europäische Länder stärker das Instrument der Ansied-
lungssubventionen nutzen.
Allerdings zeigen die Erfahrungen der 1980er und 1990er
Jahre (u. a. Gerstenberger 1992), dass nicht zuletzt auf-
grund des insgesamt stark wachsenden Marktes immer
wieder neue Unternehmen die Chance ergreifen, über ei-
gene FuE in den Halbleitermarkt einzusteigen bzw. ihre
eigene Marktposition entscheidend zu verbessern. Dies
impliziert, dass in der Vergangenheit weder Skalenerträge
noch Lerneffekte wirksame Barrieren für einen Marktzu-
tritt waren. Insgesamt hat sich die Rangordnung der wich-
tigsten Nanoelektronikanbieter in den letzten Jahrzehnten
kontinuierlich verändert (Kap. II, Tab. 6). Auch die häufig
von den Befürwortern staatlicher Beihilfen verwendete
Argumentation, dass bereits alleine die hohen Anfangs-
investitionen und das damit verbundene Risiko eine
Rechtfertigung für staatliche Eingriffe aufgrund von
Markteintrittsbarrieren sei, ist aus Sicht des Marktversa-
gens wenig überzeugend. Denn für aussichtsreiche Pro-
jekte in wichtigen Zukunftsmärkten lässt sich in der Re-
gel an privaten Kapitalmärkten hinreichend Kapital
beschaffen (u. a. Donges et al. 2006). Dabei erfolgt durch
private Kapitalmärkte  sofern keine Informationsasym-
metrien vorliegen (Kap. III.1.1.3)  die Bewertung sowie
die Übernahme und Diversifizierung hoher Risiken meist
effizienter als durch öffentliche Kapitalgeber. Daher wer-
den auch bei großen öffentlichen Investitionen, ange-
sichts der steigenden Verschuldung der öffentlichen
Hand, immer häufiger private Kapitalgeber eingebunden
(z. B. im Rahmen von Public-Private-Partnership-Model-
len).

Empirisch zeigen sich Monopolisierungstendenzen nur in
Teilbereichen, z. B. bei CPU-Prozessoren durch Intel
oder die digitale Signalverarbeitung (DSP) durch Texas
Instruments (Europäische Kommission 2009a). Zukünftig
befürchten einige der befragten Experten Monopolten-
denzen im Bereich der Produktion durch „Foundries“.
Nur TSMC sei bislang in der Lage, hier profitabel zu ar-
beiten, und andere „Foundries“ (z. B. in China) seien nur
durch staatliche Unterstützungen überlebensfähig
(Kap. III.2.2).

Trotz Befürchtungen einer zunehmenden Marktkonzent-
ration ist der Bedarf an speziellen industriepolitischen
Eingriffen zugunsten deutscher oder europäischer Halb-
leiteranbieter tendenziell als eher gering zu bewerten,
aufgrund der empirisch erkennbaren Markteintritte sowie
ständiger Verschiebungen der Rangordnung wichtiger
Anbieter. Außerdem können staatliche Nanoelektronik-
beihilfen auch selbst Marktmacht bzw. Markteintrittsbar-
rieren erzeugen, nämlich dann, wenn nichtstaatlich unter-
stützte Firmen den Markt verlassen müssen (u. a.
Friederiszick et al. 2006).

Versorgungssicherheit im Bereich der Nanoelektronik

Die mögliche zunehmende Verlagerung der Produktions-
stätten an Standorte außerhalb Europas birgt das Risiko
strategischer Abhängigkeiten bei der dauerhaften Versor-
gung vieler europäischer Anwenderindustrien mit wichti-
gen nanoelektronischen Vorleistungsgütern (u. a. Grundig
et al. 2008) sowie weitere ökonomische Risiken (z. B. er-
höhtes Wechselkursrisiko bei den Importen der europäi-
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schen Anwenderindustrien). Ob das Argument der Ver-
sorgungssicherheit greift, hängt entscheidend von der
Wettbewerbssituation bzw. der Marktmacht und den Kon-
zentrationsprozessen auf den europäischen und weltwei-
ten Nanoelektronikmärkten ab (u. a. Gerstenberger et al.
1992). Eine verlässliche und kostengünstige Versorgung
mit wichtigen Vorprodukten gilt als gesichert, wenn die
Zahl der Anbieter hinreichend groß ist, keine starken Ab-
hängigkeiten in geografischer Hinsicht bestehen und ein
intensiver Wettbewerb zwischen den Lieferanten
herrscht. Gerade im Bereich der Spitzen- und Hochtech-
nologie gilt das weite Oligopol als die Marktstruktur, wel-
che für einen intensiven Wettbewerb sorgt. 

Einige der befragten Experten befürchten dennoch zu-
künftige Engpässe bei den Belieferungen und verweisen
auf die bereits genannten möglichen Monopolisierungs-
tendenzen bei den „Foundries“ und den eingeschränkten
Wettbewerb in Teilmärkten. Zudem wird ein weiteres Ri-
siko hinsichtlich der Versorgungssicherheit gesehen, da
viele Produktionsstätten in Erdbebengebieten liegen. Al-
lerdings ist fraglich, ob diese Befürchtungen allein ausrei-
chen, um massive staatliche Eingriffe zu rechtfertigen.
Insgesamt gibt es in Europa und weltweit eine ganze
Reihe von Produktionsstätten für Halbleiterprodukte
(Kap. II.2.2) und es existieren viele große aktive Anbie-
ter, die ihre europäischen Kunden mit nanoelektronischen
Bauelementen nach dem aktuellen Stand der Technik ver-
sorgen. 

Die Gefahr einer strategischen Abhängigkeit von einem
einzelnen Anbieterland scheint daher eher gering. Es ist
eher unwahrscheinlich, dass z. B. Taiwan seine Chipex-
porte in die EU aus strategischen Gründen stark ein-
schränkt oder verzögert. Erstens wären Gegenmaßnah-
men der EU, z. B. über sehr hohe Importzölle oder andere
Handelshemmnisse, die den europäischen Binnenmarkt
für viele taiwanesische Produkte schließen und damit die
gesamte Wirtschaft Taiwans treffen könnten, wahrschein-
lich. Zweitens führen die sehr hohen FuE- und Produk-
tionskosten in Verbindung mit den sehr kurzen Produkt-
lebenszyklen dazu, dass die in der Nanoelektronik
aktiven Unternehmen ihre hohen Kosten über globale
Vertriebsstrategien schnell amortisieren müssen (u. a.
Keller 1992). Zudem untersagt seit 2000 ein WTO-
Abkommen zum Handel von Produkten der Informa-
tionstechnologie („Information Technology Agreement“),
das von den wichtigen Lieferstaaten von Halbleiterpro-
dukten unterschrieben wurde, Zölle und andere Handels-
gebühren auf diesbezügliche Produkte. Deshalb wird die
Rechtfertigung von Ansiedlungsanreizen mit staatlichen
Beihilfen aus Gründen der Versorgungssicherheit häufig
angezweifelt (u. a. Grundig et al. 2008; Gerstenberger
1992).

1.1.3 Informationsasymmetrien

Freie Märkte besitzen in der Regel die Eigenschaft, dass
die dabei zustande kommenden Preise (insb. Güterpreise,
Löhne, Zinssätze) auf eine effiziente Weise den Wirt-
schaftssubjekten wichtige Informationen für ihre öko-
nomischen Entscheidungen liefern (u. a. zur Knappheit
von Ressourcen bzw. Produktionsfaktoren). In vielen
Bereichen des Wirtschaftslebens sind jedoch relevante
Informationen zwischen den Marktteilnehmern ungleich
verteilt. Die Folgen derartiger Informationsasymmetrien
können ein unerwünschtes opportunistisches Verhalten
(u. a. Versicherungsbetrug) oder eine negative Auslese
(u. a. bei Gebrauchtwagen-, Versicherungs- oder Kre-
ditmärkten) sein. Im Extremfall kommen dadurch ganze
Märkte zum Erliegen (u. a. Donges et al. 2006; Friede-
riszick et al. 2006). 

Ausgangspunkt ist die Überlegung, dass die eine Markt-
seite (z. B. Versicherungs-, Kreditnehmer, Gebraucht-
wagenhändler) besser informiert ist (z. B. über ihr Ver-
sicherungsrisiko, ihre eigene Bonität oder den Zustand
des Gebrauchtwagens) als die andere Marktseite, für die
wichtige Informationen nur unvollständig verfügbar sind.
Im Fall des Kreditmarktes kann es beispielsweise sein,
dass gerade junge kleine und mittelständische Unterneh-
men (z. B. ein Start-up) in Hightechbranchen besser über
ihre Wettbewerbsfähigkeit (u. a. Umsatzpotenziale, Kos-
teneffizienz der Geschäftsprozesse) informiert sind als
die Banken, von denen sie einen Kredit haben möchten
(u. a. Oxera 2006). Die Banken werden daher Risikozu-
schläge verlangen. Mit steigendem Risikozuschlag wer-
den jedoch möglicherweise die KMU-Kreditnehmer mit
niedrigem Risiko den Markt verlassen und sich die erfor-
derliche Liquidität auf anderem Wege beschaffen (u. a.
Fusionen, Kooperationen, strategische Allianzen). Am
Kreditmarkt bleiben dann nur noch die schlechten Kredit-
risiken übrig. Starke Rationierungen können die Folge
sein, d. h. die Banken als Kreditgeber sind zu keinem
Zinssatz mehr bereit, Kredite an junge KMU in Hightech-
branchen zu vergeben, selbst wenn diese über tragfähige
Geschäftsmodelle verfügen. Staatliche Beihilfen in Form
von Subventionsprogrammen für KMU werden, insbe-
sondere in Hightechbranchen, oft mit diesem Argument
gerechtfertigt (Friederiszick et al. 2006; Oxera 2006). 

Staatliche Eingriffe in private Märkte mit ungleicher In-
formationsverteilung (z. B. Regulierungen hinsichtlich
der gesetzlichen Offenlegungspflichten für Unternehmen)
können zu einer Steigerung der Markteffizienz führen.
Auch privatwirtschaftliche Lösungen sind möglich: So
entwickeln sich in Märkten mit Informationsasymmetrien
häufig auch private Institutionen (z. B. Ratingagenturen,
Zertifizierungsinstitutionen), die es erlauben, das Pro-
blem der ungleichen Informationsverteilung zumindest
teilweise zu überwinden.

Informationsasymmetrien im Bereich der Nano-
elektronik

Ebenso wie in anderen Hightechbranchen besteht in
Deutschland auch in der Nanoelektronik vor allem bei
jungen kleinen und mittelständischen Unternehmen (u. a.
bei FuE-Dienstleistern) aus den oben beschriebenen
Gründen die Gefahr von Kreditrationierungen bzw. eines
unzureichenden Zugangs zu Risikokapital. Dies könnte
die Finanzierung und Weiterentwicklung innovativer
Ideen (u. a. durch Gründung akademischer Spin-offs) und
damit die technologische Wettbewerbsfähigkeit in einer
wichtigen Schlüsseltechnologie dauerhaft gefährden (Ex-
perteninterviews).



Drucksache 17/4982 – 74 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
1.1.4 Aktive Industriepolitik und Fehl-
allokationen bei ungleichem
globalem Wettbewerb 

Strategisch bedeutsame Technologien oder Branchen im
Politikfokus: Einige Technikfelder (z. B. Bio-, Nano-
oder Informations- und Kommunikationstechniken) und/
oder Wirtschaftssektoren (z. B. Agrar-, Rohstoff-, Ener-
gie- oder Gesundheitssektor) sind für einzelne Länder
oder Wirtschaftsregionen strategisch besonders bedeut-
sam, u. a. für die Versorgungssicherheit oder als „enab-
ling technology“ für die dauerhafte internationale Wettbe-
werbsfähigkeit vieler nachgelagerter Anwenderindustrien
und/oder vorgelagerter Zulieferindustrien (u. a. Donges et
al. 2006; Soete 2007). Diese strategisch bedeutsamen
Technikfelder oder Wirtschaftssektoren erhalten aufgrund
von Wachstums- und Beschäftigungspotenzialen von der
Politik meist besondere Aufmerksamkeit in Form von
staatlichen Eingriffen, u. a. durch öffentliche FuE-Förde-
rung, direkte Investitionszuschüsse, Exportsubventionen
oder spezifische Steuer- oder Abschreibungsvergünsti-
gungen für inländische FuE- oder Produktionsstätten
(u. a. Soete 2007; SVR 2009). Die Innovationsforschung
zeigt zudem, dass die Einführung und Diffusion neuer
Technologien häufig institutionelle und organisatorische
Neuausrichtungen benötigt (u. a. Aghion et al. 2008; Met-
calfe 2008). Diese könnten ohne selektive Staatseingriffe
an der Pfadabhängigkeit der bestehenden Industrien
scheitern.

Aus Marktversagensgründen ist eine aktive staatliche In-
dustriepolitik allerdings meist kaum zu rechtfertigen.
Denn gerade diese strategisch bedeutsamen Technikfelder
oder Wirtschaftssektoren versprechen für die Zukunft
hohe bzw. sehr hohe Gewinne, weshalb sie keiner staatli-
chen Unterstützung bedürfen, da gerade hier ein starkes
privatwirtschaftliches Engagement zu erwarten ist. Ein
derartiges Engagement privater Investoren ist nur dann
nicht zu erwarten, wenn die in den vorangegangenen Ka-
piteln beschriebenen Marktversagensgründe der positiven
externen Effekte, Markteintrittsbarrieren oder Informa-
tionsasymmetrien vorliegen. So könnte es z. B. sein, dass
die privaten Wirtschaftsakteure die zukunftsträchtigen
Technikfelder bzw. Wirtschaftssektoren nicht erkennen.
Derartige Fehleinschätzungen kommen immer wieder
vor. Das rechtfertigt aber nicht gleichzeitig einen staatli-
chen Eingriff, denn der Staat vermag in der Regel
schlechter als private Investoren zu prognostizieren, wel-
che Technikfelder bzw. Industrien eine Zukunft haben
und welche nicht (u. a. SVR 2009).

Eine strategische Industriepolitik mit staatlichen Unter-
stützungsleistungen kann auch im Fall einer hohen FuE-
Effizienz innerhalb eines Technikfeldes oder einer Wirt-
schaftsbranche ökonomisch kontraproduktiv für die un-
terstützende Regierung sein. Denn in diesem Fall kann
ein schneller „Prozess der schöpferischen Zerstörung“
(u. a. sehr kurze Innovationszyklen) dazu führen, dass
z. B. mit staatlichen Finanzmitteln geförderte technologi-
sche Durchbrüche sehr schnell wieder aus technologi-
scher Sicht obsolet werden (u. a. Aghion/Howitt 2006).
Im ungünstigen Fall entstehen dann auch wirtschaftlich
keine Wachstums- und Beschäftigungspotenziale im In-
land, weil z. B. die ehemals staatlich geförderten Unter-
nehmen durch die neuen technologischen Durchbrüche
von ausländischen Konkurrenten vom Markt verdrängt
werden.

Ungleicher globaler Standortwettbewerb: Trotz dieser
Bedenken hinsichtlich staatlicher Eingriffe ist in der Rea-
lität vor allem in strategisch bedeutsamen Technikfeldern
oder Wirtschaftssektoren zu beobachten, dass der Stand-
ortwettbewerb zwischen Ländern und Wirtschaftsregio-
nen ein bisher nicht gekanntes Ausmaß an Ansiedlungs-
vergünstigungen angenommen hat (u. a. Gröteke 2007).
Ohne Begrenzung eines Fiskalwettbewerbs besteht je-
doch das Risiko, dass sich Regionen bzw. Länder durch
staatliche Eingriffe (z. B. Steuersenkungen) herunterkon-
kurrieren, um Unternehmensansiedlungen bzw. Direkt-
investitionen im Inland zu begünstigen (u. a. Grundig et
al. 2008), oder aber sich Handelskonflikte ausbreiten. Im
Extremfall kann der Wettbewerb um mobiles Kapital zu
einem „race to the bottom“ bei der Kapitalbesteuerung
(d. h. zu einer Steuer nahe Null) oder aber zu einem „race
to the top“ bei den Ansiedlungssubventionen (d. h. sehr
hohe Investitionszuschüsse) führen. Vor allem reichere
Länder können sich beispielsweise ein derartiges Verhal-
ten über längere Zeiträume leisten und so ärmere Länder
beim Aufbau bestimmter Industrien bzw. Technikfelder
behindern. Dadurch würden die Ressourcenallokation
und der Wettbewerb verzerrt. 

Durch einen Steuer- und/oder Subventionswettlauf wird
zudem in der mittleren bis langen Frist die Finanzierung
wichtiger öffentlicher Leistungen (u. a. Aus- und Weiter-
bildung) erschwert, denn die im Steuer- bzw. Subventi-
onswettlauf siegreiche Region erzielt keine bzw. deutlich
geringere Steuereinnahmen mit entsprechend negativen
Effekten. Zudem muss jeder Euro an Steuern, der nicht
vom ansiedlungswilligen Unternehmen erhoben wird
(bzw. jeder Euro an Subventionen, der dem Unternehmen
gewährt wird), an anderer Stelle mit verzerrenden Steuern
(z. B. Einkommensteuer auf den Faktor Arbeit) erzielt
werden, wenn die Region weiterhin ihren Staatsaufgaben
nachkommen möchte.

Die Beihilferegelung der EU zielt daher gerade darauf ab,
einen derartigen Steuer- und/oder Subventionswettbe-
werb in der EU zu begrenzen. Im Falle eines rein innereu-
ropäischen Wettbewerbs der Standorte ist eine Begren-
zung der Beihilfen eine geeignete Maßnahme zur
Verhinderung eines ineffizienten Steuer- bzw. Subventi-
onswettbewerbs innerhalb der EU. 

Diese Begrenzung des Ansiedlungswettbewerbs inner-
halb der EU kann allerdings dann zu nicht mehr optima-
len Ergebnissen führen, wenn sich Unternehmen bei ihren
FuE- oder Produktionsentscheidungen auch für einen Al-
ternativstandort außerhalb der EU entscheiden können
(u. a. Buehlens et al. 2007). Denn wenn der nichteuropäi-
sche Standort entsprechend hohe Steuervergünstigungen
und/oder Investitionszuschüsse zusagt, wandert das Un-
ternehmen möglicherweise aus dem EU-Raum ab, mit
entsprechend negativen volkswirtschaftlichen Effekten
(u. a. Beschäftigungsverluste, geringere positive externe
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Spill-over-Effekte ). Die EU-Beihilferegelung in Form ei-
ner isolierten Festlegung von Steueruntergrenzen bzw.
Subventionshöchstgrenzen innerhalb der EU kann somit
im Fall eines globalen Standort- bzw. Ansiedlungswettbe-
werbs dazu führen, dass die Unternehmensansiedlung au-
ßerhalb der EU erfolgt. 

Strategische Politik im Bereich der Nanoelektronik

Die EU-Kommission geht davon aus, dass die Nano-/
Mikroelektronik eine der „Schlüsseltechnologien des
21. Jahrhunderts“ ist, die u. a. durch hohe Wissens- und
FuE-Intensitäten, schnelle Innovationszyklen, hohen Ka-
pitalaufwand und hochqualifizierte Arbeitskräfte charak-
terisiert ist (u. a. Europäische Kommission 2009b; Grun-
dig et al. 2008; Kap. II). Durch die zunehmende
Verbreitung dieser Schlüsseltechnologien kann ein hohes
Ausmaß an positiven externen Effekten entstehen, u. a.
auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit vieler Zulie-
fer- und Anwenderindustrien innerhalb der EU und damit
auf die Innovations- und Wachstumspotenziale der ge-
samten europäischen Wirtschaft (u. a. Experteninter-
views; Europäische Kommission 2009b; IPTS 2008). 

Die oben diskutierten externen Effekte sprechen tenden-
ziell für eine starke Bedeutung der Nanoelektronik. Als
wichtige „enabling technolgy“  u. a. für die technologi-
sche Absorptionsfähigkeit oder den effizienten Wissens-
und Technologietransfer innerhalb von Volkswirtschaf-
ten (u. a. Soete 2007)  können von ihr erhebliche positive
externe Effekte auf nachgelagerte Anwenderindustrien
und vorgelagerte Zulieferindustrien ausgehen.

Strategische Abhängigkeiten, insbesondere von nichteuro-
päischen Ländern, können zu erheblichen unerwünschten
Nebenwirkungen führen, vor allem wenn es in diesen Re-
gionen zu fehlendem Wettbewerb bzw. Konzentra-
tionsprozessen und damit zu überhöhten Produktpreisen
kommen sollte. Dies vor dem Hintergrund, dass die EU
dann keinen politischen Einfluss (u. a. durch Fusionskon-
trolle) auf die Konzentrationsprozesse bzw. Monopolisie-
rungstendenzen in den nichteuropäischen Produktions-
regionen geltend machen könnte. Kommt es darüber
hinaus z. B. zu einer deutlichen Euro-Abwertung, so kön-
nen Chipimporte teurer werden. Infolgedessen werden
die Preise für viele Anwenderprodukte mit elektronischen
Komponenten (u. a. Autos, Computer, Wasch- und Spül-
maschinen, Investitionsgüter) ebenfalls ansteigen. Hier-
von wären sowohl die Verbraucher innerhalb der EU über
eine importierte Inflation als auch die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen Industrie (u. a. über hö-
here Exportpreise) negativ betroffen. Darüber hinaus fehlt
bei einer starken Abhängigkeit von Nanoelektronikim-
porten die Möglichkeit, selbst die Richtung der technolo-
gischen Entwicklung mitzugestalten. Es besteht das Ri-
siko, dass von den ausländischen Anbietern nur gering
auf die Bedürfnisse deutscher bzw. europäischer Anwen-
der eingegangen wird, sondern diese sich allein auf große
Nachfragebereiche auf dem Weltmarkt konzentrieren.
Dies könnte die technologische Wettbewerbsfähigkeit
deutscher oder europäischer Anwender gefährden. Des-
halb, so einzelne der befragten Experten, sollte es aus ge-
opolitischen bzw. geostrategischen Gründen zumindest
ein bis zwei Produktionsanlagen in Europa auf techno-
logisch sehr hohem Niveau geben, um derartige strate-
gische Abhängigkeiten zu vermeiden. Ob diese Nano-
elektronikproduktionsanlagen in Deutschland oder in
anderen EU-Ländern sind, ist dabei nicht entscheidend.

Fehlallokationen bei ungleichem Wettbewerb im 
Bereich der Nanoelektronik

Die im Rahmen dieser Studie befragten Experten schrei-
ben Fehlallokationen bei ungleichem Wettbewerb in der
Nanoelektronik eine besondere Bedeutung zu. Wie in Ka-
pitel IV.2 genauer erläutert wird, konzentriert sich die
EU-Beihilfenkontrolle auf die Gewährung von horizonta-
len Beihilfen und schränkt spezifische Eingriffe (z. B. In-
vestitionsbeihilfen für den Aufbau von Produktionsstät-
ten) stark ein. Inwiefern ein Wettbewerb mit Ländern
außerhalb Europas auf den entsprechenden Märkten be-
steht und inwieweit diese Länder ihrerseits Subventionen
gewähren, spielt hingegen zumindest bei Investitionsbei-
hilfen keine Rolle. 

Laut Expertenmeinungen sind die Auswirkungen dieser
Neuausrichtung auf horizontale Beihilfen im Hinblick auf
den internationalen Standortwettbewerb im Bereich der
Nanoelektronik als sehr problematisch zu sehen, da die
weltweit tätigen Unternehmen bei ihrer Investitionsent-
scheidung für Produktionsanlagen auch regelmäßig
Standorte außerhalb der EU in Betracht ziehen. Für sie
stellt sich (verkürzt) die Frage: „EU-Standort oder Dritt-
land?“. Es existiert daher aktuell ein offener globaler
Standortwettbewerb zwischen EU-Standorten und Dritt-
ländern. Während EU-Mitgliedstaaten einem rigiden
Korsett aus Beihilferegeln unterworfen sind, werden in
den nichteuropäischen Drittländern erhebliche finanzielle
Anreize nicht nur für FuE-Tätigkeiten gewährt, sondern
auch für die Förderung von reinen Produktionsstätten.
Wie in Kapitel III dargestellt wurde, ist das Niveau der
staatlichen Unterstützung in Drittländern tendenziell
höher als z. B. in Deutschland (u. a. Thomas/Wishlade
2009; Velloor 2007). Bezogen auf die höchsten bekannten
Staatsbeihilfen in der Nanoelektronik seit dem Jahr 2005
liegen beispielsweise die Anteile staatlicher Beihilfen an
den Investitionssummen in den USA (AMD 34 Prozent,
IBM 21,3 Prozent, Sematech 44,8 Prozent) deutlich hö-
her als in Deutschland (AMD 12 Prozent, Quimonda
13,3 Prozent). Auch in Indien, wo verstärkt Ansiedlungs-
vergünstigungen forciert werden, werden beispielsweise
bis zu 35 Prozent der Investitionskosten staatlich subven-
tioniert (Brown/Linden 2009).

Mit der Verschärfung der Beihilfenkontrolle setzt die Eu-
ropäische Kommission laut Expertenmeinungen daher
möglicherweise ein (unfreiwilliges) Signal gegen den
Produktionsstandort Europa. Dies kann die Attraktivität
der EU vor allem für kapitalintensive Produktionsstätten
wie im Bereich der Nanoelektronik deutlich reduzieren.
Dadurch besteht das Risiko, dass sich Leitstandorte für
die wirtschaftliche und technologische Entwicklung in
der Nanoelektronik künftig noch stärker als bislang in Re-
gionen außerhalb der EU verlagern. 
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Dieser Nachteil, der aus marktverzerrenden Beihilfen von
außereuropäischen Staaten resultiert, könnte verhindert
werden, wenn eine globale Beihilfenkontrolle für alle
Weltregionen staatfinden würde. Die aktuellen Vereinba-
rungen auf globaler Ebene reichen aber kaum aus
(Kap. IV.2.4), um Fehlallokationen zu verhindern.

1.1.5 Distribution und Gleichheit als Recht-
fertigung staatlicher Eingriffe 

Die bisherigen Ausführungen zur Rechtfertigung staatli-
cher Eingriffe basierten größtenteils auf Effizienzargu-
menten: Wenn freie Märkte bei Vorliegen von Marktver-
sagen (z. B. bei externen Effekten) nicht zu effizienten
Ergebnissen führen, können staatliche Eingriffe die
Marktergebnisse verbessern. Viele Wissenschafts- und
Politikakteure gehen zudem davon aus, dass freie Markt-
wirtschaften nicht immer zu einer gerechten Einkom-
mens- und Vermögensverteilung führen (u. a. zwischen
Regionen oder Akteursgruppen). Viele staatliche Ein-
griffe (u. a. soziale Sicherungs-, Steuer- und Transfersys-
teme, regionale Wirtschaftsförderung) werden daher nicht
mit Effizienzargumenten, sondern mit verteilungspoliti-
schen Anliegen begründet (u. a. Donges et al. 2006). 

Hierbei besteht oftmals die Forderung, Verteilungsziele
mit Instrumenten des allgemeinen Steuer- und Transfer-
systems zu verfolgen, da dadurch die Transparenz der
staatlichen Umverteilungspolitik erhöht wird. Subventio-
nen als Mittel der Einkommensumverteilung sind hier
wegen ihres selektiven Charakters weniger geeignet, da
es für die Wähler dann schwieriger ist, die Verteilungs-
politik des Staates insgesamt zu durchschauen. Diese In-
transparenz ermöglicht es zudem Interessengruppen, die
staatliche Umverteilungspolitik zugunsten ihrer Mitglie-
der und zulasten Dritter zu beeinflussen (u. a. Donges et
al. 2006).

Im Kontext der EU-Beihilferegelung spielten verteilungs-
politisch orientierte Subventionen (z. B. Regionalbeihil-
fen für Ostdeutschland oder osteuropäische Beitrittslän-
der) in der Vergangenheit eine sehr große Rolle; Mitte der
1990er Jahre erreichten sie einen Umfang von etwa
40 Prozent aller gewährten staatlichen Beihilfen (Friede-
riszick et al. 2006). Im Zuge der Neuausrichtung der EU-
Beihilferegelung wurden verteilungspolitisch orientierte
staatliche Beihilfen allerdings stark gekürzt (Kap. IV.3.1;
Soltesz 2005). 

Verteilungspolitisch orientierte staatliche Beihilfen im 
Bereich der Nanoelektronik

Der multisektorale Regionalbeihilferahmen ermöglichte
in der Vergangenheit deutliche staatliche Unterstützungen
beim Bau von Nanoelektronikproduktionsstätten, vor al-
lem im Dresdner Raum. Die Neuregelungen zum Abbau
regionaler Beihilfen (u. a. niedrigere Beihilfehöchstsätze
in Dresden) und die verteilungspolitisch stärker an osteu-
ropäische Staaten orientierten staatlichen EU-Beihilfen
verringern die Möglichkeiten zur Beihilfe an den etablier-
ten Nanoelektronikstandorten in Europa (Kap. IV.3.2).
1.1.6 Innovationssystemperspektive
Die bisherigen Ausführungen zur Rechtfertigung staatli-
cher Eingriffe bei Vorliegen von Marktversagen basieren
auf dem theoretischen Paradigma der Neoklassik. Diese
vorherrschende Sicht ist nicht unumstritten, u. a. in den
Reihen der Evolutions- und Innovationsökonomen. So
geht die derzeitige Innovationsforschung davon aus, dass
Innovationen und die Diffusion neuer Technologien in ei-
nem Innovationssystem entstehen, an dem diverse
Akteure und Institutionen in einem interaktiven, inter-
disziplinären und kollektiven Prozess mit vielen Rück-
kopplungsschleifen beteiligt sind (Freeman 1987; Lund-
vall 1992; Nelson 1993; Edquist 1997). Nicht einzelne
Faktoren oder Akteure, sondern das Zusammenspiel und
die Vernetzung leistungsstarker Teilsysteme und ihrer
Akteure innerhalb eines Innovationssystems entscheiden
dabei über die Leistungsfähigkeit und Innovationskraft
eines Standorts. 

Aus einer solchen Innovationssystemperspektive heraus
werden staatliche Eingriffe mit dem Ziel begründet, die
Funktionsweise eines Innovationssystems zu verbessern
bzw. systemische Mängel oder gar Systemversagen zu
vermeiden. Systemische Mängel können bei allen Teil-
systemen und Akteuren eines Innovationssystems auftre-
ten und/oder die Beziehungsstrukturen innerhalb eines
Teilsystems und zwischen verschiedenen Teilsystemen
betreffen (z. B. Cluster-, Netzwerkprobleme). 

Der Innovationssystemansatz geht damit deutlich über
das Phänomen des Marktversagens als „neoklassische“
Begründung innovationspolitisch motivierter Eingriffe
des Staates hinaus (u. a. Oxera 2006), da beispielsweise
nicht nur die vorwettbewerblichen und nichtmarktfähigen
Phasen des Innovationsprozesses (z. B. die Finanzierung
von Grundlagenforschung und Forschungsinfrastrukturen
aufgrund von positiven externen Effekten) im Fokus ste-
hen, sondern sämtliche Stellhebel, die für die Funktions-
fähigkeit eines Innovationssystems von Relevanz sind.
Diese große Anzahl an potenziellen systemischen Pro-
blembereichen innerhalb und zwischen den verschiede-
nen Innovationsteilsystemen und damit die große Band-
breite an staatlichen Eingriffsmöglichkeiten umfasst alle
Wertschöpfungsstufen, d. h. von der Wissensbasis, dem
Wissens- und Technologietransfer über die Produktion bis
hin zur Markteinführung und Marktdurchdringung. 

Es besteht allerdings in der Literatur keine klare Einig-
keit, wo Systemmängel explizit oder implizit im Konzept
des Marktversagens mit enthalten sind (Schröter 2009;
Lipsey et al. 2005; Metcalfe 2008). Tendenziell werden
Netzwerk- und Koordinationsprobleme, die Unsicherheit
der Akteure bei ihren Entscheidungen sowie Gründe für
Pfadabhängigkeit (u. a. dynamische Rückkopplungs-
effekte) nur eingeschränkt in den Argumenten des Markt-
versagens erfasst (Metcalfe 2008; Schröter 2009; Oxera
2006). Eine direkte Darstellung, an welchen Stellen mög-
liche Innovationssystemversagens- über Marktversagens-
gründe hinausgehen, und eine vollständige Übertragung
der Rechtfertigung staatlicher Eingriffe aus Sicht der
Innovationsforschung auf die Nanoelektronik ist auf-
grund des eingeschränkten Forschungsstandes der Inno-
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vationsökonomie zur Beihilfenkontrolle nicht möglich.
Da die Innovationssystemsicht im Rahmen dieser Studie
aber eine bedeutende Rolle spielt (siehe z. B. Innova-
tionssystemanalyse für die Nanoelektronik in Kap. II.3),
wird folgendes Vorgehen gewählt: Wie in Kapitel V.4 nä-
her erläutert wird, nähern sich Weiterentwicklungen der
Industriepolitik der Innovationspolitik an (z. B. Aiginger
2007). Die dabei offenere Perspektive bezüglich staatli-
cher Eingriffe und Erkenntnisse für geeignete Instru-
mente bzw. deren Design bilden hierbei eine wichtige
Grundlage für das Handlungsszenario „Aktive sektorale
Technologie-/Industriepolitik“. 

Im Folgenden werden aber zunächst die Risiken staatli-
cher Eingriffe dargestellt. Diese sind nicht direkt abhän-
gig von einer Marktversagens- oder Innovationssystem-
versagens-Perspektive.

1.2 Risiken staatlicher Eingriffe und Gründe 
für eine strikte EU-Beihilfenkontrolle 

Aus den in Kapitel IV.1.1 beschriebenen Rechtfertigungs-
gründen staatlicher Eingriffe kann nicht zwangsläufig ge-
folgert werden, dass staatliche Beihilfen gerechtfertigt
sind. Denn auch staatliche Eingriffe sind mit Risiken ver-
bunden (u. a. mangelnde Messbarkeit von Marktversa-
gen, Opportunitätskosten staatlicher Eingriffe, Staatsver-
sagen). Im Folgenden werden diese Risiken und damit die
Argumente für eine strikte europäische Beihilfenkontrolle
dargestellt.

1.2.1 Unzureichende Messbarkeit von 
Marktversagen

Die Messung von Marktversagen und dem damit verbun-
denen gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverlust ist in der
Praxis mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden (u. a.
Friederiszick et al. 2006, Nitsche/Heidhues 2006). Um
wirtschaftspolitisch den „richtigen Anreiz“ und damit ef-
fiziente Marktergebnisse erzielen zu können, müsste sich
die Höhe der staatlichen Beihilfe (z. B. Höhe der Subven-
tionszuschüsse oder Steuererleichterungen) zumindest am
Ausmaß des Marktversagens orientieren. Dieses Ausmaß
(z. B. Umfang positiver Wissens- oder Technologie-Spill-
over-Effekte, Ausmaß an Informationsasymmetrien im
Finanzsektor) ist in der Realität jedoch häufig gar nicht
bzw. nur sehr schwer zu messen. Das exakte Ausmaß des
Marktversagens (z. B. bei Investitionen in Forschung
oder Bildung) hängt u. a. von der Differenz vom privaten
und sozialen Nutzen ab und wird von vielen verschiede-
nen Einflussfaktoren (u. a. Effizienz von Patentsystemen
oder Effizienz der FuE- und Bildungsinfrastruktur) be-
stimmt (Kap. II). In der Praxis wird daher in der Regel
auf genaue quantitative Berechnungen verzichtet. Meist
kommen qualitative Bewertungen zur Anwendung, um
festzustellen, ob Marktversagen vorliegt und wie groß
dessen Ausmaß ist.

Auch kann Marktversagen wie im Fall von Informations-
asymmetrien nicht als pauschaler Rechtfertigungsgrund
für staatliche Eingriffe in das Marktgeschehen angeführt
werden (Donges et al. 2006; Friederiszick et al. 2006;
SVR 2009). Denn in der Regel verfügt der Staat nicht
über bessere, sondern sogar meistens über schlechtere In-
formationen als die privaten Akteure. Die hohe Komple-
xität und Vielfalt der privatwirtschaftlichen Reaktionen
auf Informationsasymmetrien erschweren es zudem, sinn-
volle und adäquate staatliche Eingriffe zu konzipieren.

1.2.2 Wettbewerbsverzerrung zwischen 
Unternehmen und Regionen

Der europäische Binnenmarkt ist eine der Säulen der
Europäischen Union, weil für die EU-Wirtschaftsakteure
neue Wachstumspotenziale entstehen, z. B. durch einen
stärkeren innereuropäischen Wettbewerb oder durch zu-
nehmende Skaleneffekte aufgrund größerer Absatz-
märkte. Durch die Gewährung von nationalstaatlichen
Beihilfen kann dieses Ziel gefährdet werden, weil da-
durch eine Vielzahl unerwünschter ökonomischer Neben-
effekte entstehen können wie z. B. dynamische Ineffi-
zienzen, negative grenzüberschreitende Spill-over-
Effekte oder ein Steuer- bzw. Subventionswettlauf inner-
halb der EU (u. a. EEAG 2008; Friederiszick et al. 2006;
SVR 2009).

Dynamische Ineffizienzen: In staatlich unterstützten Un-
ternehmen bzw. Wirtschaftssektoren entstehen in der Re-
gel dynamische Ineffizienzen, die dauerhaft die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit mindern (u. a. EEAG
2008). So ist z. B. der Anreiz, die Kosten (u. a. Produk-
tions-, Marketing- oder Vertriebskosten) zu senken oder
die Produktivität und Produktqualität zu erhöhen, deut-
lich geringer als in anderen Sektoren, in denen eine hohe
Wettbewerbsintensität herrscht oder die durch eine hohe
Anzahl an potenziellen Wettbewerbern geprägt sind, die
in den Markt eintreten könnten. Zudem sind in staatlich
unterstützten Unternehmen bzw. Wirtschaftssektoren
meist die Innovationsraten bezüglich Produktinnovatio-
nen oder kosteneffizienten Prozessinnovationen geringer.
Die Kosten derartiger dynamischer Ineffizienzen (z. B.
überhöhte Produktpreise, geringe Produktvielfalt) müssen
in der Regel von den Konsumenten getragen werden.

Darüber hinaus wird in staatlich unterstützten Wirt-
schaftssektoren der technische Fortschritt und der Wett-
bewerb durch eigennützige Interessengruppen, die die
bisherigen monopolistischen bzw. oligopolistischen Struk-
turen zementieren möchten, in Form von Lobbyismus be-
kämpft (u. a. SVR 2009). Denn für sie verursacht der
technische Fortschritt zusätzliche Kosten (z. B. Auf- und
Ausbau neuer Netze, FuE-Infrastrukturen oder Produk-
tionssysteme) und zunehmender Wettbewerb verringert
ihre Gewinne. 

Durch die Gewährung von staatlichen Beihilfen, vor al-
lem in Form von Subventionen, können sich auch ineffi-
ziente Unternehmen bzw. Wirtschaftssektoren länger in
ihren Märkten halten, als dies bei einer hohen Wettbe-
werbsintensität der Fall wäre. Staatliche Beihilfen werden
daher oftmals als Grund dafür gesehen, dass das Produk-
tivitätswachstum der EU-Länder im Vergleich zu den
USA in den letzten Jahren geringer war (u. a. EEAG
2008). 
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Negative grenzüberschreitende Spill-over-Effekte: Die
Zielsetzungen staatlicher Beihilfen sind sehr unterschied-
lich: Unter anderem werden FuE-Beihilfen gewährt, um
junge Wirtschaftszweige in neuen Technikfeldern in den
ersten Jahren vor dem internationalen Wettbewerb zu
schützen oder aber Rettungsbeihilfen, um in Zeiten von
Wirtschaftskrisen den Beschäftigungsrückgang in schrump-
fenden Sektoren zu minimieren. Bei letzterem Aspekt
sind Überkapazitäten in einigen Ländern die Folge.
Grundsätzlich gilt: Wenn staatliche Beihilfen (z. B. Inves-
titionszuschüsse, Steuererleichterungen) nur in einigen
Regionen bzw. Ländern gewährt und in anderen Regio-
nen bzw. Ländern nicht gewährt werden, können grenz-
überschreitende negative externe Effekte entstehen.
Unternehmen ohne staatliche Unterstützung sind mögli-
cherweise preislich nicht länger konkurrenzfähig und
müssen ihre Märkte verlassen. Staatliche Beihilfen kön-
nen auch dazu führen, dass Firmen ohne staatliche Unter-
stützung erst gar nicht in den Markt eintreten, selbst wenn
sie kosteneffizient produzieren können. Handelt es sich
um zwei Regionen bzw. Länder innerhalb der EU, so
kann dadurch die Europäische Integration bzw. die Funk-
tionsfähigkeit des europäischen Binnenmarktes gefährdet
werden. Dieser Aspekt ist eine wichtige Rechtfertigung
für die supranationale EU-Beilhilfenkontrolle.

Steuer- und Subventionswettlauf: Der Wettbewerb zwi-
schen Regionen um die Ansiedlung von Großunterneh-
men oder Großinvestitionen nimmt aktuell große Aus-
maße an (Thomas 2007). Die Regionen überbieten sich
gegenseitig mit Ansiedlungsvergünstigungen (u. a. Grö-
teke 2007). Vielfach wird von „bidding wars“, „race to
the bottom“ oder „Steuer-/Subventionswettlauf“ gespro-
chen. Dabei handelt es sich oftmals um ein rationales
nationalstaatliches Handeln als optimale strategische Ant-
wort auf FuE-Beilhilfen oder Rettungsbeihilfen in
anderen Ländern. Ohne Begrenzung des Fiskalwettbe-
werbs besteht daher das Risiko, dass sich Regionen bzw.
Länder innerhalb der EU durch staatliche Eingriffe (z. B.
Steuersenkungen, Exportsubventionen) immer weiter he-
runterkonkurrieren (d. h. im Extremfall eine Steuer nahe
Null oder sehr hohe Subventionen), um Unternehmens-
ansiedlungen, ausländische Direktinvestitionen oder
Wirtschaftssektoren und Technikfelder zu fördern. Rei-
chere Länder könnten so beispielsweise ärmere Länder
beim Aufbau bestimmter Industrien bzw. Technikfelder
behindern. Durch einen derartigen Steuer- bzw. Subventi-
onswettlauf würden sich alle beteiligten Länder schlech-
ter stellen als bei freiem Handel, der Wettbewerb inner-
halb der EU würde stark verzerrt und die europäische
Integration gefährdet werden (Brander/Spencer 1985 u.
1987; EEAG 2008; Friederiszick et al. 2006). Zudem
würde dadurch in vielen EU-Ländern die Finanzierung
wichtiger öffentlicher Leistungen (u. a. Aus- und Weiter-
bildung, Förderung der Grundlagenforschung), die dauer-
haftes Wirtschaftswachstum gewährleisten, erheblich er-
schwert werden. Auch dieser Aspekt ist eine sehr
wichtige Rechtfertigung für eine supranationale EU-Bei-
hilfenkontrolle.
1.2.3 Alternative Verwendung der Ressourcen

Durch die Gewährung von staatlichen Beihilfen entstehen
Opportunitätskosten in der Form, dass die für die Beihilfe
benötigten Ressourcen (z. B. Subventionszahlungen)
nicht für andere Verwendungen wie z. B. Bildung oder
öffentliche Verkehrsinfrastruktur zur Verfügung stehen
(u. a. Friederiszick et al. 2006; SVR 2009). 

Zudem treten gesamtwirtschaftliche Opportunitäts- bzw.
Transaktionskosten in der Form auf, dass staatlich unter-
stützte Unternehmen und Wirtschaftssektoren (z. B. Agrar,
Gesundheit, Energie) zum Teil erhebliche Ressourcen für
Lobbyaktivitäten aufbringen („unproductive rent see-
king“). Die hierfür eingesetzten qualifizierten Arbeits-
kräfte stehen der Volkswirtschaft nicht an anderer Stelle
für produktivere Zwecke (z. B. im FuE- oder Produk-
tionsbereich) zur Verfügung (u. a. Nitsche/Heidhues
2006). Ebenso entstehen in staatlichen Institutionen Kos-
ten für Mitarbeiter, die u. a. diese Lobbyarbeiten beob-
achten, an Lobbyveranstaltungen teilnehmen und die Ar-
gumente der Lobbyisten bewerten müssen.

Darüber hinaus entstehen weitere Opportunitätskosten in
Form einer „Steuerzusatzlast“ (u. a. Nitsche/Heidhues
2006), da z. B. jeder Euro an Subventionen, der den Un-
ternehmen gewährt wird, an anderer Stelle mit Steuern
(z. B. Einkommensteuer, Mehrwertsteuer) erzielt werden
muss, wenn der Staat weiterhin seinen Aufgaben nach-
kommen möchte. Eine Auswertung verschiedener empiri-
scher Ergebnisse zeigt, dass eine Erhöhung staatlicher
Beihilfen um 1 Euro „durchschnittlich“ eine Steuerzusatz-
last bzw. einen gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverlust
in Höhe von 0,20 Euro verursachen kann (u. a. Collie
2000 u. 2002). Die Höhe dieser „Steuerzusatzlast“ hängt
von vielen verschiedenen Einflussfaktoren (u. a. Nachfra-
geverhalten, Grenzsteuersatz, Höhe der Staatsausgaben)
ab und variiert daher stark zwischen verschiedenen Län-
dern (Anderson/Martin 1998; Devarajan et. al. 1997).

Aufgrund der verschiedenen Opportunitätskosten kann es
ökonomisch sinnvoll sein, keine Beihilfen zu gewähren,
und zwar selbst dann, wenn staatliche Beihilfen dazu bei-
tragen können, Marktversagen zu beseitigen bzw. zu ver-
ringern. Dies ist dann der Fall, wenn die Opportunitäts-
kosten (z. B. die „Steuerzusatzlast“) sehr hoch sind, das
Ausmaß des Marktversagens und damit der gesamtwirt-
schaftliche Nutzen aus dessen Beseitigung gering ist oder
aber die öffentlichen Finanzmittel bei anderen Verwen-
dungen (z. B. im Bildungsbereich) der Gesellschaft einen
deutlich höheren volkswirtschaftlichen Nutzen stiften als
im Fall der Gewährung staatlicher Beihilfen. 

Auch hier treten erhebliche Messprobleme auf, etwa bei
der Berechnung der Steuerzusatzlast. Die EU ist deshalb
dazu übergegangen, die Effektivität staatlicher Beihilfen
mit der Erreichung politischer Zielsetzungen zu messen,
wie z. B. die Wirkung von Beihilfen auf die FuE-Ausga-
ben, den Umsatz bzw. die Wertschöpfung oder die Be-
schäftigung in den staatlich unterstützten Unternehmen
oder Regionen (u. a. Röller et al. 2001): So zeigen statis-
tisch signifikante Ergebnisse, dass eine FuE-Beihilfe von
1 Euro pro Kopf in den darauffolgenden fünf Jahren die
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privaten FuE-Ausgaben pro Kopf um 2 Euro erhöht.
Demnach würde ein vollständiger Verzicht auf staatliche
Beihilfe die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt der EU
mindern (u. a. Nitsche/Heidhues 2006). Allerdings unter-
liegen staatliche Beihilfen dem Gesetz des abnehmenden
Grenzertrages, d. h. mit zunehmender Höhe der Beihilfe
nimmt die Effektivität der Beihilfe ab. Mit anderen Wor-
ten sinkt der zusätzliche gesamtwirtschaftliche Nutzen ei-
nes weiteren Beihilfe-Euros. 

1.2.4 Staatsversagen („government failures“)

In Kapitel IV 1.1 wurden verschiedene Gründe (u. a.
Marktversagen, Distribution, Innovationssystemperspek-
tive) für die Gewährung staatlicher Beihilfen aufgeführt
und es wurde gezeigt, wie staatliches Handeln die Markt-
ergebnisse verbessern kann. Hierbei wurde implizit stets
ein effektives und effizientes staatliches Handeln unter-
stellt. Der Fall eines Staatsversagens wurde dabei explizit
ausgeblendet. Allerdings gibt es in der Realität einige
Gründe, die im Kontext staatlicher Beihilfen auf ein mög-
liches Staatsversagen mit entsprechenden Wohlfahrtsver-
lusten hindeuten (u. a. Buehlens et al. 2007; Dewatripont/
Seabright 2006; EEAG 2008; Friederiszick et al. 2006).
Diese Gründe werden im Folgenden skizziert.

Ineffiziente staatliche Auslese: Bei staatlichen Eingriffen
(u. a. in Form von Beihilfen) besteht das Risiko, dass die
Maßnahmen häufiger zu „picking losers“ als zu „picking
winners“ führen werden (Friederiszick et al. 2006). Wa-
rum ist die Wahrscheinlichkeit größer, dass sich der Staat
bei staatlichen Eingriffen für die „Verlierer des freien
Marktes“ entscheidet? Zum einen ist der Staat in der
Regel nur begrenzt in der Lage, die Resultate von ver-
schiedenen Forschungs- und Technologiepfaden voraus-
zusehen. Diese sind schließlich das Ergebnis einer Viel-
zahl von Einflüssen (z. B. Maßnahmen anderer Länder,
Entwicklungen in zusammenhängenden Technologie-
und Wirtschaftsfeldern), die Unsicherheiten in ihrer Ent-
wicklung unterliegen. 

Zum anderen verfügen staatliche Institutionen in der Re-
gel über schlechtere Informationen (z. B. über die Zu-
kunftsfähigkeit von Produkten, Produktgruppen sowie
Wirtschaftssektoren) als die privaten Wirtschaftsakteure.
Die ungleiche Informationsverteilung begünstigt dabei
eine aktive Lobbyarbeit der staatlich unterstützten Unter-
nehmen und Wirtschaftssektoren mit dem Ziel, der Politik
ihre mangelnde internationale Wettbewerbsfähigkeit zu
verschleiern. In schrumpfenden und stagnierenden Wirt-
schaftssektoren sowie in staatlich stark regulierten Märk-
ten mit geringer Wettbewerbsintensität (z. B. Agrar, Ener-
gie, Gesundheit) wird in der Regel sehr viel Lobbyarbeit
betrieben, um die existierenden (oftmals nicht mehr wett-
bewerbsfähigen) Strukturen und die damit einhergehen-
den Renten zu erhalten bzw. sogar auszubauen. In
zukunftsfähigen Wachstumsmärkten bzw. -branchen hin-
gegen treten aufgrund guter Gewinnaussichten oft viele
neue Anbieter in den Markt ein, sodass Gewinne bzw.
Renten über Wettbewerbsmechanismen herunterkonkur-
riert werden. In solchen Märkten bzw. Branchen ist daher
oft ein geringeres Maß an Lobbyarbeit zu erkennen. Im
Ergebnis haben staatliche Unterstützungsleistungen die
Insolvenz von Unternehmen bzw. das Schrumpfen inlän-
discher Wirtschaftssektoren daher häufig nicht verhindert
(z. B. Kohlebergbau), sondern nur hinausgezögert (SVR
2009). 

Weiche staatliche Budgetrestriktionen („dynamic commit-
ment problems“): Nationale Regierungen sind häufig
nicht in der Lage, sich ex ante auf klare Regeln und ein
fixes Budget festzulegen. Die Folge ist, dass ursprünglich
festgelegte staatliche Beihilfen (z. B. zur Förderung von
Start-up-Unternehmen oder FuE-Projekten) ex post im
Bedarfs- bzw. Notfall in Nachverhandlungen erneut ver-
längert und finanziell aufgestockt werden. Antizipieren
die geförderten Akteure (z. B. Start-up-Unternehmen,
FuE-Institutionen) ein derartiges Staatsverhalten bereits
vorab, haben diese Akteure während der Förderungs-
phase in der Regel weniger Anreize, sich adäquat am
Markt auszurichten und ihre FuE- oder Produktionspro-
zesse kosteneffizient anzupassen, da sie auf erneute staat-
liche Beihilfen in den Nachverhandlungen am Ende der
ursprünglich vereinbarten Förderphase hoffen.

2. Charakterisierung der EU-Beihilfen-
kontrolle

Gemäß den Ausführungen im vorigen Teilkapitel gibt es
durchaus Gründe für eine strikte Beihilfenkontrolle. In
der Europäischen Union findet diese seit einigen Jahr-
zehnten statt. In diesem Teilkapitel werden das EU-Bei-
hilferecht und dessen Entwicklung näher charakterisiert.
Hierzu erfolgt eine Darstellung der

– Intention der Beihilfenkontrolle,

– ihrer gesetzlichen Verankerung, 

– der Verfahren der Beihilfenkontrolle und der Vertei-
lung der Kompetenzen sowie

– eine Gegenüberstellung zu internationalen Regelun-
gen, die auch Länder außerhalb Europas betreffen.

2.1 Intention der Beihilfenkontrolle und 
Bedeutung für die europäische Integration

Um die Intention der EU-Beihilfenkontrolle zu beschrei-
ben, ist die Rekonstruktion der Gründungssituation der
Europäischen Gemeinschaft (EG) erforderlich. Die Bei-
hilfenkontrolle gehört zu den ältesten Bestandteilen des
Vertragswerks der Union und wurde seit den „Römischen
Verträgen“ im Jahr 1957 nicht geändert. Ziel dieses Ver-
tragswerks war die Schaffung eines gemeinsamen Mark-
tes nicht nur in den zu dieser Zeit besonders bedeutenden
Sektoren Stahl und Steinkohle, sondern auch in anderen
Bereichen. Solche größeren Märkte erleichtern den Aus-
tausch von Waren zwischen Ländern und ermöglichen na-
tionale Spezialisierungen (Gröteke 2007). Die Öffnung
der beteiligten Mitgliedstaaten sollte durch eine Be-
schränkung der wirtschaftspolitischen Aktivität erreicht
werden. Dazu war ein Abbau der Handelshemmnisse er-
forderlich. Dieses Ziel ist in Art 3. des Einigungsvertra-
ges (EGV) festgelegt. Dort heißt es: In der EG soll ein
System errichtet werden, „das den Wettbewerb innerhalb
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des EG-Marktes vor Verfälschungen schützt“. Eine Ver-
fälschung kann neben der Beeinträchtigung durch privat-
wirtschaftliche Aktivitäten (wie Kartelle und Fusionen
oder die Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stel-
lung) auch durch staatliches Handeln, das bestimmte
Unternehmen begünstigt, entstehen. Artikel 3 EGV be-
schreibt ein System der Wettbewerbskontrolle als
Voraussetzung für die Erreichung der in Artikel 2 EGV
festgelegten Ziele, zu denen etwa ein harmonisches und
ausgewogenes Wirtschaftsleben zählt. Ein System, das
den Wettbewerb innerhalb des Binnenmarktes vor Verfäl-
schungen schützt, wird in Artikel 3 als notwendig erach-
tet, um die Kohäsion innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft zu erreichen. Damit ist es ein zentrales Ziel
der Beihilfenkontrolle, einen möglichst fairen Wettbe-
werb zu gewährleisten. Die Beihilfenkontrolle ist in die-
sem Fall eine Institution, die supranational angesiedelt ist,
um das Verhalten der staatlichen Akteure zu überwachen
(Blauberger 2007). 

Die EU-Beihilfenkontrolle ist das zentrale Instrument für
die Durchsetzung des Ziels der Begrenzung staatlicher
Eingriffe (Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags). Als solche
ist sie im Prinzip eine Politikinnovation, die innerhalb der
Europäischen Union und in anderen Regionen der Welt
auf keine Vorläufer blicken konnte (Blauberger 2007). Im
Einigungsvertrag spielte die Beihilfenkontrolle eine un-
tergeordnete Rolle. Daher war auch die Durchsetzung der
Regeln inkonsistent. Aus unterschiedlichen Interessen he-
raus wurden bis dahin vor allem einzelne Unternehmen
unterstützt. Insbesondere in der Kohle- und Stahlindustrie
wurden in den 1960er Jahren trotz geltenden Beihilfe-
rechts einzelne Unternehmen stark unterstützt. Mit der in
den 1970er Jahren einsetzenden Wirtschaftskrise nahm
die Zahl der Beihilfefälle zu. Bis zu diesem Zeitpunkt
hatte das Beihilfenkontrollsystem eine geringe Bedeutung
für die europäische Integration. Die europäischen Staaten
waren jedoch wenig bereit, auf wirtschaftspolitische In-
strumente zu verzichten. Mit der Einrichtung des Binnen-
marktprogramms im Jahr 1986 änderte sich diese Situa-
tion. Die Kompetenzen der Kommission erweiterten sich.
Mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) verbesserte sich die Durchsetzungsfähigkeit der
Beihilfenkontrolle. Die Beihilfenkontrolle wurde ab diesem
Zeitpunkt zu einem wichtigen Bestandteil der europäischen
Integration.

2.2 Darstellung der Beihilfenkontrolle
Die Kontrolle staatlicher Beihilfen ist im Europäischen
Gemeinschaftsvertrag in Artikel 87 EGV geregelt. Zu-
nächst werden staatliche Beihilfen aus Sicht der Europäi-
schen Union definiert. Als solche gelten „staatliche oder
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher
Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unterneh-
men [...] den Handel zwischen Mitgliedstaaten beein-
trächtigen“ (Artikel 87 EGV [1]). Aus diesen Bestimmun-
gen werden in der juristischen Literatur die Kriterien für
die Identifikation einer Beihilfe abgeleitet (Gröteke
2007): Die Begünstigung eines Unternehmens muss
nachgewiesen werden, staatlich veranlasst oder aus staat-
lichen Mitteln erfolgen, selektiv sein, eine Wettbewerbs-
verfälschung hervorrufen und den zwischenstaatlichen
Handel beeinträchtigen. Im Rahmen des EU-Beihilfever-
fahrens wird nach diesen Kriterien geprüft.

Grundsätzlich sind staatliche Beihilfen verboten. Von der
Europäischen Gemeinschaft selbst vergebene Beihilfen
fallen allerdings nicht unter dieses Verbot. Daneben ent-
hält Artikel 87 eine Beschreibung der Ausnahmen, unter
denen eine Beihilfe als mit dem europäischen Gemein-
schaftsrahmen vereinbar angesehen werden kann. Inso-
fern erkennt der Vertrag an, dass Beihilfen unter be-
stimmten Voraussetzungen unumgänglich zur Anpassung
der Wirtschaftsstrukturen sind.

Dabei gibt es verschiedene Arten von Ausnahmen: Zum
Ersten gibt es solche, die im EGV bereits an anderer
Stelle vertraglich geregelt sind. Zum Zweiten gibt es „Le-
galausnahmen“ (Artikel 87 [2]), die als vereinbar mit
dem europäischen Gemeinsamen Markt gelten. Schließ-
lich gibt es drittens die Ausnahmebereiche, in denen es
der Kommission obliegt, sie für vereinbar mit dem Ge-
meinsamen Markt zu erklären. Diese Ausnahmen werden
im Folgenden näher dargestellt:

Zu den wichtigsten vertraglichen Ausnahmen zählt der
Agrarbereich mit der Fischereiwirtschaft. Beihilfen für
die naturgebundene Benachteiligung strukturschwacher
Regionen sind nach dem EU-Vertragswerk ausdrücklich
vorgesehen. Auch wirtschaftliche Entwicklungsprogramme
fallen nicht unter das Beihilfeverbot (Artikel 36. Absatz 2
lit EGV). Artikel 86 Absatz 2 sieht Ausnahmen für Un-
ternehmen vor, die für die gesamte Wirtschaft eine bedeu-
tende Funktion einnehmen, dazu zählen insbesondere Un-
ternehmen mit Finanzmonopolen. 

Zu der zweiten Gruppe der Ausnahmen, den sogenannten
Legalausnahmen nach Artikel 87 (2) EGV, gehören „Bei-
hilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, wenn sie
ohne Diskriminierung der Herkunft der Waren gewährt
werden“. Auch Naturkatastrophen stellen einen legalen
Ausnahmetatbestand dar (Artikel 87 Absatz lit b EGV).
Einen weiteren Ausnahmetatbestand der Legalausnahmen
bildet die sogenannte Deutschlandklausel. Sie erlaubt
Beihilfen für den Ausgleich von wirtschaftlichen Schä-
den, die durch die Teilung der Bundesrepublik Deutsch-
land entstanden sind. Diese Klausel war ursprünglich auf
die Empfänger von Subventionen im ehemaligen Zonen-
randgebiet sowie an Berlin (West) gerichtet. Nachdem der
Grund für diese Subventionen mit der Wiedervereinigung
verschwunden war, wurde diese Klausel jedoch stark auf
die neuen Bundesländer angewendet. Diese Praxis war
innerhalb der Europäischen Union umstritten. Inzwischen
findet die Deutschlandklausel jedoch weniger Anwen-
dung. Die Grundlagen für die Begründbarkeit der Förde-
rung der neuen Bundesländer findet sich daher unter den
regionalpolitischen Zielen, die unter den Ermessensberei-
chen des EGV geregelt sind (Artikel 87 Absatz 3 EGV). 

Diese im Ermessensbereich liegenden Fälle bilden
schließlich den dritten Bereich der Ausnahmen von Bei-
hilfen, der in Artikel 87 Absatz 3 geregelt ist. Dazu zäh-
len Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung von Gebieten sowie Beihilfen zur Förderung
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wichtiger Vorhaben von europäischem Interesse oder zur
Behebung einer beträchtlichen Störung des Wirtschafts-
lebens. Die Förderung von Kultur und Bildung sowie die
Förderung bedrohter Wirtschaftszweige können ebenso
Beihilfen rechtfertigen. Allerdings kann der Ermessens-
spielraum der Kommission nicht beliebig ausgedehnt
werden. Die Entscheidungen müssen das Ergebnis einer
nachvollziehbaren Abwägung zwischen den verschiede-
nen Zielen des EU-Vertragswerks sein. Damit wird das
Spannungsfeld deutlich, das sich im Rahmen des Euro-
päischen Vertrags zwischen den Feldern der Wettbe-
werbspolitik auf der einen Seite und den Feldern der Re-
gional-, Struktur- sowie Kultur- und Verkehrspolitik auf
der anderen Seite aufspannt (Ehlermann 1994). 

Im Folgenden werden die wichtigsten Ausnahmen, die im
Ermessensbereich der EU liegen, dargestellt. Es wird da-
bei zwischen horizontalen Beihilfen, sektoralen Beihilfen
und Regionalbeihilfen unterschieden.

Horizontale Beihilfen

Umweltschutzmaßnahmen sind im Beihilferecht erlaubt,
wenn sie für Unternehmen einen Anreiz schaffen, die gel-
tenden Umweltnormen zu übertreffen, z. B. durch Inves-
titionen in umweltfreundliche Anlagen. Großzügig wer-
den Investitions- und Betriebsbeihilfen zugunsten
erneuerbarer Energieträger gehandhabt (Schmidt/Schmidt
2006). Insgesamt sind die Vorschriften für Investitions-
beihilfen im Umweltbereich allerdings verschärft worden
(Europäische Kommission 2001, C 37/5).

Beschäftigungsmaßnahmen dienen dem Wohl der Ge-
meinschaft und sind damit zu begrüßen. Die Kommission
kann daher sogenannte Gruppenfreistellungsverordnun-
gen erlassen. Insbesondere die Ausbildung der Arbeitneh-
mer kann der Wirtschaft insgesamt nützlich sein (Gröteke
2007). 

Beihilfen zur Förderung von Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten genießen ein besonders hohes Ansehen
innerhalb der Europäischen Kommission. Dies steht im
Zusammenhang mit den Zielen der Gemeinschaft, die
Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union durch die
Stärkung der wissensintensiven Branchen zu erhöhen.
Nach Artikel 163 EG-Vertrag hat „die Gemeinschaft zum
Ziel, die wissenschaftlichen und technologischen Grund-
lagen der Industrie der Gemeinschaft zu stärken und die
Entwicklung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit
zu fördern sowie alle Forschungsmaßnahmen zu unter-
stützen, die für erforderlich gehalten werden“.

Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen werden daher
ebenfalls nach Artikel 87 [3] erlaubt. Zur Regelung dieser
Art von Beihilfen ist ein detaillierter Gemeinschaftsrah-
men für Forschung und Entwicklung und Innovation
(FuEuI-Beihilferahmen) in Kraft gesetzt worden (Euro-
päische Kommission 2006, Abl. C 323/1). Bei Projekten,
die im Bereich der Grundlagenforschung angesiedelt
sind, ist eine Beihilfeintensität von bis zu 100 Prozent zu-
lässig; Projekte im Bereich der Anwendungsforschung
können mit maximal 60 Prozent durch die Mitgliedslän-
der unterstützt werden. Auch die vorwettbewerbliche
Entwicklung darf noch mit bis zu 35 Prozent gefördert
werden. Oft ist allerdings nicht ohne Weiteres festzustel-
len, zu welchem Bereich ein gegebenes Forschungspro-
jekt zugerechnet werden kann. Bei der Bewertung dieses
Kriteriums wird der Europäischen Kommission ein um-
fangreicher Ermessensspielraum eingeräumt. So lässt die
Möglichkeit, bestimmte Teile der Industrieforschung als
vorwettbewerblich einzustufen, einen weiten Ermessens-
spielraum. Einige Autoren sehen darin eine Möglichkeit,
die Beihilfenaufsicht zur Verwirklichung industriepoliti-
scher Ziele zu instrumentalisieren (Schmidt/Schmidt
2006). Beispiele aus der Beihilfepraxis zeigen, dass die
Kommission der Wettbewerbsverzerrung meist eine ge-
ringe Bedeutung beimisst und die Einstufung der Grund-
lagenforschung weitgehend großzügig handhabt (Gröteke
2007).

Ebenfalls zu den horizontalen Beihilfen zählen Beihilfen
an kleinere und mittlere Unternehmen (Artikel 87 [3]
EGV). Bei der Begründung für die Gewährung dieser Art
von Beihilfen wird meist auf Marktversagen verwiesen.
Ein Beispiel für Marktversagen, wovon insbesondere
kleinere und mittelständische Unternehmen betroffen sein
können, ist die Unvollkommenheit des Kapitalmarktes
bei der Versorgung mit Kapital (Kap. IV.1.1).

Die letzte Gruppe unter den horizontalen Maßnahmen bil-
det die Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfe (Ar-
tikel 87 [3] EGV). Diese Art der Beihilfe wird besonders ge-
nau geprüft, weil deren Auswirkungen auf die Volkswirt-
schaften der Europäischen Gemeinschaften insgesamt als
schädlich eingestuft werden. Vor allem Rettungsbeihilfen
können die Effizienz der Märkte gefährden (Kap. IV.1.2).
Daher sollen Rettungsbeihilfen nur in geringem Umfang
zulässig sein. Insbesondere regional- und strukturpoliti-
sche Argumente können eine Rettungsbeihilfe erlauben.
Rettungsbeihilfen können bei Erfüllung folgender Kriterien
vergeben werden (Europäische Kommission 2004, C 329): 

– Sie müssen in Form von Krediten oder Kreditbürg-
schaften vergeben werden. Ihre Höhe muss auf einen
notwendigen Beitrag begrenzt sein. 

– Ihre Höhe muss auf einen notwendigen Beitrag so be-
grenzt sein, dass sie das Überleben des Unternehmens
für einen angemessenen Beitrag sichert. 

– Sie muss darüber hinaus einmalig in einem Zeitraum
von zehn Jahren gewährt werden („one time, last
time“). 

Damit ist die Begrenzung der Rettungsbeihilfen aus Sicht
der Europäischen Kommission außerordentlich stark ge-
wünscht. Im Krisenjahr 2009 zeigte sich dennoch die
Notwendigkeit dieser Ausnahmeregelungen (siehe un-
ten). 

Sektorale Beihilfen

Als eine weitere Gruppe der Beihilfen, deren Bewilligung
im Ermessensspielraum der Kommission liegt, gelten
sektorale Beihilfen. Diese Beihilfen kommen einem be-
stimmten Sektor zugute, z. B. der Stahlindustrie. Für
diese Beihilfen existieren spezifische Regelungen, die
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meist besonders streng sind. Zum einen gibt es Beihilfe-
regelungen für schrumpfende Sektoren (Gröteke 2007).
Ähnlich wie bei der Umstrukturierungsbeihilfe liegt es
hier im Interesse der Kommission, den Strukturwandel
über Beihilfen nicht über Jahre hinauszuzögern und in-
effiziente Strukturen zu erhalten. Daher müssen zur Zu-
lässigkeit sektoraler Beihilfen eine Reihe von Kriterien
eingehalten werden, wie der Abbau von Kapazitäten.
Ebenso sind Investitionsbeihilfen nur unter strengen Auf-
lagen zu gewähren. Zum anderen kam in der Vergangen-
heit industriepolitischen Erwägungen in der sektoralen
Beihilfe eine stärkere Bedeutung zu, beispielsweise im
Automobilbau. Aufgrund der Vielfalt der Bestimmungen
für unterschiedliche Sektoren war eine Vielfalt von Krite-
rien entstanden, die durch eine transparente, einheitliche
Kriterienbildung vereinfacht werden sollten. Das Ergeb-
nis war ein „multisektoraler Beihilferahmen für regionale
Großinvestitionen“. 

Regionalbeihilfen

Dieser Beihilferahmen fällt bereits unter die nächste
Gruppe der im Ermessensspielraum liegenden zulässigen
Beihilfen, den regionalen Beihilfen. Mit der Gewährung
von Regionalbeihilfen soll der Aufholprozess struktur-
schwacher Regionen unterstützt werden. Dabei ist sich
die Kommission der unterstützenden und stabilisierenden
Wirkung von regionalen Großinvestitionen bewusst
(Europäische Kommission 2002, C 70/4). Allerdings wird
dabei jeweils nicht nur der Mitgliedstaat, sondern das ge-
samte Gebiet der Europäischen Gemeinschaft miteinbe-
zogen. Dadurch änderte sich die Bewertung struktur-
schwacher Gebiete mit der Integration insbesondere der
osteuropäischen Staaten. Beihilfen zu Großinvestitionen
sollen mit der regionalen Beihilferegelung nur in struktur-
schwachen Gebieten erlaubt sein, um dort die wirtschaft-
liche Entwicklung voranzubringen. Dabei sollen vor
allem Erstinvestitionen unterstützt werden. Um sicherzu-
stellen, dass die Beihilfen den aus Sicht der Gemeinschaft
benachteiligten Regionen zugute kommen, wird eine För-
dergebietskarte für jeden Mitgliedstaat ausgewiesen.
Diese werden von den Mitgliedstaaten angefertigt, müs-
sen aber von der Kommission genehmigt werden. Förder-
fähig sind dabei die Regionen, die weniger als 75 Prozent
des BIP pro Kopf der Bevölkerung in der Europäischen
Union aufweisen. Allerdings darf auch innerhalb der be-
nachteiligten Gebiete nicht gleichförmig gefördert wer-
den, sondern intraregional differenziert je nach Ausmaß
der Probleme (z. B. Arbeitslosigkeit, geringes Einkom-
men) (Gröteke 2007). 

Von dieser Möglichkeit der Beihilfe wurde insbesondere
in Deutschland und gerade im Bereich der Nanoelektro-
nik umfangreich Gebrauch gemacht, z. B. im Raum Dres-
den (Kap. II.3.3). Dabei kamen nicht unbedingt immer
die strukturschwächsten Gebiete zum Zug, weil sie die er-
forderliche staatliche Unterstützung oft nicht aufbringen
konnten. Seit 2002 existiert daher der sogenannte revi-
dierte multisektorale Beihilferahmen für Regionalbeihil-
fen. Die Kommission sah Überarbeitungsbedarf der bis
dahin gültigen Regelungen, weil die Höhe der Investition
keinen Einfluss auf die Beihilfeintensität hatte. Der „An-
reiz für Großinvestitionen sollte damit so begrenzt wer-
den, um wettbewerbsverzerrende Wirkungen zu vermei-
den“ (Europäische Kommission 2002, Art 2.2 Nr. 13 MuE).
Nicht unter diese Regelungen fallen sogenannte horizon-
tale Rahmensetzungen, wie sie durch den FuEuI-Beihilfe-
rahmen definiert werden. Die Änderung der Regelungen
sollte nach Ansicht der Kommission strikter gehandhabt
werden, um lediglich strukturschwache Regionen bei der
Ansiedlung von Großinvestitionen zu unterstützen.

Die wesentlichen Änderungen betreffen die förderfähigen
Kosten, aber v. a. die Höhe der zulässigen Beihilfeintensi-
tät, die sich nach der Höhe der geplanten Investition be-
misst (Artikel 11 Abs.2):

– Bei förderfähigen Kosten über 50 Mio. Euro werden
noch 100 Prozent des regionalen Höchstfördersatzes
gewährt. 

– Bei den förderfähigen Kosten zwischen 50 und
100 Mio. Euro sind es noch 50 Prozent.

– Bei den förderfähigen Kosten, die 100 Mio. Euro
überschreiten, sind es lediglich 34 Prozent. 

Darüber hinaus hat sich in den vergangenen Jahren in vie-
len Regionen Europas der regionale Höchstfördersatz
deutlich verringert (Kap. IV.3.2).

Aktuelle Entwicklungen in der EU-Beihilfenkontrolle

Im Jahr 2005 wurde eine Neuausrichtung der EU-Beihil-
fepolitik durch den Aktionsplan Staatliche Beihilfen ein-
geleitet. Angestrebt werden „weniger und zielgerichtetere“
staatliche Beihilfen: Regionalbeihilfen und sektorale Bei-
hilfen sollen gekürzt und die zulässigen Fördersätze für
Investitionen signifikant abgesenkt werden. Im Gegenzug
kündigt die Kommission eine verstärkte Fokussierung auf
horizontale Beihilfen an, insbesondere die gezielte Förde-
rung von FuE und hier vor allem der Grundlagenfor-
schung, da hier das Ausmaß der positiven externen Ef-
fekte besonders hoch ist. Je weiter die subventionierte
Tätigkeit vom Markt entfernt ist, umso höher darf der
Beihilfeanreiz ausfallen. Staatliche Beihilfen sollen damit
so umgelenkt werden, dass das Marktversagen in Sekto-
ren mit hohem Wachstumspotenzial verringert wird und
die Innovationstätigkeiten angeregt werden.

Für spezifische staatliche Beihilfen wird zur Abwägung
der „more economic approach“ angewendet. Dies ist ein
Konzept, welches eine eher auf formalen Regeln beru-
hende Wettbewerbspolitik („per-se rules“) durch eine
Entscheidungsfindung nach wirkungsbasierter Betrach-
tung des Einzelfalls zu ersetzen versucht („rule of
reason“) und hierbei verstärkt auf ökonomische Modelle
zurückgreift. Dabei führt die Europäische Kommission
eine Gesamtbewertung eines Beihilfevorhabens durch,
bei der sie die positiven und negativen Auswirkungen ab-
wägt und die Geeignetheit des Beihilfeinstruments prüft.

Im Hinblick auf die Wirtschaftskrise hat die Kommission
aktuell die Beihilferegelungen gelockert und einen
zunächst bis Ende 2010 gültigen „Vorübergehenden
Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen zur Er-
leichterung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln in der
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gegenwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise“ verabschie-
det. Dieser sieht u. a. vor, dass die Mitgliedstaaten bis zu
500 000 Euro an einzelne Unternehmen vergeben können
und staatliche Kreditgarantien mit ermäßigten Prämien
erteilen dürfen.

2.3 Verfahren der Beihilfenkontrolle und 
Verteilung der Kompetenzen 

Institutionelle Sicht

Die entscheidenden Rollen im Rahmen des Beihilfever-
fahrens nehmen die Regierungen des betroffenen Mit-
gliedslandes, die Europäische Kommission sowie die
begünstigten Unternehmen ein. Der Europäischen Kom-
mission kommt eine wichtige Rolle als Hüterin der Wett-
bewerbsordnung zu. Die Mitgliedstaaten haben dabei die
Pflicht, die Kommission über alle Hilfen staatlicher Insti-
tutionen (Bund, Länder, regionale Gebietskörperschaften)
zu informieren. Das Verfahren erfolgt dabei in der Regel
bilateral, das heißt zwischen der Kommission und den
Mitgliedstaaten. Multilaterale Zusammentreffen kom-
men nur bei einer Überarbeitung der Vorschriften und bei
etwaigen Neuregelungen zustande (Blauberger 2007).

Angemeldet wird das Verfahren von der ständigen Vertre-
tung des Mitgliedslandes, in Deutschland ist dies häufig
der Außenminister. Entgegengenommen und geprüft wird
in der Regel durch die Generaldirektion Wettbewerb (GD
Wettbewerb) der Europäischen Kommission. Es können
aber weitere Direktionen an dem Verfahren beteiligt sein
(Blauberger 2007). Ein Fallbearbeiter ist dabei umfassend
mit allen notwendigen Informationen vertraut, allerdings
werden weitere Stellen schon in frühen Stadien hinzuge-
zogen (Blauberger 2007). Der Entscheidungsentwurf des
Fallbearbeiters wird dann an andere Generaldirektionen
(z. B. GD Unternehmen und Industrie) weitergeleitet.
Falls es hier nicht zu einer Einigung kommt, wird das
Verfahren auf die Ebene der Kabinettsmitglieder verla-
gert, die im Einzelfall Gesprächspartner von Lobbyisten
sein können (Blauberger 2007). Davor sind die Möglich-
keiten der Einflussnahme durch Dritte (z. B. Unterneh-
men) beschränkt, insbesondere dann, wenn ein Mitglied-
staat die Beihilfe ordnungsgemäß angemeldet hat. In
diesem Fall sind die Konkurrenten bis zum Abschluss des
Vorprüfverfahrens ausgeschlossen. Auch das begünstigte
Unternehmen kann keinen Einfluss auf die Kommissions-
entscheidung nehmen. 

Prozesssicht

Das Beihilfeverfahren ist in Artikel 88 Absatz 1. EGV
geregelt. Im Jahr 1999 erfolgte eine Kodifizierung der
Verwaltungsvorschriften im Rahmen der VO 659/1999.
Der erste Schritt im Verfahren der Beihilfenkontrolle ist
die sogenannte Notifizierung. Demnach müssen geplante
Beihilfen umgehend der Kommission gemeldet werden.
Vor der Entscheidung der Kommission ist der Mitglied-
staat nicht befugt, eine bestimmte Maßnahme durchzu-
führen. Allerdings bedürfen bestimmte Maßnahmen, z. B.
wenn sie einen gewissen Betrag unterschreiten, keiner
Notifizierung. Für alle außerhalb dieser Ausnahmen lie-
genden Maßnahmen ist die Anmeldung Pflicht. Die Kom-
mission hat ihrerseits die Pflicht, sich innerhalb einer ge-
gebenen Frist über einen Tatbestand zu äußern. Dabei
sind alle verfügbaren Informationen zu berücksichtigen.
Nicht angemeldete Verfahren sind zwar rechtswidrig,
werden aber dennoch von der Kommission geprüft. Wer-
den Beihilfen nicht gemeldet (womit sie als rechtswidrig
charakterisiert sind), ist die Kommission dennoch ver-
pflichtet, den Tatbestand unvoreingenommen zu prüfen.
In diesem Fall muss der Beihilfeempfänger den Betrag
zuzüglich der Zinsen zurückzahlen, wenn die Beihilfe als
nicht vereinbar mit dem Gemeinsamen Markt einge-
schätzt wurde.

Der zweite Schritt ist das sogenannte Vorprüfverfahren.
Eine Entscheidung der Kommission muss nach spätestens
zwei Monaten vorliegen (Artikel 4 [6] VVO). Kommt die
Kommission zu dem Schluss, dass es sich bei der Maß-
nahme um eine mit dem Markt vereinbare Maßnahme
handelt oder gar keine Beihilfe im Sinne des Arti-
kel 87 EGV ist, dann gilt das Verfahren für beendigt und
die Beihilfe als genehmigt. Dies ist allerdings selten
schon nach zwei Monaten der Fall; häufig fordert die
Kommission zusätzliche Informationen an (Schmidt/
Schmidt 2006).

Das Hauptverfahren wird in dem Moment eingeleitet,
wenn festgestellt wurde, dass die Maßnahme mit den Be-
dingungen eines europäischen Marktes und den Regelun-
gen der Beihilfenkontrolle unvereinbar ist. Die Kommis-
sion hat hierbei einen Ermessensspielraum, der etwa die
aktuelle wirtschaftliche Lage berücksichtigt. Mitglied-
staaten und andere Parteien werden dann in den Prozess
einbezogen. Ferner zieht die Kommission auch Informati-
onen von Wettbewerbern hinzu. Mögliche Ergebnisse ei-
ner solchen Prüfung sind, dass die Maßnahme a) keine
Beihilfe darstellt (Artikel 7 [2] VVO), b), dass die Bei-
hilfe genehmigt wird (Artikel 7 [3] VVO), c) dass die
Beihilfe verboten wird (Artikel 7 [4] VVO) oder d) dass
die Beihilfe unter Bedingungen genehmigt wird (Ar-
tikel 7 [5] VVO). Ist die Maßnahme unvereinbar mit dem
europäischen Binnenmarkt und außerdem nicht angemel-
det, dann muss der Beitrag mit Zinsen an den jeweiligen
Staat durch das Unternehmen zurückgezahlt werden. Die
Gesamtdauer des Prozesses sollte 18 Monate nicht über-
schreiten.

Außerdem überprüft die Kommission ständig auch beste-
hende Beihilfen. Hier wird untersucht, ob die Beihilfe im-
mer noch mit den Bedingungen des europäischen Marktes
vereinbar ist. Allerdings kann hier die Rückforderung von
Beträgen nicht angeordnet werden (Blauberger 2007). 

2.4 Weitere internationale Regelungen

Neben der EU-Beihilfenkontrolle existieren einige inter-
nationale Regelungen, welche den Gestaltungsraum nati-
onaler Politik ebenfalls beeinflussen. Im Folgenden wird
analysiert, inwiefern sie eine ähnliche Wirkung zur Re-
gulierung von Beihilfen haben wie die europäische Re-
gelung. Die bedeutendsten weltweiten Instrumente zur
Subventionskontrolle bilden Verträge der Welthandels-
organisation (WTO). Es existieren zwar auch regionale
Freihandelsabkommen und bilaterale Abkommen zur
Subventionsregulierung. Diese orientieren sich aber meist
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an den WTO-Verträgen. Das heute gültige „Agreement
on Subsidies and Countervailing Measures“ (ASCM) der
WTO trat am 1. Januar 1995 in Kraft und ist für alle
WTO-Mitglieder verbindlich. Der Begriff der Subvention
ist zunächst ähnlich breit gefasst wie nach dem EU-Bei-
hilferecht (Gross 2003) und beinhaltet Einkommens- oder
Preisstützung sowie finanzielle Beihilfen durch öffentli-
che Körperschaften. 

Gegenstand des Subventionsabkommens sind dabei aus-
drücklich spezifische Subventionen. Darunter fallen nach
ASCM erstens Ausfuhr- und Importsubstitutionssubven-
tionen. Zum Zweiten gehören dazu Subventionen, die ge-
zielt an bestimmte Unternehmen oder an eine bestimmte
Branche vergeben werden, es sei denn, der Subventions-
anspruch beruht auf objektiven Kriterien, es liegt ein
rechtlicher Rahmen dafür vor und die Verwaltung hat
keine Ermessensspielräume. Dies ist z. B. bei KMU-För-
derungen oder bei Steuervergünstigungen für Investitio-
nen häufig der Fall (Grundig et al. 2008). Falls die Sub-
vention aber spezifisch ist, gilt das sogenannte
Ampelprinzip mit drei Kategorien (rot, gelb, grün):

– Explizit verboten sind gemäß Artikel 3.1 ASCM Ex-
portsubventionen und Importsubstitutionssubventio-
nen (rote Ampel).

– Anfechtbar sind Subventionen, wenn (1) Importe sub-
ventionierter Waren vorliegen, (2) eine erhebliche
Schädigung eines inländischen Wirtschaftszweiges
nachweisbar ist sowie (3) ein kausaler Zusammenhang
zwischen Subvention und Schädigung besteht (gelbe
Ampel) (Grave 2002).

– Nicht anfechtbar sind bestimmte horizontale Subven-
tionen, wie z. B. für Forschung, regionale Ziele oder
Umweltschutzprojekte (grüne Ampel). Im Gegensatz
zum EU-Beihilferecht, welches diese Subventionen
nur unter bestimmten Bedingungen erlaubt, sind diese
Subventionen nach ASCM generell zulässig. 

Neben den eingeschränkten Einspruchsmöglichkeiten
beim ASCM ergeben sich Schwierigkeiten bei der Durch-
setzung der WTO-Richtlinien:

– Die Beweislast liegt grundsätzlich beim Beschwerde-
führer. Er muss Auswirkungen auf Importpreise, Ex-
portchancen, Weltmarktanteile etc. durch den neuen
Wettbewerber nachweisen (Grundig et al. 2008). Al-
lerdings wird dies nur in Ausnahmefällen gelingen,
wenn z. B. der Weltmarktanteil des Wirtschaftszwei-
ges des subventionierenden Landes deutlich zunimmt
oder wenn ein subventioniertes Unternehmen einen
aggressiven internationalen Preiswettbewerb forcieren
kann. 

– Wenn ein Verstoß gegen die WTO-Regelungen fest-
steht, muss der Staat seine Subvention zurücknehmen
oder das Subventionsprogramm zumindest um den ad-
versen Effekt abändern. Allerdings besteht keine klare
Rechtssicherheit bei der Frage, ob ein subventioniertes
Unternehmen tatsächlich zu Rückzahlungen gezwun-
gen werden kann. Falls das beklagte WTO-Mitglied
den Empfehlungen des Streitbeilegungsausschusses
nicht nachkommt, so kann dieser den beeinträchtigten
Mitgliedern Gegenmaßnahmen genehmigen, z. B. in
Form von Ausgleichszöllen.

– Darüber hinaus haben die fehlende Ex-ante-Ein-
spruchsmöglichkeit nach WTO-Recht und die häufig
lange Verfahrensdauer teilweise erhebliche Folgewir-
kungen, da bereits vor der Urteilsverkündung Tat-
sachen geschaffen wurden (Grundig et al. 2008;
Howell 2007). So sieht z. B. Howell (2007) die chine-
sischen Mehrwertsteuerrabatte (Kap. III) auf inlän-
dische Halbleiterprodukte zwischen 2000 und 2004
aus Sicht der inländischen Industrieentwicklung als er-
folgreich an. Innerhalb dieser Jahre konnte der bis
dahin wenig attraktive Halbleiterstandort Ansiedlun-
gen einiger ausländischer Unternehmen erreichen.
Denn die Unternehmen konnten bei einer dortigen
Produktion für den vielversprechenden chinesischen
Markt 11 bis 14 Prozent an Mehrwertsteuer einsparen
und damit einen Kostenvorteil erreichen. 

Zusammenfassend sind die Subventionseinschränkungen
nach WTO-Recht weniger strikt als bei der EU-Beihilfen-
kontrolle.33 Die WTO-Richtlinie zielt in erster Linie auf
Handelsverzerrungen ab, die z. B. bei Investitionsbeihil-
fen höchstens als sehr indirekte Folge auftreten dürften
und schwer nachweisbar sind. Folglich lässt sich ein
möglicher internationaler Subventionswettbewerb durch
das vorhandene Instrumentarium kaum effektiv regulie-
ren. Die Bundesregierung wie auch die Europäische
Union und die OECD versuchen darauf hinzuwirken, ein
strikteres, verbindliches Regelwerk nach WTO durchzu-
setzen. Bislang konnten aber keine substanziellen Fort-
schritte in dieser Richtung erreicht werden (Grundig et al.
2008).

In der durch staatliche Eingriffe stark beeinflussten Nano-
elektronikbranche hat es, aufgrund der geringen interna-
tionalen Kontrollmöglichkeiten in der Vergangenheit, er-
hebliche Konflikte zwischen verschiedenen Ländern
bezüglich der durchgeführten Politikmaßnahmen gegeben
(Ning 2008). Häufig reagierten die Länder, die sich durch
Subventionen anderer Länder benachteiligt fühlten, mit
eigenen Gegenmaßnahmen, ohne dass eine Verurteilung
durch die WTO stattfand. Beispielsweise erhoben die
USA, die EU und Japan hohe Importzölle für Halbleiter
aus Südkorea, nachdem die dortige Regierung den Spei-
cherchiphersteller Hynix 2001 stark finanziell unterstützt
hatte (Ning 2008). Südkorea klagte daraufhin bei der
WTO gegen diese Subventionen und bekam dabei gegen
Japan Recht, scheiterte aber gegen die USA. In der EU
wurden nach langer Streitigkeit die Strafzölle Ende 2007
wieder aufgehoben.

Einige Konflikte konnten in bi- oder multilateralen Ab-
kommen gelöst oder zumindest gemildert werden. So
schloss die USA in den vergangenen Jahrzehnten mit den
verschiedenen bedeutenden asiatischen Ländern in der
Nanoelektronik (Taiwan, China, Südkorea, Japan) bilate-

33 In wenigen Ausnahmefällen ist das WTO-Recht strikter als das EU-
Beihilferecht. Dies ist der Fall, wenn Beihilfen für Exporte oder
Direktinvestitionen gewährt werden, die so ausgestaltet sind, dass sie
den Wettbewerb innerhalb der Europäischen Gemeinschaft nicht ver-
zerren (Ehlermann/Goyette 2006).
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rale Abkommen, welche die Handelskonflikte im Halb-
leitersektor reduzieren sollten (Ning 2008). Ein bedeuten-
des internationales Forum, welches sich mit den globalen
Herausforderungen wie Zöllen, Eigentumsschutzrechten
oder Umweltfragen in der Nanoelektronik beschäftigt, ist
das Jahrestreffen der Regierungen und Behörden zu Halb-
leitern („Governments/Authorities Meeting on Semicon-
ductors“ – GAMS). Die EU-Kommission beabsichtigt,
dieses Forum zukünftig stärker zu nutzen, um bestimmte
Subventionspraktiken zu verbieten und bilaterale Streit-
beilegungsverfahren durchzusetzen (EU-Kommission
2009). 

3. Empirische Analyse der staatlichen 
Beihilfen in der Europäischen Union

3.1 Entwicklung der allgemeinen staatlichen 
Beihilfen

Die aktuelle Entwicklung der Beihilfen in den EU-Mit-
gliedstaaten wird von der Sonderregelung in der Wirt-
schaftskrise stark beeinflusst. Für das Jahr 2008 werden
die insgesamt gewährten staatlichen Beihilfen ohne Kri-
senmaßnahmen auf knapp 67 Mrd. Euro in Preisen des
Jahres 2000 geschätzt (Europäische Kommission 2009c).34

Inklusive der Krisenmaßnahmen sind es 280 Mrd. Euro.
Deutschland gewährte mit ca. 16,2 Mrd. Euro ohne Kri-
senmaßnahmen, bzw. 66,8 Mrd. mit Krisenmaßnahmen,

34 Bei der Interpretation der Daten ist zu beachten, dass sich der Bei-
hilfebegriff der EU deutlich von Definitionen unterscheiden kann,
welche beispielsweise bei diversen Subventionsberichten für
Deutschland verwendet werden (Donges et al. 2006; Thöne 2005).
die höchsten Beihilfen von allen Mitgliedsländern. Ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt nimmt die Bedeutung
staatlicher Beihilfen ohne Krisenmaßnahmen im Laufe
der Jahre stark ab (Abb. 14). In der EU-27 hat sich der
Anteil von 1,13 Prozent im Jahr 1992 auf 0,54 Prozent im
Jahr 2008 halbiert (mit Krisenmaßnahmen 2,23 Prozent).
In Deutschland nimmt der Anteil staatlicher Beihilfen am
BIP im gleichen Zeitraum von 1,60 Prozent auf
0,63 Prozent (mit Krisenmaßnahmen im Jahr 2008:
2,67 Prozent) sogar noch stärker ab. Im Gegensatz zu an-
deren bevölkerungsreichen europäischen Ländern (Frank-
reich, Spanien, Großbritannien, Italien) liegt Deutschland
aber über dem EU-27-Durchschnitt.

Als Gründe für die abnehmende Bedeutung von Staats-
beihilfen am Bruttoinlandsprodukt gelten striktere euro-
päische Regelungen, der Rückgang der Kohlebergbauför-
derung und der Bedeutungsgewinn anderer
Politikmaßnahmen zur Unterstützung von Wettbewerbs-
fähigkeit und Wachstum, wie z. B. Bildung oder Unter-
stützung des Wissenstransfers (Fothergill 2006).

Der Bedeutungsverlust insbesondere von sektoralen Bei-
hilfen wird bei einer Aufschlüsselung der Beihilfen nach
verfolgten Zielen deutlich. Zur Analyse lassen sich die
vertikalen Beihilfen für einzelne Sektoren untergliedern
wie auch die horizontalen Beihilfen bestimmten Katego-
rien (z. B. Beschäftigung, KMU) zuordnen. Es zeigen
sich erhebliche Verschiebungen der Bedeutung einzelner
Ziele zwischen den Jahren 1992 und 2007. Die Mitglied-
staaten haben gemäß den Verpflichtungen, die sie auf den
verschiedenen Tagungen des Europäischen Rates einge-
gangen waren, seit Mitte der 1990er Jahre die Beihilfen
auf diese horizontalen Ziele umgelenkt (Tab. 11). 
A b b i l d u n g  1 4

Staatliche Gesamtbeihilfen für die Europäische Union und Deutschland zwischen 1992 und 2008
in Prozent des BIP 

Quelle:  Europäische Kommission, DG Wettbewerb
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Die Ausgaben für horizontale Beihilfen haben preisberei-
nigt von ca. 32 auf 44 Mrd. Euro zugenommen. Innerhalb
der horizontalen Ziele haben v. a. Beihilfen für Umwelt
und (in kleinerem Ausmaß) für Arbeit zugenommen.
Rückläufig sind hingegen die Regionalbeihilfen, welche
nach der Statistik der Europäischen Kommission auch zu
den Beihilfen mit horizontalen Zielen gezählt werden.
Während die Regionalbeihilfen zwischen 1992 und 1994
noch fast 60 % der horizontalen Beihilfen betrugen, sind
es zwischen 2006 und 2008 nur noch ca. 25 Prozent. Ab-
solut gesehen haben sich die regionalen Förderungen un-
gefähr halbiert. 

Die sektoralen Beihilfen sind seit den 1990er Jahren ins-
gesamt stark rückläufig. In Deutschland und der gesam-
ten EU-27 haben die sektoralen Beihilfen besonders im
verarbeitenden Gewerbe und beim Kohlebergbau sehr
stark abgenommen.
Ta b e l l e  11

Staatsbeihilfe aufgegliedert nach Sektoren oder Zielen in Mio. Euro zu konstanten Preisen des Basisjahres 2000

Quelle: Europäische Kommission, DG Wettbewerb

Deutschland EU-27

1992
bis

1994

2006
bis

2008

1992
bis

1994

2006
bis

2008

Landwirtschaft 4.713 1.193 17.813 12.085

Fischerei 22 7 494 339

horizontale Ziele 10.399 12.707 32.542 43.987

Handel, Export u. Internationalisierung 20 1 1.547 458

Kultur und Erhaltung des kulturellen Erbes 10 199 589 1.430

Beschäftigung 6 31 424 3.294

Umwelt 505 6.708 1.405 13.390

Naturkatastrophen 947 1 1.213 7

Sonstiges 0 28 0 283

Regionalbeihilfen 6.477 2.894 18.878 11.262

Forschung, Entwicklung und Innovation 836 2.176 4.112 7.800

Risikokapital 0 26 0 550

KMU 1.597 551 4.184 4.770

Ausbildung 2 91 190 818

bestimmte Sektoren 21.033 19.453 33.574 8.045

Kohlebergbau 10.305 2.197 13.627 3.297

Finanzdienstleistungen 635 17.157 1.383 1.846

Verarbeitendes Gewerbe 10.044 49 15.585 943

sonstige nicht verarbeitende Sektoren 0 0 114 1.029

sonstige Dienstleistungen 49 50 2.865 930

Transport 29 206 1.133 2.519

Gesamtsumme (ohne Eisenbahn) 36.196 33.566 85.556 66.975
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Die staatlichen Beihilfen setzen sich dabei aus unter-
schiedlichen Instrumenten zusammen. Zuschüsse nehmen
im Zeitraum 2006 bis 2008 über 50 Prozent der Gesamt-
beihilfen im verarbeitenden Gewerbe und im Dienstleis-
tungssektor der EU-Mitgliedstaaten ein (Abb. 15). Da-
neben bilden Steuerbefreiungen mit rund 42 Prozent das
zweitwichtigste Instrument. Andere Beihilfeinstrumente
spielen kaum eine Rolle. Bei den gewählten Instrumenten
bestehen allerdings große Unterschiede. In Deutschland
bilden Steuererleichterungen mit rund 52 Prozent im
Zeitraum 2006 bis 2008 die wichtigste Form der Beihilfe.

3.2 Bedeutung der Beihilfenkontrolle für die 
Nanoelektronik

Da die europäische Beihilfenkontrolle die Möglichkeiten
der Unterstützung durch Staatsbeihilfen stark beeinflusst,
besitzt sie für die Förderung der Nanoelektronik eine
hohe Bedeutung. Schließlich zeigte sich in Kapitel III
eine wichtige Rolle der politischen Unterstützung für den
Standortwettbewerb in der Nanoelektronik. Diese Bedeu-
tung zeigt sich auch an einer Reihe von Rechtsfällen bei
denen Entscheidungskriterien und Beihilfehöchstgrenzen
konkret deutlich werden. Darüber hinaus spiegeln die
Entscheidungen die Bedeutung nur begrenzt wider, da
hier nur tatsächlich erfolgte Beihilfen untersucht werden.
Die von den Experten befürchtete Wirkung liegt aber be-
sonders darin, dass die Investitionen überhaupt nicht ge-
tätigt werden, da die existierenden Richtlinien weltweit
konkurrenzfähige Fördermöglichkeiten gar nicht zulassen.

Im Folgenden werden die Auswirkungen der bisherigen
Regelung zur EU-Beihilfenkontrolle auf die Nanoelektro-
nikförderung näher untersucht. Ein sektoraler Beihilfe-
rahmen für die Nanoelektronik existiert nicht. Die für die
Nanoelektronik beiden wichtigsten Beihilferahmen sind
indessen der Rahmen für „Forschungs-, Entwicklungs-
und Innovationsbeihilfen“ (FuEuI) und der „Multisekto-
rale Regionalbeihilferahmen für große Investitionsvorha-
ben“ (MSR). 

Rahmen für Forschungs-, Entwicklungs- und 
Innovationsbeihilfen

Die Bedeutung der Beihilfenkontrolle und damit verbun-
dene Einschränkungen für die FuE-Förderung in der Na-
noelektronik werden von den befragten Experten insge-
samt als eher begrenzt eingeschätzt. Ein Grund hierfür
liegt darin, dass viele FuE-Projekte unterhalb der Prü-
fungsschwelle35 liegen (Gröteke 2007). Daneben ist die

35 Die Schwelle ist abhängig von der Art der Forschung oder Innova-
tion und liegt zwischen 5Mio. Euro bei Innovationskernen oder Pro-
zess- oder Betriebsinnovationen im Dienstleistungssektor und
20Mio. Euro bei Grundlagenforschung.
A b b i l d u n g  1 5

Anteilsmäßige staatliche Beihilfen in der EU nach Instrumenten:
Durchschnittswert für den Zeitraum 2006 bis 2008

Quelle:  Europäische Kommission, DG Wettbewerb

Steuerbefreiung
42,4 %

Zuschüsse
52,1 %

Bürgschaften
1,1 %

Steuerstundung
0,7 %

Zins- und fristgünstige Kredite
3,3 %

Betilgungen
0,4 %
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Beihilfeintensität in der Regel recht hoch, sie variiert je
nach Unternehmensgröße und Art der Forschung oder In-
novation zwischen 25 Prozent (experimentelle Forschung
von Großunternehmen) und 100 Prozent (Grundlagenfor-
schung). Unter gewissen Voraussetzungen (Kooperations-
forschung, Veröffentlichung der Ergebnisse) sind be-
grenzte Aufschläge auf die Beihilfehöchstsätze möglich.
Eine zusätzliche Besonderheit im Bezug auf die Berück-
sichtigung des internationalen Wettbewerbs mit Drittlän-
dern außerhalb Europas ist die Entsprechungsklausel: Zur
Verhinderung von Verzerrungen des internationalen Gü-
terverkehrs kann auch höheren Beihilfeintensitäten zuge-
stimmt werden, „wenn Wettbewerber außerhalb der Ge-
meinschaft (in den vergangenen drei Jahren) direkt oder
indirekt Beihilfen einer gleichen Intensität für ähnliche
Vorhaben, Programme, Forschungsarbeiten, Entwicklun-
gen oder Techniken erhalten haben bzw. erhalten werden“
(Europäische Kommission 2006, C 323/1).36 Der betref-
fende Mitgliedstaat hat hierzu (sofern möglich) der Kom-
mission ausreichende Informationen vorzulegen. Die Ge-
eignetheit einer solchen Klausel wird auch für den MSR
diskutiert (Bühlens et al. 2008; Würmeling 2007). 

Die bisherige Wirkung dieser Entsprechungsklausel ist
umstritten. Da sie bisher trotz ihres langen Bestehens
noch nie in einem Genehmigungsverfahren explizit ange-
wendet wurde, wird teilweise ihre Abschaffung oder die
Verbesserung der Praktikabilität dieser Klausel gefordert
(Technopolis 2008). Eine unterstützende Maßnahme hier-
für wäre z. B. die Einführung eines an der Europäischen
Kommission angegliederten Observatoriums für welt-
weite Staatshilfen (Technopolis 2008). Andere Beobach-
ter sehen die Wirkung dieser Klausel in der Abschre-
ckung. Demnach setzen nichteuropäische Länder erst gar
nicht hohe Beihilfeintensitäten fest, um mögliche Kon-
flikte zu vermeiden. Daneben wird von den Beobachtern
eine implizite Nutzung dieser Klausel durch die Europäi-
sche Kommission wahrgenommen, indem die Kommis-
sion vor der Genehmigungsentscheidung gewährte Unter-
stützungen in anderen Teilen der Welt mit einbezieht
(Technopolis 2008). Eine stärkere explizite Verankerung
würde hingegen die Gefahr eines Subventionswettlaufs
verstärken, da außereuropäische Länder Gegenmaßnah-
men ergreifen könnten.

Förderfähige Kosten

Für die Förderung der kapital- und forschungsintensiven
Nanoelektronik können sich Einschränkungen bei den
förderfähigen Kosten ergeben. Besonders bei der Förde-
rung von Forschungsinfrastruktur werden allgemein
starke Einschränkungen durch die Beihilfenkontrolle ge-
sehen (Technopolis 2008; Wishlade 2008). So sind ers-
tens alle FuE-Ausgaben nach neuem Gemeinschaftsrecht
des Jahres 2006 nur bei Unterstützung nichtwirtschaftli-
cher Tätigkeiten nicht als Beihilfe im Sinne des EG-Ver-
trags zu verstehen. Gegenüber früheren Definitionen fal-

36 Der Bezugszeitraum kann entsprechend den besonderen Gegebenhei-
ten des jeweiligen Sektors verlängert werden, wenn auch nach über
drei Jahren noch Verzerrungen des internationalen Warenverkehrs
eintreten können.
len somit auch bestimmte Tätigkeiten nicht
gewinnorientierter Organisationen unter den Beihilfebe-
griff.37 Innerhalb des Beihilferechts sind Kosten für In-
strumente, Ausrüstung und Gebäude nur dann vollständig
förderfähig, wenn ihre Lebensdauer nicht die geförderte
Projektlaufzeit übersteigt. Falls dies nicht der Fall ist,
kann nur die Wertminderung innerhalb der Projektlaufzeit
angesetzt werden.

Kriterien zur Abwägung der Genehmigung

Bei der Beurteilung von förderfähigen FuE- oder Innova-
tionsausgaben wägt die Kommission verschiedene Krite-
rien gegeneinander ab. Explizite positive Kriterien sind
Marktversagen aufgrund von Wissens-Spill-over-Effek-
ten, unvollständige und asymmetrische Informationen so-
wie Koordinationsversagen. Negative Kriterien sind die
Verzerrung dynamischer Anreize und die Entstehung von
Marktmacht. Letzteres ist allerdings aufgrund der meist
geringeren Marktnähe dieser Beihilfeformen im Ver-
gleich zu Investitionen eher unwahrscheinlich. Neben
diesen Kriterien wird der Anreizeffekt sowie die Notwen-
digkeit und Verhältnismäßigkeit der Beihilfe geprüft.

Die Bedeutung dieser Kriterien wird bei der aktuellsten
Entscheidung der EU-Kommission im Bereich der Nano-
elektronik deutlich, welche die in Kapitel III erläuterte
französische Fördermaßnahme Nano 2012 betrifft (Euro-
päische Kommission 2009a). Der Umfang dieser Maß-
nahme wird auf ca. 2,1 Mrd. Euro geschätzt, davon wer-
den knapp 1,08 Mrd. Euro als beihilfefähige Kosten
eingestuft, von denen der französische Staat 457 Mio.
Euro übernimmt. Allein das Großunternehmen STMicro-
electronics erhält hiervon 348 Mio. Euro. Die Genehmi-
gung dieser hohen Fördersumme für ein Unternehmen in-
nerhalb dieses horizontalen Beihilferahmens ist durch
eine Reihe von Aspekten zu erklären:

– Bezüglich der förderfähigen Kosten erfolgt in der öf-
fentlichen Urteilsbeschreibung zwar keine Aufschlüs-
selung, in welcher Höhe auch Ausrüstung und Infra-
struktur gefördert wird. Es ist aber im Urteil
erkennbar, dass Instrumente und Ausrüstung in voller
Höhe angesetzt wurden. Aufgrund der zeitlichen
Länge des Forschungsprogramms kann die Ausrüs-
tung demnach komplett diesem Forschungsvorhaben
zugerechnet werden. 

– STMicroelectronics selbst steuert 851 Mio. Euro för-
derfähige Forschungsausgaben bei und konnte glaub-
haft versichern, dass ihre tatsächlichen Investitionen
in dieses Programm sogar darüber hinausgehen. Allein
durch die 851 Mio. Euro liegt der Beihilfesatz nicht
über 40 Prozent. Damit werden die zulässigen Beihil-
fehöchstintensitäten nicht überschritten.

– Es wurde festgestellt, dass das Forschungsprogramm
nicht ohne Beihilfe zustande gekommen wäre, son-
dern ein Marktversagen vorliegt. Dabei wird ein Vor-
liegen aller drei Gründe, die in den Leitlinien genannt

37 Zum Beispiel ist fraglich, ob die Förderung der Forschungsplattform
Nanoelektronik in Dresden auch nach neuer Rechtsprechung nicht
als staatliche Beihilfe definiert wurde (Kaiser 2007).
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sind, gesehen. Unvollständige Informationen ergeben
sich durch das hohe technologische und ökonomische
Risiko. Koordinationsprobleme werden durch die Zu-
griffsgewährung für die beiden beteiligten KMU an
der Forschungsinfrastruktur durch STMicroelectronics
und dem Erreichen einer kritischen Masse behoben.
Hohe Wissens-Spill-over-Effekte für Europa sind
durch Beteiligung eines großen Konsortiums an Ak-
teuren denkbar, die gleichzeitig in europäische For-
schungsnetzwerke (z. B. CATRENE) involviert sind.

– Die Wettbewerbsverzerrung wird als gering einge-
schätzt, da die Fördersumme im Vergleich zu den ab-
soluten FuE-Ausgaben sehr klein ist. Zudem schätzt
die Kommission die Konkurrenz auf dem Weltmarkt
als stark ein und das Wachstumspotenzial als hoch.

Dieses Beispiel verdeutlicht, dass das aktuelle Gemein-
schaftsrecht nicht grundsätzlich einer Förderung der in
der Nanoelektronik sehr hohen FuE-Kosten im Wege
steht. Bei einer hohen Laufzeit und einer entsprechenden
Eigenbeteiligung von Unternehmen kann die Förder-
summe auch hohe Ausmaße annehmen. 
Multisektoraler Regionalbeihilferahmen für große 
Investitionsvorhaben (MSR)

Die befragten Experten sehen mit großem Abstand die
stärksten Einschränkungen der Beihilfenkontrolle bei der
Förderung vom (Aus-)Bau von Produktionsstätten. Mög-
lichkeiten für Investitionsbeihilfen ergeben sich grund-
sätzlich im MSR. Folglich ergeben sich die Möglichkei-
ten einer Investitionsbeihilfe in der Nanoelektronik
vorrangig aus dem Ziel der regionalen Gleichstellung und
nicht aus den anderen oben erörterten Gründen eines
Marktversagens oder Versagens des Innovationssystems.
Vielmehr hat der MSR zum Ziel, Förderungen in struktur-
schwachen Gebieten zu ermöglichen. Allerdings wird in
einer Mitteilung von der Europäischen Kommission (Eu-
ropäische Kommission 2009d, C223) vom September
2009 betont, dass regionale Nachteile mit Marktversagen
verbunden sein können und auch Effizienzgründe für eine
Gewährung der Regionalbeihilfen relevant sein können.

Viele der größten Staatsbeihilfen im MSR entfallen auf
die Nanoelektronik mit fünf der sieben größten Förderun-
gen zwischen 2000 und 2008 (Tab.12). 
Ta b e l l e  1 2

Die zehn größten Investitionsbeihilfen in den USA und der Europäischen Union
zwischen 2000 und 2008

Die Angaben für die USA wurden dabei selbst von Thomas/Wishlade (2009) unter Angabe verschiedener Quellen recherchiert, da dort die Auskunft
über die Förderung großer Investitionsvorhaben nicht rechtlich verpflichtend sind.
Quelle:  Thomas/Wishlade 2009

USA Europäische Union

Unternehmen Jahr
Förder-
summe

in US-Dollar
Unternehmen Land Jahr

Förder-
summe
in Euro

Boeing 2003 1.984 AMD D 2004 545

AMD 2006 1.118 STMicro-
electronics

I 2002 542

ThyssenKrupp 2007 734 BMW D 2002 363

Scripps
Research 
Institute

2003 566 AMD D 2007 262

IBM 2000 533 Infineon D 2002 219

Volkswagen 2008 450 Ford Craiova RUM 2008 143

KIA 2006 353 Qimonda D 2006 141

Toyota 2006 292 Wacker
Siltronic

D 2004 121

Nissan 2000 290 Wacker
Chemie

D 2001 119

Sematech 2007 270 Iveco I 2002 109
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Im Folgenden werden die drei wichtigsten Einschränkun-
gen im MSR auf die Investitionsbeihilfe von Mitglied-
staaten in der Nanoelektronik erörtert: die Beihilfe-
höchstintensitäten, die förderfähigen Investitionskosten
und Kriterien zur Abwägung der Genehmigung.

Beihilfehöchstintensitäten

Die zentrale Einschränkung des MSR liegt nach Exper-
tenaussagen in der Festlegung der Beihilfehöchstintensi-
tät. So wurden die maximalen Beihilfeintensitäten für
einzelne Investitionsfälle in den vergangenen Jahren re-
duziert. Diese ergeben sich auf Basis des regionalen
Höchstfördersatzes multipliziert mit dem Berichtigungs-
faktor für Großinvestitionen.

Regionaler Höchstfördersatz: Für viele deutsche Regio-
nen liegt die maximale Beihilfeintensität gemäß des EG-
Vertrags Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a zwischen
10 und 15 Prozent. Einige Regionen werden stärker ge-
fördert (EG-Vertrag Artikel 87 Absatz 3), aber auch hier
haben sich die Möglichkeiten der Staatsbeihilfe im Zeit-
ablauf verringert. Beispielsweise galt am Nanoelektronik-
standort Dresden zwischen 2000 und 2006 ein regionaler
Höchstfördersatz von brutto 35 Prozent.38 Gemäß der Ge-
setzgebung für regionale Förderung im Zeitraum 2007 bis
2013 wird für Dresden der Höchstfördersatz auf 23 Pro-
zent heruntergestuft. Nur für bestimmte Investitionsarten
(Technologie- oder Wachstumsbranchen, industrielle
Kerne, FuE, Investitionen von Labordienstleistern oder
Existenzgründern) gilt ein Förderhöchstsatz von 30 Pro-
zent. 

Berichtigungsfaktor: Deutliche Einschränkungen für den
Berichtigungsfaktor bei Großinvestitionen (Kap. IV.2.2)
ergeben sich seit Einführung des MSR von 2002. Im vor-
herigen MSR von 1998 ergab sich der Berichtigungsfak-
tor aus drei Bewertungsfaktoren: dem Wettbewerbsfaktor,
dem Faktor „Verhältnis Kapitaleinsatzarbeitsplätze“ und
dem Faktor „regionale Auswirkung“. Beispielsweise be-
trug der Berichtigungsfaktor der von der Europäischen
Kommission im April 2002 genehmigten Beihilfe im
Falle des Baus einer Anlage für dynamische Halbleiter-
speicher von Infineon 0,75. Für eine im Februar 2004 für
AMD genehmigte Beihilfe auf Basis des MSR 1998 lag
der Berichtigungsfaktor bei 0,9. Wie in Kapitel IV.1.1 be-
schrieben, gilt ab dem MSR von 2002 der Berichtigungs-
faktor für Investitionskosten, die über 100 Mio. Euro lie-
gen, 0,34. Zusammen mit den Berichtigungsfaktoren für
die ersten 50 bzw. 100 Mio. Euro liegt der Berichtigungs-
faktor aktuell für Großinvestitionen mit förderfähigen
Kosten von 500 Mio. Euro nach diesen Regeln beispiels-
weise bei 0,422.

Infolge dieser Entwicklungen beim regionalen Höchstför-
dersatz und dem Berichtigungsfaktor liegt die maximal
mögliche Beihilfeintensität gegenwärtig deutlich niedri-

38 Für Großunternehmen dieser Region war grundsätzlich nur eine her-
abgesetzte Beihilfeobergrenze von 28 Prozent vorgesehen. In Aus-
nahmefällen war aber eine Obergrenze von 35 Prozent zulässig, die
auch für einige Beihilfefälle in der Nanoelektronik durchgesetzt wer-
den konnte.
ger als früher: In den oben genannten Beispielen der In-
vestitionsförderung unter dem MSR von 1998 betrug die
Beihilfeintensität bei Infineon im Jahre 2002 21 Prozent
und bei AMD im Jahre 2004 31,5 Prozent. Seit dem MSR
von 2002 ist bei einer Großinvestition von 500 Mio. Euro
aktuell aber nur noch eine Beihilfeintensität von
12,7 Prozent möglich (Berechnung: regionaler Förder-
höchstsatz von 30 Prozent multipliziert mit dem Berichti-
gungsfaktor von 0,422).

Förderfähige Investitionskosten

Neben den Beihilfehöchstsätzen wird aus der Expertenbe-
fragung die Bedeutung der Begriffsdefinition von Investi-
tionen im multiksektoralen Beihilferahmen deutlich. Die
befragten Experten weisen darauf hin, dass aufgrund des
schnellen technologischen Fortschritts und der kurzen
Produktzyklen erhebliche zusätzliche Investitionen zu
den Anfangsinvestitionen in die Produktionsstätten not-
wendig sind. Förderungen dieser zusätzlichen Investitio-
nen besitzen ihrer Ansicht nach erhebliche Relevanz für
Standortentscheidungen. Nach den Leitlinien werden al-
lerdings nur Erstinvestitionen gefördert, Ersatzinvestitio-
nen sind nicht Beihilfefähig. Allerdings wird die Argu-
mentation der Experten bei der Definition von
Erstinvestitionen mit berücksichtigt. Beispielhaft kann
dies am Fall eines Investitionsvorhabens von AMD im
Jahr 2006 skizziert werden. Dieses umfasste drei Teilvor-
haben: Umstellung der Produktionstechnologie in der Fab
30, Kapazitätserweiterung in der Fab 36 und eine neue
Bumping-/Sortinganlage. Es handelte sich demnach vor
allem um Umrüstungen bestehender Fabs, die z. T. bereits
zwei Jahre staatlich gefördert worden waren. Die Euro-
päische Kommission stellte fest, dass es sich um eine
Neuinvestition handelte, da grundlegende Veränderun-
gen beim Produktionsverfahren eingeführt wurden bzw.
erhebliche Erweiterungen der bestehenden Produktions-
stätten stattfanden. Allerdings handelte es sich nach Auf-
fassung der Kommission hier nicht um eine separate Er-
weiterungsinvestition. Die verschiedenen Vorhaben
wurden innerhalb von drei Jahren am gleichen Standort
getätigt, sie sind physisch oder funktional miteinander
verbunden und bilden eine Einheit, um gemeinsam die
Produktion von Mikroprozessoren zu ermöglichen. Folg-
lich lag der Tatbestand einer künstlichen Trennung in
Teilvorhaben zur Umgehung von Bestimmungen des Bei-
hilferechts vor. Dem von deutschen Behörden hervorge-
brachten Argument, dass die Drei-Jahres-Regel für Inves-
titionen nicht auf die Halbleiterindustrie übertragbar sei,
wurde damit nicht gefolgt. Dies hat zur Folge, dass die
bereits getätigte Beihilfesumme für den Aufbau der Pro-
duktionsstätten bei der Bestimmung der maximalen För-
derung berücksichtigt wird (Europäische Kommission
2007b, N810).

Kriterien zur Abwägung der Genehmigung

Neben diesem Tatbestand von förderfähigen Investitionen
und der Einhaltung des Beihilfehöchstsatzes sind weitere
Kriterien für die Genehmigung der Beihilfe zu erfüllen.
Wie in Kapitel IV.2.2 beschrieben, führt die Kommission
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mit den derzeit geltenden Leitlinien eine Gesamtbewer-
tung eines Beihilfevorhabens durch, bei der sie die positi-
ven und negativen Auswirkungen abwägt und die Eig-
nung des Beihilfeinstruments prüft.39 Als positive Effekte
werden in der aktuellen Mitteilung von Juni 2009 eine
Vielzahl von Aspekten berücksichtigt (u. a. die Zahl der
direkt und indirekt geschaffenen Arbeitsplätze, Vorteile
im Bereich der regionalen Entwicklung, Wissens-Spill-
over, Kooperationen, Laufzeit der Investition). Diese Ar-
gumente beziehen sich weitestgehend auf die Argumente
für Staatseingriffe, die in Kapitel IV.1 allgemein und für
die Nanoelektronik erörtert wurden.

In der Vergangenheit führten die geltenden Kriterien sel-
ten zur Ablehnung eines Beihilfefalls mit Bezug zur Na-
noelektronik. Allerdings können sie eine Wirkung darauf
haben, ob überhaupt ein Versuch der staatlichen Beihilfe-
förderung unternommen wird bzw. ob die Standortent-
scheidung des Unternehmens positiv ausfällt. Am meis-
ten Relevanz haben gemäß bisheriger Urteile die
negativen Kriterien der Wettbewerbsverzerrungen und
Aufrechterhaltung ineffizienter Marktstrukturen. Beihil-
fen werden in der Regel nicht genehmigt, wenn der Bei-
hilfeempfänger für mehr als 25 Prozent des Verkaufs des
betreffenden Produkts auf dem betreffenden Markt ver-
antwortlich ist oder die durch das Investitionsvorhaben
geschaffene Kapazität mehr als 5 Prozent des Marktes be-
trägt, während die Zuwachsrate des betreffenden Marktes
unter der Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts im
europäischen Wirtschaftsraum liegt. Diese Aspekte kön-
nen in vielen Märkten eintreten, so auch in der Nanoelek-
tronik. Schließlich wird der sachlich relevante Markt
möglichst eng auf Basis der europäischen PRODCOM-
Nomenklatur bestimmt. In Teilmärkten der Nanoelektro-
nik sind Wettbewerbsverzerrungen oder schrumpfende
Märkte durchaus möglich. So zeigt sich für den Gesamt-
markt ein überdurchschnittliches Wachstum, aber insbe-
sondere aufgrund der sehr hohen Preisrückgänge und der
großen Volatilität im Markt sind trotz des hohen mengen-
mäßigen Wachstums in einigen Teilbereichen für be-
stimmte Zeiträume unterdurchschnittliche Wachstums-
raten erkennbar. So wurde z. B. im Fall einer Beihilfe an
Infineon für die Errichtung von Anlagen für die Herstel-
lung von dynamischen Halbleiterspeichern auf 300-mm-
Siliziumscheiben in Dresden entschieden, dass es sich um
einen relativ schrumpfenden Markt handelt (Europäische
Kommission 2002). Allerdings führte dies nicht zur Ab-
lehnung der Beihilfe, da andere Kriterien (Auswirkungen
auf die Wirtschaft der Region) positiv beurteilt wurden. 

Allerdings kommt diesen Indikatoren für den wettbe-
werbsverzerrenden Effekt nach der neusten Mitteilung
der Kommission (Europäische Kommission 2009d,
C223) eine geringere Bedeutung bei dem Gesamturteil
zu, wenn klare Hinweise darauf bestehen, dass die Inves-

39 Die Kriterien wurden im Zeitverlauf leicht abgewandelt und in der
Mitteilung der Kommission von September 2009 (Europäische Kom-
mission 2009, C223) konkretisiert. Die zuvor geltenden Kriterien
wiesen allerdings hohe Ähnlichkeit auf, sodass die Einschätzungen
zur Erfüllung dieser Kriterien in diesem Kapitel weiter Bestand ha-
ben.
tition auch ohne die Beihilfe oder an einem anderen
Standort durchgeführt würde. Dieser letztere Fall dürfte
in der Nanoelektronik eine besondere Relevanz haben.
Schließlich tätigen außereuropäische Standorte erhebli-
che Beihilfen (z. B. Taiwan, China) und sind auch auf-
grund der sonstigen Standortfaktoren so attraktiv, dass
eine alternative Investition an einem anderen Standort
sehr wahrscheinlich ist. Andere Beihilfehöchstsätze wer-
den durch dieses Kriterium im MSR aber nicht möglich.

Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere Sektoren

Bei den erörterten Auswirkungen der Beihilfenkontrolle
auf die Nanoelektronik stellt sich die Frage, inwieweit
sich diese Wirkungen auch in anderen Branchen zeigen.
Schließlich wurde die Nanoelektronik nur als ein Beispiel
zur Betrachtung der Auswirkungen der EU-Beihilfen-
kontrolle auf die deutsche und europäische Wettbewerbs-
fähigkeit gewählt. Zudem ist es bei der Ableitung von
Handlungsoptionen für den Fall der Nanoelektronik
wichtig zu wissen, ob es sich um einen Spezialfall handelt
und daher eventuell eine spezifische Regelung geeignet
sein könnte, oder ob sich die genannten Einschränkungen
durchwegs in vielen Sektoren zeigen und eine sektorüber-
greifende Lösung überlegenswert erscheint. Dabei wird
zunächst der Marktversagensgrund einer möglichen
Fehlallokation im globalen Wettbewerb mit außereuro-
päischen Ländern erörtert (Kap. IV.1). 

Gemäß umfangreichen Untersuchungen in der Literatur
werden weltweit in fast allen Ländern und in verschie-
densten Sektoren FuE- oder Investitionsbeihilfen gewährt
(z. B. Technopolis 2008; Thomas 2007; Thomas/Wish-
lade 2009). Eine aktuelle europäische Studie zum FuEuI-
Beihilferahmen kommt zu dem Ergebnis, dass die allge-
meinen FuE-Förderprogramme von Ländern wie Süd-
korea, China oder den USA nicht gegen den FuEuI-Bei-
hilferahmen verstoßen würden. Bei den spezifischen
FuE-Förderungen in einzelnen Bereichen (z. B. Pharma,
Biokraftstoffe) scheint dies aber durchaus der Fall zu sein
(Technopolis 2008). Im Hinblick auf Investitionsbeihilfen
werden ebenfalls Einschränkungen in einigen Bereichen
(z. B. Automobil, Biokraftstoffe) bei der nationalen För-
derung durch die EU-Beihilfenkontrolle beobachtet
(Thomas 2007; Thomas/Wishlade 2009; Wishlade 2008).

Staatliche Beihilfen spielen dabei nach bisherigen Er-
kenntnissen für die Standortentscheidungen zwar eine
wichtige Rolle, die Ansiedlung erfolgt aber längst nicht
immer an den meistbietenden Standort (Thomas 2007).40

Andere Standortfaktoren (u. a. qualifiziertes Personal, In-
frastruktur, Rechtssicherheit) sind ebenfalls von hoher
Bedeutung (TAB 2007). 

40 In Umfragen (z. B. Ernst & Young 2006) wird häufig nur eine be-
grenzte Bedeutung von staatlichen Investitionsförderungen für die
Standortentscheidung festgestellt. Allerdings gilt es als sehr wahr-
scheinlich, dass der Effekt von den Befragten unterschätzt wird, da in
der Regel meist mehrere Regionen oder Länder Unterstützung anbie-
ten und sich diese dadurch teilweise nivellieren. Ohne staatliche Bei-
hilfen hätten die Regionen oder Länder aber eventuell kaum Chancen
im Standortwettbewerb (Thomas 2007).
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Allerdings ergibt sich in der Nanoelektronik eine be-
sondere Situation durch die hohe Kapitalintensität. In Ta-
belle 12 wurde bereits deutlich, dass aufgrund der teuren
Anlagen zumindest in Europa und den USA mit die größ-
ten Beihilfesummen der Nanoelektronik zugute kommen.
Da die Beihilfehöchstintensität in Europa für Großinves-
titionen mit dem MSR 2002 deutlich abgesenkt wurde,
sich in anderen Ländern aber keine Anzeichen geringerer
Beihilfehöhen zeigen, ist die Differenz der Beihilfen in
der Nanoelektronik besonders groß (Thomas/Wishlade
2009). Daneben zeigte sich in Kapitel II eine besonders
hohe Konkurrenzsituation und internationale Arbeitstei-
lung in der (Nano-)Elektronik im Vergleich zu anderen
forschungsintensiven Branchen. Es bestehen Anzeichen,
dass mögliche Vorteile Europas oder Deutschlands im in-
ternationalen Wettbewerb (z. B. technologisches Know-
how, Infrastruktur) in der Nanoelektronik gegenüber an-
deren außereuropäischen Ländern geringer ausgeprägt
sind als in anderen Sektoren (z. B. nach Expertenaussa-
gen im Automobilbau). Infolgedessen ist die Möglichkeit,
bei anderen Standortfaktoren so große Vorteile zu errei-
chen, dass sie die Nachteile der staatlich beeinflussten In-
vestitionskosten egalisieren, in der Nanoelektronik ver-
gleichsweise gering. Die Einschränkungen durch die EU-
Beihilfenkontrolle auf die Möglichkeiten der Investitions-
förderung in der Nanoelektronik können daher mit einer
vergleichsweise hohen Wahrscheinlichkeit den Ausschlag
zuungunsten Europas geben. 

Allerdings ist die Fehlallokation im globalen Wettbewerb
nur einer von mehreren Rechtfertigungsgründen für staat-
liche Eingriffe. In vielen Sektoren ist ein erhebliches
Marktversagen denkbar. Eine vertiefende Diskussion für
andere Sektoren ist an dieser Stelle, aufgrund der Vielzahl
an Marktversagensgründen und Sektoren, aber nicht
möglich. Die getroffenen Aussagen zur Einschränkung
der EU-Beihilfenkontrolle begrenzen sich daher auf das
Argument der Fehlallokation im außereuropäischen Wett-
bewerb.

4. Zwischenfazit

Staatliche Eingriffe (z. B. Zuschüsse) sind aus Effizienz-
gründen (u. a. Marktversagen) oder bei bestimmten Zie-
len (z. B. Verteilungsgerechtigkeit) grundsätzlich häufig
zu rechtfertigen. Die vertiefende Diskussion über ver-
schiedene Arten von Marktversagensgründen für die Na-
noelektronik hat gezeigt, dass davon einige für diesen
Technologiebereich zutreffen. Es gibt beispielsweise An-
zeichen für erhebliche externe Effekte (u. a. Wissens-
Spill-over) und mögliche Verzerrungen durch Fehlalloka-
tionen im globalen Wettbewerb. 

Allerdings sollten mögliche staatliche Eingriffe zur Ver-
ringerung des Marktversagens in einem angemessenen
Kosten-Nutzen-Verhältnis stehen und es sollte versucht
werden, entsprechende Risiken (z. B. Subventionswett-
lauf, Probleme des „winner picking“) zu minimieren. Ne-
ben Zielen der europäischen Integration sprechen diese
für eine strikte Beihilfenkontrolle. Darüber hinaus lassen
sich bestimmte staatliche Eingriffe eher rechtfertigen als
andere. So sind beispielsweise bei horizontalen FuE-Bei-
hilfen eher Spill-over-Effekte als bei spezifischen Ret-
tungsbeihilfen zu erwarten. 

Die EU-Beihilfenkontrolle versucht, Situationen, in de-
nen staatliche Beihilfen durchaus gerechtfertigt sein kön-
nen, durch gezielte Ausnahmen zu berücksichtigen. So
hat sie in ihren Kriterien zur Abwägung von Genehmi-
gungen in verschiedenen Beihilferahmen z. B. Gründe
des Marktversagens mit als positive Aspekte aufgenom-
men und prüft diese bei großen Förderungen gezielt in
Einzelfalluntersuchungen.41 Bisherige Beihilfefälle wei-
sen darauf hin, dass die positiv berücksichtigten Aspekte
(z. B. Spill-over-Effekte, Existenz von Informationsdefi-
ziten) für die Nanoelektronik als zutreffend beurteilt wer-
den. Folglich sind in der Genehmigungspraxis viele Ar-
gumente für und gegen eine staatliche Beihilfe (bzw. für
eine Beihilfenkontrolle) berücksichtigt. Allerdings zeigen
sich für die Nanoelektronik einige Einschränkungen:

– Erstens stehen die Genehmigungskriterien nicht im
Zusammenhang mit der Beihilfehöchstintensität.
Diese für die Nanoelektronik als zentral angesehene
Einschränkung bleibt demnach bestehen, völlig unab-
hängig davon, wie hoch z. B. die externen Effekte
sind.

– Zweitens ist aus Innovationssystemperspektive der ge-
wählte Ansatz für Genehmigungen etwas skeptischer
zu beurteilen. Es werden zwar zentrale Aspekte wie
das Koordinationsversagen im FuEuI-Beihilferahmen
aufgegriffen. Aber Eingriffe sind nicht auf allen Sys-
temebenen in gleicher Weise möglich. Dabei ist es aus
Systemperspektive oft das schwächste Glied der
Kette, welches am kritischsten für Staatseingriffe ist
(Soete 2007). Im Fall der Nanoelektronik vertritt ein
Teil der Experten die Meinung, dass dies die Ansied-
lung von Produktionsstätten aufgrund hoher Spill-
over-Effekte sei. Gerade hier ergeben sich erhebliche
Einschränkungen durch die EU-Beihilfenkontrolle, da
sie die Förderhöchstsätze begrenzt.

– Drittens wird in dem für die Nanoelektronik relevan-
ten multisektoralem Beihilferahmen für Investitionen
der Fall des intensiven Standortwettbewerbs mit Län-
dern außerhalb Europas nicht speziell berücksichtigt
(z. B. in Form höherer Beihilfeintensitäten wie bei der
Entsprechungsklausel im FuEuI-Beihilferahmen).
Folglich besteht die Gefahr von Fehlallokationen im
globalen Wettbewerb und eine – durch kumulative
Prozesse und Rückkopplungseffekte – in anderen
Weltregionen florierende Nanoelektronikindustrie in-
klusive der positiven wirtschaftlichen Auswirkungen
(z. B. Beschäftigung in vorgelagerten Industrien). Al-
lerdings sprechen die Risiken eines zunehmenden
Subventionswettlaufs und deren Folgen (u. a. Staats-
verschuldung) und Fehler bei Eingriffen (z. B. Pro-

41 Diese stärker auf Einzelfälle zielende Regelung für die Entscheidun-
gen wird zum Teil kritisiert, da sie für genehmigungspflichtige Bei-
hilfefälle einen hohen administrativen Aufwand sowie einen hohen
Ermessensspielraum für die Europäische Kommission mit sich brin-
gen (Technopolis 2008). Schließlich sind Faktoren wie externe Ef-
fekte oder Informationsdefizite kaum objektiv messbar.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 93 – Drucksache 17/4982
bleme des „winner picking“) gegen eine Änderung des
aktuellen Beihilferechts. Zudem betreffen Änderungen
eventuell nicht nur die Nanoelektronik, sondern je
nach Ausgestaltung möglicher Ausnahmeregelungen
auch andere Sektoren. Die kurze Diskussion zur Über-
tragbarkeit des Falls Nanoelektronik auf andere Sekto-
ren hat gezeigt, dass viele Sektoren bislang in einem
geringeren Maße als die Nanoelektronik von den Ein-
schränkungen der EU-Beihilfenkontrolle (z. B. Beihil-
feintensität von Großinvestitionen) im globalen Wett-
bewerb betroffen sind. Die Proargumente für eine
Änderung des EU-Beihilferechts fallen daher tenden-
ziell schwächer aus.

Zusammenfassend wird deutlich, dass sowohl der Einsatz
staatlicher Beihilfe als auch eine strikte Beihilfenkont-
rolle kaum allen Ansprüchen genügen kann, die ja zum
Teil auf unterschiedlichen Paradigmen (neoklassische
Marktversagens-Sicht versus evolutorische Innovations-
system-Perspektive) aufbauen. Ein genereller Vorschlag
zur Änderung des EU-Beihilferechts kann an dieser Stelle
nicht abgeleitet werden, sondern hängt vom gewählten
Gesamtkonzept und den hierfür grundlegenden Annah-
men und Einschätzungen (z. B. Bedeutung von Produk-
tionsstätten) ab. Die Pro- und Kontraargumente und die
unterschiedlichen Sichten werden im abschließenden Ka-
pitel V in den beiden Handlungsszenarien aufgegriffen.

V. Schlussfolgerungen und Handlungs-
optionen

1. Einleitende Bemerkungen

Die vorangegangenen Kapitel haben gezeigt, dass einige
Standort- und Erfolgsfaktoren im Bereich der Nano-
elektronik in Deutschland und Europa als positiv einge-
schätzt werden (Kap. II.3). Dazu gehören u. a. die starke
Wissensbasis durch hochqualifizierte Mitarbeiter, die eta-
blierten Kooperationen zwischen industriellen Partnern
oder die Marktnähe in der Automobil- und Industrie-
elektronik.

Bei einigen anderen Faktoren zeigen sich aber Ansatz-
punkte für Verbesserungen aufgrund von Schwächen im
Innovationssystem (z. B. europäische Forschungsförde-
rung). Zugleich ergibt sich ein Handlungsdruck aufgrund
der globalen Wettbewerbssituation: Andere Staaten (z. B.
Taiwan, USA) weisen weitgehend sehr gute Standort-
bedingungen auf und unterstützen ihre Nanoelektronikin-
dustrie in erheblichem Ausmaß (Kap. III). 

Hinsichtlich der Ansatzpunkte für Verbesserungen lassen
sich einige Handlungsoptionen ableiten, die sowohl in der
Literatur als auch von den befragten Experten überein-
stimmend befürwortet werden (z. B. Stärkung der Aus-
und Weiterbildung). Diese werden in Kapitel V.2 darge-
stellt. Darüber hinaus gibt es weiterführende Optionen,
bei denen aber klare Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den befragten Experten bzw. innerhalb der Litera-
tur bestehen. Diese Meinungsdivergenz beruht auf ver-
schiedenen Ideen, wie eine geeignete Handlungsstrategie
für Deutschland in der Nanoelektronik aussehen sollte.
Diese Unterschiede ergeben sich vor allem aus den ver-
schiedenen Einschätzungen in der Frage, ob der Erhalt
und Ausbau von inländischen Produktionsstätten durch
staatliche Maßnahmen stark unterstützt werden sollte
(Kap. II.3). Einige Experten halten die Unterstützung von
Produktionsstätten für die langfristig erfolgreiche Ent-
wicklung als Nanoelektronikstandort für notwendig. Ent-
sprechende Maßnahmen würden aber ein sehr spezifi-
sches Eingreifen in das Nanoelektronikinnovationssystem
bedeuten. Andere Experten raten vor allem aufgrund der
möglichen Risiken (z. B. Subventionswettlauf) davon ab
(Kap. III.1.2) und empfehlen eher eine stärkere Fokussie-
rung der staatlichen Unterstützung auf FuE und Zulieferer
der Nanoelektronik (u. a. Macher et al. 2007; Experten-
interviews). Grundsätzlich haben sowohl die Diskussion
zur Beihilfenkontrolle als auch die Analyse zur Wettbe-
werbsfähigkeit Europas in der Nanoelektronik gezeigt,
dass es für beide Sichtweisen plausible Argumente gibt. 

Daher wird im Rahmen dieses Kapitels folgendes Vor-
gehen gewählt: Es werden zunächst allgemeine Hand-
lungsoptionen vorgeschlagen, die sich aus den überein-
stimmenden Einschätzungen der befragten Experten
sowie der Literatur ergeben. Darauf aufbauend werden
alternative Handlungsszenarien mit weiteren Optionen
entworfen, die sich durch die beiden genannten unter-
schiedlichen Paradigmen auszeichnen. Der Begriff Hand-
lungsszenarien bietet sich hier an, da enge Parallelen zur
Szenarioanalyse bestehen. Szenarien beinhalten die Dar-
stellung einer hypothetischen zukünftigen Situation und
den Entwicklungsweg, der zu dieser Situation führt (IZT
2008). Dabei werden in der Regel verschiedene Zukunfts-
bilder auf Basis derjenigen Faktoren entworfen, die als
besonders bedeutend und zudem als unsicher eingestuft
werden. In diesem Fall ist es vor allem die Handlungs-
strategie der Politik selbst, welche die Entwicklung des
Nanoelektronikstandorts Deutschland bzw. Europa ent-
scheidend mit beeinflusst. Es bestehen hier entscheidende
Stellhebel für die zukünftige Entwicklung des Nanoelek-
tronikinnovationssystems (Kap. III), da sich andere
Standortfaktoren (z. B. Wissenstransfer) in Summe nur
begrenzt zwischen den führenden Ländern in der Nano-
elektronik unterscheiden (Kapitel II). Zugleich ist aus
heutiger Sicht nicht klar bzw. unsicher, ob es zu einem
deutlichen Strategiewechsel kommen wird. Dabei lassen
sich die Handlungsstrategien in zwei Dimensionen unter-
scheiden:

– Staatliche Eingriffstiefe: Die Politik kann einerseits
versuchen, die gesamte Nanoelektronikwertschöp-
fungskette (FuE, Produktion, Anwender), einschließlich
der kapitalintensiven Produktionsstätten, zu unterstüt-
zen. Dies entspricht weitgehend der Innovationssys-
temperspektive (Kap. IV.1.6). Ein geringer Eingriff
liegt hingegen vor, wenn der Fokus auf die früheren
Wertschöpfungsstufen (FuE, Design, Equipmenther-
steller) gesetzt wird.

– Politikausrichtung (u. a. von Förderansätzen): Die ge-
wählten Politikinstrumente können einen technologie-
spezifischen, sektoralen Charakter (z. B. direkte För-
derung) haben oder eher horizontale Maßnahmen
(z. B. indirekte FuE-Förderung) beinhalten.
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Nicht alle möglichen Kombinationen dieser Faktoren
stellen realistische Strategien für die Nanoelektronik dar.
Beispielsweise ist allein mit horizontalen Maßnahmen
eine geeignete Unterstützung des Aufbaus von Produk-
tionsstätten kaum zu leisten. Vielmehr bilden sich auf Ba-
sis der oben genannten Meinungsdivergenzen zwei be-
sonders plausible und konsistente Handlungsszenarien
heraus: 

– Eine „Rahmensetzende Politik“, die sich auf die Be-
dürfnisse von Akteuren früher Wertschöpfungsstufen
(FuE, Design, Equipmenthersteller) konzentriert. Ge-
rade hier ist ein Marktversagen (z. B. externe Effekte
von FuE) sehr wahrscheinlich und politischer Hand-
lungsbedarf ableitbar. Dabei sind vor allem horizon-
tale Maßnahmen (z. B. KMU-Förderung) denkbar; zu-
mindest im FuE-Bereich könnten diese durch
(sektor)spezifische Politikmaßnahmen ergänzt wer-
den.42 Dieses Szenario wird in Kapitel V.3 beschrie-
ben.

– Eine „Aktive sektorale Technologie-/Industriepolitik“,
die versucht, die gesamte Nanoelektronikwertschöp-
fungskette (FuE, Produktion, Anwender) zu stärken.
Sie umfasst dabei auch spezifische, sektorale Politik-

42 Schließlich stellt jegliches Technologieförderprogramm einen spe-
zifischen, sektoralen Eingriff dar (Paque 2009).
instrumente (z. B. Investitionsbeihilfen) für die Förde-
rung von Produktionsstätten. Die EU-Beihilfenkon-
trolle setzt hier allerdings einen engen Rahmen bei
den Möglichkeiten zur nationalen Politikgestaltung.
Die vorgeschlagenen Maßnahmen wären z. B. bei ei-
ner Lockerung des EU-Beihilferechts durchführbar.
Dieses Szenario wird in Kapitel V.4 beschrieben. Ab-
bildung 16 fasst die genannten Aspekte zusammen.

Die allgemeinen und die szenariospezifischen Hand-
lungsoptionen richten sich an Politik, Wissenschaft und
Wirtschaft; der Fokus liegt dabei auf der nationalen Poli-
tikebene. Die Optionen bestehen dabei nur zu einem be-
grenzten Teil aus direkten Eingriffen bei der EU-Beihil-
fenkontrolle. Vielmehr ergeben sie sich zumeist indirekt
durch die Grenzen der Kontrolle (z. B. Beilhilfehöchst-
sätze) oder als komplementäre Fördermaßnahmen zur
Beihilfenkontrolle. 

Im Folgenden werden zunächst die allgemeinen Hand-
lungsoptionen dargestellt, die sich unabhängig von den
genannten Szenarien ergeben. Darauf aufbauend werden
die beiden weiterführenden Handlungsszenarien erklärt
sowie Gründe für deren Rechtfertigung, potenzielle Risi-
ken der jeweiligen Politikausrichtung und die dazugehöri-
gen Handlungsoptionen beschrieben. Abschließend wird
in Kapitel V.5 dargestellt, auf welcher Systemebene (re-
gional, national, Europa) die einzelnen Optionen angesie-
delt werden sollten.
A b b i l d u n g  16

Handlungsszenarien

Quelle: eigene Darstellung
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2. Allgemeine Handlungsoptionen

Die allgemeinen Handlungsoptionen stellen vorrangig
eine Optimierung der bisherigen Handlungsstrategien
Deutschlands dar. Dabei werden nur die wichtigsten An-
satzpunkte für das Nanoelektronikinnovationssystem be-
trachtet, die von den befragten Experten sowie in der
Literatur vorwiegend genannt werden. 

Erhöhung der FuE-Ausgaben

Eine hohe FuE-Dynamik ist zentral, um die aktuellen
technologischen Herausforderungen in der Nanoelektro-
nik zu bewältigen und die starke internationale Position in
der Wissensbasis zu erhalten. Die Nanoelektronik gehört
zu den forschungsintensivsten Wirtschaftszweigen und
die FuE-Kosten für Design und Produktion von Halb-
leitern nehmen im Zeitablauf weiter zu (Kap. II.3). Die
FuE-Aktivitäten von staatlicher und privater Seite in
Deutschland scheinen diesem Trend nicht folgen zu kön-
nen. So verharren die FuE-Förderungen in nationalen
Programmen ebenso wie die finanzielle Beteiligung zur
Förderung deutscher Unternehmen in europäischen Pro-
grammen, trotz steigender Kosten, auf einem nominalen
konstanten Niveau. Vor allem in asiatischen Ländern
(z. B. Indien, Singapur, China) nehmen die staatlichen
FuE-Anstrengungen in der Nanoelektronik hingegen
deutlich zu, um insbesondere beim Chipdesign konkur-
renzfähiger zu werden und Marktanteile zu gewinnen.
Folglich wäre eine Erhöhung der staatlichen und privaten
FuE-Aktivitäten in Deutschland für die Wettbewerbsfä-
higkeit in der Forschung von großer Bedeutung. 

Private FuE-Aktivitäten können besonders durch die-
jenigen Handlungsoptionen unterstützt werden, die Un-
sicherheiten reduzieren (z. B. Setzung von Standards,
Strategiekommunikation) und die notwendigen Rahmen-
bedingungen (z. B. Finanzierungsmöglichkeiten, Ausbil-
dung qualifizierter Fachkräfte) für möglichst viele Nano-
elektronikakteure verbessern. 

Daneben wäre die Erhöhung der staatlichen FuE-Förde-
rung anzustreben, um das Erreichen einer kritischen
Masse für bestimmte Förderthemen in der Nanoelektro-
nik (z. B. zur Energieeffizienz) zu ermöglichen. Dabei
zeichnete sich im Rahmen dieser Studie keine generelle
(szenariounabhängige) konkrete Fördermittelaufteilung
ab, die von vielen befragten Akteuren favorisiert wird.
Grundsätzlich rechtfertigen lassen sich staatliche Förde-
rungen vorrangig in marktfernen Phasen der FuE, bei de-
nen am häufigsten Wissens-Spill-over-Effekte auftreten
(Kap. IV.1.1.1). Die befragten Experten sehen tendenziell
aber eher eine mehrstufige direkte Förderung als vielver-
sprechend an. Hierbei sollte ein Teil der öffentlichen För-
derung thematisch stärker festgelegt und entsprechend
kommuniziert werden (siehe ausführlicher Kap. V.4). Ein
anderer Teil sollte stärker experimentelle Vorhaben bein-
halten. 

Die Antragsbearbeitung und Durchführung der Förderung
durch nationale und regionale Institutionen in Deutsch-
land erfolgt nach Aussagen der Experten weitgehend un-
bürokratisch und zeitnah. Die bestehende Praxis in
Deutschland kann daher beibehalten werden.

Verbesserung von Abstimmungs- und Koordinations-
prozessen auf europäischer Ebene 

Die europäischen Forschungsförderungsprogramme ha-
ben eine sehr hohe Bedeutung für die anwendungsorien-
tierte, internationale Kooperationsforschung in der Nano-
elektronik. Die Analyse der Forschungsförderung auf
EU-Ebene hat gezeigt, dass Verbesserungsbedarf bei ver-
schiedenen Aspekten (u. a. Abstimmungsprozesse, Büro-
kratie) besteht (Kap. III.1.1). Die deutsche Politik hat hier
die Möglichkeit, in Abstimmung mit anderen europäi-
schen Nanoelektronikstaaten auf die europäische Förde-
rebene einzuwirken. Es bestehen dabei folgende Ansatz-
punkte:

Abstimmung der Inhalte der EU-Förderungsprogramme
erhöhen: Eine Verringerung der großen thematischen
Überschneidung der bisherigen europäischen Förderpro-
gramme (v. a. ENIAC und CATRENE) kann das Risiko
der Doppelförderung verkleinern. Dies könnte gleich-
zeitig die Herausbildung eines klareren Profils der je-
weiligen Förderprogramme erleichtern. Auch hätten die
Förderinstitutionen so die Möglichkeit, die einzelnen För-
dervorhaben innerhalb der Programme besser aufeinander
abzustimmen, und die Erreichung einer kritischen Masse
an Projekten für bestimmte Förderthemen (z. B. Organi-
sche Elektronik, 3-D-Chipintegration) und eine angemes-
sene Unterstützung für aussichtsreiche Projekte wäre
wahrscheinlicher. 

Die europäischen Förderinstitutionen selbst haben auf die
Gestaltung der Programme nur einen begrenzten Einfluss.
Die Programme (ENIAC, CATRENE) sind sehr national-
staatlich bestimmt (Kap. III.1.1). Die jeweiligen Ministe-
rien entscheiden bei den einzelnen Projekten, ob ihr Land
den Förderbeitrag für das beteiligte Unternehmen über-
nimmt. Es ergeben sich dabei Probleme durch die unter-
schiedliche Bereitschaft der Nationalstaaten, Projekte zu
fördern, Unterschiede in der Ansicht, was förderungsfä-
hig ist, sowie mangelnde thematische Abstimmung.

Deshalb wären eine stärkere Zielbildung, Abstimmung
und Koordination bei der Durchführung wünschenswert
(siehe auch „Entwicklung einer einheitlichen Strategie“
in Kap. V.4). Alternativ wäre eine Verstärkung der Förde-
rung in dem (aktuell überzeichneten) EU-Rahmenpro-
gramm möglich. Das aktuelle 7. Rahmenprogramm wird
bezüglich seiner Kohärenz positiver beurteilt. Außerdem
ist die Abwicklung einfacher, da kein direkter Eingriff
durch die Nationalstaaten erfolgt.

Bürokratie bei EU-Förderung verringern:43 Die größere
Bürokratie bei der Antragstellung und -abwicklung wird
von Experten bei den europäischen Förderprogrammen
im Vergleich zu nationalen Förderprogrammen stärker
kritisiert. Auch die Zeitspanne, bis neue EU-Forschungs-

43 Darunter wird hier auch die Kritik der Experten bezüglich der kom-
plexen Beantragung und Gewährung von EU-Strukturfondsmitteln in
Verbindung mit regionaler Förderung subsumiert (Kap. IV.1.2).



Drucksache 17/4982 – 96 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
programme in Kraft gesetzt werden, wird als zu groß ein-
geschätzt. Folglich ergibt sich das Risiko eines zeitlichen
Nachteils bei neuen Forschungsthemen gegenüber außer-
europäischen Ländern, deren Institutionen schnell reagie-
ren (z. B. USA, Taiwan). Gleichzeitig führt die Bürokra-
tie auf EU-Ebene zu einer starken Ausrichtung auf eine
Förderung von Großunternehmen, da die KMU kaum in
der Lage sind, federführend einen solchen Antrag zu stel-
len. Sie sind bislang stets als Unterauftragnehmer in die
Konsortien eingebunden. Vereinfachungen bei der Orga-
nisationsstruktur, der Antragsprozedur (z. B. kürze Pro-
jektskizzen) und schnellere Antragsentscheidungen könn-
ten den Prozess beschleunigen. Eine weitere Möglichkeit
wäre es, Start-ups bzw. KMU zu ermöglichen, zunächst
kurze Vorhabensvorschläge einzureichen (SEMI 2008;
TAB 2010a). Diese könnten nach Zustimmung bereits un-
ter Förderung weiter ausgearbeitet werden, um die Unsi-
cherheit und den unbezahlten Zeitaufwand zu reduzieren.
Solange diese Optionen auf EU-Ebene nicht umsetzbar
sind, sollten auf nationaler oder regionaler Ebene ausrei-
chende Fördermöglichkeiten für KMU sichergestellt wer-
den (Kap. V.3).

Förderung der Aus- und Weiterbildung 

Hochqualifizierte Arbeitskräfte sind zentral für die tech-
nologische Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und die
Entwicklung von Fähigkeiten, um auf die großen dynami-
schen Veränderungsprozesse in der Nanoelektronik re-
agieren zu können. Bislang wird die Wissensbasis für
Deutschland in der Nanoelektronik positiv eingeschätzt
(Kap. II.3.1). Die Stärken Deutschlands und Europas lie-
gen dabei in einem breiten System-Know-how der Fach-
kräfte. Allerdings bestehen bei den Akteuren große Sor-
gen, ob zukünftig hinreichend viele gut ausgebildete
Fachkräfte verfügbar sein werden (Experteninterviews;
ESIA 2005; Prognos/VDI 2008). 

Ein wichtiger Ansatzpunkt ist deshalb die Verstärkung
der Aus- und Weiterbildung qualifizierter Fachkräfte, die
über die bisherigen Aktivitäten hinausgeht. Die Kombi-
nation der Lehre von breitem Basiswissen (u. a. in Elek-
trotechnik) und praktischer nanoelektronikspezifischer
Anwendungsorientierung erscheint dabei als geeignet, da
entsprechendes Know-how in zukunftsträchtigen Berei-
chen (v. a. im „More-than-Moore“-Bereich) von hoher
Relevanz ist. Um ähnlich wie andere Länder (z. B. USA,
China) in der Nanoelektronik vom internationalen Wis-
sensaustausch profitieren zu können und frühzeitig inter-
nationale Fachkräfte für den deutschen Standort zu ge-
winnen, wären eine stärkere Öffnung der entsprechenden
Ausbildungsinstitutionen für den internationalen Raum
anzustreben und die internationale Mobilität von Studen-
ten sowie Wissenschaftlern in den relevanten Fächern zu
unterstützen (z. B. durch Austauschprogramme).

Ergänzend zu der breiten Ausbildung eines Großteils der
potenziellen Fachkräfte für die Nanoelektronik ist eine
spezifischere Ausbildung mit Ausrichtung auf den Bedarf
der Nanoelektronikindustrie sinnvoll. Denkbar wäre es,
für Promovierende an Forschungseinrichtungen Speziali-
sierungsmöglichkeiten zu eröffnen, die eng an die Be-
dürfnisse der Industrie gekoppelt sind (ESIA 2008).
Diese fänden idealerweise in wichtigen industriellen
Clustern der Nanoelektronik statt (z. B. Dresden), um
gleichzeitig potenzielle Nachwuchskräfte in der Region
zu halten bzw. anzulocken. Ein Beispiel für dieses Kon-
zept ist die von Infineon mitgegründete „Dresden Chip
Akademie“ (Prognos/VDI 2008; TAB 2010a).

Förderung des Wissenstransfers zwischen 
Wissenschaft und Industrie 

Damit die erworbene Wissensbasis in neue Prozesse, Pro-
dukte und Dienstleistungen umgesetzt werden kann, ist
ein effizienter Wissens- und Technologietransfer zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft wichtig. In der Nano-
elektronik werden der Wissenstransfer und die Vernet-
zung zwischen den Akteuren für Deutschland eher
gemischt beurteilt (Kap. II.3.2; Breschi et al. 2006): Eini-
gen Experten zufolge sind die Kooperationsstrukturen
zwischen Unternehmen und der Wissenschaft sehr gut
etabliert und funktionieren besser als in anderen Ländern.
Andere Experten sind skeptischer: Nach ihrer Einschät-
zung ist eine stärkere Orientierung der Wissenschaft an
den Bedürfnissen der Industrie notwendig. Bei einer
möglichen Unterstützung dieses Ziels stellt sich die He-
rausforderung, eine geeignete Balance zwischen Anrei-
zen für die wissenschaftlichen Akteure, mit den Unter-
nehmen zu kooperieren, und der Wahrung der
Freiheitsgrade in der Forschung zu finden (EFI 2008).
Eine dafür geeignete Option könnte beispielsweise eine
Steigerung der Vergütung von Transferleistungen im Rah-
men der W-Besoldung sein oder die verstärkte Veranke-
rung des Technologietransfers als strategisches Ziel von
wissenschaftlichen Institutionen (EFI 2009; TAB 2010b).

Daneben sind ein stärkerer Informationsaustausch und die
direkte Zusammenarbeit zwischen den Akteuren anzu-
streben, um die Ergebnisse der Forschungsarbeiten zu
verbessern und ihre Nutzbarkeit aus Sicht der Industrie zu
erhöhen. Nach Aussagen von Experten hegen die indus-
triellen Akteure in der Nanoelektronik häufig die Erwar-
tung, sich mit einer Finanzierung von FuE an öffentlichen
Einrichtungen unmittelbar umsetzbare Forschungsergeb-
nisse erkaufen zu können. Zur generellen Verstärkung des
Informationsaustausches und zum Verständnis der jewei-
ligen Bedürfnisse ist ein engerer beidseitiger Personalaus-
tausch geeignet (z. B. durch Gastprofessuren für Indus-
trievertreter, Entsenden von Wissenschaftlern in die
Industrie). Der temporäre Seitenwechsel sollte aktiv ge-
fördert werden (z. B. durch Sabbaticals) und bestehende
Hürden (z. B. administrative Hürden, unklare Auswirkun-
gen auf die Karriere) sollten abgebaut werden (siehe wei-
terführend TAB 2007).

Unterstützung von Kooperationen industrieller 
Akteure 

Mit den steigenden Kosten für die Entwicklung nächster
Technologiegenerationen und der zunehmenden Speziali-
sierung von Unternehmen zeigt sich schon heute, dass
einzelne Unternehmen nicht mehr alleine die finanziellen
Ressourcen und das gesamte erforderliche technologische
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Know-how aufbringen können (TAB 2010a; Kap. II.3.3).
Die folglich notwendigen Kooperationen zwischen inlän-
dischen industriellen Akteuren bestehen bereits und wer-
den von allen befragten Experten in der Nanoelektronik
als sehr positiv eingestuft. Die Unterstützung durch die
Politik wird dabei als gut beurteilt und spielt laut Mehr-
heit der Experten eine wichtige Rolle.

Neue Herausforderungen für die Industrie und Politik
können durch einen zusätzlichen Kooperationsbedarf in
den kommenden Jahren entstehen. Dieser ist zu erwarten,
da

– die genannten Entwicklungen bei den Kosten und der
Spezialisierung der Unternehmen durch den hohen
Forschungsbedarf und die Kapitalintensität weiter zu-
nehmen werden (Kap. II.2);

– Kooperationen von industriellen Akteuren zunehmend
strategisch motiviert sein können. So trägt etwa die
Teilnahme von Infineon im Kooperationsnetzwerk
East Fish Kill zur Erhaltung des Produktions-Know-
hows bei. Im Hinblick auf eine „Fabless“-Strategie der
industriellen Akteure kann eine Beteiligung an sol-
chen Kooperationen eine sinnvolle Handlungsoption
zur Bewahrung strategischen Wissens sein;

– die Ausweitung der Anwendungsfelder der Nanoelek-
tronik (z. B. Medizin-, Sicherheits-, Umwelttechnik)
und die zunehmende Interdisziplinarität der Innova-
tionsprozesse Kooperationen bislang nicht vernetzter
Akteure erfordern. Diese Vernetzung der Akteure ist
nach Expertenaussagen nicht einfach und wird einige
Zeit benötigen. Schließlich entstehen hohe Abhängig-
keiten innerhalb der Wertschöpfungskette. Beispiels-
weise müssen Haltbarkeit und Belastbarkeit der aus
Sicht des Anwenders neuen Zwischenprodukte sicher-
gestellt werden. 

Eine weitere Unterstützung der Vernetzung der industriel-
len Akteure wäre deshalb sinnvoll, u. a. durch die Förde-
rung von interdisziplinären Projekten und Unterstützung
der Initiierung von Kooperationen (u. a. Veranstaltungen,
Wissenschaftliche Räte).

Globale Beihilferegelung

Die Analysen der internationalen Rahmenbedingungen
zur Beihilfe in Kapitel IV.2.4 ergaben das Fehlen einer ef-
fektiven Regelung zur globalen Kontrolle und Begren-
zung von Investitionsbeihilfen. Zugleich gibt es Anzei-
chen dafür, dass das Ausmaß der gewährten Beihilfen in
der Nanoelektronik aus gegenseitigen Überbietungen
u. a. Subventionswettlauf resultiert (Kap. III u. IV). Die
befragten Experten bestätigen diese Einschätzung. In ei-
nem solchen Fall profitieren die Unternehmen auf Kosten
der Staaten. Deshalb könnten viele Staaten z. B. von einer
Umgestaltung der WTO-Richtlinien zu Subventionen
(Kap. IV.2.4) profitieren, nach der große Investitionsbei-
hilfen unter den Tatbestand der unerlaubten Subventionen
fallen. Für eine positive Entwicklung der gesamten Nano-
elektronikindustrie wäre daher eine allgemein akzeptierte
Regulierung von Beihilfen auf globaler Ebene von Vor-
teil.
Die Realisierungschancen hierfür sind allerdings als ge-
ring einzuschätzen. Die jeweiligen Länder haben teil-
weise ein unterschiedliches Verständnis bezüglich der
Rechtfertigung von Staatseingriffen. Sie sind teilweise
bereit, die inländische Nanoelektronikindustrie stark zu
unterstützen. Dennoch sollten Bemühungen durch natio-
nale und internationale Institutionen fortgesetzt werden.
Dies betrifft insbesondere Verhandlungen auf Regie-
rungsebene bei der WTO, aber auch die Unterstützung
der Arbeit des World Semiconductor Council (WSC,
Welthalbleiterrat). Ein möglicher Anfang für Veränderun-
gen wäre die Erhöhung der Transparenz nationaler Bei-
hilfen. Vorschläge in der Literatur hierfür sind z. B. die
Einrichtung eines internationalen Observatoriums zur Be-
gutachtung von Staatsbeihilfen oder die Beauftragung der
WTO mit einer Studie, bei der weltweit die nationalen
Unterstützungen der Halbleiterbranche untersucht werden
(Saunier 2008).

3. Rahmensetzende Politik

In diesem Handlungsszenario werden vor allem horizon-
tale Politikmaßnahmen vorgeschlagen, um den Proble-
men des Marktversagens zu begegnen und gleichzeitig
die Ziele der Beihilfenkontrolle (z. B. die Europäische In-
tegration, Abbau von Wettbewerbsverzerrungen) zu errei-
chen (Kap. IV.1).Sie flankieren die Aktivitäten privater
Akteure u. a. durch die Bereitstellung einer guten Infra-
struktur und die Sicherung eines funktionierenden Wett-
bewerbs (SVR 2009). Das Szenario lässt sich dabei wie
folgt beschreiben:

– In der Regel werden horizontale Politikinstrumente
eingesetzt, von denen eine hohe Anzahl an Unterneh-
men profitiert (z. B. FuE-Steuervergünstigungen).
Punktuelle Ergänzungen erfolgen durch den Einsatz
sektoraler Instrumente.

– Der Fokus der Förderung liegt auf frühen Wertschöp-
fungsstufen in der Nanoelektronik (z. B. Equipment-
hersteller, Chipdesignunternehmen, Dienstleister).
Auf selektive Eingriffe zur Förderung von Investitio-
nen in Produktionsstätten wird verzichtet.

Zentrale Vorteile dieses Handlungsszenarios bestehen in
der Vermeidung gezielter staatlicher Steuerungsversuche
(z. B. „winner picking“, Subventionswettlauf) und einer
hohen Vereinbarkeit mit dem existierenden Beihilferecht.
Zugleich ist die Belastung des staatlichen Haushalts ge-
ringer als bei teuren sektoralen Eingriffen. Allerdings ist
die Wahrscheinlichkeit eines zunehmenden Bedeutungs-
verlustes von Deutschland als Produktionsstandort – auf-
grund geringer spezifischer Unterstützungen – hoch. Dar-
aus ergeben sich folgende Herausforderungen und
Risiken für dieses Handlungsszenario:

– Zunehmende strategische Abhängigkeit: Die direkte
Abhängigkeit von der Produktion anderer Länder und
damit verbundene Risiken (z. B. Lieferengpässe,
Wechselkursrisiko) steigen (Kap. IV.1.1).
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– Unzureichende dynamische Wissens-Spill-over-Effekte:
Falls aufgrund fehlender Förderanreize kein inländi-
scher Aufbau neuer Produktionsstätten auf einem ho-
hen technologischen Niveau stattfindet, können kaum
Fortschritte und Erfahrungen in der weiteren Miniatu-
risierung (z. B. den vorgelagerten Wertschöpfungsstu-
fen wie Materialentwicklung, Lithografietechniken,
Maskenherstellung) erzielt werden. Ein technologi-
scher Wissensrückstand Deutschlands und Europas im
„More-Moore“-Bereich wäre wahrscheinlich die
Folge. Das genannte Wissen würde zukünftig auch im
„More-than-Moore“-Bereich fehlen, wenn die heutige
„More-Moore“-Produktionstechnologie auch für den
„More-than-Moore“-Bereich wirtschaftlich wird
(Kap. II.2).

– Möglicher Verlust von Agglomerationsvorteilen und
Wertschöpfung: Die fehlende räumliche Nähe zwi-
schen der Produktion und den inländischen Zuliefe-
rern und FuE-Unternehmen wird einigen inländischen
Unternehmen (v. a. Dienstleistern und Produzenten
von „Low-End“-Produkten) erhebliche Schwierigkei-
ten bereiten (Kap. II.3). Selbst wenn es gelingt, For-
schung und Zulieferung im Inland weitestgehend zu
halten, wird die erreichbare Wertschöpfung und Be-
schäftigung durch die Nanoelektronik begrenzt sein,
da sich viele Wertschöpfungsstufen (u. a. Produktion)
im Ausland befänden.

Das Ausmaß der genannten Risiken hängt stark von der
Reaktion anderer Länder ab. Die Risiken fallen ver-
gleichsweise gering aus, wenn die anderen Länder (z. B.
in Asien) von ihrer ausgeprägten Technologie-/Industrie-
politik im Bereich der Nanoelektronik (Kap. III) Abstand
nehmen, beispielsweise durch ein globales Übereinkom-
men. Zudem wäre es langfristig denkbar, dass einige
Staaten Probleme bekommen könnten, dauerhaft die
hohen staatlichen Unterstützungsleistungen in der Nano-
elektronik aufrechtzuerhalten, da diese öffentlichen
Finanzmittel an anderen Verwendungsstellen (z. B. Bil-
dung) fehlen (Kap. IV.1.2).

Um die genannten Risiken möglichst gering zu halten und
die sich ergebenden Vorteile des Politikansatzes „Rah-
mensetzende Politik“ zu nutzen, orientieren sich die
Handlungsoptionen an folgenden Aspekten:

– KMU-Fokus stärken: Bereits heute spielen klein- und
mittelständische Unternehmen in den Segmenten
Chipdesign, Equipmentherstellung und Dienstleistun-
gen eine wichtige Rolle im Nanoelektronikinnova-
tionssystem (Kap. II.3.3). Diese Gruppe wird für den
Nanoelektronikstandort umso bedeutender, je geringer
das Gewicht von produzierenden Großunternehmen
sein wird.

– Internationale Aktivitäten stärken: Der Internationali-
sierungsprozess (v. a. Produktionsverlagerung) wird in
diesem Szenario wohl weiter zunehmen. Für die dau-
erhafte Wettbewerbsfähigkeit der in Deutschland bzw.
der EU verbleibenden Unternehmen in diesen frühen
Wertschöpfungsstufen (z. B. Equipment, Chipdesign)
ist ein stärkerer internationaler Fokus wesentlich. 

– Ergänzungen durch wenige, spezifische Maßnahmen:
Eine rein horizontale Förderung der Nanoelektronik
wird nur begrenzte Wirkung haben, da sie sich kaum
bei spezifischen Problemen (z. B. unzureichende FuE-
Infrastruktur bei Chipdesignunternehmen) eignet.
Deshalb werden bei den Handlungsoptionen einzelne
sektorspezifische Ansatzpunkte zur Ergänzung vorge-
schlagen. 

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden die Hand-
lungsoptionen für eine „Rahmensetzende Politik“ näher
ausgeführt. 

Steuerliche Förderung von FuE

Als horizontale Maßnahme eignet sich eine indirekte,
steuerliche Förderung von FuE, um Defizite bei den FuE-
Aktivitäten zu verringern (Spengel 2009; Experteninter-
views). Im Gegensatz zu Deutschland betreiben bereits
die anderen führenden Länder in der Nanoelektronik
(Kap. III) eine explizite steuerliche Unterstützung von
Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft (EFI 2008).
Die steuerliche FuE-Förderung erfolgt themenoffen für
FuE-Aufwendungen jeder Art und ist unabhängig von der
technologischen Ausrichtung, Fördererfahrung und Bran-
chenzugehörigkeit. Sie kann ohne separates Antragsver-
fahren von den Unternehmen in Anspruch genommen
werden und ist aufgrund des Rechtsanspruchs für die Un-
ternehmen gut planbar. Die Breitenwirkung einer steuer-
lichen FuE-Förderung dürfte die eines Zuschusspro-
gramms mit Antragsverfahren deshalb weit übertreffen
(EFI 2008). Marktverzerrungen würden weitestgehend
ausbleiben. Die anfänglichen Probleme der verschiede-
nen Maßnahmen, wie z. B. das Kosten-Nutzen-Verhält-
nis, Mitnahmeeffekte (u. a. Missbrauch) oder schwer
vorab kalkulierbare Steuerausfälle, sind nach Ansicht ver-
schiedener Kommissionen (EFI 2008; Spengel 2009) mitt-
lerweile durch gesetzliche Regelungen beherrschbar.44

Die Höhe der verbundenen Steuerausfälle lässt sich ins-
besondere durch die Höhe der Steuergutschrift regulieren.

Vor dem Hintergrund der Bedeutung der KMU in der Na-
noelektronik wäre im vorliegenden Szenario eine Ausge-
staltung mit einer starken Ausrichtung auf KMU wün-
schenswert. Möglichkeiten hierfür sind Obergrenzen für
förderfähige FuE-Aufwendungen oder günstigere Förder-
sätze für KMU. Dadurch könnten diese Unternehmen
überproportional profitieren (Bleise et al. 2005; BMBF
2004; TAB 2007; Rammer et al. 2004).

Eine mögliche Einschränkung der Wirkung einer FuE-
Förderung im Steuersystem für KMU und spezifisch für
Nanoelektronikunternehmen könnte darin liegen, dass
Gewinne zur Verrechnung mit der steuerlichen Förderung

44 Ein Beispiel ist die Verknüpfung der angesetzten FuE-Aufwendun-
gen mit der Buchführung und Kostenrechnung, die von Wirtschafts-
prüfern oder Steuerberatern überprüft wird (EFI 2008).
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vorhanden sein müssen. Gerade in dieser stark zyklischen
Branche könnte die Förderung einen Teil ihres Effekts
verlieren und besonders die Planbarkeit für Unternehmen
erschweren. Für diese Problematik eignet sich das in
Großbritannien praktizierte Modell: Hier wird den Unter-
nehmen ein erstattungsfähiger Steuerfreibetrag („refundable
tax credit“) eingeräumt.45 Die Akteure können damit die
steuerliche Förderung in einen sofort fließenden Zuschuss
umwandeln (EFI 2008).

Stärkere internationale Ausrichtung der
FuE-Förderung

Dieses Handlungsszenario geht von einer sehr ausgepräg-
ten internationalen Arbeitsteilung aus, da neben dem
„packaging“ und der Weiterverarbeitung der Halbleiter-
chips auch die Chipproduktion selbst zunehmend im Aus-
land stattfinden wird.

Bei dieser globalen Arbeitsteilung in der Nanoelektronik
ergibt sich ein zunehmender Konflikt dadurch, dass ak-
tuell nur diejenigen Aktivitäten förderfähig sind, die Pro-
zesse/Produkte entwickeln, die national genutzt, produ-
ziert oder verarbeitet werden. Diese Richtlinie hat
durchaus ihre Berechtigung. Schließlich ist aus Sicht der
inländischen Wertschöpfung und Beschäftigung beson-
ders die Förderung solcher Aktivitäten interessant, bei de-
nen sich große Teile der Wertschöpfungskette im Inland
befinden und dort beschäftigungswirksam werden. Ex-
portorientierte Aktivitäten, die ebenfalls im Inland für
Beschäftigung sorgen können, sind bislang von einer För-
derung ausgeschlossen. Daher fallen bereits heute einige
Marktsegmente (z. B. Mobilkommunikation) aus der na-
tionalen Förderung heraus, weil sich der Absatzmarkt der
Halbleiterprodukte fast ausschließlich im Ausland be-
findet. Zukünftig werden vermutlich immer weniger
Marktsegmente und Wertschöpfungsketten von Nano-
elektronikprodukten das Förderkriterium der nationalen
Verwertung erfüllen können, da die Absatzmärkte vor al-
lem aufgrund der zunehmenden Produktionsverlagerun-
gen verstärkt im Ausland zu finden sind (Kap. II.3). Vor
allem die inländischen KMU-Akteure in vorgelagerten
Wertschöpfungsstufen (z. B. Equipmenthersteller, Design-
unternehmen) werden daher künftig geringe Chancen auf
eine FuE-Förderung haben. 

Deshalb wäre in diesem Szenario zu prüfen, ob eine Ab-
änderung der Förderrichtlinie nicht dahingehend sinnvoll
wäre, auch bei einer internationalen Verwertung eine För-
derung zu ermöglichen. Zur langfristigen Sicherung der
Bedeutung als FuE-Standort wären darüber hinaus Inves-
titionen in eine international ausgerichtete Forschungsin-
frastruktur sowie die Öffnung der Projektförderung für
ausländische Unternehmen denkbare Handlungsoptionen,
sofern die Beteiligung ausländischer Akteure im Interesse
des deutschen Standorts ist. Mögliche Kriterien hierfür
können Komplementarität, Spitzenposition des Akteurs

45 Um Anreize für FuE-Mehraufwendungen der Unternehmen in Höhe
von 0,1 Prozent des BIP zu erzeugen, wäre nach Schätzungen ein
Finanzierungsvolumen in ungefähr derselben Höhe erforderlich. Im
Jahr 2006 wären dies etwa 2,3 Mrd. Euro gewesen (EFI 2008).
im Themenfeld, ergriffene Maßnahmen gegen Wissens-
abfluss oder der Zugang zu neuen Märkten durch auslän-
dische Partner sein (VDI 2008).

Stärkere Ausrichtung der FuE-Förderung an den 
KMU-Bedürfnissen

Für die Nanoelektronik lässt sich analog zu anderen FuE-
und wissensintensiven Wirtschaftssektoren (EFI 2009;
IW Consult 2006; TAB 2007) feststellen, dass die KMU
nicht ausreichend von bereits existierenden Fördermög-
lichkeiten profitieren können (Kap. III.1). KMU in der
Nanoelektronik haben häufig sehr kurzfristige Förder-
bedarfe. Diese betreffen weniger Fragestellungen der
Spitzentechnologieforschung (z. B. Entwicklung neuer
technologischer Anwendungen), sondern es handelt sich
eher um inkrementelle Verbesserungen, wie z. B. Effi-
zienz-, Prozess- oder Qualitätsverbesserung der Produkte
für den Kunden. Diese Bedarfe werden nach Aussagen
vieler Experten von den existierenden Forschungspro-
grammen nur begrenzt bedient. Vor allem Kleinstunter-
nehmen in der Nanoelektronik gelingt es nach Aussagen
von Experten kaum, von den Fördermöglichkeiten zu
profitieren. Ihnen fehlen die geeigneten Ressourcen und
das Know-how zur Antragstellung und Durchführung von
Förderprojekten. Es ergeben sich vor allem zwei Ansatz-
punkte für geeignete Verbesserungen in der FuE-Förde-
rung:

– Stärkere Ausrichtung der Forschungsprogramme auf
Bedürfnisse der KMU: Zur besseren Einbindung der
KMU wird für Deutschland häufig ein Programm nach
dem Vorbild des „Small Innovation Business Pro-
gramme“ (SIBR) der USA diskutiert (EFI 2009/2010;
Kap. III.2.5). Da die KMU in der Nanoelektronik ver-
gleichbare Probleme wie in anderen Wirtschaftssekto-
ren haben, wäre eine Programmeinführung mit zentra-
len Elementen des SIBR überlegenswert. Die
Elemente hinsichtlich der Finanzierung von Machbar-
keitsanalysen, die Verhinderung, dass ausschließlich
Großunternehmen bei der ressortspezifischen For-
schungsförderung zum Zuge kommen sowie die stär-
kere Berücksichtigung der Vermarktungsperspektive
bei der Evaluation werden als vorbildhaft eingestuft
(EFI 2009). Ergänzend wäre zu prüfen, ob eine stär-
kere Förderung von den genannten, inkrementellen
Verbesserungen in den Förderprogrammen erfolgen
kann.

– Integration von externem Know-how in FuE-Strate-
gien der KMU: Die befragten Experten sehen hierfür
vor allem eine stärkere Einbindung des Know-hows
von Fachhochschulen als hilfreich an, da ihre starke
Anwendungsorientierung passfähig mit dem Lösungs-
bedarf der KMU wäre. Allerdings ist laut Experten-
meinungen die Forschungstätigkeit von Fachhochschu-
len gerade in der kapitalintensiven Nanoelektronik
eher gering ausgeprägt. Folglich ist eine Verbesserung
der Ausstattung für Fachhochschulen im Bereich FuE-
Infrastruktur (u. a. Laborausstattung) zentral, damit sie
ihre Funktion als Transferpartner von KMU in der
Nanoelektronik aktiver wahrnehmen können. Der
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Wissensaustausch könnte auf institutioneller Ebene in
Form von gemeinsamen FuE-Projekten oder im Rah-
men von Bachelor- und Masterarbeiten erfolgen.

Direkte Förderung von Chipdesign- und Equipment-
unternehmen

Als ergänzende Handlungsoption für dieses Handlungs-
szenario mit ausgeprägter horizontaler Förderung bietet
sich eine spezifische direkte FuE-Förderung für FuE-
Designunternehmen und Zulieferer an. Vor allem kleine-
ren Unternehmen fehlt es häufig an einer geeigneten, spe-
zifischen Infrastruktur, um die technologischen Heraus-
forderungen in der Nanoelektronik hinsichtlich der FuE
(z. B. neue Anwendungen im Bereich „More than
Moore“; Kap. II.2) sowie des Wissenstransfers meistern
zu können. Eine Möglichkeit besteht in der staatlichen
Unterstützung von „Open-Innovation“-Projekten. Bei-
spielsweise könnten Designtools in EU-Projekten ent-
wickelt und allgemein zur Verfügung gestellt werden. Ein
weiterer Vorschlag zur Verbesserung der Kompetenz-
entwicklung liegt in der Förderung von nichtkommer-
ziellen Akteuren, wie z. B.“Open Source Software
Communities“ (Tuomi 2009).

Daneben wären aus Produktionssicht vor allem die Förde-
rung von Anwendungen im „More-than-Moore“-Bereich
interessant. Hierfür wäre zu prüfen, in welchem Umfang
bereits existierende Produktionsstätten früherer Genera-
tionen (z. B. neben 200-mm- auch 150-mm-Fertigungs-
linien) für bestimmte Anwendungen im „More-than-
Moore“-Bereich besser genutzt werden könnten. Denn
die Nutzung existierender Produktionsstätten könnte wirt-
schaftlicher sein, da sie weniger kapitalintensiv beim Bau
waren und die Maschinen und Anlagen zumindest zum
Teil bereits abgeschrieben sind. Kostengünstige Imple-
mentierungspfade („low-cost implementation paths“)
könnten auch durch das Teilen der Chipherstellungskos-
ten zwischen Unternehmen realisiert werden (Tuomi
2009). Dieser Ansatz wird derzeit in einigen asiatischen
Ländern populär.46 Bei diesen genannten Aktivitäten
erfolgt zum Teil eine öffentliche Förderung durch die
Staaten (z. B. im „NanoFab Center“ in Südkorea,
Kap. III.2.4). Entsprechende Möglichkeiten wären auch
für Deutschland zu überprüfen.

EU-weite Abstimmung zur Sicherung mindestens 
einer Produktionsstätte in Europa auf hohem 
technologischem Stand

Als weitere zusätzliche selektive Handlungsoption in die-
sem Szenario wäre aus geopolitischen und -strategischen
Gründen die Sicherung von mindestens ein oder zwei

46 Beispielsweise unterzeichneten die „Hong Kong Science & Techno-
logy Parks“ (HKSTP) kürzlich eine Kooperationsvereinbarung mit
dem japanischen e-Shuttle, einem Tochterunternehmen von Fujitsu,
um Dienstleistungen für Start-up-Chipdesignunternehmen in Asien
bereitzustellen. E-Shuttle stellt dabei seine „Elektronenstrahl-Direkt-
schreibtechnologie“ zu niedrigen Kosten für KMU zur Verfügung
und HKSTP wird im Gegenzug Entwicklungsunterstützung und
Fernzugriff auf Chipdesigntools ermöglichen (Tuomi 2009).
Produktionsstätten mit einem hohen aktuellen technologi-
schen Stand innerhalb Europas sinnvoll. Hierdurch könn-
ten einige Risiken vermieden werden, welche sich aus der
Abhängigkeit von anderen Weltregionen (insbesondere
Asien) ergeben können (Kap. IV.1): Kurzfristig wären
z. B. Lieferengpässe oder Kostenschwankungen durch
Wechselkursbewegungen weniger zu befürchten. Lang-
fristig könnte das technologische Know-how, insbeson-
dere im „More-Moore“-Bereich, bewahrt werden. Da-
durch könnte erstens bei einer Veränderung der
Rahmenbedingungen ein breiterer Ausbau an Produk-
tionskapazitäten schnell erfolgen. Zweitens könnte die
Richtung der technologischen Entwicklung, z. B. in Ab-
stimmung mit den europäischen Anwenderindustrien,
stärker selbst mitgestaltet werden. 

Die Produktionsstätten müssten nicht zwingend in
Deutschland aufgebaut werden. Dies könnte nach Exper-
tenaussagen zur Erfüllung des genannten Zwecks ge-
nauso in anderen europäischen Ländern geschehen. Die
Abstimmung würde aufgrund unterschiedlicher Interes-
sen der Nationalstaaten und ihrer Akteure schwierig, wie
sich bei anderen gemeinsamen Initiativen gezeigt hat
(z. B. Aufbau des „European Institute of Technology“).
Möglichst alle Akteure (Nationalstaaten, Industrie) soll-
ten in einem solchen Prozess integriert werden. Auch
wäre es wünschenswert, dass die Akteure der europäi-
schen Länder ohne Produktionsstätten (ggf. vertraglich
festgelegt) bei Bedarf Zugriff auf Lieferungen dieser Fer-
tigungsstätten haben. Daneben sollte eine zu intensive, an
nationalen Interessen orientierte Steuerung durch den
produzierenden Staat vermieden werden, indem eine ge-
meinsame europäische Institution etabliert wird oder den
Mitgliedstaaten ein direktes Mitspracherecht bei zentra-
len Fragen (z. B. technologische Ausrichtung, Aufrüstung
der Anlage) zusteht.

Einschränkungen der Möglichkeiten einer solchen Inves-
titionsförderung ergeben sich aufgrund der derzeitigen
Förderhöchstgrenzen durch die EU-Beihilfenkontrolle.
Daher wäre zu prüfen, ob eine beihilfenkonforme Aktion
zur Errichtung solcher Anlagen so erreicht werden kann,
dass eine möglichst geringe Signalwirkung für eine „ge-
nerelle Dehnung“ der Beihilfenkontrolle ausgeht. Mögli-
che Ansatzpunkte wären eine Teilfinanzierung durch die
EU selbst, deren Beihilfen nicht unter die Kontrolle fal-
len, oder die in Kapitel V.3. genannten Optionen (z. B.
Änderung des Multisektoralen Beihilferahmens). 

Unterstützung der Internationalisierung von KMU

Analog zur verstärkten internationalen FuE-Ausrichtung
(gefördert durch eine entsprechende FuE-Förderung) ist
für kleine und mittlere Nanoelektronikunternehmen auch
bei ihren kommerziellen Aktivitäten eine zunehmende in-
ternationale (außereuropäische) Orientierung in diesem
Szenario von hoher Bedeutung. Dabei ist eine internatio-
nale Technologieorientierung ebenso nötig wie die Fähig-
keit, globale Marktpotenziale und Kundenbedürfnisse
rechtzeitig aufzuspüren, um passende Lösungen für die
Kundenprobleme zu entwickeln. 
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Viele der deutschen Zuliefer-KMU in der Nanoelektronik
haben bereits Vertriebs- und Servicestrukturen in den dy-
namischen Auslandsmärkten aufgebaut. Denn bereits in
der Vergangenheit haben sich diese KMU international
aufstellen und vernetzen müssen, um wettbewerbsfähig
zu bleiben. Sie sind mittlerweile in globalen Märkten ak-
tiv, bedienen einen Weltmarkt und haben bereits eine ge-
wisse Unabhängigkeit von regionalen Standortbedingun-
gen und der dort ansässigen Großindustrie erreicht.

Allerdings ergeben sich aufgrund der in diesem Szenario
wahrscheinlich zunehmenden Produktionsverlagerung in
der Nanoelektronik zusätzliche Herausforderungen. So
sollte vor allem die Know-how-Entwicklung von Zuliefe-
rern einerseits und Anwendern andererseits dauerhaft
passfähig bleiben. Hierfür muss die ständige Aktualisie-
rung der Kenntnisse über Technologietrends und die Kun-
denbedarfsstrukturen in den jeweiligen internationalen
Absatzmärkten in einem globalen Kontext erfolgen (z. B.
Vernetzung mit internationalen FuE-Instituten), da die
räumliche Nähe nicht mehr vorhanden sein wird.

Die direkten Steuerungsmöglichkeiten der Politik im
Kontext der kommerziellen Globalisierung sind begrenzt.
Die OECD (2008c u. 2009d) unterscheidet passende Un-
terstützungsmaßnahmen nach drei Entwicklungsstufen
der Internationalisierung von KMU. Als passfähigste
Maßnahmen kommen für die hinsichtlich der Internatio-
nalisierung zumeist fortgeschrittenen Nanoelektronikun-
ternehmen folgende Maßnahmen infrage: Exportkredite,
Unterstützung von Internationalisierungsplänen durch
Non-Profit-Dienstleister (z. B. beim Aufbau von Nieder-
lassungen) oder Weiterbildungsmaßnahmen, welche die
Fähigkeiten der KMU stärken, Informationen über inter-
nationale Technologietrends und Märkte besser aufneh-
men und unternehmensspezifisch weiterverarbeiten zu
können (OECD 2009e). 

4. Aktive sektorale Technologie-/
Industriepolitik

In diesem Handlungsszenario werden Maßnahmen vorge-
schlagen, die gezielt die Entwicklung der inländischen
Nanoelektronik unterstützen. Die Handlungsoptionen las-
sen sich der Industriepolitik47 zuordnen. Sie sind aber
nicht identisch mit den häufig kritisierten traditionellen
industriepolitischen Instrumenten, die sich an der Förde-
rung von „nationalen Champions“ oder dem Schutz ein-
heimischer Unternehmen und „infant industries“ orientie-
ren (Meyer-Stamer 2009). Vielmehr lassen sich die
Handlungsoptionen weitgehend in eine Politikausrich-
tung einordnen, die unter dem Schlagwort „moderne In-
dustriepolitik“ diskutiert wird. Nach Aiginger (2007)
wird darunter eine Politik mit internationaler Dimension

47 Die Begriffsdefinition von Industriepolitik ist nicht eindeutig (Aigin-
ger/Sieber 2009). Industriepolitik kann in einem weiten Sinne als
wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Stärkung aller Wirtschafts-
sektoren (inklusive Dienstleistungen) verstanden werden. In einem
engeren Sinne werden darunter selektive Eingriffe für bestimmte
Branchen definiert. Das vorliegende Szenario betrachtet vorwiegend
Maßnahmen, die der Definition im engeren Sinne entsprechen.
verstanden, die eine horizontal ausgerichtete Politik mit
selektiven sektoralen Elementen kombiniert. Industrie-
politik beinhaltet demnach das Zusammenspiel von hori-
zontaler Bildungs-, Forschungs-, Wettbewerbspolitik und
Arbeitsmarktflexibilisierung sowie speziellen branchen-
orientierten Vertiefungen wie beispielsweise die Unter-
stützung von Kompetenzzentren oder Clustern, Technolo-
gietransferleistungen oder KMU-Förderung. Der Ansatz
schließt folglich branchen- oder technologiespezifische
Elemente nicht aus. 

Das Szenario lässt sich wie folgt zusammenfassend be-
schreiben:

– Es werden vorrangig selektive Maßnahmen zur Stär-
kung der inländischen Nanoelektronik eingesetzt.
Diese ergänzen die meist eher horizontalen Maßnah-
men bei den allgemeinen Handlungsoptionen.

– Der Fokus der Förderung liegt auf der gesamten Wert-
schöpfungskette (FuE, Produktion, Nachfrage) und
beinhaltet eine aktive Förderung der Ansiedlung und
Standortsicherung von Produktionsstätten. Dies ba-
siert auf den Einschätzungen einiger befragter Exper-
ten, dass die Wertschöpfungsstufen in der Nanoelek-
tronik eng miteinander verflochten sind und die
räumliche Nähe von Produktion und FuE von ent-
scheidender Bedeutung ist (z. B. aufgrund von Wis-
sens-Spill-over-Effekten oder Agglomerationsvortei-
len).

Für selektive staatliche Eingriffe bei der Nanoelektronik
sprechen einige der in Kapitel IV diskutierten Argu-
mente. Es kann auf einige potenzielle Marktversagens-
gründe (u. a. externe Effekte, mögliche Abhängigkeit von
Monopolisten) zum Teil zielgenauer als mit horizontalen
Maßnahmen reagiert werden. Aus Innovationssystem-
sicht können selektive Eingriffe die Wahrscheinlichkeit
erhöhen, weiterhin auch in produktionsrelevanten Berei-
chen an der technologischen Spitze in der Nanoelektronik
zu stehen. 

Die umfassenden staatlichen Eingriffe einer aktiven sek-
toralen Technologie-/Industriepolitik bergen allerdings
die in Kapitel IV.1.2 bereits beschriebenen Risiken: 

– Es besteht das Risiko eines zunehmenden Subven-
tionswettlaufs der beteiligten Nanoelektronikländer,
der letztendlich zu immer höheren staatlichen Beihil-
fen führt.

– Die Unterstützung von kapitalintensiven Produktions-
stätten mitsamt der technologischen Fokussierung der
Produktionsunternehmen, z. B. auf eine Fertigungs-
linie in bestimmten nanoskaligen Bereichen (z. B.
28-nm-Technologieknoten), beinhaltet zumindest teil-
weise die Probleme von Picking-Winners-Strategien:
Es wird gezielt die Einschlagung eines technologi-
schen Pfades unterstützt, der sich angesichts der hohen
technologischen Unsicherheiten und der kurzen Inno-
vationszyklen in der Nanoelektronik eventuell als
falsch erweisen kann.

– Selbst wenn effiziente politische Maßnahmen einge-
setzt werden, bleiben Unsicherheiten bestehen, ob es
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tatsächlich langfristig gelingt, Großunternehmen mit
technologisch aktuellen Produktionsstätten zu Ansied-
lungen zu bewegen. Zu viele Standortfaktoren und
Pfadabhängigkeiten sind für die Standortentwicklung
in der Nanoelektronik entscheidend (Kap. II). Falls
der Erfolg ausbleibt, wäre trotz der erheblichen staatli-
chen Bemühungen und Aufwendungen für eine kom-
plementäre Infrastruktur das Resultat für Wertschöp-
fung und Beschäftigung sehr begrenzt. 

Diese Risiken stellen einen hohen Anspruch an das kon-
krete Programmdesign der selektiven Maßnahmen:
„Departing from neutrality is always dangerous since it
implies guessing future technological and market de-
velopments. So a central question concerns programme
design: how to make these large mission-oriented
programmes less vulnerable to government failures such
as wrong choices and winner-picking“ (Expert Group
Report 2009, S. 105). Ansatzpunkte für ein mögliches ge-
eignetes Programmdesign werden bei den einzelnen
Handlungsoptionen genannt.

Darüber hinaus kann die in der innovationspolitischen
Debatte zunehmend diskutierte Integration von sektoraler
Industriepolitik und Innovationspolitik angestrebt werden
(z. B. Aiginger 2007). So könnte eine Einbettung sektora-
ler Förderungen in eine missionsorientierte Strategie für
das gesamte Innovationssystem vor dem Hintergrund he-
rausragender gesellschaftlicher Ziele, wie z. B. Nachhal-
tigkeit, Energieeffizienz oder Gesundheit, erfolgen. Diese
Ziele könnten daher zur Entscheidung dienen, wann ein
sektoraler Eingriff oder wann ausschließlich horizontale
Maßnahmen gerechtfertigt erscheinen. Beispielsweise
könnten sektorale staatliche Unterstützungsmaßnahmen
der Halbleiterindustrie sinnvoll sein, wenn sie auf die
Verbesserung der Energieeffizienz oder auf Anwendun-
gen im Gesundheitsbereich ausgerichtet sind.

Entwicklung einer einheitlichen Strategie 

Für viele der befragten Experten ist die Entwicklung einer
einheitlichen und klaren Strategie für den deutschen und
europäischen Nanoelektronikstandort, an der sich die Ak-
teure des Innovationssystems orientieren können, eine der
zentralen Herausforderungen. Dafür gibt es mehrere
Gründe:

In der modernen Innovationsforschung gelten Unsicher-
heiten über technologische Entwicklungen und den Markt-
erfolg als eine der großen Barrieren für private Akteure.
Solche Unsicherheiten haben in der Nanoelektronik in der
jüngeren Vergangenheit zugenommen. Es ist z. B. unklar,
inwiefern die jahrzehntelang verfolgte „More-Moore“-
Trajektorie weiter Bestand haben wird. Je näher man den
physikalischen Grenzen bei der Miniaturisierung der
Halbleiterstrukturbreiten kommt, desto größer werden die
FuE-Herausforderungen und Unsicherheiten, ob techno-
logische Lösungen gefunden werden können. Die Chan-
cen und Risiken geeigneter industrieller Investitionen
sind deshalb immer schwerer vorhersehbar (Expert Group
Report 2009). 
Bei der entsprechenden Unterstützung durch die Politik
ist für die Akteure aber intransparent, welche Ziele be-
züglich der Nanoelektronik verfolgt werden (z. B. fokus-
sierte vs. breite Förderungen von möglichen Anwendun-
gen) und für welche Aktivitäten (z. B. Aufbau FuE-
Infrastruktur) mit Unterstützung zu rechnen ist. Bislang
wird die Förderung als fragmentiert wahrgenommen
(siehe Handlungsoption „Stärkere Schwerpunktsetzung
bei FuE-Förderung“). Zudem zeigt sich vor allem auf
europäischer Ebene eine geringe Abstimmung zwischen
den einzelnen Mitgliedstaaten bezüglich der geförderten
Inhalte sowie zwischen nationaler und europäischer För-
derung. Infolge dieser Probleme entstehen Planungsunsi-
cherheiten und schwer kalkulierbare Risiken für die
Wirtschaft und Wissenschaft.

Zur Verringerung dieser Probleme hat die Europäische
Kommission in ihrer Mitteilung im Juni 2009 eine Strate-
gieentwicklung und -durchführung für die Nanoelektro-
nik im Rahmen einer breiteren Schlüsseltechnologieför-
derung angekündigt (Europäische Kommission 2009b).
Bislang ist allerdings für die befragten Akteure sehr un-
klar, wie die Strategie konkret aussehen wird. Deshalb ha-
ben folgende Ansatzpunkte zur Strategieentwicklung, die
in den Expertengesprächen ermittelt wurden, zunächst
weiterhin Bestand:

– Stärkeres „commitment“: Ein stärkeres Bekenntnis
Deutschlands zur Mikro- und Nanoelektronik als stra-
tegisch wichtige Querschnittstechnologie wäre hierfür
bedeutend (ESIA 2008). Inhaltlich wäre damit verbun-
den, Kooperationen und Gespräche zwischen den Re-
gierungen wichtiger Nanoelektronikländer intensiver
und verbindlicher zu führen und sich sowohl durch
Förderung als auch Engagement auf internationaler
Ebene langfristig einzusetzen. 

– Klarere Signale: Die politischen Akteure sollten stär-
ker abstimmen und signalisieren, welche Ziele in der
Nanoelektronik und welche Themenbereiche mittel-
bis langfristig unterstützt werden. Dabei wäre ein ab-
gestimmtes Set an Maßnahmen auf regionaler, natio-
naler und europäischer Ebene anzustreben. Die Akti-
vitäten Deutschlands und Europas wären darauf
gerichtet, Themenfelder, auf denen Kompetenzvor-
sprünge bestehen, im internationalen Kontext so zu
positionieren, dass eine Vorreiterfunktion erreicht oder
gefestigt wird (VDI 2008).

Die Bildung und Durchführung einer einheitlichen Strate-
gie ist mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden: u. a.
unterschiedliche Interessen der Akteure (z. B. KMU vs.
Großunternehmen), unterschiedliche existierende natio-
nale Strategien in der Nanoelektronik sowie Unsicherhei-
ten über die zukünftige technologische und wirtschaftli-
che Entwicklung. Für den Umgang mit diesen Problemen
lassen sich aus Erfahrungen mit Strategieprozessen in an-
deren Bereichen einige wichtige Erkenntnisse für ein ge-
eignetes Design der Strategie bzw. von Strategieprozes-
sen ableiten (siehe ausführlicher EFI 2010; Expert Group
Report 2009; TAB 2007 u. 2010b):
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Die Gesamt- und Teilstrategien sollten auf Basis transpa-
renter, integrativer und partizipativer Prozesse entwickelt
werden, damit sie möglichst von allen Innovationsakteu-
ren in der Nanoelektronik getragen werden. Dabei ergibt
sich erheblicher Koordinationsbedarf zwischen den Poli-
tikakteuren auf regionaler, nationaler und europäischer
Ebene bei der Entwicklung von klaren, konsistenten
Maßnahmen, der Vereinbarung von Prioritäten, der For-
mulierung von Umsetzungsstrategien sowie für die admi-
nistrativen Akteure bei der Umsetzung der Maßnahmen
(TAB 2010b).

Zur Identifizierung und Überprüfung der thematischen
Schwerpunkte innerhalb der Nanoelektronik sollten ein
Kriterienkatalog sowie Infrastrukturen und Institutionen
zur Erzeugung von „strategischer Intelligenz“ etabliert
werden. 

Beispiele für Letztere sind regelmäßige Durchführung
von Foresight-/Vorausschau- und Technikfolgenabschät-
zungsprojekten, eine Deutschland-/Europa-Roadmap für
die Nanoelektronik, Etablierung von Programmevalua-
tions-, Benchmarking- und Strategieentwicklungsprozes-
sen oder Informationsbereitstellung und -kampagnen. Die
Themenauswahl sollte dabei gesellschaftliche Bedürf-
nisse und die relevanten technologischen „bottlenecks“
berücksichtigen. Bei den konkreten Anwendungen und
Ansätzen sollten Bottom-up-Prozesse unter Beteiligung
aller Innovationsakteure ermöglicht werden (Expert
Group Report 2009).

Stärkere Schwerpunktsetzung bei der FuE-Förderung

Im Einklang mit den Schwerpunkten der entwickelten
Gesamt- und Teilstrategien wären eine stärkere Konzen-
tration und Fokussierung der FuE-Förderung anzustre-
ben. Hierfür wären Veränderungen bei den Förderbedin-
gungen notwendig. Diese bevorzugen bislang eine starke
Diversifizierung der Forschungsarbeiten, die über viele
kleinere Projekte in zahlreichen verschiedenen Förder-
programmen verteilt sind (task force Mikroelektronik
2009). 

Die Forschungsprogramme in diesem Szenario sind zu
bündeln und die Forschungsgelder strategisch einzuset-
zen. Die nationale Schwerpunktsetzung der Forschungs-
förderung sollte dabei stärker als bisher in den Kontext
der Europäischen Forschungszusammenarbeit eingebun-
den werden. Die thematische Überschneidung der Aktivi-
täten mit anderen europäischen Staaten sind hierfür zu
identifizieren, um Förderprogramme auf nationaler sowie
auf transnationaler Ebene anzupassen (TAB 2010a). Die
Forschungskapazitäten würden Themen- und Technolo-
giebereiche adressieren, in denen Deutschland zum einen
komparative Stärken besitzt (z. B. Leistungselektronik)
und zum anderen große Markt- und Wachstumspotenziale
von der Industrie gesehen werden (z. B. „More-than-
Moore“-Bereich). Bei der Identifikation der Schwer-
punktthemen sind analog zur Strategiebildung die Adres-
sierung und Prozesseinbindung vieler Akteure (u. a.
KMU, Großunternehmen, FuE-Institute) unter Nutzung
der Instrumente zur Entwicklung der strategischen Intelli-
genz (z. B. Roadmaps) empfehlenswert. Eine mögliche
Basis ist die aktuell von ACATECH durchgeführte Studie
zur Identifizierung zukunftsträchtiger Forschungsfelder
mithilfe verschiedener Methoden (z. B. Roadmapping,
Szenariobildung) (www.acatech.de).

Förderung der FuE-Infrastruktur 

Für die Nanoelektronik gilt eine moderne FuE-Infrastruk-
tur als sehr bedeutend, um spitzentechnologisches Know-
how aufbauen bzw. erhalten zu können (task force Mikro-
elektronik 2009). Dabei treten nach Einschätzungen der
Experten in Deutschland bei der Verfügbarkeit der FuE-
Infrastruktur im europäischen Vergleich zu Frankreich
und den Niederlanden Engpässe auf. Besonders produk-
tionsrelevante Forschungsarbeiten benötigen eine kapital-
intensive Ausstattung (z. B. bei der FuE zu High-k-Mate-
rialien), die sich die FuE-Akteure häufig nicht leisten
können. Eine Handlungsoption besteht deshalb in der
stärkeren Förderung der FuE-Infrastruktur. Bei anwen-
dungsorientierten Arbeiten kann dabei eine enge Koope-
ration mit privaten Akteuren sinnvoll sein, um einen
kostengünstigen und effizienten Wissenstransfer zu er-
reichen. So könnten sich öffentliche und industrielle FuE-
Einrichtungen/-Akteure Labors gemeinsam teilen (Saunier
2008).

Zur Stärkung der gesamten Innovationsprozesskette sollte
die Handlungsoption auch die (zumindest partielle) Un-
terstützung von kapitalintensiven Pilotanlagen beinhal-
ten. Konkrete Vorschläge hierfür existieren bereits, z. B.
fordert die task force Mikroelektronik (2009) den Aufbau
eines Schwerpunkts „3-D-Integration“ mit einer Pilot-
anlage am Standort Dresden. Allein die Kosten für den
Aufbau der Anlage werden allerdings auf einen dreistelli-
gen Millionenbereich geschätzt (task force Mikroelektro-
nik 2009).48 Deshalb ist in einem möglichst transparenten
Prozess zu klären, wo Bedarf für eine stärkere öffentliche
Unterstützung von Pilotanlagen in vorwettbewerblichen
Bereichen der Nanoelektronik besteht. Dies ist in der Re-
gel in risikoreichen oder hohe Anfangsinvestitionen er-
fordernden Gebieten (z. B. der Integration von Einzel-
technologien in ein Gesamtkonzept) der Fall. Darauf
aufbauend sind entsprechende Ideen auf ihre Realisie-
rungschancen, Einbindung in eine (europäische) Strategie
und ein angemessenes Kosten-Nutzen-Verhältnis kritisch
zu prüfen.

Im Hinblick auf die Begrenztheit öffentlicher Mittel so-
wie die Sicherung von Kostenbewusstsein und Markt-
orientierung bei den staatlich unterstützten Akteuren
sollte in der Regel in FuE- und kapitalintensiven Spitzen-
und Hochtechnologiesektoren ein sinnvoller Finanzie-
rungsmix aus verschiedenen privaten und öffentlichen
Quellen (u. a. Public Private Partnerships, Fremdkapital,
Fonds, Stiftungen, private Trägerschaften) zur Anwen-

48 Die Pilotlinie müsste aus einem Front-End- Teil und einem 3-D-Inte-
grationsteil bestehen. Die geschätzten Kosten für den 3-D-Integra-
tionsteil der Linie lägen bei rund 70 Mio. Euro. Die Kosten des
Front-End-Teils der Pilotlinie sind wesentlich höher und liegen im
Bereich von mehreren hundert Mio. Euro (task force Mikroelektro-
nik 2009).
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dung kommen (TAB 2007). Bereits heute bestehen einige
Public Private Partnerships in der Nanoelektronik (z. B.
Namlab). Sie bieten große Chancen, weil diese Koopera-
tionen häufig langfristig institutionell angelegt sind und
komplementäre Stärken in Forschung und Entwicklung
zusammengeführt werden (EFI 2009). Allerdings müss-
ten Freiräume der Forschungseinrichtungen und Hoch-
schulen (z. B. Publikation von Forschungsergebnissen)
weitestgehend bewahrt bleiben, da sonst die Gefahr einer
zu starken Abhängigkeit und Vernachlässigung der
Grundlagenforschung zugunsten der Anwendungsorien-
tierung entstehen kann. 

Bei allen genannten Optionen zur Förderung der For-
schungsinfrastruktur sind allerdings mögliche Konflikte
mit dem EU-Beihilferecht zu beachten: Die Genehmi-
gung hängt davon ab, ob im spezifischen Fall Marktver-
sagen nachgewiesen werden kann, und die Höhe des Bei-
hilfesatzes ist besonders bei experimenteller Forschung
begrenzt. Dabei sind unterschiedliche Möglichkeiten für
eine Vereinbarkeit denkbar (Kap. IV.3.2):

– Einwirkung auf Änderung des EU-Beihilferechts,
z. B. durch leichtere Erstattungsfähigkeit für Instru-
mente und Ausrüstung. Bei einer generellen Locke-
rung sind aber stärkere Mitnahmeeffekte durch private
Akteure aufgrund zunehmender öffentlicher FuE-
Finanzierung möglich.

– Nutzung ihres vergleichsweise großen Ermessens-
spielraums im FuEuI-Beihilferahmen durch die EU-
Kommission bei der Genehmigung von Förderungen
im Einklang mit einer europäischen Strategie zur Na-
noelektronik.

– Ausschließliche Nutzung der FuE-Infrastruktur für
nichtkommerzielle Zwecke, d. h., es werden keine
marktrelevanten Produkte entwickelt. In diesem Fall
fällt die Unterstützung nicht unter den Begriff der Bei-
hilfe im FuEuI-Beihilferahmen. Allerdings wird eine
private (Teil-)Finanzierung aufgrund des frei zugäng-
lichen öffentlichen Charakters der Infrastruktur zu-
nächst schwieriger. Eine Einbindung in die oben erläu-
terte Strategie und eine Konsensbildung zwischen
privaten und öffentlichen Akteuren zu wichtigen Be-
reichen der Grundlagenforschung kann diese Proble-
matik verringern. 

Entwicklung strategischer Geschäftsmodelle und 
Stärkung einer komplementären europäischen 
Vernetzung

Die Ausführungen in Kapitel II.3.3 haben gezeigt, dass
die weltweite Arbeitsteilung eng mit der Etablierung be-
stimmter Geschäftsmodelle verknüpft ist. Der Erfolg eini-
ger Länder (z. B. Taiwan, USA) wie auch die sinkende
Bedeutung von anderen Ländern (z. B. Japan) in der Na-
noelektronik wird zu einem bedeutenden Teil der Fokus-
sierung der Unternehmen auf geeignete Geschäftsmodelle
(z. B. „Foundries“ im Fall von Taiwan) und deren natio-
nale und internationale Vernetzung zugesprochen. Die ak-
tuelle europäische Situation wird von Experten dahinge-
hend kritisch gesehen (s. a. Lüthjen/Pawlicki 2009). Mit
der zunehmenden Breite an Produkten, verknüpft mit den
hohen FuE- und Produktionskosten in der Nanoelektro-
nik, haben viele europäische Unternehmen Schwierigkei-
ten, in jedem der Marktsegmente wettbewerbsfähig zu
bleiben. Der aktuelle Trend liegt daher in der Fokus-
sierung der Tätigkeit (z. B. „Fabless“- oder „Fablite“-
Modelle) oder der Spezialisierung auf konkrete Produkt-
bereiche (z. B. intelligente Logik für die Automobilelek-
tronik). Dies führt aber auch zu einer Zersplitterung der
europäischen Unternehmenslandschaft. Eine stärkere ge-
meinsame europäische Vernetzung der Unternehmen und
Forschungsstrategie kann es ermöglichen, Synergiepoten-
ziale besser auszuschöpfen, die steigenden Kosten für die
Entwicklung nächster Technologiegenerationen zu teilen
und eine kritische Masse in Marktsegmenten zu erreichen
sowie zum Teil branchenübergreifend verschiedene An-
wender bedienen zu können.

Nach Aussagen der befragten Experten bestehen aber er-
hebliche Probleme sowohl bei der vorwettbewerblichen
als auch bei der kommerziellen Vernetzung zwischen den
europäischen Akteuren. Bislang ist in Europa im Ver-
gleich zu anderen Regionen eine eher geringe Komple-
mentarität der Unternehmensaktivitäten zu beobachten.
Es sind bereits von verschiedenen Akteuren (z. B. SEMI
Europe) Bemühungen zur Verbesserung der Vernetzung
im Gange und Kooperationsvereinbarungen (z. B. zwi-
schen CEA LETI und Fraunhofer-Instituten in der FuE)
wurden getroffen. Tatsächlich zeigt sich aber trotz dieser
Vereinbarungen bislang nur eine begrenzte Zusammenar-
beit in der Praxis. Hierfür gibt es verschiedene Gründe:
Am häufigsten wird von den Experten die Konkurrenz
zwischen den wenigen Großunternehmen (u. a. STMicro-
electronics, Infineon) in den verschiedenen europäischen
Clustern als Hemmnis genannt, da die Unternehmen in
ähnlichen Marktsegmenten tätig sind und über ähnliche
Kernkompetenzen bzw. ähnliches Know-how verfügen.
Eine Zusammenarbeit birgt das Risiko, strategisches Wis-
sen zu verlieren. Daneben bestehen laut den befragten
Experten weitere Probleme bei der Zusammenarbeit
durch eine mangelnde Verständigung sowie eine fehlende
soziale und räumliche Nähe.

Für eine bessere Vernetzung wäre eine Profilbildung mit
engen Komplementaritäten zwischen den europäischen
Unternehmen und entsprechenden Kooperationen wün-
schenswert. Ein aktuelles Positivbeispiel sind die Mitte
2009 geschlossenen Lieferverträge zwischen STMicro-
electronics (Frankreich) und der kurz zuvor aus AMD ab-
gespaltenen Produktionsstätte am Standort Dresden (Glo-
balfoundries) zur Entwicklung und Produktion von
Produkten im Bereich der 40 nm-Low-Power-Bulk-Tech-
nologie. Nach Einschätzung einiger Experten ist eine
Kooperation erst durch die vertikale Geschäftsmodellbe-
ziehung möglich geworden. Ein solcher Vertrag wäre
zwischen den bis dahin vollintegrierten Unternehmen
AMD und STMicroelectronics kaum denkbar gewesen,
aufgrund der Sorge des Verlusts von strategischem,
marktrelevantem Know-how an direkte Konkurrenten. 

Die Politik hat auf diese Entwicklung der Industriestruk-
tur und Netzwerke einen begrenzten Einfluss; nach
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Expertenaussagen dominieren die jeweiligen Eigeninte-
ressen der Großunternehmen die Anreize durch For-
schungsgelder. Es bestehen aber politische Unterstüt-
zungsmöglichkeiten, z. B. in Form der intensiveren Ver-
ständigung auf gemeinsame Förderbedingungen oder ei-
ner stärkeren Förderung von vorwettbewerblichen
Verbundprojekten in europäischen Förderprogrammen
(Kap. V.II).

Investitionsförderung 

Im Aufbau von kapitalintensiven Produktionsanlagen liegt
laut den befragten Experten ein zentraler „bottleneck“ zur
Kommerzialisierung der FuE-Ergebnisse. In diesem Sze-
nario bildet deshalb eine Intensivierung der Investitions-
förderung für Nanoelektronikproduktionsstätten eine wich-
tige komplementäre Option zur Sicherung der gesamten
Wertschöpfungskette (bis zum Schritt des „packaging“). 

Allerdings ist die mögliche Förderhöhe bei einer spezifi-
schen Investitionsförderung (in Form von Zuschüssen
o. Ä.) im Vergleich zu den nichteuropäischen Ländern
derzeit durch die EU-Beihilfenkontrolle eingeschränkt
(Kap. III). Die Option einer deutlichen Erhöhung der In-
vestitionsförderung kann deshalb nur bei gleichzeitiger
Anpassung des EU-Beihilferechts (v. a. bei den Förderin-
tensitäten) und den damit verbundenen Risiken stattfin-
den (siehe nächster Abschnitt). 

Wenn eine Änderung nicht möglich ist, wäre ein mög-
lichst breiter Mix an Fördermaßnahmen anzustreben.
Dieser besteht aus spezifischen Beihilfen, in der Höhe,
die nach geltendem EU-Beihilferecht möglich ist. Ergän-
zend sollten weitere staatliche Unterstützungsmaßnah-
men zur Anwendung kommen, die nicht unter die Beihil-
fenkontrolle fallen. Denkbar wären Erleichterungen bei
den Abschreibungsmöglichkeiten im Steuerrecht bei
Neuinvestitionen oder indirekte Unterstützungen der For-
schungsprogramme bzw. Förderprojekte (z. B. produk-
tionsprozessbezogene Verbundprojekte), von denen die
infrage kommenden Unternehmen profitieren können. Da
solche Optionen aber unter Umständen nahe an einer
„Dehnung“ bzw. Umgehung der Ziele der EU-Beihilfen-
kontrolle liegen könnten, sind sie vorab genau zu prüfen
und begrenzt einzusetzen. Es lässt sich aber nur schwer
beurteilen, ob solche Maßnahmen letztendlich ausrei-
chen, um ein ähnliches Niveau an Investitionsanreizen
wie in anderen Ländern (z. B. USA, asiatische Länder) zu
erreichen.

Bei den gewählten Instrumenten der Investitionszu-
schüsse ist sowohl die Wirkung auf die Standortbindung
als auch auf den Staatshaushalt zu beachten (Expertenin-
terviews; Hennersdorf et al. 2009). Nach Möglichkeit
sind in die Verträge Kooperationen mit inländischen FuE-
Einrichtungen als immaterielle strategisch wichtige Ge-
genleistung einzubeziehen, Standortgarantien in Verhand-
lungen zu vereinbaren sowie eine Form des Zuschusses
mit einer möglichst langen Laufzeit zu wählen. Vorteil-
haft wäre auch die Zusammenführung von Unterneh-
menskonsortien beim Bau von Produktionsanlagen, um
so die Abhängigkeit des Standorts von einzelnen Großun-
ternehmen zu limitieren.
Ansätze zur Änderung des EU-Beihilferechts 
bezüglich der Investitionsförderung

Zur Erhöhung des regionalen und nationalen Spielraums
sind bei der Investitionsförderung verschiedene Formen
einer Änderung des EU-Beihilferechts denkbar. Diese
weisen jeweils Vor- und Nachteile auf:

– Ein stark selektiver Eingriff wäre die Einführung eines
sektoralen Beihilferahmens, der spezifische Rege-
lungen für die Nanoelektronik enthält. Dieser Bei-
hilferahmen würde konsequenterweise eine höhere
nationale Förderung von Investitionen und der For-
schungsinfrastruktur ermöglichen. Dabei besteht aber
das Risiko eines Dominoeffekts. Vertreter anderer
Wirtschaftssektoren werden ähnliche Ausnahmen an-
streben und gegebenenfalls erreichen. Die Wirksam-
keit der EU-Beihilfenkontrolle schränkt sich in einem
solchen Fall stark ein.

– Eine ähnliche Möglichkeit wären Ergänzungsklauseln
im multisektoralen Regionalbeihilferahmen. Diese
könnten explizit Ausnahmen für die Nanoelektronik
ermöglichen oder implizit Kriterien beinhalten, die
den Charakteristika der Nanoelektronik (u. a. hohe
Kapitalintensität, hohe Marktvolatilität) entsprechen. 

– Ein weniger selektiver, aber weitreichender Eingriff
wäre die generelle Erhöhung der Beihilfeintensitäten
für Großinvestitionen. Dies würde die Nanoelektronik
nicht gezielt gegenüber anderen Technologien oder
Sektoren bevorzugen. Allerdings wäre dies gleichbe-
deutend mit einer Umkehrung des Aktionsplans staat-
licher Beihilfen und des damit verbundenen Ziels, ins-
gesamt weniger sektorale Beihilfe zu gewähren
(Kap. IV.2). 

– Ein vorsichtigerer Eingriff, der in weniger Fällen zur
Anwendung kommen würde, wäre eine Entspre-
chungsklausel im Produktionsbereich analog zum Bei-
hilferahmen für FuE und Innovation (FuEuI). Eine
solche Klausel würde es ermöglichen, die Beihilfe-
intensitäten bei Drittländerwettbewerb zu erhöhen.
Dabei wäre eine Verbesserung der Praktikabilität einer
solchen Klausel im Vergleich zum FuEuI-Beihilfe-
rahmen anzustreben (Kap. IV.3.2). Möglichkeiten
hierfür sind die Vereinfachung oder eine aktive Unter-
stützung durch die Europäische Kommission beim
Nachweis, dass andere Länder stärker fördern (Exper-
teninterviews; Technopolis 2008).

Jeder Eingriff wäre hierbei behutsam auszuwählen, um
die Bestimmungen der EU-Beihilfenkontrolle nicht zu
stark auszuhöhlen. Dabei wäre auch zu überlegen, die
Rechtsänderungen mit anderen strategischen Maßnahmen
der EU zu verbinden, wie z. B. mit der „Lead-Market“-
Initiative oder der geplanten Förderung von Schlüssel-
technologien. 

Stärkung innovationsfördernder Nachfrage 

Die Nachfrage nach innovativen Halbleiterprodukten und
-anwendungen kann gezielt gestärkt werden, indem die
Innovations- und Diffusionsprozesse aktiv unterstützt
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werden. Rechtfertigungsgründe können hohe Einstiegs-
kosten, bislang nicht erreichte Netzwerkeffekte (insbe-
sondere bei IuK-Produkten), unvollständige Informatio-
nen (z. B. bezüglich Bedürfnisse der Nachfrage) oder
fehlende Infrastruktur sein (Edler 2007; Edler/Georghiou
2007).

Denkbare Beispiele in der Nanoelektronik wären u. a. Re-
gelungen zur Energieeffizienz von Elektronikprodukten,
die zu einem erhöhten Bedarf an neuen innovativen ener-
giesparenden Chips und entsprechenden technologischen
Weiterentwicklungen führen können. Deutsche Unterneh-
men könnten hier ihre komparativen Stärken in der Leis-
tungselektronik nutzen. In anderen Bereichen ist eine di-
rekte staatliche Nachfrage von Gütern, die innovative
Halbleiterprodukte beinhalten, möglich, wie z. B. Im-
plantate in der Medizintechnik. 

Inländische Anbieter könnten hierdurch, sofern sie in den
entsprechenden Märkten wettbewerbsfähig sind, größen-
bedingte Kostenvorteile und hohe technologische Kom-
petenz auf neuen Märkten erzielen und somit einen Vor-
sprung im internationalen Wettbewerb erreichen. Diese
Maßnahmen wären zugleich mit der EU-Beihilfenkon-
trolle oder den WTO-Richtlinien vereinbar, wenn sie
nicht stark wettbewerbsverzerrend ausgestaltet sind (z. B.
keine gesetzlich festgelegte Bevorzugung inländischer
Anbieter). Allerdings ist eine zielgerichtete Ausgestal-
tung dieser Instrumente zur Förderung der Wettbewerbs-
fähigkeit von Unternehmen am Standort Deutschland
bzw. Europa schwierig. Wichtige Gründe sind dabei
(siehe ausführlicher Edler 2007; Edler/Georghiou 2007;
SVR 2009):

– In vielen Marktsegmenten der Nanoelektronik sind
außereuropäische Hersteller führend. Sie können mög-
licherweise schneller als europäische Unternehmen
auf diese staatlich beeinflussten Nachfrageimpulse
reagieren und von diesen Maßnahmen profitieren.
Deutsche oder europäische Hersteller und Zulieferer
würden in diesem Fall nur begrenzt – im Extremfall
überhaupt nicht – profitieren. 

– Die Programme können je nach Ausgestaltung zu ho-
hen, schwer abschätzbaren Staatsausgaben oder Be-
lastungen von Konsumenten bzw. Anwenderunterneh-
men führen. Als ein aktuelles Beispiel gilt die
Förderung von Solaranlagen (SVR 2009). Durch eine
vergleichsweise hohe staatliche Förderung und eine
starke Entwicklung der Nachfrage wird der Staats-
haushalt stärker belastet als vorauszusehen war. Bei
dem anderen oben genannten Beispiel der möglichen
regulatorischen Festsetzung einer höheren Energie-
effizienz könnten nach Expertenaussagen die Elektro-
nikhersteller (= Anwender von Halbleiterchips) durch
entstehende Kosten (z. B. für FuE) ihre preisliche
Wettbewerbsfähigkeit verlieren.

– Der staatlich induzierte Konsum sollte nah an aktuel-
len und zukünftigen Bedürfnissen und Nachfrage pri-
vater Akteure liegen. Letztere ist aber insbesondere
für staatliche Akteure schwer voraussehbar. Privat-
wirtschaftliche Akteure werden sich deshalb mögli-
cherweise für die falschen Märkte entscheiden: Sie
werden sich nicht am langfristigen Bedarf der privaten
Kunden orientieren, sondern für die staatlich unter-
stützten Märkte entscheiden, da diese kurzfristig ren-
tabler sind.

Trotz dieser Einschränkungen bilden nachfrageseitige
Politikmaßnahmen prinzipiell eine interessante komple-
mentäre Handlungsoption in diesem Szenario. Gerade die
hohe Unsicherheit für Privatakteure in neuen Märkten im
„More-than-Moore“-Bereich könnte reduziert und An-
reize für komplementäre Investitionen geschaffen wer-
den. Da die potenziellen Anwendungsgebiete (z. B. Me-
dizin-, Energie-, Umwelttechnik) und Möglichkeiten des
Programmdesigns vielfältig sind, lassen sich auf Basis
der Expertengespräche und Erkenntnisse aus der Literatur
nur folgende Konturen für eine Ausgestaltung ableiten:
Auswertungen von Praxisbeispielen haben gezeigt, dass
der Erfolg am ehesten dort auftritt, wo ein sehr spezifi-
scher und den Kontextbedingungen (eines Sektors oder
einer Technologie) angepasster Mix an Instrumenten ge-
nutzt wurde (Edler 2007). Ein Instrument allein reicht oft
nicht aus, um die genannten notwendigen Bedingungen
(dauerhafte Nachfrage, Aufbau inländischer Kapazitäten
etc.) für einen nachhaltigen Erfolg zu schaffen. Deshalb
wäre eine Kombination der Nachfrageförderung mit an-
deren Politikinstrumenten zur Erreichung der gewünsch-
ten Wirkung von hoher Bedeutung, z. B. eine gleichzeitig
intensive Förderung des Know-how-Aufbaus im nachfra-
geseitig geförderten Marktsegment. Daneben kann eine
Verbindung des Programms mit missionsorientierten
Zielen (z. B. höhere Mobilität, Gesundheit, Nachhaltig-
keit) die Akzeptanz der Maßnahmen erhöhen (Expert
Group Report 2009). Bei der konkreten Ausgestaltung
wären möglichst empfohlene Kriterien zur Vermeidung
bestimmter Risiken (u. a. TAB 2007) einzuhalten, wie
z. B. eine zeitliche Begrenzung, eine degressive Ausge-
staltung und eine hohe Wettbewerbsorientierung bei der
Ausgestaltung des Programms (u. a. Aktivierung einer
hohen Anzahl an Akteuren). Dabei sollten mögliche Ziel-
konflikte (z. B. langfristige Planbarkeit vs. zeitliche Be-
grenzung) vorab geprüft werden.

5. Zusammenfassung der Handlungs-
optionen

Die allgemeinen und szenariospezifischen Handlungsop-
tionen sind in Tabelle 13 zusammengefasst. Dabei ist ers-
tens zu betonen, dass die dargestellten Handlungsoptio-
nen nicht das gesamte Spektrum an Handlungsoptionen
darstellen, sondern vor allem diejenigen Optionen näher
beleuchten, die im Zuge der nanoelektronikspezifischen
Untersuchungen als besonders bedeutend identifiziert
werden konnten.49 Zweitens sind einige szenariospezifi-
sche Maßnahmen in dem jeweils anderen Szenario nicht
zwingend ausgeschlossen. Beispielsweise wäre eine stär-

49 Für allgemeine Handlungsoptionen zur Förderung von forschungs-
und wissensintensiven Branchen siehe z. B. EFI (2010) oder TAB
(2007).



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 107 – Drucksache 17/4982
kere europäische Vernetzung auch im Szenario „Rahmen-
setzende Politik“ eine mögliche Handlungsoption. 

Insgesamt wird deutlich, dass sich die beiden Szenarien
vor allem hinsichtlich der Unterstützung der Wissensba-
sis sowie der industriellen Akteure/Produktion unter-
scheiden. Während das Szenario „Rahmensetzende Poli-
tik“ vor allem bei der FuE-Förderung (insb. für KMU)
ansetzt, liegt der Fokus im Szenario „Aktive sektorale
Technologie-/Industriepolitik“ auf der Förderung der ge-
samten Wertschöpfungskette. 

Tabelle 13 enthält darüber hinaus eine akteursspezifische
Zuordnung der Maßnahmen. Hierbei wird zwischen Wirt-
schaftsakteuren und den verschiedenen Politikebenen
(regional/Bundesland, national/Deutschland, EU-Ebene)
unterschieden. Die nachfolgende akteursspezifische Zu-
ordnung basiert auf den Ergebnissen der Experteninter-
views sowie der zur Beschreibung der Optionen bzw. In-
strumente verwendeten Literatur. Zu beachten ist, dass in
Tabelle 13 nur die Hauptakteure in den Handlungsoptio-
nen angegeben sind. Bei einigen Optionen können auch
weitere Akteure in gewissem Rahmen aktiv werden. Zum
Beispiel ist die innovationsfördernde Nachfrage auch auf
regionaler Ebene denkbar, da dort die öffentliche Hand,
z. B. als Eigentümer von Krankenhäusern, die Nachfrage
nach medizintechnischen Produkten beeinflussen kann.
Ta b e l l e  13

Allgemeine und szenariospezifische Handlungsoptionen

Handlungsoptionen zuständige Akteure

allg. Szenario Politik Wirt-
schaft

Wissen-
schaft

rahmen-
setzende 
Politik

aktive 
Indus-
trie-

politik

re-
gional

na-
tional EU

Wissensbasis

Verbesserungen in der euro-
päischen Förderpolitik

x x x 1 x

Erhöhung der FuE-Ausgaben x x x x x 2 x

Förderung der Aus- und Weiter-
bildung

x x x x 3

steuerliche Förderung von FuE x x 2

Ausrichtung der FuE-Förderung 
an KMU-Bedürfnisse

x x x 2

internationale Ausrichtung der 
FuE-Förderung

x x x 2

FuE-Förderung von Design-/
Equipmentunternehmen

x x x 2 3

Schwerpunktsetzung bei FuE-
Förderung

x x x 3 x

Förderung der FuE-Infrastruktur x x x x 3

Wissenstransfer und -vernetzung

Förderung Wissenstransfer, 
Wissenschaft und Industrie

x x x x x x x x

Unterstützung von Koopera-
tionen industrieller Akteure

x x x x x x x

industrielle Akteure und Produk-
tion
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1 Ohne nationale Initiativen und Bemühungen ist eine Änderung unwahrscheinlich. 
2 Diese Maßnahmen sind auch auf europäischer Ebene denkbar. Die möglichen Ansätze auf europäischer Ebene sind Bestandteile in der Hand-

lungsoption „Verbesserungen in der europäischen Förderpolitik“.
3 Insbesondere bei diesen Optionen ist eine enge Abstimmung mit der Industrie wichtig.
Quelle: eigene Darstellung

Entwicklung strategischer Ge-
schäftsmodelle und Stärkung der 
europäischen Vernetzung

x x x x

Sicherung von ein/zwei Produk-
tionsstätten in Europa

x 1 x x

Unterstützung der Internatio-
nalisierung von KMU

x x x x

Investitionsförderung x x x

Änderung des EU-Beihilferechts x 1 x

Nachfrage und Rahmenbedin-
gungen

globale Beihilferegelung x x x x x

Entwicklung einer einheitlichen 
Strategie

x x x x x x

innovationsfördernde Nachfrage x x

Handlungsoptionen zuständige Akteure

allg. Szenario Politik Wirt-
schaft

Wissen-
schaft

rahmen-
setzende 
Politik

aktive 
Indus-
trie-

politik

re-
gional

na-
tional EU
n o c h  Tabelle 13
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Akteursliste Expertenbefragung

Quelle: eigene Darstellung

Sektorgliederung nach Forschungs- und Wissensintensität

Definitionen

Wirtschaftsbranchen mit einem Anteil der FuE-Gesamtaufwendungen am Umsatz (FuE-Intensität) von 3,5 Prozent
oder höher gelten als forschungsintensiv. Hochwertige Technologien (z. B. Fahrzeugbau) weisen eine FuE-Intensität
zwischen 3,5 Prozent und 8,5 Prozent, Spitzentechnologien (z. B. in der pharmazeutischen Industrie) von über
8,5 Prozent auf.

Wissensintensive Branchen sind Wirtschaftsbranchen, in denen der Anteil der Hochschulabsolventen, der Beschäftig-
ten mit natur- und ingenieurwissenschaftlicher Ausbildung und/oder der Beschäftigten mit Forschungs-, Entwicklungs-
und Konstruktionstätigkeiten überdurchschnittlich hoch ist.

AIXTRON AG

AMTC 

BMBF

CATRENE

ENIAC

GFWW

HAP 

IBM Entwicklung 

Infineon Technologies 

Infineon Technologies (externer Mitarbeiter)

Intel

KIT

Namlab 

NIMS 

NXP Semiconductors

Ortner Group

Robert Bosch 

SEMI Europe

TU München

Wirtschaftsförderung Dresden

Wirtschaftsförderung Sachsen
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Liste forschungs- und wissensintensiver Sektoren

forschungs- und wissensintensive Industriebranchen: Herstellung von …

pharmazeutischen Erzeugnissen

chemischen Erzeugnissen

Maschinen

Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen

Geräten der Elektrizitätserzeugung und -verteilung u. Ä.

Erzeugnissen der Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentechnik

Erzeugnissen der Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik

Kraftwagen und Kraftwagenteilen

sonstigen Fahrzeugen (u. a. Wasser-, Schienen-, Luftfahrzeuge)

übrige wissensintensive Industrien

Herstellung von Kokerei- und Mineralölerzeugnissen, Spalt- und Brutstoffen

Erzeugung und Verteilung von Elektrizität und Fernwärme

Gewinnung und Verteilung von Wasser

wissensintensive Dienstleistungen

Luftfahrtleistungen

Nachrichtenübermittlungsdienstleistungen

Dienstleistungen des Kredit- und Versicherungshilfsgewerbes

Dienstleistungen des Grundstücks- und Wohnungswesens

Dienstleistungen der Vermietung beweglicher Sachen (ohne Personal)

Dienstleistungen der Datenverarbeitung und von Datenbanken

Forschungs- und Entwicklungsleistungen

Unternehmensnahe/-bezogene Dienstleistungen

Dienstleistungen des Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesens

Kultur-, Sport- und Unterhaltungsdienstleistungen

sonstige Sektoren des produzierenden Gewerbes (Teil 1)

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Fischerei und Fischzucht

Gewinnung von …

Kohle und Torf

Erdöl, Erdgas (inkl. diesbezüglicher Dienstleistungen)

Uran- und Thoriumerzen

Erzen

Steinen und Erden, sonstigen Bergbauerzeugnissen
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Herstellung von …

Nahrungs- und Futtermitteln

Getränken

Tabakwaren

Textilien

Bekleidung

Leder und Lederwaren

Holz und Holzerzeugnissen

Holzstoff, Zellstoff, Papier, Karton und Pappe

Papier-, Karton- und Pappwaren

Verlagserzeugnissen

Druckerzeugnissen, bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern

sonstige Sektoren des produzierenden Gewerbes (Teil 2)

Gummiwaren

Kunststoffwaren

Glas und Glaswaren

Keramik, bearbeitete Steine und Erden

Roheisen, Stahl, Rohren und Halbzeug daraus

NE-Metallen (u. a. Edelmetalle, Aluminium, Zink, Kupfer) und erste Bearbeitung 

Gießereierzeugnissen

Metallerzeugnissen

Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten, Sportgeräten, Spielwaren u. Ä.

Sekundärrohstoffen

Erzeugung und Verteilung von Gasen

vorbereitende Baustellenarbeiten, Hoch- und Tiefbauarbeiten 

Bauinstallations- und sonstige Bauarbeiten

sonstige Dienstleistungssektoren 

Handelsleistungen mit Kfz, Reparatur an Kfz, Tankleistungen

Handelsvermittlungs- und Großhandelsleistungen

Einzelhandelsleistungen, Reparatur an Gebrauchsgütern

Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen

Eisenbahndienstleistungen

sonstige Landverkehrsleistungen, Transportleistungen in Rohrfernleitungen

Schifffahrtsleistungen

Dienstleistungen bezüglich Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Verkehr
n o c h  Tabelle 15
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Kosten der Chipproduktion (in US-Dollar)

Quelle: Lüthjen/Pawlicki 2009

Dienstleistungen der Kreditinstitute

Dienstleistungen der Versicherungen (ohne Sozialversicherung)

Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung, Verteidigung

Dienstleistungen der Sozialversicherung

Erziehungs- und Unterrichtsdienstleistungen

Abwasser-, Abfallbeseitigungs- und sonstige Entsorgungsleistungen

Dienstleistungen von Interessenvertretungen, Kirchen u. Ä.

sonstige Dienstleistungen

Dienstleistungen privater Haushalte

65 nm 45 nm 32 nm

Prozesstechnologie FuE 1,5 Mrd. 2,4 Mrd. 3 Mrd.

Produktionsanlagen (Gigafab, ca. 
100.000 Wafer/Monat)

1–2 Mrd. 3 Mrd. 5–10 Mrd.

Chipdesign/Produktentwicklung k.A. 20–40 Mrd. 75 Mrd.

Maskenherstellung 3 Mio. 9 Mio. k A.
n o c h  Tabelle 15
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